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Wegelagerer

Es liegt nicht gerade in ihrer Natur, auch nur auf den kleinsten
Vorteil von Anbeginn verzichten zu können. Deshalb schieben und
drängen sie sich, noch bevor Fronten vollends aufgewühlt und
Widersprüche zugespitzt an das Ende ihrer Bedeutung gelangt sind, mit
territorialer Wucht und lärmenden Begleiterscheinungen raumgreifend
sowie drohend und bedrückend den indessen viel zu kleinen und längst
besetzten Plätzen schamlos auf. Dabei kommt es ihren Interessen
durchaus förderlich entgegen, kleinere Rangeleien und Zerstörungen
auszulösen.

Alles in allem sind die zumeist vertrauten Wegelagerer, in welchem
Status ihrer Entwicklung auch immer fixiert, als solche für jedermann
leicht auszumachen. Deshalb sollte der Umstand wohl kaum irritieren,
daß gerade diese Wegelagerer im Prozeß ihrer Umstrukturierung und
Neuausrichtung ihre Absichten und Ziele, wenn auch in überschaubaren
Fristen, auf diese Weise deutlich präsentieren. Sie liegen oder lagern
allen übrigen Möglichkeiten doch sprichwörtlich im Wege. Der Raub im
Kern aber definiert ihre Perspektive, ihr Wesen und ihre Profession.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. Februar 2019
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KURSUS/5057: Herten - "Italienisch von Anfang an", 12 Termine ab 20. September 2019


Stadt Herten

Italienisch von Anfang an



Der Kurs bietet eine systematische Einführung in die italienische
Sprache. Im Unterricht wird von Anfang an weitgehend Italienisch
gesprochen - keine Sorge, Sie werden merken, dass dies, neben dem
eigentlichen Lernen, auch eine Menge Spaß für Ihren Lernprozess
bringt.

7714

Serena Pelonero

freitags, 17.30 - 19 Uhr

ab 20. September 2019

12 Termine (24 UStd)

Städt. Gymnasium

72 Euro (erm. 50 Euro / HP 36 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

VHS Herten

Resser Weg 1

45699 Herten

Tel.: (0 23 66) 303 510

www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. September 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. September 2019 
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LESUNG/4364: Cuxhaven - "Europa ohne Ende" von und mit Oliver Lück am 25.9.2019


Stadt Cuxhaven

Europa ohne Ende

Oliver Lück - Der Menschenjournalist zu Gast im Museum "Windstärke 10"



"EUROPA OHNE ENDE - von Ländern, Menschen und Geschichten" so lautet
das aktuelle Bilderabenteuer von Oliver Lück. Seit 1996 reist der
Journalist und Geschichtensammler, Buchautor und Fotograf durch Europa
und fasst seine Erfahrungen und Abenteuer zu wunderbaren Geschichten
zusammen - ganz so wie das Leben sie schreibt.

Mit diesem aktuellen Bildband tourt er bereits seit längerem durch
Deutschland und am 25. September macht der Viellesende halt in
Cuxhaven, im Museum "Windstärke 10" und wird aus seinem aktuellen Buch
ab 19.30 Uhr vortragen.

Eintrittskarten hierfür gibt es ab sofort in der Kulturinformation im
Schlossgarten, Tel 04721-62213 oder in Museum "Windstärke 10" in der
Ohlroggestraße 1.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. September 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. September 2019 
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ARTIKEL/342: "Das kleine Handbuch" der NPT Prep Com (ZivilCourage)


ZivilCourage - Nr. 3 / 2019

Magazin der DFG-VK

"Das kleine Handbuch" der NPT PrepCom

Konferenzdiplomatie praktisch

Von Verena Grießhaber



Selbst langjährigen Atomwaffenaktivist*innen wird es schwer fallen,
die folgenden Fragen zu beantworten: Wie läuft eine Konferenz wie die
NPT PrepCom(*) eigentlich ab? Wer diskutiert dort über die nukleare
Abrüstung? Welche Ergebnisse sind zu erwarten? Auch ich konnte mir vor
unserer Reise nach New York, trotz der Vorbereitung, kaum vorstellen,
was mich erwartet.

Mit der Ernennung des diesjährigen Vorsitzenden, des
Abgeordneten Syed Mohammad Hasrin Aidid aus Malaysia, begann in den
UN-Headquarters in New York die letzte von jeweils drei
Vorbereitungskonferenzen, die sich im Vorfeld der alle fünf Jahre
stattfindenden Überprüfungskonferenz des Atomwaffensperrvertrages
ereignen. Alle 191 Staaten, die den 1970 in Kraft getretenen
Atomwaffensperrvertrag unterschrieben haben, waren auch jetzt wieder
dazu eingeladen, Teil der zehntägigen Konferenz zu sein.

Im Jahr 2000 wurde von den Staaten beschlossen, die
Vorbereitungskonferenzen thematisch voneinander abzugrenzen. Während
es in den ersten beiden Jahren einer Konferenzperiode darum geht,
spezifische inhaltliche Fragen zu bearbeiten, die den Vertrag und
dessen Umsetzung betreffen, beschäftigt sich die dritte
Vorbereitungskonferenz explizit damit, einen sogenannten
Konsensbericht zu erstellen, in dem unter Berücksichtigung der
Ergebnisse der ersten beiden Jahre eine Empfehlung für die
Überprüfungskonferenz enthalten ist. Um Letzteres ging es auf der NPT
PrepCom im Mai.

Nachdem wir die Sicherheitsschleusen am ersten Tag der
Konferenz überwunden hatten, bot sich uns in den Headquarters der
Vereinten Nationen in New York ein eindrückliches Bild. Geschäftiges
Treiben, letzte Gespräche und Tastengeklapper. Das waren die ersten
Eindrücke, die wir bei Betreten des Trusteeship Council, des
Plenarsaals für die NPT PrepCom, bekamen. Während die Delegierten der
Länder im Saal unten Platz nahmen, bot sich uns, den Vertreter*innen
der Nichtregierungsorganisationen, die Möglichkeit, von einer Empore
herab den ganzen Raum zu überblicken.

In seiner Eröffnungsrede betonte der malaysische Delegierte die
Bedeutung des Jahres 2020, das das 50. Jubiläum des Vertrages
markiert. Er appellierte außerdem an die teilnehmenden Delegierten,
einander zuzuhören. "Verständnis, Respekt und Sensibilität sind
wichtig. Alle Beteiligten müssen den Vertrag gemeinschaftlich
unterstützen", so der Vorsitzende.

Im Plenarsaal der NPT PrepCom gaben die einzelnen Staaten vormittags
ihre Statements ab. Dabei wurden unterschiedliche Interessen deutlich,
über die im Laufe des Nachmittags debattiert wurde.

Nach den Eingangserklärungen der Länder folgten die Statements der
Vertreter*innen der Zivilgesellschaft. Mandy Lüssenhop, Teilnehmerin
unserer Jugenddelegation, vertrat mit einer grandiosen Rede die
Gesamtheit aller anwesenden Jugenddelegationen. Mit ihrer klaren
Forderung nach einer atomwaffenfreien, friedlichen Welt und der
dringenden Bitte an die Delegierten und Regierungsvertreter*innen, die
Gefahr eines erneuten nuklearen Wettrüstens ernst zu nehmen, erhielt
die Rede - entgegen der Sitzungsordnung - nicht nur seitens der
Zuhörer, sondern auch aus den Reihen der Delegierten Applaus.

"Wir, die Jugend [...], sind heute hier vereint [...]. Wir sind die
nächste Generation und fordern die verantwortlichen Führenden der
globalisierten Weltgemeinschaft nachdrücklich auf, unsere Bedürfnisse
und Wünsche zu respektieren, damit diese Gesellschaft frei von
Atomwaffen ist. Wenn wir diesen wunderbaren Planeten Erde gemeinsam
nutzen, sollten wir fest entschlossen sein, eine Welt in Frieden zu
schaffen", schloss Mandy Lüssenhop ihre Rede.

Neben der Hauptkonferenz im großen Sitzungssaal fanden tagsüber
verschiedene Side Events statt. Diese wurden von den Delegationen
verschiedener Länder und den verschiedenen teilnehmenden
Friedensorganisationen organisiert. In den unterschiedlichsten
Aufmachungen fanden sich Möglichkeiten, Themen aus unterschiedlichen
Blickwinkeln zu betrachten und auf detailliertere Fragen rund ums
Thema Atomwaffen einzugehen.

Vor allem ging es bei den Events um die Frage, wie notwendige
Rahmenbedingungen für Abrüstung geschaffen werden können. Auch
thematisch gestaltete Ausstellungen und abendliche Empfänge boten eine
Möglichkeit des ungezwungenen internationalen Austausches - gerade für
die Delegierten der Zivilgesellschaft wichtig, um sich zu vernetzen.
Doch nicht nur das. Wir verfolgten vor allem ein Ziel: Wir wollten
gehört werden.

In Diskussionen und Gesprächen vertraten wir unsere Standpunkte
gegenüber Vertreter*innen Deutschlands, aber auch der USA, Russlands,
des Irans, Liechtensteins und einiger weiterer Länder. In Kleingruppen
befragten wir die Delegierten zu den Positionen ihrer Länder. Dabei
fielen klare Worte: "Der Atomwaffenverbotsvertrag wird kommen.
Spätestens bis 2020 werden 50 Länder den Vertrag unterschrieben haben.
Die Frage ist: Möchte Deutschland dann auf der richtigen Seite der
Geschichte stehen?", fragte unsere Delegierte Judith Butzer den
deutschen Abrüstungsbeauftragten. Ein neue Denkweise müsse her. Die
Gefahr eines drohenden atomaren Wettrüstens ernst zu nehmen, das
forderten wir immer wieder von den Delegierten.

Ziel sei es nicht, endlose Diskussionen zu führen, sondern sachlich
korrekt zu argumentieren. "Auch wenn wir hauptberuflich nicht alle im
politischen Bereich arbeiten. Wir haben uns in zwei
Vorbereitungsseminaren und in den Wochen vor der Reise intensiv in die
Thematik eingearbeitet. Profession hin oder her - es geht uns allen um
unsere Zukunft. Wir wollen unsere Bedenken klar machen und zeigen,
dass wir nicht zum Vergnügen hier sind", erklärte Kathi Müller, unsere
Delegationsleiterin.

Das Hauptziel der Konferenz wurde dieses Jahr jedoch verfehlt.
Ein Konsensbericht aller Staaten mit einer Empfehlung für die
Überprüfungskonferenz wurde, wie erwartet, nicht verabschiedet. Dass
die Staaten sich nicht einmal auf eine gemeinsame Empfehlung für die
Überprüfungskonferenz 2020 einigen konnten, macht wenig Hoffnung auf
eine baldige und ernsthafte qualitative Abrüstung der Atomwaffen.

Trotzdem und gerade deswegen sind der Atomwaffensperrvertrag, die
Konferenzen und die bilateralen Gespräche, die auf ihr geführt werden,
notwendig, damit der Dialog zwischen den Staaten nicht abbricht. Und
damit die Vision einer atomwaffenfreien Welt kein Traum bleibt.


Verena Grießhaber, 20, ist seit Anfang des Jahres
DFG-VK-Mitglied und macht eine Ausbildung als Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegerin. 


(*) Die Abkürzung steht für Preparatory Committee (PrepCom)-Meeting 
for the Review Conference of the Parties to the Treaty on 
the Non-Proliferation of Nuclear Weapons (NPT)

(Sitzung des Vorbereitungsausschusses für die Überprüfungskonferenz 
der Vertragsparteien des Vertrags über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen) 
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STANDPUNKT/372: Friedens- und Umweltbewegung - Schritte zur Zusammenarbeit (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Friedens- und Umweltbewegung: Schritte zur Zusammenarbeit

Von Karl-Heinz Peil - Weltnetz.tv, 10. September 2019



Über die Notwendigkeit gemeinsamer Aktionen von Friedens- und
Umweltbewegung wird vor allem seit dem Aufkommen der "Fridays for
Future"-Bewegung viel diskutiert. Doch über welche gemeinsame
Losungen, Diskurs-Ebenen und praktischen Schritte kann das gelingen?


Bester Kimaschutz: Kein Krieg für Öl!

Derzeit droht ein Krieg durch die USA gegen den Iran. Deshalb bestand
bei einer Aktionskonferenz in Frankfurt am 17.8. auch Einigkeit
darüber, die Losung "Kein Krieg für Öl" schwerpunktmäßig einzusetzen,
um einen neuen Golfkrieg zu verhindern. Bekanntlich einte sich vor dem
Irak-Krieg 1990-1991 die deutsche Friedensbewegung hinter der Losung
"Kein Blut für Öl". Der Krieg selbst erwies sich dann auch als
Umweltkatastrophe in schlimmster Ausprägung. Zunächst waren es die
brennenden Ölfelder, die von irakischen Truppen in Kuwait entzündet
und erst nach neun Monaten vollständig gelöscht wurden. Später
entstand der Begriff des "Golfkriegs-Syndroms" durch die seitens der
USA eingesetzte Uranmunition, wie auch 1999 auf dem Balkan und in
wesentlich größerem Maße 2003 wieder im Irak. Uranmunition kann als
die schlimmste Langzeit-Umweltkatastrophe durch Kriegsführung
überhaupt bezeichnet werden. Deshalb ist Krieg die größte Katastrophe
für Umwelt und Klima.

Das gilt aber bereits für die weltweite US-Militärpräsenz, die vor
allem in der Golf-Region konzentriert ist. Eine im Juni 2019
veröffentlichte Studie der US-Politologin Neta C. Crawford berechnete
den katastrophalen Beitrag des US-Militärs zum Klimawandel, der sich
vor allem ergibt, wenn man dessen CO2-Fußabdruck auch auf die US-
Rüstungsindustrie erweitert. In der von der Brown-University in den
USA herausgegebenen Studie wird darüber hinaus auch auf die paradoxe
Situation des Pentagons hingewiesen. Wörtlich heißt es:

"Das Pentagon betrachtet den Klimawandel als eine Bedrohung für
militärische Einrichtungen und Operationen sowie für die Sicherheit
der Bevölkerung und beschäftigt sich darüber hinaus damit, ob der
Klimawandel zu Massenmigration, Konflikten und Kriegen führt. Doch das
Pentagon erkennt nicht an, dass sein eigener Treibstoffverbrauch
wesentlich zu diesen Problemen beiträgt. Das Militär verwendet viel
fossile Brennstoffe, um den Zugang zum Öl am Persischen Golf zu
schützen. Da der aktuelle Trend darin besteht, dass die USA weniger
abhängig vom Öl werden, kann es aber sein, dass diesbezügliche
Missionen nicht mehr als essentiell angesehen wird und damit die
Präsenz am Persischen Golf reduziert werden könnte." [1]

Diese Aussage ist eindeutig: Militärische Abrüstung der USA wäre eine
gute Maßnahme gegen den Klimawandel und die nationale Sicherheit der
USA zugleich. "Kein Krieg für Öl" ist deshalb auch ein guter
Ansatzpunkt, um für Aktionen der Friedensbewegung den Aktivitäten
gegen den Klimawandel wie bei Fridays for Future auf anschauliche
Weise näher zu kommen.


Gewaltige Ressourcen sind vorhanden: 100 Mrd. Euro

Doch bei aller Zuspitzung auf die drohende Klimakatastrophe durch den
andauernden Einsatz fossiler Brennstoffe geht es um wesentlich mehr.
Ein einfaches Verständnis für die Gesamtheit aller Umweltprobleme und
den daraus sich ergebenden dringenden, umfassenden Handlungsbedarf
erschließt sich, wenn man das Volumen der umweltpolitisch
fehlgeleiteten Ressourcen kennt. Das Umweltbundesamt hat bereits 2012
eine detaillierte Berechnung aller umweltschädlichen Subventionen
erstellt, die für den Bundeshaushalt relevant sind und hierfür einen
Betrag von 57 Mrd. Euro ermittelt, woran sich bis heute wenig geändert
hat [2]. Die größten Fehlsteuerungen erfolgen beim Straßen- und
Flugverkehr sowie bei den Energiepreisen für Großunternehmen. Nach
Meinung des Umweltbundesamtes sind ca. 90% dieser direkten und
indirekten Subventionen klimarelevant. Hieran anknüpfend kann man den
"Verteidigungshaushalt" in ähnlicher Weise als politische
Fehlsteuerung bezeichnen. Einen praktisch nachweisbaren Nutzen haben
Bundeswehreinsätze lediglich bei (Umwelt-) Katastropheneinsätzen im
Inneren, wo aber eine entsprechende Ressourcen-Aufstockung von
Technischem Hilfswerk und Feuerwehren zielführender wäre. Die Summe
von umweltschädlichen Subventionen und unsinnigen Rüstungsausgaben
kann deshalb in der Größenordnung von 100 Mrd. Euro pro Jahr beziffert
werden, bezogen nur auf den Bundeshaushalt, wozu vor allem noch
erhebliche EU-Mittel für ebenfalls umweltschädliche Agrarsubventionen
kommen.

Was zum umfassenden Handlungskatalog gehört, ist z.B. in einem
kürzlich veröffentlichten gemeinsamen 8-Seiten-Papier von
Umweltverbänden unter der Überschrift "Klimakrise - Was jetzt getan
werden muss" zusammen gestellt worden [3]: Unter anderem beinhaltet
dieses folgende Forderungen:


	schneller Kohleausstieg und Wechsel zu 100% erneuerbare Energien

	Verkehrswende zugunsten von Bahnfahrten, Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene, kommunale Verkehrswende zugunsten von ÖPNV, Fuß- und Fahrradverkehr

	Agrarwende zur Reduzierung von Massentierhaltung und Fleischkonsum

	Auf- und Umforstung der Wälder

	bezahlbarer Wohnraum mit energieeffizienten Heizungen

	Industriepolitik mit Kreislaufwirtschaft und eine intensivere bzw. geteilte Nutzung von Produkten

	Investitionsprogramm mit Abbau umweltschädlicher Subventionen, Umlenkung der EU-Agrarmittel und eine Vermögensabgabe

	CO2-Bepreisung aufkommensneutral und sozialverträglich




Sozial-ökologische Transformation

Was zu tun ist, kann am besten mit den in mehreren Varianten
erfolgenden Umschreibungen "sozial-ökologisch" als "Wende",
(gesellschaftlicher) "Umbau" oder "Transformation" thematisiert.
Inwieweit hierbei auch eine Schwammigkeit besteht, kann an dieser
Stelle nicht weiter diskutiert werden, da viele Begriffe auch
fortlaufend einen Bedeutungswandel erleben. Konsequent wäre jedenfalls
die Forderung nach einer sozial-ökologischen Revolution. Innerhalb der
Gewerkschaft IG Metall ist diese Forderung angekommen, wie die
Großdemo am 29. Juni in Berlin und eine im Nachgang erstellte
gemeinsame Erklärung mit Umweltverbänden aufgezeigt hat. Allerdings
wird die Politik der IG Metall dadurch beeinflusst, dass etwa ein
Drittel der beruflich aktiven Mitglieder in der Automobilindustrie
arbeiten und deshalb eher der Umbau auf "grüne" Technologien mittels
Elektroautos damit gemeint ist, um auf diesem Wege die Rolle
Deutschlands als Export-Weltmeister aufrecht zu erhalten. Das heißt:
Der Ausbau von Arbeitsplätzen in der Windenergie-Branche, die
ebenfalls in der IG Metall organisiert sind, gerät dem gegenüber ins
Hintertreffen. "Sozial-ökologisch" ist aber auch verknüpfbar mit
Konversionskonzepten für die Rüstungsindustrie, auch wenn diese
Aufgabe quantitativ und qualitativ nicht mit der Autoindustrie
vergleichbar ist.

Mittlerweile erklären immer mehr Kommunen den Klimanotstand, eine
zunächst symbolische Aktion und damit zunächst mal ähnlich gelagert
wie der Anfang d.J. von ICAN gestartete Städteappell #ICANSave meine
Stadt [4]. Es gibt allerdings einen gravierenden Unterschied: Der
kommunale Klimanotstand wird in der Regel über die bloße Symbolik
hinaus zum Dach für eine Reihe von umweltpolitischen Maßnahmen der
Kommune, wie z.B. die Reduzierung des Pkw-Verkehrs zugunsten von
Fahrradwegen und ÖPNV. Umweltbewegte können im Unterschied zu
Friedensbewegten meistens auf reale (Teil-)Erfolge verweisen.


Der gemeinsame Gegner: Das Großkapital

Ein Beispiel für die erfolgreiche Verknüpfung völlig verschiedener
Themen gibt es von Winfried Wolf, der in Innsbruck bei Fridays for
Future-Schülerinnen und Schülern ein "streikendes Klassenzimmer" mit
einer Unterrichtseinheit über Kapital und Klima die Themen
Fleischkonsum, EU-Aufrüstung und Autoverkehr verknüpfte.
(EU-Aufrüstung und PESCO sind ja innerhalb der Friedensbewegung
eigentlich ein eher sperriges Thema). Sein Fazit der
"Unterrichtsstunde" lautete: Niemand wurde überfordert. Alle gingen
mit [5].

Um mit Jugendlichen, die sich über Fridays for Future politisieren,
bildungsmäßig die Relevanz von Friedensthemen zu vermitteln, gibt es
natürlich eine Vielzahl von Themen, die hier nur stichwortartig
aufgeführt werden können:


	Kapitalismus: Treiber für Ressourcenverschwendung und Krieg

	Atomenergie: sowohl sowohl zivil wie auch militärisch das größte Sicherheitsrisiko für die Menschheit

	UN-Nachhaltigkeitsziele: als sozial-ökologische Transformation nur mit weltweiter Abrüstung erreichbar

	Militär als Klimakiller - auch ohne Krieg

	Umweltkriege des 20. und 21. Jahrhunderts als Langzeit-Hypothek für Natur und Menschheit

	Militärische Altlasten in Grundwasser und auf Meeresboden als toxische Zeitbomben

	Bundeshaushalt als Spiegel des umfassenden Handlungsbedarf für Umweltaufgaben und Abrüstung

	regionale Umweltbelastungen durch Militär: nicht nur rund um die Air Base Ramstein



Zum Verständnis des gemeinsamen Gegners gehört aber auch das Wissen um
die Vorgehensweisen von einflussreichen Lobbygruppen des Großkapitals,
die aktuell das Thema Klimaschutz in ihrem Sinne umdeuten, um
politische Aktivitäten auszubremsen. In rechtskonservativen Medien
erfolgt dieses beispielsweise mit Stichwörtern wie "Klimahysterie",
"Augenmaß" beim Klimaschutz und "Mythen der Klimajünger". Zu diesem
gezielt und sehr geschickt inszenierten Lobbyismus kommt, dass sich
Industrieunternehmen als beste Klimaschützer darstellen, was für
Umweltbewegte seit langem unter dem Begriff "Greenwashing" bekannt
ist. Ein Beispiel dafür ist aktuell der VW-Konzern, der ungeachtet
seiner kriminellen Machenschaften beim Dieselskandal sich jetzt mit
Elektroautos als Vorreiter im Klimaschutz präsentiert.


Organisations-intern Themenfelder bündeln

Viele zivilgesellschaftliche Organisationen besetzen sowohl
umwelt- wie auch friedenspolitische Themen. Programmatische und
aktionsorientierte Verzahnung sind jedoch praktisch überall
ausbaufähig.

Die Naturfreunde Deutschlands haben bereits 2017 auf ihrem
Bundeskongress ein sozial-ökologisches Manifest auf den Weg gebracht,
das auch auf die notwendige Verknüpfung von Umwelt- und
Friedensbewegung verweist.

Für die Ärzteorganisation IPPNW spielte schon immer der enge
Zusammenhang von ziviler und militärischer Nutzung der Atomenergie
eine zentrale Rolle. Dazu gehört auch der Einsatz von Uranmunition,
als eine der gravierendsten Umweltbelastungen durch Kriegsführung.
So heißt es z.B. in einer aktuellen Pressemitteilung der IPPNW vom
23.8. über den Klimawandel als größte Gefahr für die globale
Gesundheit:

"Auch die Atomenergie, die Befürworter zunehmend wieder als Lösung
 der Energieprobleme des 21. Jahrhunderts propagieren, ist keine
 Option für eine klimafreundliche Energieversorgung. Sie ist teuer,
 gefährlich und eine wichtige Triebkraft für die Proliferation bzw.
 Verbreitung von Atomwaffen und radioaktivem Material."



Die seit 1988 aktiven "NaturwissenschaftlerInnen in der Initiative
Verantwortung für Frieden und Zukunftsfähigkeit" (NatWiss) können auch
mit anders gelagerten, aktuellen Schwerpunkten, wie den Kampf für
Zivilklauseln an Hochschulen die Verbindung zu den Umweltthemen
herstellen.

Attac ist an zahlreichen zivilgesellschaftlichen Bündnissen beteiligt,
bei denen Umweltfragen eine große Rolle spielen, wie z.B. bei "Ende
Gelände" gegen den Braunkohleabbau am Hambacher Forst und der Lausitz.
Die seit 2001 bestehende bundesweite AG Globalisierung und Krieg wurde
in den letzten Jahren leider durch lähmende Abgrenzungsdebatten
einzelner Akteure innerhalb der Gesamtorganisation in Mitleidenschaft
gezogen und war bisher relativ wenig aktionsorientiert präsent.

Kirchliche Organisationen sind in ihrem politischen Engagement vor
allem gegen Rüstungsexporte sowie für einen gerechten Welthandel mit
einer kritischen Sicht auf die sogenannte Entwicklungshilfe für die
dritte Welt aktiv. Hier sind die von der UNO beschlossenen und von
2016 bis 2030 umzusetzenden Nachhaltigkeitsziele bzw. Social
Development Goals die Basis für eine integrierte Herangehensweise.

Im Bundestag ist die Partei Die LINKE eine relativ große Stütze für
die Friedensbewegung. Sowohl innerhalb der Partei wie demgemäß auch
nach außen hin spielte ökologische Kompetenz bisher hingegen keine
Rolle. Allerdings gibt es bereits seit 1994 (über die Vorgängerpartei
PDS) die Ökologische Plattform, von der seit 2005 zahlreiche
qualifizierte Schriften zur Umweltpolitik aufgelegt wurden, die über
die letzten Jahren hinweg wenig an Aktualität eingebüßt haben. Zu
verdanken ist dieses überwiegend der naturwissenschaftlichen und
marxistischen Expertise von Prof. Dr. Götz Brandt, der eine
DDR-Sozialisation vorzuweisen hat. So erschien z.B. bereits 2011 eine
sehr umfangreiche Broschüre unter dem Titel "Im Krieg und im Frieden -
Militär vernichtet Umwelt" [6].

Leider wurden ökologische Themen innerhalb der Parteiführung bisher
sehr geringschätzig behandelt, was vor allem dessen Verkettung mit dem
sozialpolitischen Anspruch der Partei betrifft. Für die Wahrnehmung
durch Fridays for Future gilt hingegen, dass aktuell Die LINKE in der
Regierungskoalition in Brandenburg den Braunkohleabbau mit unterstützt
und dadurch ein Glaubwürdigkeitsproblem hat.


Umweltverbände werden allgemeinpolitischer

Nicht zu unterschätzen sind auch die Rückwirkungen der Debatte auf die
Umweltbewegung selbst. Der Vorsitzende des BUND Hubert Weiger war von
Anfang an ein wichtiger, persönlicher Unterstützer der Initiative
"Abrüsten statt Aufrüsten". In der bereits genannten Erklärung der
beiden mitgliederstärksten Naturschutz- und Umweltverbände BUND und
NABU mit der IG Metall ("Gemeinsame Eckpunkte") heißt es [7]:

"Energiewende, Mobilitätswende, Wärmewende - all diese
 Herausforderungen werden unsere Gesellschaft, unsere Gewohnheiten
 und nicht zuletzt unsere Wirtschaft und Industrie stark verändern.
 Sie treffen auf eine Gesellschaft, die sozial tief gespalten ist.
 Dies ist nicht naturgegeben, sondern das Ergebnis einer
 neoliberalen Regierungspolitik und gefährdet inzwischen auch die
 Reformfähigkeit unseres Landes.

 Deshalb verwahren wir uns davor, wenn ausgerechnet die Urheber der
 sozialen Spaltung nun den Klimaschutz hiermit ausbremsen wollen.
 Wir treten sowohl für eine effektive Klimaschutzpolitik als auch
 für eine aktive Politik zur Verringerung der sozialen Spaltungen
 ein."




Anmerkungen:


[1] Studie von Neta C. Crawford über US-Militär und Klimawandel 

https://watson.brown.edu/costsofwar/papers/ClimateChangeandCostofWar

teilweise deutsche Übersetzung: 

http://umwelt-militär.info/?Extraseiten/2019-08_Uebersetzung_Costs-of-War

[2] Umweltschädliche Subventionen, Link zur PDF-Fassung der Ausgabe
von 2016: 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/479/publikationen/uba_fachbroschuere_umweltschaedliche-subventionen_bf.pdf

[3] 8-Seiten-Papier von Umweltverbänden: "Klimakrise - Was jetzt getan
werden muss" 

https://www.bund.net/fileadmin/user_upload_bund/publikationen/klimawandel/klimawandel_klimakrise.pdf

[4] ICAN-Städteappell 

https://www.icanw.de/ican-staedteappell/

[5] Winfried Wolf: Eine leicht gekürzte Fassung erschien in
Lunapark21, Heft 46, S. 52-55. Eine stark gekürzte Fassung ist
enthalten im Friedensjournal Nr. 572019, Online abrufbar unter: 

http://www.frieden-und-zukunft.de/pdf/fj/FJ_2019-5.pdf

[6] Die Broschüren der Ökologischen Plattform sind abrufbar
unter:

https://www.oekologische-plattform.de/publikationen/broschurenreihe-beitrage-zur-umweltpolitik/

[7] Gemeinsame Eckpunkte der IG Metall mit NABU und BUND als
PDF:

https://www.igmetall.de/download/20190710_Erkl_rung_BUND_NABU_IGM_1bf343a30d004a12002efd0332050b319657e168.pdf
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AUSSICHTEN/8738: Und morgen, den 12. September 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 12.09.2019 bis zum 13.09.2019 +++
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GRENZEN/172: Dramatische Lage in der Ägäis - PRO ASYL fordert europäische Solidarität (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 11. September 2019

Dramatische Lage in der Ägäis: 

PRO ASYL fordert europäische Solidarität Abschiebung in die Türkei ist
rechtswidrig



PRO ASYL fordert die griechische Regierung und die anderen EU-Statten,
insbesondere Deutschland, auf, die dramatische und sich zusehends
zuspitzende Situation in der Ägäis zu entschärfen und die rechtswidrigen
Zustände für Asylsuchende in Griechenland zu beenden.

»Flüchtlinge in der Ägäis drohen zum Spielball der Machtinteressen der
Türkei, Griechenlands und der EU-Staaten zu werden. Ihr Rechtsanspruch auf
Schutz wird systematisch ignoriert«, kritisiert Günter Burkhardt,
Geschäftsführer von PRO ASYL. PRO ASYL fordert die Aufnahme Schutzsuchender
von den griechischen Inseln sowie den Zugang zu einem fairen Asylverfahren
innerhalb der EU.

Auf den griechischen Inseln harren mehr als 25.000 Menschen aus; rund 40%
von ihnen sind UNHCR-Angaben zufolge Kinder und Jugendliche unter 17
Jahren. PRO ASYL unterstützt die Forderung Griechenlands, vordringlich
Minderjährigen die Weiterreise in andere EU-Staaten zu ermöglichen.

Türkei ist kein sicherer Drittstaat

Auf entschiedene Kritik stößt die nach Medienberichten geplanten
Verschärfungen des griechischen Asylrechts und der Anwendung des 
EU-Türkei-Deals. Demnach ist vorgesehen, die Türkei zum »sicheren Drittstaat« zu
erklären und auch vom Festland aus Schutzsuchende in die Türkei
zurückzubringen.

Die Aufforderung der EU-Kommission und laut Spiegel-Online-Bericht auch der
deutschen Behörden, die Rückführungen in die Türkei im Rahmen des Deals zu
verstärken, geht vollkommen an der Realität vorbei. Die Türkei ist nicht
sicher. Eine Abschiebung in die Türkei kann eine Kettenabschiebung in die
Herkunftsländer nach sich ziehen. Die Türkei hat die Genfer
Flüchtlingskonvention (GFK) nur mit geographischem Vorbehalt ratifiziert.
Es gibt für Afghan*innen, Syrer*innen und andere keinen Schutz nach der
GFK.

Auch für Syrer*innen hat sich die Situation in der Türkei
verschärft

Die Flüchtlinge in der Türkei geraten zunehmend in eine ausweglose
Situation: Sie werden einem Vertreibungsdruck ausgesetzt, dem Europa
tatenlos zusieht.

Syrer*innen droht erzwungene Rückkehr nach Syrien. Seit Mitte Juli wurden
hunderte syrische Flüchtlinge abgeschoben, u.a. in die weiterhin umkämpfte
Region Idlib. Am 22. Juli setzte der Gouverneur von Istanbul den in der
Stadt lebenden syrischen Flüchtlingen ohne Registrierung oder mit
Registrierungen aus anderen Regionen eine Frist von einem Monat, um in
diese Regionen zurück zu kehren. Schon in der Woche davor wurde aber laut
Berichten angefangen, Syrer*innen verstärkt zu kontrollieren.

In der Türkei wurde zudem die Möglichkeit der Inhaftierung Schutzsuchender
ausgeweitet. Unter Androhung unlimitierter Haft werden Syrer*in
Abschiebehaft dazu genötigt, ihrer »freiwilligen« Rückkehr zuzustimmen. Von
freiem Willen kann unter diesen Umständen nicht die Rede sein. Berichte
gehen von mehreren Tausend abgeschobenen Syrer*innen allein im Juli 2019
aus.

Diese Abschiebungen sind ein klarer Verstoß gegen das völkerrechtliche
Abschiebungsverbot, das sogenannte Refoulement-Verbot, denn in Syrien droht
weiterhin politische Verfolgung und Gefahr durch Kämpfe - besonders in
Idlib, welches täglich vom Assad-Regime bombardiert wird.

Die Abschiebungen reihen sich ein in eine generell für syrische Flüchtlinge
verschärfte Lage in der Türkei. So haben schon 2018 mehrere Provinzen,
darunter auch Istanbul, aufgehört Syrer*innen zu registrieren - wodurch sie
ohne Status und ohne Schutz in der Türkei leben. Auch wachsen die
Ressentiments in der Türkei gegen Flüchtlinge und es kommt zu Übergriffen.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 11. September 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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AUSSTELLUNG/432: Berlin - Die wechselhafte Geschichte des Kulturzentrums Gabriela Mistral in Chile, 12.9.-31.10.2019


Allendes Internationale - Pressemitteilung vom 2. September 2019

Politik am Bau. Die wechselhafte Geschichte des Kulturzentrums
Gabriela Mistral (Santiago, Chile)

Ausstellungseröffnung 

Donnerstag, 12.09.2019, 19:30 Uhr 

Galerie Olga Benario, Richardstr. 104, 12043 Berlin-Neukölln



Allendes Internationale und die Galerie Olga Benario präsentieren vom
12. September bis 31. Oktober 2019 die Ausstellung Politik am Bau. Die
wechselhafte Geschichte des Kulturzentrums Gabriela Mistral (Santiago,
Chile). Das Gebäude steht sinnbildlich für den gesellschaftlichen und
politischen Wandel Chiles - mit seinen Umbrüchen, Kontroversen und
Widersprüchen.

Bis heute gibt es Spuren des 1000 Tage währenden demokratischen
Sozialismus in Chile. Direkt im Zentrum Santiagos findet sich ein mehr
als 20.000 Quadratmeter großer Fußabdruck: das Kulturzentrum Gabriela
Mistral (GAM).

Doch nur wenige kennen die knapp 50-jährige Geschichte des Gebäudes.
Sie ist wie ein Brennglas des gesellschaftlichen und politischen
Wandels in Chile und schreibt sich auch im Jahr 2019 fort.

Errichtet wurde der Komplex in weniger als einem Jahr, unter
Beteiligung Tausender Freiwilliger, für eine UN-Konferenz im Jahr
1972. Das Chile Salvador Allendes begrüßte die Welt. Danach war der
Bau ein Fixpunkt des urbanen und politischen Lebens, beherbergte
Konzerträume, Ministerien und ein großes subventioniertes Restaurant.
Nur 17 Monate später beendete ein Militärputsch das bunte Miteinander:
die Militärjunta wählte das Gebäude als Regierungssitz und plünderte
die von namhaften Künstler*innen gestifteten Werke. Nach Ende der
militärisch-zivilen Diktatur diente das Gebäude als Verwaltungssitz.
Im Jahr 2005 zerstörte ein Brand große Teile des Baus; Forderungen
nach einem Abriss wurden laut. 2007 entschied sich die Regierung für
einen Wiederaufbau, als einen offenen Ort kultureller Begegnungen. Und
dennoch bleibt das GAM bis heute ein umkämpfter Raum, in dem nicht nur
um Erinnerung gerungen wird, sondern auch um mehr kulturelle und
politische Teilhabe.

"Politik am Bau" sucht unter dem rostbraunen Cortenstahl der Fassade
nach den sozialen Sedimenten der vergangenen fünf Jahrzehnte. Die
Ausstellung nähert sich der Geschichte des Gebäudes mit einer
Videoinstallation, einem Zeitstrahl und holographischen Projektionen
verlorener Objekte des GAM.

Die Eröffnung findet am Donnerstag, 12. September um 19:30, mit einer
Einführung in die Ausstellung, einer offenen Debatte und einem
musikalisch-filmischem Begleitprogramm statt.

Öffnungszeiten: Do. - Sa., 15-19 Uhr und nach vorheriger Absprache
unter 030-784 56 73.

Die Ausstellung ist Teil der Veranstaltungsreihe Septiembre Popular.
Mehr Informationen unter: 

https://www.internationalallende.org/


Allendes Internationale - Das Projekt im Überblick


Die Vorgeschichte

Die Projektidee entstand 2013 mit einer Recherche in Brasilien. Die
Untersuchung über brasilianische Exilanten in Chile nach dem
militärisch-zivilen Putsch 1964 machte deutlich, dass Ende der 1960er
Jahre immer mehr Menschen aus der ganzen Welt und aus sehr
unterschiedlichen Gründen nach Chile kamen. Weitere Recherchen unter
Beteiligung von Forschenden, Aktivist*innen und Kulturschaffenden aus
Brasilien und Chile zeigten, dass ein Großteil dieser Menschen nach
dem Staatsstreich 1973 Chile verlassen musste. In Gesprächen in
Santiago de Chile wurde deutlich, welches erinnerungspolitische
Potential in diesen Biographien steckt. Im Jahr 2017 begann unser
damals dreiköpfiges Projektteam, erste Interviews zu führen und eine
Publikationsidee zu entwickeln.


Die crossmediale Website

Auf der Website internationalallende.org werden seit September 2018
die Lebensgeschichten internationaler Unterstützer und
Unterstützerinnen der Unidad Popular vorgestellt. Dabei erzählt unser
"anti-biographischer" Ansatz Geschichte und Geschichten abseits der
bekannten Namen und leistet einen Beitrag zu einem differenzierteren
Verständnis jener Zeit. Wir porträtieren damalige Protagonisten in
Text und bewegten Bildern, erstellen crossmediale
Hintergrundinformationen und entwickeln einen transnationalen
Nachrichten-Zeitstrahl. Kommentare oder Beiträge zu Recherche und
Dokumentation sind ausdrücklich erwünscht. Eine besondere
Web-Applikation ermöglicht es allen, von Zuhause aus direkt
Videobotschaften hochzuladen, um Geschichten oder Fragen zu den 1000
Tagen chilenischem Sozialismus zu teilen. Wir setzen diese Beiträge
dann in Dialog mit dem von unser recherchierten Material ganz nach dem
Motto: Geschichte wird gemeinsam geschrieben.


Die Veranstaltungen

Zur Auftaktveranstaltung fand am 6. September 2018 im Salon der
Rosa-Luxemburg-Stiftung statt Zeitzeugen aus Frankreich und
Deutschland, die Anfang der 1970er als junge Familien in Chile lebten,
traten dabei erstmals in Dialog mit dem Publikum. Im ersten Halbjahr
2019 organisierte Allendes Internationale zwei partizipative
Theaterstücke und eine Diskussionsveranstaltungen in Chile. Jetzt im
September 2019 finden neben der vorgestellten Fotoausstellung "1000
Tage / 6 Blicke" unter dem Titel "Septiembre Popular" ab dem 12.9.
noch weitere Veranstaltungen in der Galerie Olga Benario in Berlin
statt (siehe beiligendes Programm). Den Projektabschluss bildet eine
interaktive Multimedia-Austellung im Mai 2020, die parallel Besucher
in Santiago und Berlin ansprechen und zu einem kommunikativen
Austausch einladen wird.


Chronologie der Widersprüche -

Eine kurze Geschichte des GAM-UNCTAD III

1971-2019

1971. Die Vereinten Nationen (UNO) debattieren intensiv die Ursachen
von Unterentwicklung und Möglichkeiten zu ihrer Überwindung. Chile
wirbt erfolgreich dafür, die für April 1972 geplante Dritte Konferenz
für Handel und Entwicklung (UNCTAD III) in Santiago durchzuführen.

Die sozialistische Regierung Salvador Allendes plant einen mehr als
40.000 Quadratmeter großen avantgardistischen Neubau. Doch für die
Verwirklichung dieser symbolischen Begegnungsstätte bleiben nur zehn
Monate Zeit. Unterstützer und Gegner fragen sich: Ist ein solches
Unterfangen überhaupt möglich?

Im Juni 1971 ernennt die Regierung das Architektenteam: Hugo Gaggero,
José Medina, Juan Echeñique, José Covacevic und Sergio González. Sie
alle sind Vertreter eines utopischen Architekturbegriffs, Erben des
Bauhauses, die technische, architektonische und soziale Aspekte
verbinden wollen.

Mit der Koordination der Arbeiten wird Miguel Lawner, ebenfalls
Architekt und Leiter der Urbanisierungsbehörde CORMU betraut. Lawner
orientiert sich seit längerem an skandinavischen Modellen der
Stadterneuerung, die Verdrängungen zu vermeiden suchen. So beschließt
CORMU, dass neue Gebäude zum Herzstück des Umgestaltungsprogramms San
Borja zu machen, ein Projekt, dass die innerstädtische Segregation
Santiagos aufbrechen will.

Baubeginn ist der 9. August 1971. Umgesetzt wird der Vorschlag José
Medinas, aus der Architektengruppe, eine Art "Zelt" oder "Tisch" zu
bauen. Diese Corten-Stahl-Konstruktion ruht auf einer Reihe großer
Betonstützen. Ein solches System erlaubt es, das Gebäude nach unten
"hängend" an der Stahlkonstruktion und gleichzeitig von unten nach
oben zu bauen.

Der Bau des Konferenzgebäudes wird von der Baufirma DESCO
durchgeführt. Nach Ideen des britischen Kyberneten Stafford Beer
entwickelt DESCO dafür ein revolutionäres Baukomitee-Modell: Alle
Pläne und Aufgaben werden auf Versammlungen von Führungskräften und
Arbeitern diskutiert und dann gemeinsam Entscheidungen getroffen.

Der CORMU-Ingenieur Hellmuth Stuven weist 75 Projektmanager auf der
UNCTAD III-Baustelle in die Nutzung einer speziellen Software (PERT)
ein, die helfen soll, den engen Zeitplan einzuhalten. Die Grundidee
ist, damit einen Pfad einzelner Aktivitäten anzulegen, die dann in
strenger zeitlicher Reihenfolge ausgeführt werden.

Viele herausragende Künstler*innen spenden Werke für das Gebäude der
UNCTAD, u.a. Roberto Matta, Mario Carreño, Guillermo Núñez, Marta
Colvin, José Balmes, Roser Bru, Nemesio Antúnez, der Weidenflechter
"Manzanito", Santos Chávez, die Stickerinnen der Isla Negra, Mario
Toral, Gracia Barrios, Samuel Román, Francisco Brugnoli, Iván Vial,
Eduardo Vial, José und Venturelli.

Anfang Dezember 1971 wird das Richtfest des Gebäudes mit einem großen
Grillfest gefeiert. Salvador Allende stellt den Wein. Während der
Feierlichkeiten spricht der Präsident zu den Arbeitern: "Sie haben die
epochale Bedeutung dieses Bauwerks verstanden. Dieses Richtfest
erlaubt mir, Teil dieser Freude zu werden, die uns überwältigt. In
euch bestätigt sich mein tiefer Glaube an die chilenischen Arbeiter."

Am 3. April 1972 wird das Gebäude der UNCTAD III eingeweiht. Auf der
Plakette am Eingang, die von dem Künstler Samuel Román gestaltet
wurde, steht: "Dieses Gebäude spiegelt den Geist der Arbeit, die
kreative Fähigkeit und den Einsatz der Menschen in Chile wider,
vertreten durch: ihre Arbeiter, ihre Techniker, ihre Künstler, ihre
Fachleute. Es wurde in 275 Tagen erbaut und am 3. April 1972 während
der Regierung des Kameraden Salvador Allende G., Präsident der
Republik, fertiggestellt."

Am 13. April 1972 öffnete die UNCTAD III ihre Türen für 3.000
Delegierte aus 140 Ländern. Präsident Salvador Allende hält die
Eröffnungsrede im Plenarsaal. Er schließt mit den Worten: "Die
Leidenschaft und der Eifer, mit dem die Bevölkerung dieses Gebäude
gebaut hat, sind ein Symbol für die Leidenschaft und den Eifer, mit
dem Chile zum Aufbau einer neuen Menschheit beitragen will, die Not,
Armut und Angst verschwinden lassen wird, auf diesem und auf anderen
Kontinenten."

Im September 1972 wird das Gebäude als Metropolitanes Kulturzentrum
Gabriela Mistral der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Es soll fortan
für kulturelle Aktivitäten, Konzerte und Ausstellungen genutzt werden.
Außerdem werden ein Postamt und eine Mensa eröffnet, die täglich 5.000
Mahlzeiten zu günstigen Preisen anbietet. In die Räumlichkeiten des
Turms ziehen das Frauensekretariat und das Jugendsekretariat ein.

Nach dem Putsch am 11. September 1973, schließt die Militärjunta unter
Kommando von Augusto Pinochet das Kulturzentrum und macht es zu ihrem
Hauptquartier. Mit der Beschlagnahmung des Gebäudes beginnt auch die
Plünderung der Kunstwerke, von denen viele bis heute verschwunden
sind.

Im Dezember 1973 macht ein Dekret das Gebäude offiziell zum Sitz der
Militärjunta. Zu Ehren eines autoritären Führers des 19. Jahrhunderts
wird es in Edificio Diego Portales umbenannt. Bis 1981 nutzt das
militärisch-zivile Regime den Ort als Operationszentrum.

Ab dem 11. März 1981 richten Mitglieder der Regierungsjunta ihre Büros
im Turm des Gebäudes ein, darunter ehemals renommierte Juristen wie
Jorge Hübner und überzeugte Putschisten und Folterer wie José Toribio
Merino Castro und Fernando Matthei Aubel.

Nach Ende der 17-jährigen Besetzung durch Vertreter*ìnnen der
militärisch-zivilen Diktatur nutzen die nun wieder demokratisch
gewählten Regierungen der Mitte-Links-Koalition Concertación
(1990-2006) Teile des Gebäudes für Konferenzen und Tagungen. Das
Gebäude erhält jedoch nicht vollständig seinen öffentlichen Charakter
zurück. Das Ministerium für Nationale Verteidigung bleibt noch bis
2017 alleiniger Nutzer des Turms.

Am 5. März 2006 beschädigt ein Großbrand, verursacht durch die
mangelnde Wartung des Stromnetzes, den Ostflügel des Kongresszentrums
und mehrere Säle. Gegen den Willen des Immobiliensektors, rechter
Kreise und Architekten wie Mathias Klotz, die einen Abriss fordern,
beruft die damalige Präsidentin Michelle Bachelet ein Ministerkomitee
ein, um den Umbau des Gebäudes einzuleiten.

Im Jahr 2010 wird der Gebäudekomplex wieder eröffnet, als Centro
Cultural Gabriela Mistral. Die Einweihung obliegt der nun wieder
regierenden Rechten. Präsident Sebastian Piñera erntet während der
gesamten Zeremonie Buhrufe.

In den folgenden Jahren zieht der Raum eine große Anzahl von
Besucher*innen an, aber auch "zweifelhafte Mieter", darunter eine
teure Weinhandlung und ein Turnschuh-Design-Labor. Die öffentliche
Aneignung findet ihren Raum unter den überdachten Plätzen des
Gebäudes: Bis heute treffen sich hier regelmäßig Jugendliche, um in
Gruppen ihre eigenen Choreographien einstudieren.

2018 erklärt der Minister für Nationale Güter, Felipe Ward den Turm
des GAM für "unbewohnbar". Auf diese Weise wird das Projekt der
Vorgängerregierung, hier Büros für soziale Projekte einzurichten,
gestoppt. Erst nach Protesten und einer Bürgerbefragung revidiert die
Regierung ihre Entscheidung. Es wird vereinbart, dass die Gemeinde
Santiago künftig acht und andere soziale Initiativen die übrigen 14
Stockwerke nutzen können - eine Übergabe der Räume steht bis heute
aus.

Im Oktober 2018 ernennt das Kulturministerium Andrés Rodriguez zum
neuen Präsidenten des Verwaltungsrates des GAM. Rodriguez arbeitete ab
1981 als Direktor des Stadttheaters von Santiago, wo er eine starke
künstlerische Zensur etablierte und pompöse Galas für die Militärjunta
abhielt. Dass er diesen Posten bis 2015 innehatte überrascht. Sein
Aufstieg zum Leiter des GAM ist ein besorgniserregender Rückschlag für
die chilenische Demokratie.

2019 werden die Bauarbeiten für die zweite Stufe des GAM-Umbaus wieder
aufgenommen. Entstehen soll u.a. ein neuer Saal für 1800
Zuschauer*innen. Doch Hochwasserschäden und zwei Streiks von Arbeitern
des spanischen Bauunternehmens Ecisa verzögern die geplante Eröffnung.
Momentan ruhen die Arbeiten erneut. Eine Eröffnung der neuen Räume
soll im Dezember 2021 erfolgen.

 * 

Quelle:

Allendes Internationale

Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin,

Tel.: 030/789 913 61

E-Mail: unidadpopular@npla.de

Internet: https://internationalallende.org
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TREFF/757: Mönchengladbach - "Offener Sonntag" im TextilTechnikum am 15.9.2019


Stadt Mönchengladbach

Am 15. September: Offener Sonntag im TextilTechnikum



Das TextilTechnikum hat am Sonntag, 15. September 2019 von 13 bis 17
Uhr geöffnet. Das TextilTechnikum im Monforts Quartier 31 zeigt mit
seiner Ausstellung historischer Maschinen die Entwicklung der
Textiltechnik vom hölzernen Handwebstuhl bis zum vollautomatisierten
Luftdüsen-Webautomaten. Die Besucher erfahren nicht nur Wissenswertes
zur Flachsverarbeitung, sondern auch wie die klassischen Grubentücher
entstehen. Zum gemütlichen Verweilen lädt die hauseigene Gastronomie
ein.

Der Eintritt kostet 5 Euro, ermäßigt 2,50 Euro. Das TextilTechnikum
ist außer an offenen Sonntagen montags bis freitags jeweils von 11 bis
15 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. September 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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VORTRAG/808: Rhein-Sieg-Kreis - "Die jüdische Metzgerfamilie Katz-Rosenthal" am 22.9.2019


Rhein-Sieg-Kreis

Die jüdische Metzgerfamilie Katz-Rosenthal 

Vortrag im Rahmen der Veranstaltungsreihe 2019 der Gedenkstätte
"Landjuden an der Sieg"



Rhein-Sieg-Kreis (hei) - Als Michael Vieten vor einigen Jahren in die
Ehrenstraße 86 in Köln zog, hatte er selbst noch nie von
"Katz-Rosenthal" gehört. Nachdem er eines Tages erfuhr, dass ein Mann
in seinem Haus Selbstmord begangen hätte, der einer der Inhaber des
Unternehmens gewesen sei, begann er, sich damit zu beschäftigen,
welche Menschen 80 Jahre zuvor im gleichen Haus gelebt und welche
Schicksale sich in den Räumen abgespielt haben mögen. Dies war der
Anfang einer aufwändigen Spurensuche, die Michael Vieten neben
England, Israel, USA und Mexiko auch nach Geistingen an der Sieg
führte.

Michael Vieten, geboren 1969 in Bonn, 1996 Diplom der Sozialpädagogik,
ist an der staatlichen Fachhochschule in Köln sowie an verschiedenen
Schulen im Rheinland im Bereich der Beratung und Sozialer
Gruppenarbeit tätig.

Die Ergebnisse seiner Spurensuche wird Michael Vieten am Sonntag, 22.
September 2019, von 14.45 Uhr bis 16.15 Uhr, bei einem Vortrag in der
Gedenkstätte "Landjuden an der Sieg", Bergstraße 9, 51570 
Windeck-Rosbach, vorstellen. Der Eintritt ist kostenfrei.

Gedenkstätte "Landjuden an der Sieg"

c/o Archiv des Rhein-Sieg-Kreises (Kreishaus)

 Kaiser-Wilhelm-Platz 1

53721 Siegburg

Tel.: 02241 / 13-2928

 E-Mail: gedenkstaette@rhein-sieg-kreis.de

Internet: www.rhein-sieg-kreis.de/gedenkstaette

Bis voraussichtlich Herbst 2019 ist die Gedenkstätte (Museumsgebäude)
wegen Sanierungsarbeiten und Neukonzeption der Dauerausstellung
geschlossen. Die Veranstaltungsreihe ist hiervon nicht betroffen und
findet wie angekündigt statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. September 2019

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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MUSEUM/867: Bielefeld - "Geheime Agentenjagd" am 15. September 2019


Stadt Bielefeld

"Geheime Agentenjagd" im Museum



Bielefeld (bi). Im Historischen Museum wird es am Sonntag, 15.
September, bei einer geheimen Agentenjagd spannend. Wer ist der Spion
und warum spielen Bärte dabei eine Rolle? Kinder von sechs bis acht
Jahren begeben sich ab 14.30 Uhr auf Spurensuche und versuchen den
kniffligen Fall zu lösen. Gemeinsam werden Phantombilder angefertigt,
die bei der Agentenjagd im Museum helfen. 

Die Teilnahme kostet sechs Euro. Anmeldung unter Telefon 0521 51-3635.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 11. September 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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THEATER/1432: Magdeburg - Auftakt der Projekte des Theaterjugendclubs, 22.9.2019


Theater Magdeburg

VORHANG AUF!

Auftakt der Projekte des Theaterjugendclubs

Sonntag, 22.9.2019 um 18.00 Uhr im Schauspielhaus



Mit vielen neuen Projekten macht der Theaterjugendclub am So.
22.9.2019 um 18.00 Uhr im Schauspielhaus den »Vorhang auf!«. Kinder ab
8 und Jugendliche bis 18 Jahre sind eingeladen, Theater selbst zu
machen, dabei neue die verschiedensten Formate und Ästhetiken kennen
zu lernen und zu erproben, um sie schließlich ihrem Publikum
vorzustellen. Bei »Vorhang auf!« kann man sich anmelden und kann auch
gleich die Theaterpädagogik in Augenschein nehmen.

Kommt vorbei und startet mit uns in die neue Spielzeit der
Theaterjugendclubs! Wir stellen euch die Projekte vor, beantworten
eure Fragen und nehmen Anmeldungen für die Clubs entgegen.
Neueinsteiger*innen und Theateranfänger*innen sind herzlich
willkommen!


Kartenreservierung und -kauf an der Theaterkasse:

Tel. 0391/40 490 490 oder online: www.theater-magdeburg.de

oder per Mail: kasse@theater-magdeburg.de

Schüler*innen und Studenten*innen (bis einschließlich 28 Jahren)
zahlen einmalig für die Card und können beliebig oft alle
Vorstellungen zu einem ermäßigtem Preis besuchen. Beide Cards gelten
für die gesamte Spielzeit 2019/2020 und können zu jedem Zeitpunkt
erworben werden. Gilt nicht für Premieren, Gastspiele und
Sonderveranstaltungen.

 * 

Quelle:

Theater Magdeburg

Universitätsplatz 9, 39104 Magdeburg

Internet: www.theater-magdeburg.de
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FÜHRUNG/994: Mönchengladbach - "Cécile B. Evans - AMOS' WORLD" am 15.9.2019


Stadt Mönchengladbach

Themenführung: Cécile B. Evans - AMOS' WORLD



Am nächsten Sonntag enden die Ausstellungen von Cécile B. Evans. Die
in London lebende belgisch-amerikanische Künstlerin Cécile B. Evans
zeigt eine fiktive Fernsehserie, die von einem Architekten, seinem
Gebäude und dessen Bewohnern handelt. Das Publikum sitzt in
Auditorien, die den Architekturen der Filme entstammen könnten.

Daniel Thevessen gibt am 15. September um 11.30 Uhr letztmalig eine
Einführung in das mehrjährige Filmprojekt von Cécile B. Evans.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. September 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Großbritannien: Premierminister Boris Johnson setzt das Parlament
aus

Von Robert Stevens

11. September 2019



Der konservative britische Premierminister Boris Johnson hat am Montagabend
das Parlament ausgesetzt. Zuvor hatten oppositionelle Abgeordnete zum
zweiten Mal gegen seinen Versuch gestimmt, eine Neuwahl noch vor Ablauf der
Brexit-Frist am 31. Oktober anzusetzen.

Zwar gewann Johnson die Abstimmung mit 293 zu 46 Stimmen. Aber der Antrag
auf eine Neuwahl erfordert die Unterstützung von zwei Dritteln der mehr als
600 Abgeordneten. Da sich die oppositionellen Abgeordneten enthielten,
verfehlte Johnson diese Mehrheit deutlich.

Durch die undemokratische Beurlaubung des Parlaments will Johnson
erreichen, dass die Opposition in den nächsten fünf Wochen keine
Gelegenheit hat, die Tagesordnung zu bestimmen und seine Pläne,
Großbritannien notfalls ohne Abkommen aus der EU zu führen, zu vereiteln.

Im Vorfeld der Abstimmung über eine Neuwahl erhielt ein Gesetzentwurf des
Abgeordneten Hilary Benn von der Blair-Fraktion der Labour Party die
Zustimmung der Königin und damit Gesetzeskraft. Dieser Entwurf verbietet
Johnson einen harten Brexit. Laut diesem Gesetz muss Johnson von der EU
eine Verlängerung der Brexit-Frist bis zum Januar 2020 beantragen, wenn
sich beide Seiten nicht bis zum 19. Oktober auf ein Abkommen einigen
können. Das Dekret wurde letzte Woche durch beide Kammern des Parlaments
gepeitscht. Abgeordnete aus mehreren Parteien hielten ihn für die beste
Möglichkeit, Johnsons Pläne zu durchkreuzen.

Die Regierung konnte die Verabschiedung von Benns Gesetzentwurf zwar nicht
verhindern, aber sie betont, sie werde bei der EU keine Verlängerung über
den 31. Oktober hinaus beantragen. Letzte Woche erklärte Johnson bei der
Pressekonferenz an einer Polizeischule, er würde "lieber tot in einem
Graben liegen", als einer Verlängerung zustimmen. Dies heißt, dass sich die
Exekutive weigern könnte, ein Gesetz zu akzeptieren. Deshalb kam es am
Wochenende zu Spekulationen über ein mögliches juristisches Vorgehen von
Abgeordneten gegen Johnson.

Der Tory-Abgeordnete und Brexit-Befürworter Nigel Evans erklärte, die
Regierung erwäge "etwa 20" verschiedene Möglichkeiten, wie sie vermeiden
könne, eine Verlängerung zu beantragen. Eine mögliche Option soll sein,
dass Johnson die EU schriftlich um eine offizielle Brexit-Verlängerung
bittet, aber in einem anderen Brief erklärt, Großbritannien wolle gar keine
Verlängerung. Eine weitere Möglichkeit soll sein, auf die Stimmung in einem
der EU-Mitgliedsstaaten gegen die Verlängerung zu bauen. Berichten zufolge
ist Frankreich bereit, eine Verlängerung abzulehnen. Sein Außenminister
Jean-Yves Le Drian erklärte am Wochenende: "Wir werden das [die
Verlängerung der Brexit-Frist] nicht alle drei Monate mitmachen."

Ein weiterer Plan ist, dass Johnson einen Misstrauensantrag gegen seine
eigene Regierung stellt, was laut dem Fixed-term Parliaments Act (FTPA)
eigentlich nur dem Vorsitzenden der stärksten Oppositionspartei zusteht.
Ebenfalls wird ein Rücktritt Johnsons erwogen, sodass jemand anderes als
vorläufiger Premierminister diesen Antrag stellt.

Am Montag traf sich Johnson mit seinem irischen Amtskollegen Leo Varadkar
in Dublin. Die irische Regierung besteht darauf, dass jedes
Austrittsabkommen zwischen Großbritannien und Brüssel einen Backstop
enthalten müsse. (Der Backstop ist ein Mechanismus, um nach dem Brexit eine
feste Grenze zwischen der Republik Irland und Nordirland zu verhindern.) In
diesem Punkt hat Irland die Unterstützung der EU.

Varadkar erklärte bei einer gemeinsamen Pressekonferenz mit Johnson: "Kein
Backstop bedeutet kein Abkommen." Er fügte hinzu, die britische Regierung
habe noch keine "realistischen" Pläne als Ersatz für den Backstop
vorgelegt. Als Reaktion darauf musste Johnson zugeben, dass ein harter
Brexit "ein Versagen der Staatskunst wäre, für das wir alle verantwortlich
wären".

Johnson, der seine Anweisungen vom Brexit-Hardliner-Flügel der Tories
erhält, lehnt einen Backstop als Teil des Abkommens ab. In einer gemeinsam
mit Varadkar nach dem Treffen verfassten Erklärung steht lediglich die
diplomatische Floskel, es gebe "gemeinsame Positionen, aber weiterhin
beträchtliche Unstimmigkeiten".

Am Montag trat außerdem der Speaker des Parlaments, John Bercow, ein Tory
und Brexit-Gegner, zurück. Die Financial Times schreibt dazu:
"Während des vergangenen Jahres hat der Speaker den Pro-Remain-Abgeordneten
mehrere Notfalldebatten ermöglicht. Unter Umgehung der Konvention
verschaffte er Hinterbänklern die Kontrolle über das Unterhaus, damit
Gesetze zur Vermeidung eines harten Brexits verabschiedet werden konnten.
Die Tories kündigten deshalb an, sie würden bei der nächsten Wahl des
Speakers einen Kandidaten gegen ihn aufstellen. Dies könnte eine Rolle bei
seiner Entscheidung für den Rücktritt gespielt haben." Später kam heraus,
dass sein lokaler Tory-Verband, der von Brexit-Befürwortern dominiert ist,
ihn nicht mehr als Abgeordneten aufstellen wollte.

Bercow erklärte, wenn die Abgeordneten gegen eine vorgezogene Neuwahl
stimmten, würde er bis zum 31. Oktober auf seinem Posten bleiben, d.h. bis
zum Tag des geplanten EU-Austritts. Er deutete an, dass er Johnsons Plänen
bis zuletzt Widerstand leisten werde, und erklärte, in seiner Zeit als
Speaker "habe ich - um einen möglicherweise gefährlichen Ausdruck zu
benutzen - auch versucht, der Backstop der Hinterbänkler zu sein". Er werde
bis Ende Oktober auf seinem Posten bleiben, da "dieses Datum kurz nach den
Abstimmungen über die Rede der Queen liegt, die für den 21. oder 22.
Oktober erwartet wird. Die Woche danach könnte sehr lebhaft werden, und es
ist wohl das Beste, wenn in dieser kurzen Zeit ein erfahrener Politiker den
Vorsitz innehat."

Bercow ließ am Montagabend die Debatte und Abstimmung über zwei
Dringlichkeitsanträge für "bescheidene Ansprachen" der Brexit-Gegner zu.
Die erste kam von dem ehemaligen Tory-Justizminister Dominic Grieve. Boris
Johnson hatte ihn letzte Woche gemeinsam mit 20 weiteren Tory-Rebellen aus
der Partei ausgeschlossen, weil sie Benns Gesetzentwurf unterstützten. Die
Abgeordneten stimmten mit 311 zu 302 Stimmen für Grieves Antrag, die
Regierung solle alle Dokumente im Zusammenhang mit "Operation Yellowhammer"
veröffentlichen. (Mit "Operation Yellowhammer" sind die Planungen für einen
harten Brexit gemeint.) Außerdem solle sie die private Kommunikation
zwischen den Beratern der Downing Street über die Aussetzung des Parlaments
veröffentlichen. Die Regierung erklärte, sie werde eine überarbeitete
Version von Yellowhammer veröffentlichen, sei aber gegen jede
Veröffentlichung der Informationen über die Parlamentsaussetzung.

Johnson konnte die Aussetzung des Parlaments umsetzen, weil die
Abgeordneten der Opposition nur pro forma dagegen protestierten. Dabei
hatten sie während der letzten Woche theatralisch angedroht, das Unterhaus
zu besetzen, um die Aussetzung zu verhindern. Das Remain-Lager ist
vermutlich insgeheim nicht unzufrieden und könnte jetzt versuchen,
außerhalb des Parlaments zum Gegenangriff gegen Johnson überzugehen.

Der zweite Antrag, den Bercow genehmigte, kam von Labour-Parteichef Jeremy
Corbyn. Er erklärte: "Diese Kammer begrüßt die Vervollständigung aller
parlamentarischen Stufen des Austritts [aus der Europäischen Union] (Nummer
6) [Benns Gesetzesentwurf], und sie hat die besondere Bedeutung des
Rechtsstaats und der Einhaltung der Gesetze durch Minister in Erwägung
gezogen."

Corbyns Antrag war so förmlich, dass er sogar ohne Abstimmung durchgewunken
wurde. Über Johnsons Entscheidung, das Parlament auszusetzen, konnte Corbyn
nur lamentieren: "Ich glaube, es ist eine Schande. Das Parlament sollte
weitertagen ... Das Parlament sollte die Regierung zur Verantwortung
ziehen. Und der Premierminister will sich offenbar vor Fragen drücken."

Die Aufgabe, den Remain-Flügel zu beraten, blieb schließlich der
Financial Times überlassen, dem Sprachrohr der City of London. Am
Sonntag hieß es in einem Leitartikel: "Boris Johnsons konservative
Regierung erlebt gerade eine Kernschmelze ... Sie hat ihre Mehrheit
verspielt und kann gar nicht regieren." Die Artikelüberschrift lautet:
"Eine Zombie-Regierung, das bedeutet: es muss eine Wahl stattfinden".1

In dem Artikel werden Neuwahlen gefordert, obwohl dies die "schreckliche
Wahl zwischen einem wahrscheinlich harten Brexit unter Johnsons
Konservativen und dem revolutionären sozialistischen Projekt von Jeremy
Corbyns Labour Party" bedeuten würde.

Alle Abgeordneten, die einen harten Brexit ablehnen, sollten "die Zeit der
Zwangspause benutzen, um sich auf eine Übergangsregierung unter einer
vertrauenswürdigeren und weniger umstrittenen Figur als Corbyn zu einigen.
Außerdem sollten sie sich über Strategien für die kommenden Wochen und eine
Wahl einig werden."

Der Artikel empfiehlt auch, Widerstand gegen Johnson zu leisten, falls
dieser "das Gesetz gegen einen harten Brexit ignoriert" oder "ein
Misstrauensvotum gegen sich selbst ansetzt ... was Johnsons Regierung tun
könnte".
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Italien: Conte gewinnt Vertrauensabstimmung

Von Marianne Arens

11. September 2019



In den letzten zwei Tagen hat das italienische Parlament der neuen
Regierung unter Giuseppe Conte das Vertrauen ausgesprochen. Die 66.
Nachkriegsregierung wird den arbeiterfeindlichen Kurs ihrer Vorgänger
fortsetzen. Damit spielt sie Matteo Salvini in die Hände, der am Montag
gemeinsam mit Faschisten vor dem Palazzo Montecitorio für Neuwahlen
demonstrierte.

Sowohl im Abgeordnetenhaus wie im Senat stimmten die Fraktionen der
Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) und der Demokraten (PD) praktisch geschlossen
für Contes neues Kabinett. Auch die angeblich "linken" Abspaltungen von der
PD stimmten vorbehaltlos zu. Die größte von ihnen, die Fraktion der Liberi
e Uguali (Freie und Gleiche, LeU), war schon letzte Woche in die
Regierungsgespräche eingebunden worden. Aus ihren Reihen kommt der neue
Gesundheitsminister Roberto Speranza.

Speranza gehört der Partei "Articolo Uno" an, die ihren Namen vom ersten
Artikel der italienischen Verfassung ableitet ("Italien ist eine
demokratische, auf die Arbeit gegründete Republik"). Sie ist ein
Zusammenschluss ehemaliger PD-Politiker, die aus der stalinistischen PCI
stammen und sich 2017 von Matteo Renzi trennten, darunter Pier Luigi
Bersani, Massimo D'Alema oder Guglielmo Epifani.

Bezeichnend ist der Kommentar eines andern "Articolo-Uno"-Vertreters,
Ernesto Abaterusso, der die neue Regierung mit Vorschusslorbeeren
überschüttete: Endlich bestehe "begründete Hoffnung, dass in Italien etwas
Neues auf Dauer entsteht", so Abaterusso. Dadurch werde "die rassistische
und grobe Salvinianische Rechte an der Verwirklichung ihrer Pläne
gehindert".

Solche blumigen Hoffnungen sind vollkommen unbegründet. Das Kabinett Conte
II wird alles andere als eine Abkehr vom rechten Kurs der bisherigen
Regierung einleiten. Es wird im Gegenteil die mörderische
Flüchtlingspolitik fortsetzen, die Gesellschaft nach außen und innen weiter
militarisieren und das Spardiktat der EU und der italienischen Banken
verschärfen.

In seinen Erklärungen gab Conte in beiden Kammern ein klares Bekenntnis zur
EU ab und betonte: "Wir müssen alles tun, um die Zusammenarbeit in Europa
zu verbessern." Um endlich das Wirtschaftswachstum in Italien anzukurbeln,
sei es nötig, "die Instrumente und die wirtschaftliche Führung der
Europäischen Union zu stärken", so Conte.

Das klarste Bekenntnis zur EU ist die Wahl des neuen Wirtschaftsministers,
Roberto Gualtieri (PD). Er ist der Leiter des Wirtschafts- und
Währungsausschusses im EU-Parlament und einer der drei Chefunterhändler der
EU zum Brexit. Ihm wird es obliegen, im Oktober in Rom einen Haushalt für
das nächste Jahr vorzulegen, der die Gnade der EU findet. Das bedeutet,
dass er Sparmaßnahmen in Höhe von mindestens 23 Milliarden Euro durchsetzen
muss.

"Ein Segen für Italien und für Europa" sei Gualtieris Ernennung,
kommentierte Christine Lagarde, bisher IWF-Direktorin und künftige Chefin
der Europäischen Zentralbank. Um das Maß vollzumachen, ernannte am Dienstag
die designierte EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen den früheren
italienischen Ministerpräsidenten Paolo Gentiloni, einen engen Parteifreund
Gualtieris, zum künftigen EU-Wirtschaftskommissar.

Die Banken reagierten mit spürbarer Erleichterung. An der Mailänder Börse
verbesserte sich sofort der so genannte Spread, der Abstand zwischen den
Zinsen auf italienische und deutsche Staatsanleihen, der als Maß der
Krisenhaftigkeit italienischer Finanzpolitik gilt. Als der Name Gualtieri
fiel, halbierte sich der Spread auf 150 Punkte.

Unter den 21 Ministern, die dem Kabinett angehören, das am 5. September
vereidigt [1] wurde, sind je neun Demokraten und Fünf-Sterne-Politiker,
einer von "Articolo Uno" und zwei Parteilose.

Lorenzo Guerini, der neue Verteidigungsminister, gilt ebenfalls als
verlässlicher Garant des italienischen Staats. Wie Matteo Renzi gehört er
dem katholischen PD-Flügel an und stammt aus der christdemokratischen
Margherita, die sich 2007 mit dem PCI-Nachfolger PDS zur Demokratischen
Partei (PD) vereinigte. Von 2014 bis 2017 war Guerini Renzis rechte Hand
und Stellvertreter als Parteivorsitzender. Von Guerini wird eine stärkere
Distanzierung von Russland erwartet. Die Nähe von Lega-Chef Salvini zu
Wladimir Putin war als Bedrohung der militärischen Interessen Italiens und
der EU betrachtet worden.

In seinen Reden in Abgeordnetenhaus und im Senat kündigte Conte einen
"neuen Humanismus" an. Er machte jedoch sofort klar, dass damit keine
humanere Flüchtlingspolitik gemeint sei. Er forderte eine "Modifizierung"
des Dublin-Vertrags, das Einrichten "europäischer humanitärer Korridore"
und "mehr Zusammenarbeit mit den Herkunfts- und Transitländern, um gegen
Menschenhandel und illegale Einwanderung vorzugehen". Er stellte klar: "Ein
souveräner Staat hat das Recht, den Zugang zu seinen Grenzen zu regeln und
die Repatriierungen [d.h. Abschiebungen] zu verstärken."

Was das konkret bedeutet, machte schon am Tag ihrer Vereidigung die neue
Innenministerin Luciana Lamorgese deutlich. Die parteilose Politikerin, die
in verschiedenen Funktionen schon seit dreißig Jahren für das
Innenministerium arbeitet, beantwortete eine Anfrage des NGO-Schiffs "Alan
Kurdi", ob denn das Anlegeverbot des letzten Salvini-Gesetzes noch in Kraft
sei, mit den lapidaren Worten: "Guten Morgen. Wir informieren Sie, dass das
Dekret 53/2019 nach wie vor gültig ist. Beste Grüße."

Die "Alan Kurdi", die der Organisation Sea-Eye in Regensburg gehört, hatte
vor zehn Tagen dreizehn Schiffbrüchige gerettet. Zwei Jugendliche hatten
schon versucht, Suizid zu begehen und sich über Bord zu werfen. Schließlich
holte am gestrigen Dienstagabend die maltesische Küstenwache die letzten
Flüchtlinge an Land, während ein weiteres Schiff, die "Ocean Viking", die
den Ärzten ohne Grenzen und SOS Méditerranée gehört, noch mit 50 Migranten
an Bord auf einen sicheren Hafen wartet. In Italien dürfen sie nach wie vor
nicht landen.

Das Gesetz "Sicurezza bis", das Salvini zuletzt noch mit voller
Unterstützung der Fünf-Sterne-Bewegung verabschiedet hatte, bleibt also in
Kraft und bedroht die Seenotretter weiter mit Strafen bis zu einer Million
Euro, wie Lamborgese zweifelsfrei bestätigte. Die neue Innenministerin war
nicht nur Präfektin von Venedig und Mailand, sondern auch als Büroleiterin
die rechte Hand des PD-Innenministers Marco Minniti. Er hatte noch vor
Salvini das Mittelmeer abgeriegelt und die Verträge mit der libyschen
Regierung über den Einsatz der Küstenwache abgeschlossen.

Der rechte Kurs der neuen Regierung wird nicht nur das Leid der Flüchtlinge
weiter verschärfen, sondern durch rigorose neue Sparpläne auch das Leben
der italienischen Arbeiterklasse immer unerträglicher machen. Damit
arbeitet sie direkt der rechten Opposition aus Lega, Forza Italia und
Fratelli d'Italia in die Hände. Davon profitiert in erster Linie der 
Lega-Chef und bisherige Innenminister Matteo Salvini. Die neue Regierung macht
es ihm leicht, sich als Verteidiger der Demokratie und freier Wahlen
aufzuspielen.

Während der Aussprache und Vertrauensabstimmung am Montag rief Salvini dazu
auf, gemeinsam mit den faschistischen Fratelli d'Italia vor dem Palazzo
Montecitorio, dem Sitz des Abgeordnetenhauses, zu protestieren.
Infolgedessen wechselten Lega- und faschistische Politiker ständig zwischen
Brandreden im Parlament und der Bühne davor, wo auf einem großen
Transparent unter dem Hashtag "wirwollenwählen" die Worte "Im Namen des
souveränen Volkes" standen. Die Menge schwenkte rot-weiß-grüne Fahnen und
grölte die Nationalhymne.

Vor kurzem hatte Salvini an die Sicherheitskräfte im Staatsapparat
appelliert und auf Facebook geschrieben: "Die Ordnungskräfte und die
Soldaten denken wie wir ... Ich warte auf den Tag, an dem sie mit uns auf
die Straße kommen."

Für den 19. Oktober hat Salvini zu einer nationalen Demonstration in Rom
aufgerufen, um gegen die "Regierung im Auftrag von Berlin, Paris und
Brüssel" zu protestieren. Diese Demonstration, die voraussichtlich mit der
Verabschiedung des verhassten neuen Sparhaushalts zusammenfallen wird,
erinnert fatal an Mussolinis "Marsch auf Rom" im Oktober 1922. "Mussolini
hat auch viel Gutes getan", sagte Salvini im Mai dem Corriere della Sera.

Die Regierungskrise in Italien trägt pathologische Züge: Ein Flügel der
herrschenden Klasse (verkörpert durch das neue Conte-Kabinett) versucht
verzweifelt, die Krise der Banken und der EU einzudämmen und die Kosten
dafür der Arbeiterklasse aufzubürden. Die andere Fraktion (unter Führung
von Matteo Salvini) mobilisiert rechte Kräfte im Staat und den
faschistischen Bodensatz der Gesellschaft, um die wachsende Opposition
unter Arbeitern und Jugendlichen zu unterdrücken.

Was beide vereint, ist ihre Unterstützung für autoritäre Herrschaftsformen
und ihre Furcht vor und ihr Hass auf die Arbeiterklasse. Wie die World
Socialist Web Site schrieb: "Die Konflikte zwischen Salvinis Lega, Renzis
PD und den anderen etablierten Parteien sind rein taktischer Natur. Sie
drehen sich darum, wie man die sozialen Angriffe auf die Arbeiterklasse am
besten durchsetzt."


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/09/06/ital-s06.html
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Bitte beachten!


Der nächste "RotFuchs" (Nr. 260) erscheint

nach einer Sommerpause am 1. September.

Ende Texteinschub
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Hände weg von Venezuela!

Imperialistische Kriege sind in vielen Regionen der Welt Alltag
geworden, neue werden vor aller Augen vorbereitet. Noch weniger als
von den Schlachtfeldern Afghanistans, Nordsyriens, des Jemen, Libyens
oder Westafrikas erfahren die Leser der deutschen Konzern- und
Staatsmedien von der Wirklichkeit in Venezuela. Die deutsche
Bürgerpresse schaltete sich am 23. Januar, dem Tag, an dem sich der
mit dem Faschismus sympathisierende Putschistenführer Juan Guaidó in
Caracas zum "Übergangspräsidenten" ernannte, gleich und liefert
seither Hetze gegen die frei gewählte Regierung von Präsident Nicolás
Maduro. Mit Auswirkungen auch auf Linke. Sonst wäre nicht zu erklären,
daß die Partei Die Linke, deren Vorstand Ende Januar den Putschversuch
eindeutig verurteilt hatte, auf ihrem Bonner Parteitag am 23./24.
Februar einen Antrag zur Solidarität mit Venezuela entgegen einem
Appell der Bundestagsabgeordneten Heike Hänsel an den Bundesausschuß
überwies. Offizielle Begründung: Zeitmangel. Beide Anträge wurden
wenig später angenommen, aber es bleibt doch ein schlechter
Nachgeschmack.

Zum einen gilt: Keine Linke ohne Internationalismus. Das wissen auch
Wähler. Wo das Bekenntnis zu ihm mühsam abgerungen werden muß, ist es
nicht weit her mit Solidarität und auch nicht mit menschlichem
Anstand.

Zum Internationalismus gehört zugleich das Beharren auf Einhaltung des
Völkerrechts. Das ist eine wichtige Waffe im Kampf gegen Kriegstreiber
und die globale Diktatur des Kapitals.

Parallel zum Linke-Parteitag drohte die Trump-Administration Venezuela
erneut mit Krieg - ein offener Völkerrechtsbruch. Die Bundesregierung,
die den Putschführer kurz nach den USA anerkannt hat, schweigt davon.
Und sie schweigt von den Toten, die den US-Sanktionen zum Opfer
gefallen sind. Nur ein Beispiel: Am 25. April veröffentlichte das
"Zentrum für wirtschaftliche und politische Forschung", eine
sogenannte Denkfabrik in den USA, eine Studie zu den Folgen der
"kollektiven Bestrafung" Venezuelas durch die Trump-Regierung seit
2017. Danach haben die Sanktionen bereits etwa 40.000 Todesopfer
gefordert, in erster Linie HIV- und Krebskranke, Diabetiker und
Patienten mit Bluthochdruck, die auf Medikamentenimporte angewiesen
waren. 2019 habe sich nach der Anerkennung Guaidós die Lage
verschärft.

Am 17. Mai schrieb die "New York Times", "der größte wirtschaftliche
Zusammenbruch außerhalb von Kriegen in den vergangenen 45 Jahren" habe
sich in Venezuela aufgrund der Sanktionen ereignet. Das Blatt zitierte
den Harvard-Professor und früheren Chefvolkswirt des Internationalen
Währungsfonds, Kenneth S. Rogoff, mit dem Satz: "Man kann sich keine
größere menschliche Tragödie außerhalb eines Bürgerkriegs vorstellen."

Tote schaffen mit oder ohne Waffen - das ist es, was Imperialismus
tagtäglich bedeutet. Das wirtschaftliche Erwürgen Venezuelas,
begleitet von bewaffneten Überfällen aus Nachbarstaaten, ist Teil
einer US-Aggression, die sich ebenso gegen Nikaragua und vor allem
auch gegen Kuba richtet. Bis zum Verfassen dieses Textes waren die
Herren und Damen von Mord und Totschlag, die Trump, Merkel, Maas,
Macron, May, Salvini usw., die sich öffentlich gern zerstritten geben,
mit ihrer gemeinsamen Aktion noch nicht erfolgreich. Der
Internationale Sekretär des ZK der KP Venezuelas Carolus Wimmer nannte
auf der Solidaritätsveranstaltung mit Venezuela in der Berliner Urania
am 28. Mai hierfür zwei Gründe: das veränderte Kräfteverhältnis in der
Welt, sprich: Rußland und China, und die Tatsache, daß die Mehrheit
der Bevölkerung Venezuelas hinter ihrer Regierung steht.

Der Ruf "Hände weg von Venezuela!" und konkrete Solidarität mit den
Aktivisten, die sich vor Ort für die Bolivarische Revolution
einsetzen, ist ein Gebot für alle Linken.

Arnold Schölzel
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Großveranstaltung der Solidarität mit Venezuela in Berlin

Kampf um die Würde aller Völker

Mehr als 750 Menschen kamen am 28. Mai in die Berliner Urania, um an
einer von mehr als 30 Organisationen, Initiativen und Medien
organisierten Solidaritätsveranstaltung "Hände weg von Venezuela"
teilzunehmen. Der Anlaß für das Treffen: In Berlin waren am gleichen
Tag rund 20 Außenminister aus Lateinamerika und der Karibik zu einer
Konferenz im Auswärtigen Amt zusammengekommen. Als einzigen hatte
Bundesaußenminister Heiko Maas (SPD) seinen venezolanischen
Amtskollegen Jorge Arreaza nicht eingeladen.

Der Bundestagsabgeordnete Andrej Hunko (Linke), der am Vormittag bei
der Konferenz gewesen war, berichtete auf der Urania-Bühne, daß Maas
dort seine Besuche in Brasilien und Kolumbien eine "Reise zu Freunden"
genannt und damit auch den faschistischen Präsidenten Brasiliens, Jair
Bolsonaro, gemeint habe.

Zuvor hatte bereits Carolus Wimmer, Internationaler Sekretär der
Kommunistischen Partei Venezuelas, auf die Diffamierung der gewählten
Regierung Venezuelas durch die meisten internationalen Medien
hingewiesen. Die Bevölkerung des südamerikanischen Landes unterstütze
den rechtmäßigen Präsidenten Nicolás Maduro, alles andere seien
Falschmeldungen. Der in Kolumbien geborene und im französischen Exil
lebende Journalist Hernando Calvo Ospina warnte, daß der
Paramilitarismus aus Kolumbien eine weitere große Bedrohung für
Venezuela sei. Die Todesschwadronen hätten sich nahe der Grenze zu
Venezuela breitgemacht. Nach einem umjubelten Auftritt der
venezolanischen Sängerin Cecilia Todd ergriff der deutsche
Gewerkschafter Orhan Akman das Wort. Er bedauerte, daß er auf der
Veranstaltung nicht im Namen von ver.di reden durfte, und erinnerte an
die lange Tradition gewerkschaftlicher Solidarität, etwa in den 80er
Jahren mit der Sandinistischen Revolution in Nikaragua. Für das
Berliner Bündnis "Hände weg von Venezuela!" berichtete Gerhard
Mertschenk über die seit Ende Januar nahezu wöchentlich stattfindenden
Kundgebungen vor der US-Botschaft am Brandenburger Tor (Im Internet:
haendewegvonvenezuela. net). Der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele
unterstrich, daß es heute nicht nur um Venezuela, sondern immer auch
um das sozialistische Kuba gehe.

In Vertretung von Venezuelas Außenminister Jorge Arreaza, der in Oslo
an den Verhandlungen mit Vertretern der Opposition beteiligt war, trat
schließlich sein Stellvertreter Yván Gil ans Mikrofon. Er kritisierte
die Blockade venezolanischer Finanzmittel durch die internationalen
Banken und Finanzinstitute. Deshalb brauche Venezuela die
Unterstützung der gesamten Welt: "Das ist ein Klassenkampf von David
gegen Goliath." Anschließend präsentierte Gil eine Audiobotschaft
Arreazas, die dieser aus der norwegischen Hauptstadt übermittelt
hatte. Darin hieß es:

"Unser Volk erleidet eine Aggression gegen unsere Wirtschaft, unsere
Bürger, unseren Geist und unser Denken, einen Medienkrieg und auch
einen direkten psychologischen Angriff, indem die Regierung der
Vereinigten Staaten, die Trump-Administration, den Einsatz von Gewalt,
einen Krieg, androht. Das ist eine historische Auseinandersetzung
zwischen dem Imperialismus und dem Volk Venezuelas. Er will die
Reichtümer Venezuelas, das Erdöl kontrollieren, um die Gewinne
einzustecken, um den Kapitalismus zu füttern. Doch das Volk Venezuelas
und seine Revolution wollen diese Gewinne kontrollieren, um sie für
das Volk zu investieren: in die Gesundheitsversorgung, in die Bildung,
in Wohnungen, in die Infrastruktur, um unserem Volk seine sozialen
Rechte zu garantieren.

Das ist das Modell, das der Comandante Hugo Chávez entworfen hat und
das wir Bolivarischen und Chavistischen Sozialismus des 21.
Jahrhunderts nennen. Wir werden dieses Modell und unsere Souveränität
weiter verteidigen. Aber das können wir nicht alleine tun. Deshalb all
unseren Dank und unseren Stolz dafür, daß ihr uns unterstützt. In
Deutschland, in Europa, in der ganzen Welt gibt es
Solidaritätsbewegungen, denn ihr wißt, daß es in diesem Kampf nicht
nur um Venezuela geht. Dieser Kampf geht um die Würde aller Völker der
Welt. (...)

Es lebe der Frieden! Es lebe der Sozialismus! Und es lebe die
Souveränität der Völker! Wir werden immer siegen!"

RF, gestützt auf "junge Welt" vom 31. Mai
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Resolution vom 28. Mai

Hände weg von Venezuela!

Venezuela wird angegriffen. Eine von den USA angeführte und von den
meisten Staaten der Europäischen Union einschließlich Deutschland
willig unterstützte Allianz hat sich den Sturz der vor gut einem Jahr
demokratisch gewählten Regierung des Präsidenten Nicolás Maduro zum
Ziel gesetzt. Sie setzt dabei auf Politiker der reaktionären
Opposition in Venezuela, die sich dieser Aggression als willfährige
Marionetten zur Verfügung gestellt haben.

Teil dieser Aggression ist, daß die deutsche Bundesregierung einen von
niemandem in dieses Amt gewählten Oppositionspolitiker als
"Übergangspräsidenten" Venezuelas anerkannt und alle offiziellen
Kontakte zur rechtmäßigen Regierung des südamerikanischen Landes
abgebrochen hat. Zu einer heute auf Einladung des Auswärtigen Amtes in
Berlin stattfindenden Konferenz der Außenminister Lateinamerikas und
der Karibik wurde der Vertreter Venezuelas deshalb nicht eingeladen.

Während sich Bundesaußenminister Heiko Maas mit seinen Gästen zum
Abendessen trifft, sind wir im Berliner Konferenzzentrum "Urania"
zusammengekommen, um unsere Solidarität mit dem bolivarischen
Venezuela zu demonstrieren. Wir wollen unseren Beitrag dazu leisten,
daß der seit Januar laufende Putschversuch in Venezuela scheitert.
Unsere Solidarität gilt der Volksbewegung Venezuelas, die sich
entschieden gegen die imperialistische Aggression wehrt.

Wir stellen fest:

- Die einzige legitime Regierung der Bolivarischen Regierung
Venezuelas ist die vom Präsidenten Nicolás Maduro geführte.

- Die Anerkennung eines Oppositionspolitikers, der sich selbst zum
"Übergangspräsidenten" ernannt hat, ist eine völkerrechtswidrige
Einmischung in die inneren Angelegenheiten Venezuelas, wie sogar der
Wissenschaftliche Dienst des Bundestages festgestellt hat. Die
Besetzung diplomatischer Vertretungen der Bolivarischen Republik in
den USA und anderen Ländern, um sie Vertretern dieses
"Selbsternannten" zur Verfügung zu stellen, ist eine schwere
Verletzung der Wiener Konvention über diplomatische Beziehungen und
der Souveränität Venezuelas.

- Die von den USA, der EU und anderen Kräften gegen Venezuela
verhängte Wirtschafts- und Finanzblockade stellt eine illegale
kollektive Bestrafung der Bevölkerung dieses südamerikanischen Landes
dar. Eine solche ist nach der Genfer Konvention als Kriegsverbrechen
zu werten.

- Die wiederholte Androhung einer militärischen Intervention in
Venezuela durch die USA ist eine schwere Verletzung aller
grundlegenden Regeln des Völkerrechts, insbesondere der Charta der
Vereinten Nationen.

Wir fordern:

- Sofortige Aufhebung aller gegen Venezuela und seine Repräsentanten
verhängten Strafmaßnahmen! Freigabe aller von internationalen Banken
und Finanzinstitutionen blockierten Vermögenswerte!

- Sofortige Normalisierung der diplomatischen Beziehungen mit
Venezuela! Die Bundesregierung muß die Anerkennung des selbsternannten
"Übergangspräsidenten" zurücknehmen und die diplomatische Ausgrenzung
der legitimen Repräsentanten Venezuelas beenden!

- Hände weg von Venezuela!

Berlin, 28. Mai 2019

Verabschiedet von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern der
Veranstaltung in der Urania
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Gefahr eines Zufallsinfernos ist nicht gebannt

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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 Bolsonaros Brasilien: Land des Rückschritts

Wie lange Jair Bolsonaro, seit Neujahr Präsident Brasiliens, seine
Rolle noch spielen darf, ist ungewiß. Daß ihn sein Amt überfordert,
ist hingegen ersichtlich. Der Faschist, der im Kongreß zuvor fast drei
Jahrzehnte lang als Abgeordneter rechter Kleinparteien den Hanswurst
gab, hat kein Stück an Statur hinzugewonnen, seit er in Brasília
einzog. International blamiert Bolsonaro den größten Staat
Südamerikas: "Wir haben einen Präsidenten, der vor der US-Flagge die
Hacken zusammenschlägt. Wir haben das nicht verdient", klagte Lula da
Silva Ende Mai in einem Interview für das deutsche Nachrichtenmagazin
"Spiegel". Seit April 2018 befindet sich der Politiker der
Arbeiterpartei PT, von 2003 bis 2010 mit einer sozialen Agenda selbst
Präsident Brasiliens, im Gefängnis der Bundespolizei in Curitiba. Ein
großer Pakt von Eliten, Medienkonzernen und Teilen der Justiz hatte
den Sturz der PT betrieben. Ihr Comeback durch einen wahrscheinlichen
Sieg Lulas bei den Wahlen im Oktober 2018 sollte verhindert werden.

Das Verbot der Kandidatur des populärsten Politikers im Lande durch
die Wahlbehörden ermöglichte vor allem ein Mann: Sérgio Moro. Mit
rechtswidrigen Methoden hatte der parteiische Richter eine regelrechte
Jagd auf Lula veranstaltet und diese öffentlich in Szene gesetzt. Auf
der Basis konstruierter Anklagen und ohne einen einzigen echten Beweis
verurteilte er Lula zu einer langjährigen Haftstrafe. Unter dem Druck
der Militärführung ließ das Oberste Gericht zu, daß Lula bereits vor
Ausschöpfung aller Rechtsmittel gegen das skandalöse Urteil inhaftiert
wurde. Nach seinem Wahlsieg belohnte Bolsonaro Moro mit dem Amt des
Justizministers. Dessen langjährige enge Verbindungen zu US-Stellen
sind kein Geheimnis. Als Bolsonaro während seines Antrittsbesuchs im
März bei US-Präsident Donald Trump in Washington außerhalb des
offiziellen Programms gemeinsam mit Moro die CIA-Zentrale besichtigte,
wurde in Brasilien gespottet, daß sich bei deren Betreten das
Mobiltelefon des Ministers gleich automatisch eingeloggt habe.

Davon, daß das politische Rollback in seinem Land auch anderswo Väter
hat, ist auch Lula überzeugt. "Was in Brasilien geschieht, hat mit den
Interessen der US-Ölkonzerne zu tun", sagte er dem "Spiegel".
Staatsanwalt Deltan Dallagnol, der Sérgio Moro zuarbeitete, bezeichnet
Lula als "eine Marionette des US-Justizministeriums". Ein Jahr lang
war ihm zuvor immer wieder untersagt worden, den Medien Interviews zu
geben. "Die Amerikaner und die brasilianischen Eliten" hätten nicht
zulassen wollen, so der Expräsident, daß die Förderung der riesigen
Tiefsee-Ölvorkommen - entdeckt wurden sie erst vor wenigen Jahren vor
der Küste des Bundesstaates Rio de Janeiro - nur mit
Mehrheitsbeteiligung des staatlichen Ölkonzerns Petrobras möglich sei.
Ebenso sollte verhindert werden, daß 75 Prozent der Lizenzgebühren in
das Bildungssystem investiert werden, wie es während der
PT-Regierungen festgelegt worden war, ist Lula überzeugt. "Deshalb
haben sie meine Nachfolgerin Dilma Rousseff gestürzt. Deshalb folgten
all die illegalen Manöver, um zu verhindern, daß ich erneut
kandidiere." Unter Interimsstaatschef Michel Temer, der auf Rousseff
nach ihrer Amtsenthebung durch die rechte Kongreßmehrheit 2016 folgte,
erhielten US-Konzerne umgehend Zugriff auf Brasiliens Ressourcen.

Der Mann, der nun mit Gott und den USA regiert, agiert innenpolitisch
als Brandstifter. Als Präsident hatte er nichts Eiligeres zu tun, als
Verfügungen zur Erleichterung des Waffenbesitzes zu erlassen.
Plausible Gründe für den legalen Erwerb von Pistolen, Gewehren oder
Munition müssen den Behörden nun nicht mehr vorgebracht werden. Die
"guten Bürger", also diejenigen, die sich ein Schießeisen auch leisten
können, werden ermutigt, das Recht selbst in die Hand zu nehmen.
Während insgesamt die wirtschaftliche Flaute anhält, wird der große
Waffenmarkt Brasilien kräftig stimuliert. Dessen Lobby im Kongreß, als
"Bancada da Bala" (Fraktion der Kugel) bekannt, weiß in Bolsonaro
einen der ihren. Das gilt damit auch für große Hersteller wie den bei
Porto Alegre ansässigen Taurus-Konzern. Die private Aufrüstung werde
die Spirale der Gewalt mit mehr als 60.000 Toten jährlich weiter
anheizen, warnen Sicherheitsexperten und Menschenrechtsorganisationen.
Viele Opfer gehen auf das Konto einer hochgerüsteten, aber schlecht
ausgebildeten Polizei, die von Bolsonaros Parteigängern wie Rios
Gouverneur Wilson Witzel freie Hand bekommt, im Kampf gegen
Drogenbanden Jagd auf junge schwarze Männer in den Favelas zu machen -
und als erste zu schießen.

Nur als Verbrechen ist die Umweltpolitik unter Bolsonaro zu
bezeichnen. Mit Landwirtschaftsministerin Tereza Cristina sitzt das
große, exportorientierte Agrobusiness am Kabinettstisch. In den ersten
fünf Monaten dieses Jahres wurden von ihrem Haus in Rekordtempo 169
neue Pestizide zugelassen. Nicht nur die auf dem Land Arbeitenden
werden die Folgen zu spüren bekommen. Schon jetzt finden sich solche
Stoffe im Trinkwasser jeder vierten brasilianischen Stadt wieder. Ein
Anschlag auf die Gesundheit von Millionen. Die Abholzung der
Regenwälder hat Fahrt aufgenommen. Die Rechte der Indigenen geraten
noch mehr unter den Stiefel der Jagd auf Profite. Ihrer Schutzbehörde
Ibama wurden Mittel und Kompetenzen entzogen. Den Amazonas-Fonds, der
hauptsächlich von Norwegen gespeist wird, an dem aber auch Deutschland
beteiligt ist, will die Regierung nun zweckentfremden und daraus
Großgrundbesitzer finanziell entschädigen, die von Landenteignungen in
Schutzgebieten betroffen waren.

Bolsonaros Haßreden und Machosprüche, die auch seinen Wahlkampf
prägten, sind keine Show. Brasilien dürfe nicht länger als ein
Paradies für Homosexuelle angesehen werden, erklärte der Staatschef.
"Wir haben hier Familien."

Ausländische Touristen, die kämen, um Sex mit einer Frau zu haben,
seien hingegen willkommen. Fehlleistungen und verbale Exzesse des
Präsidenten muß sein Vize, der pensionierte General Hamilton
Mourão, immer wieder einfangen. Mourão, der viele
politische Fäden in die Hand genommen hat und seriös auftritt,
erscheint durch den Kontrast zum Vorgesetzten als gemäßigte
Alternative. Die Rechte ist bereits gespalten, und Bolsonaro bewegt
sich auf dünnem Eis. Nach Umfragen sind die Zustimmungswerte zu ihm in
den Keller gegangen. Der Messias der weißen Mittelschichten hat die
erhofften Wunder nicht bewirkt. Der Real hat gegenüber dem Dollar
sogar weiter an Wert verloren - für viele seiner eifrigsten
Unterstützer wird auch in diesem Jahr der Besuch des Disneylands in
Miami ausfallen müssen. Bolsonaros Wundertäter, Wirtschaftsminister
und Finanzhai Paulo Guedes, treibt derweil den Ausverkauf und die
Privatisierungen zügig voran. Die Umbenennung des Flugzeugbauers
Embraer in Boeing Brasil symbolisiert, wohin die Reise geht. Kernstück
der neoliberalen Politik ist eine radikale Rentenreform. Die
Altersversorgung von Millionen steht auf dem Spiel. In der Propaganda
der Regierung und von Leitmedien hängt das Wohl Brasiliens davon ab,
daß sie im Kongreß verabschiedet wird. In Wirklichkeit zielt sie
darauf, privaten Banken und Versicherungen einen großen Markt für eine
kapitalgedeckte Altersversorgung zu öffnen.

Für den 26. Mai hatten ultrarechte Gruppen in ganz Brasilien zu Demos
aufgerufen. Auf der Straße wollte man Bolsonaro den Rücken stärken,
die Opposition einschüchtern. Es wurde ein Flop. Und immer mehr
Details zu den Verbindungen des Bolsonaro-Clans zu den Milizen, Rios
Unterwelt, beschäftigen die Öffentlichkeit. Weit mehr Menschen, es
sind Millionen, demonstrierten in diesen Wochen gegen Kürzungen im
staatlichen Bildungsetat.

Peter Steiniger
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Imperialstrategie für Eurasien

Kommt es zu einem Krieg der USA gegen Iran?

Die Region um Iran ist wohl eine der bedeutendsten Konf liktherde im
21. Jahrhundert. Der kalte Krieg, den die Vereinigten Staaten von
Amerika gegen Iran führen, ist in erster Linie mit der
geostrategischen Bedeutung des Landes zu erklären. Vorrangig geht es
in diesem Raum um die Rohstoffe Erdöl und Erdgas. Zudem sind von Iran
aus Mittelasien, der Kaukasus, der Nahe und Mittlere Osten sowie
Rußland erreichbar.

Die USA verfolgen insbesondere seit dem Ende der Sowjetunion akribisch
die Entwicklung auf dem Gebiet des Rohstoffsektors in und um Iran, im
Kaukasus sowie in Zentralasien. Der Staatssekretär im U.S. State
Department, Stuart Eizenstat, hob 1997 vor dem US-Kongreß hervor, daß
"das Kaspische Meer potenziell eine der wichtigsten neuen
energieproduzierenden Regionen der Welt" ist. Der Globalstratege
Zbigniew Brzezinski hat das ökonomische Interesse der USA an diesem
Raum unmißverständlich formuliert: Wir wollen "ungehinderten Zugang zu
dieser dem Westen bisher verschlossenen Region" haben! Er bezeichnete
das Gebiet als "Schachbrett, auf dem sich auch in Zukunft der Kampf um
die globale Vorherrschaft abspielen wird". Brzezinski beruft sich ohne
Skrupel auf Hitler und dessen Ansicht, "daß Eurasien der Mittelpunkt
der Welt sei und mithin derjenige, der Eurasien beherrsche, die Welt
beherrsche". Nach seiner Einschätzung ist "eine Dominanz auf dem
gesamten euroasiatischen Kontinent noch heute die Voraussetzung für
eine globale Vormachtstellung" der USA. Brzezinski kommt zu dem
Schluß, daß das erste Ziel der US-Außenpolitik darin bestehen müsse,
"daß kein Staat oder keine Gruppe von Staaten die Fähigkeit erlangt,
die Vereinigten Staaten aus Eurasien zu vertreiben oder auch nur deren
Schiedsrichterrolle entscheidend zu beeinträchtigen". Um diesem
Anspruch Geltung zu verschaffen, wurde schon 1997 durch
US-Außenministerin Madeleine Albright die gesamte Region um Mit
telasien und Südkaukasus "zur geostrategischen Interessenzone der USA"
deklariert. Iran war stets Bestandteil dieser Strategie, die unter dem
US-Demokraten Bill Clinton entwickelt und von den Neokonservativen um
Cheney und Bush umgesetzt wurde.

Die Anschläge des 11. September 2001 wurden dann zum Anlaß des Krieges
zunächst gegen Afghanistan, obwohl dieser schon 18 Monate vorher noch
unter US-Präsident Clinton geplant war. Ende September 2006 gab er zu,
einen Krieg zunächst gegen Afghanistan beabsichtigt zu haben. Erst im
Juni 2001 hatte dann die Bush-Administration ihren regionalen
Verbündeten Pakistan über solche Pläne informiert, wie der damalige
Außenminister Pakistans Naiz Naik bestätigte.

Der Krieg gegen Afghanistan war der Auftakt des militärischen
Eroberungskurses der USA in neuer Dimension. Sowohl dieser Schlag als
auch der gegen Irak waren Bestandteil der als "Greater Middle East
Initiative" [GME] bezeichneten Strategie der Neokonservativen in den
USA.

Atomstreit zwischen USA und Iran

Es ist fast in Vergessenheit geraten, daß der Grundstein des
iranischen Atomprogramms mit US-amerikanischer Hilfe gelegt wurde.
1959 war der Universität Teheran im Rahmen des
Atoms-for-Peace-Programms von US-Präsident Dwight D. Eisenhower ein
Forschungsreaktor geschenkt worden. 1967 wurde aus den USA ein
weiterer Forschungsreaktor (Leichtwasserreaktor) mit einer Leistung
von 5 Megawatt geliefert und im Teheran Nuclear Research Center (TNRC)
in Betrieb genommen. Der ehemalige US-Außenminister Henry Kissinger
sagte 1973, daß es gut wäre, wenn Iran Atomenergie nutzen würde, damit
die USA von dort billiges Öl geliefert bekommen.

Am 1. Juli 1968 unterzeichnete die iranische Regierung den
Atomwaffensperrvertrag, der nach der Hinterlegung der
Ratifizierungsurkunde bei den Signatarstaaten am 5. März 1970 für den
Iran in Kraft trat. Signatarstaaten haben dem Vertrag zufolge das
Recht, Kernenergie ausschließlich für zivile Zwecke einzusetzen. Iran
hat sich strikt an diese Regeln gehalten. 1975 unterzeichnete der
amerikanische Außenminister Henry Kissinger das National Security
Decision Memorandum 292 zur amerikanisch-iranischen Zusammenarbeit auf
dem Gebiet der Nukleartechnologie. Es sah den Verkauf von
Nukleartechnik im Wert von über 6 Milliarden US-Dollar an Iran vor.
Bis in die 70er Jahre gab es zwischen den USA und Iran diesbezüglich
mehrere Abkommen. 1976 wurde Iran angeboten, eine Anlage zur
Extraktion von Plutonium von den USA zu kaufen und zu betreiben. Die
Vereinbarung bezog sich auf einen kompletten Nuklearkreislauf. Im
Oktober 1976 hat Präsident Gerald Ford dieses Angebot zurückgezogen.
Da die Verhandlungen mit den USA nicht zum Abschluß gebracht werden
konnten, waren es dann westdeutsche Unternehmen, namentlich die
Kraftwerk-Union AG, die 1974 einen Vertrag über den Bau des ersten
iranischen Kernkraftwerks nahe der Stadt Buschehr abschlossen.

Schon zu Zeiten von US-Präsident Bill Clinton galten Nordkorea, Iran
und Irak als "Schurkenstaaten". Sein Nachfolger George W. Bush nannte
sie im Januar 2002 "Achse des Bösen", die den "Weltfrieden bedrohten".
Erst nach dieser "Einstufung" nahm Iran die Forschung zur
militärischen Nutzung der Atomenergie auf.

Experten gehen davon aus, daß Iran selbst dann, wenn man es in Ruhe
forschen lassen würde, mindesten 13 Jahre bräuchte, um Atombomben
bauen zu können.

Internationale Atomverhandlungen mit Iran

Im Juli 2016 wurde in Wien ein umfassendes Abkommen verkündet, mit dem
der seit 13 Jahren schwelende Atomstreit mit Iran beendet wurde. Dies
haben auf einer Pressekonferenz die EU-Außenbeauftragte Federica
Mogherini und der iranische Außenminister Dschawad Zarif in der
UN-City in Wien bekanntgegeben. Das sei ein Zeichen der Hoffnung für
die ganze Welt, sagte Mogherini unmittelbar vor der formalen
Verabschiedung des Abkommens durch die beteiligten Staaten. "Wir
starten ein neues Kapitel der Hoffnung", betonte Zarif. Er sprach von
einem historischen Moment.

Die Verhandlungen wurden 13 Jahre lang von einer internationalen
Sechsergruppe, den Vereinigten Staaten, Rußland, der VR China,
Großbritannien, Frankreich und Deutschland, mit Iran geführt. Durch
das Abkommen sollte das iranische Atomprogramm so eingeschränkt
werden, daß sich das Land nicht heimlich oder schnell das Material zum
Bau von Atomwaffen verschaffen könne. Im Gegenzug sollten die
Wirtschaftssanktionen gegen das Land aufgehoben werden. Bekanntlich
ist das Gegenteil eingetreten. Die Sanktionen wurden seitens der USA
sogar weiter verschärft, obwohl sich Iran strikt an alle
Vereinbarungen gehalten hat. Dies bestätigte die Internationale
Atomenergiebehörde (IAEA) "insgesamt elfmal seit Mitte 2015, als das
Atomabkommen unterzeichnet wurde". Die IAEA konnte jederzeit und
unangemeldet die iranischen Atomanlagen inspizieren. Selbst die
USA-Geheimdienste attestierten mehrfach, daß Iran alle Auflagen
erfüllen würde.

Von den Sanktionen sind nicht nur Iran und Europa, sondern die ganze
Welt betroffen. "Die USA haben mit schierer Macht die Herrschaft des
Unrechtes über Europa [und die Welt] etabliert. Denn die Sanktionen
sind flagrant illegal", weil die internationalen und europäischen
Unternehmen nicht US-amerikanischer Rechtsprechung unterliegen. Nun
scheint es, daß die Repräsentanten der Europäischen Union (EU) sich
doch zutrauen, durch gezielte Maßnahmen auf verschiedene Weise
US-Sanktionen gegen Iran zu umgehen. Am Rande der UN-Vollversammlung
am 25. September 2018 erklärte die EU-Außenbeauftragte Federica
Mogherini gemeinsam mit dem iranischen Außenminister Mohammed Dschawad
Sarif, daß die EU eine Zweckgesellschaft, nämlich eine Bank, gründen
werde, um den Zahlungsverkehr mit Iran aufrechtzuerhalten. Damit
sollen US-Sanktionen gegen Iran umgangen werden. Die Zweckgesellschaft
solle auch "anderen Partnern in der Welt" offenstehen, betonte
Mogherini. Diese soll Iran die Abwicklung seiner Geschäfte in harten
Devisen ermöglichen. Damit will man sicherstellen, daß Firmen aus der
EU Geld für Lieferungen nach Iran erhalten können. Zugleich
bekräftigten die Außenminister Frankreichs, Großbritanniens,
Deutschlands sowie Rußlands und Chinas bei einem Treffen mit ihrem
Amtskollegen Sarif, sie wollten die "Freiheit wirtschaftlicher Akteure
garantieren, legitime Geschäfte mit Iran zu machen".

Regime Change in Iran?

Das internationale Atomabkommen ist der israelischen und der
saudiarabischen Regierung ein Dorn im Auge. Hätte der ehemalige
US-Präsident Barack Obama grünes Licht gegeben, hätte die israelische
Luftwaffe schon längst die Atomforschungsanlagen Irans zerstört. Der
junge, unerfahrene und emotional agierende saudische Kronprinz
Mohammad bin Salman rief die USA offen dazu auf, "den Kopf der
Schlange", womit Iran gemeint ist, abzuschlagen. Nun hat US-Präsident
Donald Trump Personen, die wie der israelische Ministerpräsident
Benjamin Netanjahu und der saudische Kronprinz Salman vehemente
Befürworter eines Regime Change in Iran sind, in seine Administration
aufgenommen. Mit John Bolton als Nationaler Sicherheitsberater und
Mike Pompeo als Außenminister sind radikale Verfechter für einen
iranischen Regierungswechsel in Schlüsselpositionen ins Weißen Haus
eingerückt. Die Annahme der Trump-Administration, daß durch
Wirtschaftssanktionen der Druck auf die iranische Bevölkerung zunehmen
würde und damit ein solcher Umsturz von innen erfolgen würde, ist
nicht nur naiv, sondern auch gefährlich. Bei einer Intervention von
außen würden sich die iranischen Völker zusammenschließen. Außerdem
wissen die Iraner genau, daß die Kriege der Vereinigten Staaten gegen
Afghanistan, Irak, Libyen und Syrien Chaos und Zerstörung in diesen
Ländern brachten. Darüber hinaus würde ein Krieg gegen Iran die
gesamte Region nicht nur destabilisieren, sondern möglicherweise in
Flammen ersticken.

Die bevorstehende und endgültige Zerschlagung der mit den USA,
Saudi-Arabien und anderen arabischen Scheichtümern verbündeten
Islamisten in Syrien ist die größte Niederlage des US-Imperialismus
nach dem Vietnamkrieg. Dies hat die Trump-Administration Iran nicht
verziehen, da neben Rußland als Hauptakteur auch Iran bei der
Zerschlagung der islamistisch orientierten Gegner der syrischen
Regierung eine wichtige Rolle gespielt hat.

Neue Stufe der Eskalation

Für Iran sind die Verschärfung der Sanktionen seitens der USA und die
diesbezügliche Untätigkeit der EU-Länder nicht mehr zu ertragen.
Präsident Hassan Rohani hat am 8. Mai bekanntgegeben, daß sich sein
Land bis auf weiteres an zwei seiner Verpflichtungen aus dem internat
ionalen Atomabkommen "Joint Comprehensive Plan of Action" (JCPOA) von
2015 nicht mehr gebunden fühlt und deshalb beabsichtige, mit der
Urananreicherung zu beginnen. Der iranische Präsident rief ultimativ
die europäischen Vertragspartner auf, binnen 60 Tagen Maßnahmen gegen
die erneut verschärften Sanktionen zu ergreifen. Seit dem 3. Mai 2019
droht die US-Administration Rußland und Oman mit Strafmaßnahmen, wenn
sie, wie im Abkommen vorgeschrieben, mehr als 300 Kilo in Iran
angereichertes Uran (LEU) und mehr als 130 Tonnen schweres Wasser, das
für den Betrieb der Atomreaktoren benötigt wird, übernehmen würden.

Faktisch ist die EU im Atomstreit zwischen den USA und Iran
marginalisiert. Ungeachtet dessen haben Europas Staatschefs ihren
Führungsanspruch auf der Weltbühne betont. "Während das Iran-Abkommen,
an dem die Europäer einen entscheidenden Anteil hatten, zur Makulatur
zu werden droht, beschwören die 27 verbleibenden EU-Staaten ihre
'globale Führungsrolle'."

Es muß darauf hingewiesen werden, daß Kriege und bewaffnete Konflikte
auch aus Versehen beginnen können, "wenn Motive, Aktionen und
Kräfteverhältnisse nicht richtig eingeschätzt werden. Entschärfende
Klarheit könnten da nur direkte Gespräche bringen. Doch Amerikaner und
Iraner haben keinen Draht. Und Europa fehlen Staatsmänner mit Statur,
um beherzt zu vermit teln. Am Persischen Golf sind Schlafwandler,
Brandstifter und Dilettanten am Werk. Eine explosive Mischung", so die
Einschätzung der Zeitung "Die Presse" aus Wien vom 9. Mai. Die
iranische Regierung hat mehrfach der US-Administration Gespräche ohne
Vorbedingung angeboten. Die USA haben dies stets abgelehnt. Sie haben
ausdrücklich erklärt, den iranischen Erdölexport "auf null" reduzieren
zu wollen. Die Trump-Administration will im Grunde genommen einen
Regime Change in Iran. Und dies sagen sie auch ganz offen. Wenn das
Abkommen scheitern sollte, worauf die US-Regierung hinarbeitet,
"erhöht sich das Risiko beträchtlich, daß die USA militärisch
eingreifen, um zu verhindern, daß der Iran atomar aufrüstet", ist sich
die "New York Times" ziemlich sicher (11. Mai).

Eine Lösung ist möglich, ist sie auch gewollt?

Die iranische Regierung und der oberste geistliche Führer Irans
Ayatollah Chatami haben immer wieder Vorschläge unterbreitet, mit den
USA und mit Israel Frieden zu schließen, was beide Seiten bisher
kategorisch ablehnen.

Die internationale Gemeinschaft muß die Kriegstreiber dazu zwingen,
die Friedensangebote Irans anzunehmen und am Verhandlungstisch zu
erscheinen, um die Konflikte zu lösen.

Dr. Matin Baraki

Dr. Matin Baraki ist Mitglied des Zentrums für Konfliktforschung an
der Philipps-Universität Marburg.
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Vor 40 Jahren siegten die Sandinisten

"Wir werden bis zur Sonne der Freiheit gehen oder bis zum Tod. Und
sollten wir sterben, unsere Sache wird weiterleben. Andere werden uns
folgen." (Augusto Cesar Sandino)

Im Juli 1961 traf sich Carlos Fonseca an einem geheimgehaltenen Ort in
Honduras an der Grenze zu Nikaragua mit neun Männern. Sie gründeten
die Sandinistische Front der Nationalen Befreiung (FSLN), um den Kampf
gegen die USA-hörige Somoza-Diktatur aufzunehmen. 1969 veröffentlichte
die FSLN ihr Historisches Programm. Nach 18 Jahren Kampf zogen die
"Cachorros" Sandinos am 19. Juli 1979 in Managua ein. Nikaragua war
frei!

Ein Regierungsrat der Nationalen Erneuerung nahm die Arbeit auf. Eines
der ersten Gesetze betraf die Enteignung des Somoza-Besitzes. Die
bürgerlichen Vertreter im Rat waren dagegen und traten 1980 aus. Es
begann die schleichende Konterrevolution, die nach dem Antritt Reagans
als USA-Präsident in die offene überging. Die FSLN setzte ein
weitreichendes Reformprogramm in Gang. Sie verstaatlichte die Banken,
organisierte die Alphabetisierungskampagne, führte den freien Zugang
zur medizinischen Versorgung und zum kostenlosen Unterricht in den
Schulen und Universitäten ein. 1984 fanden Wahlen zur
Nationalversammlung statt. Die FSLN gewann, und ihr Kandidat
Comandante Daniel Ortega wurde Präsident.

1985 verhängte Reagan das Wirtschaftsembargo und ließ den Kongreß
weitere 120 Millionen Dollar für die Contras beschließen. Die
Sandinistische Regierung mußte ein strenges wirtschaftliches Reglement
einführen und Tausende Jugendliche rekrutieren. In dieser
komplizierten Situation setzte die FSLN am 9. Januar 1987 eine neue
Verfassung in Kraft. Die neue Gesellschaft sollte sich auf drei Säulen
stützen: politischer Pluralismus, gemischte Wirtschaft und
Nichtpaktgebundenheit. Ende 1987 begann der Friedensprozeß von
"Escipulas II". In Sapoá verhandelte die Nationalleitung der FSLN mit
der Leitung der Contras über die Beendigung des Krieges. 1990 fanden
vorgezogene Wahlen statt, die von der "Allianz der Nationalen
Opposition" mit Violeta Chamorro als Schirmherrin gewonnen wurden.

Nach der Wahlniederlage konstituierte sich die FSLN als Partei. Im
Juli 1991 fand der I. FSLN-Kongreß statt. Die Mehrheit der Delegierten
beschloß, der neoliberalen Hegemonie eine revolutionäre Antwort zu
geben. Daniel Ortega wurde zum Generalsekretär gewählt. In der
Folgezeit kam es zu Machtkämpfen in der FSLN. Es entstanden Fraktionen
und Gruppierungen. Frühere Führungskräfte verließen die FSLN oder
gingen auf Distanz zu ihr. Einige von ihnen gründeten die Bewegung der
Sandinistischen Erneuerung (MRS).

Daniel Ortega verlor 1996 und 2001 die Wahlen gegen Arnoldo Alemán von
der Konstitutionellen Liberalen Partei (PLC) bzw. Enrique Bolaños von
der Nikaraguanischen Liberalen Allianz. Die Politik der Neoliberalen
bekam dem nikaraguanischen Volk nicht gut. Nach den Kennziffern der
Vereinten Nationen für menschenwürdige Entwicklung nahm Nikaragua 1990
den 85. Rang unter den beobachteten Ländern ein. 2006 lag es auf Rang
128. Nur jeder vierte Nikaraguaner hatte Arbeit, jeder zweite war
wieder Analphabet geworden. Die Korruption hatte Blütezeit. Die
knappen Agrarkredite gingen an die großen Latifundienbesitzer, die
ihre Schulden nicht zurückzahlten.

Im März 2002 verabschiedete der III. FSLN-Kongreß ein neues
politisches Programm. Die FSLN schloß den bewaffneten Kampf für die
Erlangung der Macht aus. Zum ersten Mal formulierte sie ein
sozialistisches, christliches und solidarisches Gesellschaftsmodell
als Ziel ihres Kampfes. Daniel Ortega wurde erneut zum Generalsekretär
der FSLN gewählt.

Ende 2003 erschütterte eine tiefe Krise Nikaragua. Das Land war tief
verschuldet, die Wirtschaft lag darnieder, die Energieversorgung brach
zusammen. Im November 2003 besuchte US-Außenminister Colin Powell
Nikaragua. Er forderte die PLC auf, sich mit den anderen liberalen
Parteien zusammenzuschließen und gemeinsam gegen die FSLN vorzugehen.
In dieser turbulenten Lage des wachsenden Druckes aus Washington und
des politischen Überlebenskampfes von Bolaños, aber vor allem der
Empörungswelle immer breiterer Schichten des Volkes, verhandelten
Alemán und Ortega, um einen Ausweg zu finden.

Mit der Krise der Liberalen begann der neue Aufstieg der FSLN. Im
November 2004 gewann sie die Munizipalwahlen. Die FSLN zog Nutzen aus
den Veränderungen in Venezuela, Argentinien, Brasilien und Bolivien.
Sie begann mit einer Alphabetisierungskampagne in den von ihr
regierten Regionen und schloß mit der venezolanischen Regierung einen
Vertrag über die Lieferung von Treibstoff dorthin ab. Am 5. November
2006 trat Daniel Ortega erneut als Präsidentschaftskandidat des von
der FSLN geführten Wahlbündnisses "Unida Nikaragua triunfa" an. Das
Bündnis gewann die Wahlen. Zum zweiten Mal in ihrer Geschichte kam die
FSLN an die Macht. Diesmal auf dem Weg von Wahlen.

Die FSLN nahm das revolutionäre Projekt wieder auf. Einen Tag nach
seiner Vereidigung am 10. Januar 2007 verkündete Daniel Ortega die
Wiederherstellung der Beziehungen zu Kuba und Venezuela sowie den
Beitritt Nikaraguas zur Bolivarischen Allianz (ALBA). Seine Regierung
schaffte das Schulgeld ab, fror die Preise für Wasser und Energie ein
und stoppte die Privatisierungswelle. Sie leitete eine neue
Alphabetisierungskampagne ein, legte eine Reihe sozialer Programme auf
und förderte die "Popularwirtschaft". Heute kann sich Nikaragua aus
eigener landwirtschaftlicher Produktion selbst ernähren. Die
Exportproduktion stieg ständig, der Tourismussektor blühte auf, das
Land wurde attraktiv für in- und ausländische Investoren. 2014
verkündete die Regierung, das Projekt des Interozeanischen Kanals in
Angriff zu nehmen. 2017 betrug das Wirtschaftswachstum 4,9 Prozent.
Die allgemeine Armut verringerte sich zwischen 2009 und 2014 von 42,5
auf 29,6 Prozent. Der unterernährte Teil der Bevölkerung ging von 50,5
auf 16 Prozent zurück. 2009 betätigte die UNESCO, daß Nikaragua eine
Rate des Analphabetismus von unter fünf Prozent erreichte.

Die erfolgreiche Entwicklung und das wachsende internationale Ansehen
Nikaraguas mißfallen der nikaraguanischen Oligarchie und der
katholischen Bischofskonferenz. Die liberalen und konservativen
Parteien konnten bei Wahlen nicht mehr punkten. Die
außerparlamentarische bürgerliche Opposition ging zum offenen Angriff
über. Sie gründete die "Allianz für Gerechtigkeit und Demokratie",
erbettelte von Washington die "Nica Act", mit der Nikaragua
wirtschaftlich und finanziell unter Druck gesetzt wird, und nahm die
Reform der Sozialversicherung zum Anlaß, um im April 2018 den Putsch
zu probieren.

Der Putschversuch scheiterte. Er hinterließ aber Opfer an
Menschenleben und große wirtschaftliche Schäden. Nikaragua ist nicht
mehr das Land, das es vor dem 18. April 2018 war. Obwohl nicht vom
Volk gewählt, verlangt die Allianz von der Regierung, mit ihr den
Dialog zu führen. Es trifft zu, was Daniel Ortega 2015 auf dem Gipfel
des Forums von São Paulo in Mexiko-Stadt sagte: "Sie bestimmten
die Regeln, nach denen wir auf demokratischen Wege an die Macht
gelangen können. Sind wir aber dort angekommen, setzen sie alle
undemokratischen Mittel ein, um uns von dort wieder zu verdrängen."

Die Trump-Administration verbannte Nikaragua wie Venezuela und Kuba
ins "Reich des Bösen". Die Gefahr des militärischen Eingreifens der
USA ist groß. Unsere Solidarität gehört diesen Völkern und ihrem Kampf
für Freiheit, Unabhängigkeit und Souveränität. Am 19. Juli 2019 feiert
die FSLN mit ihrem Präsidenten Comandante Daniel Ortega und der
nikaraguanischen Bevölkerung den 40. Jahrestag des Sieges ihre
Revolution. Die Lage ist nicht einfach, aber die "Cachorros" Sandinos
beugen sich nicht.

Wolfgang Herrmann

Dreesch

 * 

Zur aktuellen Situation im Kaschmir-Konflikt

Am 14. Februar hatte ein Attentäter in der Nähe von Srinagar, der
Hauptstadt des indischen Bundesstaates Jammu und Kaschmir, einen mit
großen Mengen Sprengstoff beladenes Auto in einen Bus gelenkt. Dabei
wurden über vierzig indische Soldaten getötet. Das war einer der
verheerendsten Anschläge im indischen Teil Kaschmirs seit 30 Jahren.
Im Jahre 2008 hatten auch die islamistischen Extremisten die indische
Finanzmetropole Mumbai tagelang mit Terror überzogen. Zu dem neuesten
Attentat bekannte sich die in Pakistan ansässige islamistische
Terrororganisation "Jahis-e Mohammad" (JeM). Nach dem Anschlag begann
die indische Armee mit einem Großeinsatz gegen die JeM. Dabei
entdeckten sie ein Versteck der Terroristen in der Nähe des Dorfes
Pinglan auf dem Territorium Pakistans außerhalb Kaschmirs. Bei
zwölfstündigen Feuergefechten starben sieben Menschen, darunter vier
indische Sicherheitskräfte. Als die von Pakistan aus operierende JeM
sich offen zu dem Terrorangriff bekannte, bombardierte die indische
Luftwaffe ein Ausbildungscamp der JeM, das sich auf pakistanischem
Territorium befand. Daraufhin schoß die pakistanische Armee einen
Kampfjet der Inder ab und nahm den Piloten Abhinandan Varthaman fest.
Kurz danach kündigte der pakistanische Premierminister Imran Khan an,
den Piloten freizulassen. Beobachter interpretierten dies als ein
Schuldbekenntnis bzw. einen Wiedergutmachungsakt Pakistans, um die
Krise zu entschärfen, wie die Zeitung "Dawn" am 1. März aus Karachi
meldete. Es ist dies das erste Mal seit dem Beginn des
Kaschmir-Konfliktes, daß die Armee Militärschläge auf der
pakistanischen Seite öffentlich zugab.

Die indische Regierung erwartet, daß der JeM-Führer Maulana Masood
Azhar auf die Terrorliste der Vereinten Nationen gesetzt wird, und
beschwert sich darüber, daß die Regierung der VR China als Vetomacht
diese Maßnahme blockierte. Die staatlich gelenkte "Global Times" in
Peking hat in einer Stellungnahme von der indischen Regierung "solide
Beweise" gegen Azhar verlangt. Das ist im Grunde genommen eine
durchsichtige Ausrede. Denn die JeM bezichtigt sich selbst, den
Terrorakt begangen zu haben. Darüber hinaus ist die JeM in Pakistan
offiziell verboten. Aber ihre Anführer bleiben im Lande unangetastet.

Indische Sicherheitsexperten heben immer hervor, daß JeM nach wie vor
durch den pakistanischen Militärgeheimdienst Inter-Services
Intelligence (ISI) beschützt werde. Nach Darstellungen der indischen
Regierung kämpfen mehrere extremistische Gruppen, die vom ISI
gesteuert werden, gegen den indischen Staat. Beobachter aus der Region
bestätigen, daß JeM zu jenen islamistischen Tarnorganisationen
gerechnet wird, "die vom pakistanischen Militär und seinen
Geheimdiensten finanziert, ausgerüstet, ausgebildet und mit Anschlägen
in Nachbarstaaten beauftragt werden". JeM wäre allein niemals in der
Lage, autonom zu agieren und solche Terroroperationen durchzuführen,
betont der Antiterror-Experte und Direktor des "Institute for Conflict
Management" Ajai Sahni. Maulana Masood Azhar war schon in den 90er
Jahren wegen terroristischer Aktivitäten in Kaschmir verhaftet worden.
Als er 1990 eine Maschine der Indian Airlines entführte und nach
Kandahar in Afghanistan brachte, wo damals noch die Taliban
herrschten, wurde er in einem Austausch gegen die Passagiere
freigelassen.

Auf die Drohung Indiens hat der pakistanische Ministerpräsident Imran
Khan angekündigt, seine Armee werde nicht zögern, zurückzuschlagen.
Die Eskalation des Konflikts zwischen Indien und Pakistan scheint
vorerst abgewendet zu sein. Doch das Gleichgewicht des Schreckens
zwischen den beiden Atommächten Indien und Pakistan hat bis jetzt
keine nennenswerte Stabilität geschaffen, sondern konventionelle
Kriege und hybride Kriegführung begünstigt. Darunter fällt Pakistans
systematischer Einsatz islamistischer Terroristen für Attacken gegen
Indien. Das ist eine taktisch genau kalkulierte Politik Islamabads.
Denn islamistische extremistische Terrorgruppen werden als "Handlanger
[...] dem bankrotten Pakistan eine kostengünstige irreguläre
Kriegführung, die Indien trotz seiner atomaren und konventionellen
Übermacht ins Hintertreffen versetzt, ermöglichen. Militär und
Geheimdienste erhalten den Konflikt mit dem größeren Nachbarn
aufrecht, weil er den Machtanspruch der Generäle über den
pakistanischen Staat zementiert. Und er dient der Vergeltung:
Kaschmir, Ursprung der Feindschaft, ist nicht der einzige wunde Punkt
der Pakistaner. Indiens militärische Unterstützung für die Abspaltung
Bangladeschs 1971, die Pakistan mit einem Schlag halbierte, hat das
Militär bis heute nicht verschmerzt."

Am 27. Februar berichtete die pakistanische Zeitung "The Nation" über
die Verhaftung von 44 verdächtigen Männern, die mit dem Terrorakt von
14. Februar in Zusammenhang stehen sollen. Allerdings scheint die
Regierung in Islamabad unentschlossen, den Führer der Terrorgruppe,
Maulana Moaood Azhar, festzunehmen. Interessanterweise stehen die
Namen von einigen Verhafteten in einem von der indischen an die
pakistanische Regierung übergebenen Dossier. Indien identifizierte
auch Lager der Terrororganisation Jahis-e Mohammad im Nachbarland.
Shehryar Khan Afridi, Staatsminister im pakistanischen
Innenministerium, verkündete, daß seine Regierung entschlossen sei,
den Rechtsstaat durchzusetzen, fänden sich Beweise gegen die Männer.
Einen besseren Beweis als das Selbstbekenntnis zu dem Terrorakt kann
es ja nicht geben. Die Inder sind skeptisch und sehen die Festnahmen
eher als "kosmetische Schritte". Der indische Anti-Terror-Experte Ajai
Sahni prognostiziert, daß "die Verwundbarkeit Indiens durch
Terrorangriffe" auch in Zukunft weitergehen würde.

Schon früher gingen ausnahmslos alle Experten und Beobachter der
Verhältnisse davon aus, daß die Gefahr einer atomaren
Auseinandersetzung zwischen Indien und Pakistan jederzeit droht. Im
Jahre 1999 hatte Pakistan inmitten einer Auseinandersetzung mit Indien
schon einmal fast seine Atomwaffen in Stellung gebracht. Ein Atomkrieg
"wäre nicht nur für beide Nachbarländer, sondern für die ganze Welt
eine Katastrophe", warnt die türkische Zeitung "Milliyet" am 1. März.
Pakistan fühlt sich im konventionellen militärischen Bereich Indien
gegenüber unterlegen.

Deswegen hat Islamabad vor einigen Jahren eine Doktrin der "kompletten
Abschreckung" entwickelt, die einen nuklearen Erstschlag beinhaltet.
Wobei Indien den Ersteinsatz von Atomwaffen als Antwort auf einen
konventionellen Angriff seitens Pakistans ausschließt. Die Suche nach
einer politischen Lösung des Konflikts wird deshalb immer dringlicher.
Der damalige indische Ministerpräsident Atal Bihari Vajpayee hatte den
pakistanischen Militärmachthaber Parvez Musharaf am 24. Mai 2001 zu
Friedensgesprächen eingeladen, wobei es in erster Linie um eine Lösung
des Kaschmir-Konflikts gehen sollte.

Musharaf nahm die Einladung in einem Brief an den indischen
Ministerpräsidenten vom 29. Mai 2001 offiziell an und wies darin auf
die Bedeutung guter Beziehungen für die wirtschaftliche Entwicklung
hin. Er griff die Kernaussage des indischen Ministerpräsidenten auf,
indem er die Armut als den gemeinsamen Feind beider Völker
bezeichnete. Pakistan sei an einem stabilen, prosperierenden Indien,
das in Frieden mit seinen Nachbarn lebe, interessiert und sei bereit,
über den Kaschmir-Konflikt hinaus auch über alle anderen ungeklärten
Fragen in den bilateralen Beziehungen zu sprechen. Zu hoffen bleibt,
daß beide Seiten ernsthafte Anstrengungen unternehmen, um den seit
mehr als ein halbes Jahrhundert andauernden Konflikt friedlich
beizulegen. Sind die Kontrahenten dazu nicht in der Lage oder nicht
gewillt, wären die "Shanghaier Organisation für Zusammenarbeit" sowie
die blockfreien Staaten, zu denen auch Indien und Pakistan selbst
gehören, ein geeigneter Vermittler.

Dr. Matin Baraki
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Der 9. Mai, Deutschland und die NATO

Der 9. Mai ist in Rußland und in fast allen Nachfolgestaaten der
Sowjetunion der wichtigste staatliche Feiertag. Am "Tag des Sieges"
über den Hitlerfaschismus gedenken die Menschen ihrer Kriegstoten, und
sie feiern den Frieden, der unter so vielen Opfern errungen wurde.
Anders die USA und die NATO. Für sie wird der 9. Mai tendenziell zum
Tag der Provokation und Eskalation im ohnehin fragilen
Vorkriegs-Frieden. Schon im Jahr 2002 bezeichnete am 9. Mai Nicolas
Burns, US-Botschafter bei der NATO, Rußland als potentielles Ziel von
Atomwaffen. Am 9. Mai 2015 nahm weder die Bundeskanzlerin noch ein
anderes deutsches Regierungsmitglied an den Feierlichkeiten zum 70.
Jahrestag des Sieges in Moskau teil, dafür eröffnete Kriegsministerin
von der Leyen am Tag zuvor ganz offiziell und feierlich den "Ball des
Heeres" in Berlin. "Am 9. Mai dieses Jahres startet die NATO-Großübung
zur Bündnisverteidigung", titelte "Spiegel online" dieser Tage. Im
Drehbuch der Kriegsstrategen wird Rußland umschrieben als "aggressive
Macht, die Kerneuropa attackiert und über Kernwaffen verfügt". Diese
greift, beginnend mit Cyberattacken, dann mit materiellem Kriegsgerät
ein NATO-Land in Europa an. Sechs Tage lang werden die Regierungen der
NATO-Staaten, der NATO-Rat und der militärische Apparat, so der
"Spiegel" weiter, im Geheimen "alle Schritte eines Kriegsszenarios
vollziehen ... von der Erklärung des Bündnisfalls nach Artikel 5 bis
zur Planung der militärischen Reaktion der NATO auf die Attacke".

Diese ganze Übung ist eine einzige Provokation. Dazu gesellen sich
seitens der Bundesregierung Geschichtsvergessenheit,
Geschmacklosigkeit und eine Respektlosigkeit gegenüber den Opfern des
von Deutschland entfesselten Vernichtungskriegs, die einem den Atem
verschlägt. Der Sieg über die faschistischen Angreifer hat die Völker
der Sowjetunion 27 Millionen Kriegstote und unzählbare an Leib und
Seele Verwundete gekostet. Die große Mehrheit von ihnen waren
Zivilisten, Alte, Frauen, Kinder. Auf der Seite des Angreifers starben
6,3 Millionen Deutsche, davon 5,2 Millionen Soldaten. Jeder einzelne
Kriegstote ist einer zuviel. Die Zahlen zeigen aber, wie monströs und
maßlos die regierungsoffizielle deutsche Politik die Geschichte
umschreibt, wenn sie jetzt Rußland zum Aggressor macht.

Die US-amerikanische Politik treibt aber noch weiter. Als ihr
Sprachrohr fordert in einem auf "Zeit online" am 30. April
erschienenen Gastbeitrag Elbridge Colby, Direktor des
Verteidigungsprogramms am Center for a New American Security in
Washington: "Deutschland muß mehr in die Verteidigung stecken ...
Nicht trotz seiner Vergangenheit, sondern gerade deswegen." In den
letzten Jahren scheint es sich einzubürgern, jede neue Etappe
deutscher Militarisierung als Sühne für Verbrechen des deutschen
Faschismus darzustellen.

Das war so beim Überfall auf Jugoslawien, dem ersten deutschen
Kriegseinsatz seit 1945, vom grünen Außenminister Josef Fischer als
Sühne für Auschwitz bezeichnet. Das geschieht jetzt, da mit dem Ziel,
zwei Prozent des BIP in die Aufrüstung gegen Rußland zu investieren,
Deutschland als mit Abstand größte Wirtschaftsmacht in Europa wieder
zur mit Abstand größten Militärmacht im Herzen Europas wird bzw.
werden soll. Erfüllt Deutschland das Zwei-Prozent-Ziel, liegen seine
Rüstungsausgaben bei bis zu 85 Milliarden Euro pro Jahr - Rußlands
sind in den letzten zwei Jahren auf umgerechnet 59 Milliarden Euro
gesunken. Deutschland als stärkste Militärmacht in Europa - eben das
ist die Antwort auf Colby's Suggestivfrage: "Worin besteht also
Deutschlands historische Verantwortung heute? Sie besteht darin, einen
angemessenen Beitrag zur kollektiven Verteidigung des Bündnisses zu
leisten, insbesondere gegen Rußland ..."

Nur einen Tag später erschien übrigens in dem gleichen Blatt das
Interview mit Kevin Kühnert mit dem Aufreger-Begriff von der
Kollektivierung der Wirtschaft. Egal, für wie glaubwürdig oder
relevant die Gedanken des Juso-Vorsitzenden erscheinen: Er könnte sich
inhaltlich auf das Potsdamer Abkommen beziehen, in dem die
Siegermächte 1945 Deutschlands Zukunft skizzierten. Dazu gehörte, "das
deutsche Wirtschaftsleben zu dezentralisieren mit dem Ziel der
Vernichtung der bestehenden übermäßigen Konzentration der
Wirtschaftskraft, dargestellt insbesondere durch Kartelle, Syndikate,
Trusts und andere Monopolvereinigungen". Kühnert ist geballter Kritik
ausgesetzt. Colby hingegen, der die im Potsdamer Abkommen vereinbarte
Demilitarisierung Deutschlands in ihr Gegenteil verkehren will, erntet
Wohlwollen.

Christiane Reymann und Wolfgang Gehrcke 
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Für eine offene und freie Gesellschaft

Solidarität statt Ausgrenzung!

Es findet eine dramatische politische Verschiebung statt: Rassismus
und Menschenverachtung sind gesellschaftsfähig. Was gestern
mehrheitlich noch undenkbar war und als unsagbar galt, ist heute
Realität. Humanität und Menschenrechte, Religionsfreiheit und
Rechtsstaat werden offen angegriffen. Es ist ein Angriff, der uns
allen gilt.

Wir wissen um die Bedeutung der Landtagswahlen in Sachsen und der
sächsischen Verhältnisse für die Auseinandersetzung um den
bundesweiten Rechtsruck.

Ganz Europa ist von einer nationalistischen Stimmung der
Entsolidarisierung und Ausgrenzung erfaßt. Kritik an diesen
unmenschlichen Verhältnissen wird gezielt als realitätsfremd
diffamiert. In dieser Situation lassen wir nicht zu, daß Sozialstaat,
Flucht und Migration gegeneinander ausgespielt werden. Wir halten
dagegen, wenn Grund- und Freiheitsrechte weiter eingeschränkt werden
sollen.

Während der Staat sogenannte Sicherheitsgesetze verschärft, die
Überwachung ausbaut und so Stärke markiert, ist das Sozialsystem von
Schwäche gekennzeichnet: Menschen leiden darunter, daß viel zuwenig
investiert wird, etwa in Bildung, Pflege und Gesundheit, in den Kampf
gegen die ökologische Krise, in öffentlichen Nahverkehr,
Kinderbetreuung und Jugendkultur. Während ländliche Infrastruktur
massiv unterfinanziert ist und die Menschen in die urbanen Zentren
drängen, fehlt es in den Großstädten an bezahlbarem Wohnraum. Die
Umverteilung von unten nach oben wurde durch die Wendekrise, Agenda
2010 und Finanzkrise massiv vorangetrieben. Steuerlich begünstigte
Milliardengewinne der Wirtschaft stehen einem der größten
Niedriglohnsektoren Europas und der Verarmung benachteiligter Menschen
gegenüber.

Nicht mit uns - Wir halten dagegen!

­... Wir treten ein für eine offene und solidarische Gesellschaft,
in der Menschenrechte unteilbar und vielfältige und selbstbestimmte
Lebensentwürfe selbstverständlich sind - in Sachsen, Deutschland und
weltweit. Wir stellen uns gegen jegliche Form von Diskriminierung und
Hetze. Gemeinsam treten wir Rassismus, Antisemitismus,
antimuslimischem Rassismus, Antiromaismus und Antifeminismus ...
entschieden entgegen. Menschen, die auf die Solidarität der
Gesellschaft angewiesen sind, dürfen nicht gegeneinander ausgespielt
werden. Die Gleichwertigkeit aller in ihrem Ansehen und ihren
Möglichkeiten ist nicht verhandelbar. Allen hier lebenden Menschen muß
gesellschaftliche Teilhabe ermöglicht werden.

Wir sind jetzt schon viele, die sich einsetzen:

Ob an den Außengrenzen Europas, ob vor Ort in Organisationen von
Geflüchteten und in Willkommensinitiativen, ob in ...
antirassistischen Bewegungen, in Migrantenorganisationen, in
Behinderten- oder Kinderrechtsorganisationen, in Gewerkschaften, in
Verbänden, NGOs, Religionsgemeinschaften, Vereinen und
Nachbarschaften, ob in dem Engagement gegen Wohnungsnot, Verdrängung,
Pflegenotstand, gegen Überwachung und Gesetzesverschärfungen, gegen
die Entrechtung von Geflüchteten und für Klimagerechtigkeit - seit dem
Herbst der Solidarität sind Hunderttausende Menschen für eine
solidarische Gesellschaft auf die Straßen gegangen - an vielen Orten
haben sich Menschen aktiv für eine Gesellschaft der vielen eingesetzt.
Diesen Aufbruch sozialer Bewegungen werden wir in diesem Sommer
fortschreiben.

Als Auftakt unserer gemeinsamen Aktivitäten wird am 6. Juli eine
Demonstration in Leipzig stattfinden, mit der wir den
Großdemonstration mit bundesweiter Mobilisierung am 24. August in
Dresden geplant. Dazwischen wollen wir mit der
Erzgebirge, in Zwickau, Grimma und Bautzen kooperieren. So werden wir
an verschiedenen Orten lokal aktiv sein und in einer großen
bundesweiten Mobilisierung in Dresden zusammenkommen.

Vorbereitung gefragt: bei der Vernetzung mit anderen Aktiven und der
Mobilisierung in unseren Nachbarschaften.

- Für eine offene und freie Gesellschaft - Solidarität statt
Ausgrenzung in ganz Sachsen und weit darüber hinaus! 

- Für ein Europa der Menschenrechte und der sozialen Gerechtigkeit!

- Für ein solidarisches und soziales Miteinander in Sachsen statt
Ausgrenzung und Rassismus!

- Für das Recht auf Schutz und Asyl - Gegen die Abschottung
Europas!

- Für eine freie und vielfältige Gesellschaft! Solidarität kennt keine
Grenzen!


(Aus dem Aufruf zur Großdemonstration am 24. August in
Dresden) 

 * 

Stichworte und Widerspruch

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Ein Blick auf die Schülerproteste

Der phänomenale Wahlerfolg der "Grünen" bei den Wahlen zum
EU-Parlament am 26. Mai und besonders in Deutschland hat das
zerrüttete Parteien-Spektrum der Bourgeoisie aufgemischt und dessen
bisherige Platzhalter in Panik, die Oppositionsparteien in anhaltende
Verwirrung gestürzt.

Als entscheidender Überraschungsfaktor hat seit dem 20. August die
Schüler-Massenbewegung "Fridays for Future" mit harten Forderungen
nach einer schnellen Umsetzung der unverbindlichen Pariser
Klimaschutzvereinbarungen von 2015 mit europaweiten
Massendemonstrationen richtungweisenden außerparlamentarischen Druck
ausgeübt. In der Folge sind alle Parteien auf der (oft fatal
strittigen) Suche nach anderen Strategien zur Selbstbehauptung im
Umgang mit einer neuerdings unerwartet politisierten Jugend und
künftigen Wählergeneration.

Im Massenspektrum der Bewegung gibt es neben
zivilgesellschaftlich-kulturellen, ethisch-humanitären auch Kräfte wie
z. B. "Seebrücke", "Antikapitalistische Plattformen" ("Systemwechsel,
nicht Klimawandel"), "Omas gegen rechts" oder Gewerkschafts- und
Partei-Jugendgruppen, was sich in dieser Ausprägung nur damit erklären
läßt, daß ihre Akteure ursprünglich auf ein systemkompatibles Ziel
konzentriert waren.

Um so interessanter war jedoch eine Protestaktion von 3000 Hamburger
Schülern gegen einen AfD-Versuch, antifaschistische Aufklärung an der
"Ida-Ehre-Schule" zu verbieten. Mancherorts nahmen sie an den
Ostermärschen teil, schon gegen die Irak-Invasion hatten einst Schüler
und Gewerkschaftsjugend demonstriert. Massenbewegungen mit
"Punktzielen" wachsen spontan bei aktuellen, medial breit
kommunizierten Anlässen, wie die Anti-Atomindustrie-Demonstrationen
nach dem Fukushima-GAU. Zeitweilig vereinen sie Menschen, die sonst
völlig unterschiedliche Ansichten haben.

Wie es mit den "Fridays for Future" weitergeht, wird sich zeigen.
Jedenfalls bringen solche Aktionen auch einige Lernprozesse der
praktischen Erfahrung in Gang. Die Spontaneität als eine historisch
bestimmte Qualität der gesellschaftlichen Praxis der Menschen ist
dadurch charakterisiert, daß die praktischen Handlungen der Menschen,
die in die Gesamtheit der gesellschaftlichen Verhältnisse und Prozesse
eingehen, nicht nur die bezweckten unmittelbaren Resultate, sondern
zugleich mit Notwendigkeit mittelbare, entferntere gesellschaftliche
Wirkungen von wesentlicher Bedeutung haben, die ungewollt sind, im
Gegensatz zu den Ansichten der Handelnden stehen und sich gegen sie
kehren. Die tatsächlichen Resultate widersprechen den gewollten
Zwecken oder sie haben, soweit sie diesen zunächst doch zu entsprechen
scheinen, wieder unvorhergesehene Folgen. Die Gesellschaftsgesetze
setzen sich gleichsam hinter dem Rücken der Menschen durch. (MEW, Bd.
37, S. 37) Die Marginalisierung der multipolaren französischen
"Gelbwesten" gelang Macron nach einer intensiven soziologischen
Abschätzung ihrer Zusammensetzung und Teilforderungen durch
Scheinzugeständnisse an relevante Teilnehmer-Schichten bei
gleichzeitiger Kriminalisierung des "harten Kerns", der seine
neoliberalen Absichten substanziell gefährdet.

Die "Fridays for Future" wurden wegen der Wahlen und fehlender
Gegenstrategien bald von den Parteitaktikern "umarmt" und mit Lob,
Einladungen und zustimmenden Absichtserklärungen besänftigt. Luisa
Neubauer, wie viele Aktivisten den "Grünen" zugehörig, forderte nach
dem ersehnten Wahlsieg, diese müßten nun "liefern", die Verlierer aber
einsehen, daß Klimaschutz Anliegen aller und keine Parteipolitik sei.
Dabei bereitete sich diese neoliberale ökokapitalistische
Mittelstandspartei mit Habeck an der Spitze schon auf eine Koalition
mit der CDU im Bund vor.

Auch Herr Kretschmann in Stuttgart ist sehr industriefreundlich und
verbreitet vom Erfolg überzeugt ein Wohlgefühl umweltfreundlicher
hedonistischer Absolution gegen ein schlechtes Umweltgewissen "für
alle". Sie teilen den "sozialpartnerschaftlichen" Konsens aller
Parteien der Bourgeoisie: "Wenn ihr die Herren am Tische nur mästet,
dann fallen für euch mehr Krümel herunter." Nur sitzt Erhard bei ihnen
mit "grüner Zigarre" in der Tafelrunde. Das heißt Schonung bei
Umweltforderungen, Kostenabwälzung auf die Arbeitenden, faule
Kompromisse. Das aber sehen die Schüler nicht ein. Sie erkennen den
Antagonismus von Klimaschutz und Politik, aber noch nicht dessen
Ursache. "Das Bewußtsein wird nur dann zur materiellen Gewalt, wenn es
sich umsetzt in praktisches Handeln der Menschen bei der Umgestaltung
von Natur und Gesellschaft." (MEW, ebd.). Der Welternährungs- und
Umweltkämpfer Jean Ziegler kommt in seinem neuen Buch "Was ist so
schlimm am Kapitalismus?" durch Erfahrungen mit den
Herrschaftsinstitutionen der UNO erst nach 14 Jahren zum Schluß, daß
die repräsentative Demokratie am Ende, nicht reformierbar ist, und die
Macht der Konzerne stärker ist als alle Staaten. "Kapitalismus
zerstören, bevor er uns zerstört!"

Nach "bleierner Nachwendezeit", in der Jugendliche kein aktives
Interesse an der verheerenden politischen Entwicklung zeigten, man
ihnen Konsum- und Facebook-Abhängigkeit, entfremdete marktkonforme
"Selbstinszenierung" und "antikollektivistische" Egozentrik zuordnete,
erwachten nun Engagement und Interesse für die gesellschaftliche
Gestaltung der eigenen Zukunft. Das bleibt für mich als Lehrer die
wichtigste Seite der neuen Schülerbewegung, denn es ist die
Grundvoraussetzung für jeden weiteren Kampf und wachsendes
kapitalismuskritisches Bewußtsein überhaupt. Daß es im Kapitalismus
unter der Herrschaft der Eigentümer von Produktionsmitteln und
Ressourcen, Herren über den Einsatz von Produktivkräften, auch keine
ökokapitalistische Lösung des Klimaproblems geben wird, werden die
Jugendlichen selbst erfahren müssen. Denn, lernen wir von Engels:
Gerade die höchste und letzte Ausbeuterordnung, der Kapitalismus,
verfängt sich immer stärker in dem Widerspruch zwischen der bewußten
Organisation der Produktion in einzelnen Betrieben (und großen
Monopolverbänden) und der Anarchie und Planlosigkeit der Produktion im
gesamtgesellschaftlichen Maßstab.

Wenn bürgerliche Ideologien darum bemüht sind, die Idee der Planung
und Beherrschung des imperialistischen Systems zu propagieren, so
dient das der Beschönigung und Rechtfertigung einer Ordnung, die ihrem
Wesen nach weder planbar noch beherrschbar ist, weil sie durch die
Antagonismen zwischen Bourgeoisie und Proletariat, zwischen den
Interessen der Monopolbourgeoisie und den Lebensinteressen der
Werktätigen, durch Widersprüche zwischen den Monopolen zerrissen ist.
In der zyklischen Entwicklung der kapitalistischen Produktion, in der
chronischen Massenarbeitslosigkeit, in Krisen des imperialistischen
Finanzsystems, in Handels- und Eroberungskriegen treten die spontan
wirkenden ökonomischen Gesetze des Kapitalismus als eine fremde und
feindliche, die Gesellschaft beherrschende Macht zutage. (MEW, Bd. 39,
S. 206)

Jobst Heinrich Müller
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Gegen hohe Mieten und Willkür von Immobilienkonzernen

"Markt macht krank"

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Immobilienwirtschaft und Mieten, kritisch betrachtet

Wohnst du noch ...?

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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"Mietpreisbindung als Dauerrecht!"

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
Von Sozialwissenschaftlern wird eine
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Goethefeiern 1949 und 1999

Am 3. Juli 1945 gründete sich der Kulturbund zur demokratischen
Erneuerung Deutschlands. Johannes R. Becher rief in seiner
programmatischen Rede dazu auf, "ein freiheitliches, wahrhaft
demokratisches Deutschland auferstehen" zu lassen. Bernhard Kellermann
beschwor den Bund, ein "geistiges und kulturelles Parlament" zu
werden.

Einen Monat später, am 26. August 1945, konstituierte sich der
Kulturbund in Mecklenburg-Vorpommern. Initiatoren und Impulsgeber
waren die Schriftsteller Willi Bredel und Ehm Welk, die Pastoren Karl
Kleinschmidt und Aurel von Jüchen, die Rektoren der Universitäten
Rostock und Greifswald, Intendanten, Schauspieler und Heimatforscher.
Bereits nach einem Jahr gab es 63 Ortsgruppen mit 12.000 Mitgliedern.
1947 zählte der Kulturbund 20.000 Freunde, 1948 waren es über 30.000.

Das war die Basis für eine Idee Willi Bredels, die begeistert
aufgegriffen und mitgetragen wurde. Der 200. Geburtstag Goethes sollte
zum Gedenk- und Feiertag für das ganze Land werden. Goethes
Vorstellungen vom Sinn des Lebens, seine soziale Utopie, seine
Hoffnungen, sein Humanismus sollten in den Rang einer
gesellschaftlichen Kommunikation erhoben werden. Der entscheidende
Grundsatz lautete: "Wir glauben an die Aufgeschlossenheit und
Aufnahmebereitschaft unseres Volkes für diejenigen Ideale und Ideen,
die zu unserem wertvollen Kulturgut gehören und die, in die
Wirklichkeit umgesetzt, eine geschichtliche Kraft darstellen."

Bredels Idee wurde Wirklichkeit. Es hat in diesem Landstrich, von dem
man sagte, daß es "hundert Jahre zurück" sei, "daß ein Ochse vor und
einer hinter dem Pflug" genügen würden, noch nie eine solche
Kulturbewegung, Fortschrittsdiskussion und Humanismusdebatte gegeben
wie 1949. In der Festveranstaltung des Landtages würdigte Bredel
Goethe als einen "allen Neuerungen aufgeschlossenen, rastlos
forschenden und vorwärtsstrebenden, den Forderungen des Tages
verpflichteten, selbstbewußten Menschen".

1999 hat der Kulturverbund Mecklenburg-Vorpommern zum 250. Geburtstag
Goethes die Idee Bredels erneut aufgegriffen. Wiederum fanden in
Städten und Gemeinden, Betrieben, Kultureinrichtungen, Schulen und
Freundeskreisen Veranstaltungen statt, in denen Goethes Ideale
bewußtgemacht und zu den herrschenden Verhältnissen in Beziehung
gesetzt wurden. Auch die Festveranstaltung im Thronsaal des Schweriner
Schlosses war diesem Anliegen verpflichtet. In der Festrede spielte
neben anderen Themen die Frage nach der Glaubwürdigkeit der
Geschichtsschreibung eine besondere Rolle. Goethe hatte gefragt: "Wie
wenig enthält auch die ausführlichste Geschichte, gegen das Leben
eines Volkes gehalten? Und von dem Wenigen, wie wenig ist wahr? Und
von dem Wahren, ist irgendetwas über allen Zweifel erhaben?" Faust
zügelt Wagner, der frohlockt, daß wir es doch "so herrlich weit
gebracht". "O ja", antwortet Faust, "bis an die Sterne weit! Mein
Freund, die Zeiten der Vergangenheit sind uns ein Buch mit sieben
Siegeln. Was ihr den Geist der Zeiten heißt, das ist im Grund der
Herren eigner Geist, in dem die Zeiten sich bespiegeln!"

Im August jährt sich Goethes Geburtstag zum 270. Mal. Es ist gut, daß
unser Volk diesen großen Dichter und Denker hatte. Unbesonnene haben
daraus überschwenglich "ein Volk der Dichter und Denker" gemacht. Es
geht auch bescheidener - ein Volk der Nachdenker.

Prof. Dr. Benno Pubanz, Güstrow
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BUCHTIPS

Krieg und Frieden in den Medien

Dokumentation der IALANA-Tagung im Januar 2018 in Kassel

Warum veranstaltet eine Vereinigung von Juristinnen und Juristen, die
sich in erster Linie für die Abschaffung von Atomwaffen einsetzt, eine
Tagung zu diesem Thema? Das liegt daran, daß man als Friedensaktivist
immer wieder auf Artikel stößt, vorzugsweise in den sogenannten
Mainstream-Medien wie FAZ und "Süddeutsche Zeitung", bei deren Studium
man stutzt: Da fehlt doch die Hälfte. Diese Beobachtung machen auch
andere, z. B. die Autoren der Kabarett-Sendung "Die Anstalt". Deswegen
geben sie jeder Sendung einen Faktencheck im Internet bei, der häufig
viele Seiten stark ist.

So geht es übrigens auch der "heute-Show", deren Moderator Oliver
Welke vor kurzem in einem Interview in der FAZ auf die Frage "Muß
wegen des Erstarkens der AfD auch Satire präzise sein?" sagte:
"Definitiv. Satire muß viel mehr aufpassen als früher. Deshalb haben
wir schon seit Jahren Redakteure, die gar nicht mit dem satirischen
Teil der Sendung befaßt sind, sondern nur die Fakten checken, in
Ministerien anrufen, für uns die Themen vorrecherchieren." Das war
beim Thema Krieg und Frieden: "Das erste Opfer des Krieges ist die
Wahrheit."

Autoren und Autorinnen u. a.: Volker Bräutigam, Rainer Braun, Daniela
Dahn, Gabriele Krone-Schmalz, Karin Leukefeld, Michael Meyen, Ekkehard
Sieker, Max Uthoff 

Ossietzky-Verlag, Dähre 2018, 282 S., 20 €


Tino Eisbrenner: Das Lied vom Frieden

Reisebilder eines Songpoeten

Daß einem Songschreiber, der sich für eine bessere Verständigung
zwischen Westeuropa und Rußland ausspricht, nicht nur Blumen auf den
Weg gestreut werden, erfährt man auch aus dem vorliegenden Buch. Aber
vor allem beschreibt Eisbrenner seine Erlebnisse und Eindrücke auf den
"Musik statt Krieg"-Tourneen, die ihn seit Ende 2015 durch
Deutschland, Österreich und Osteuropa geführt haben. Rußland,
Georgien, Belarus, Polen, Tschechien hat er viele Male mit Musik
bereist und dabei interessante Menschen und deren Sicht auf das Leben,
die Heimat, ihre Geschichte und auch auf Deutschland kennengelernt.
Der Sänger und Poet Tino Eisbrenner veröffentlicht hiermit sein
drittes autobiographisches Buch.

Er hat nicht nur das "Lied vom Frieden" als Song getextet, sondern
lebt es auch mit dem, was er als Künstler initiiert und präsentiert.
In den letzten 30 Jahren in der größeren Bundesrepublik sei das Wissen
über Rußland zunehmend verlorengegangen. Das werde dazu genutzt, "um
uns ein X für ein U vorzumachen", beschrieb Eisbrenner die Folgen. "Da
mußte ich aktiv werden."

Er habe sich deshalb auch mit russischen Liedern beschäftigt. Er habe
sie geprüft, ob sie etwas mit dem Leben, dem Alltag und den Herzen der
Deutschen zu tun haben, und sie übersetzt. Anfangs habe er sie in
seine Konzerte eingebaut, bis daraufhin die ersten Einladungen aus
Rußland, später auch aus Belarus und aus Georgien kamen.

Seit sechzehn Jahren veranstaltet er sein eigenes Festival "Musik
statt Krieg", 2017 veröffentlichte er sein siebzehntes Album
"November", auf dem er vorwiegend seine deutschen Nachdichtungen von
Liedern russischer Barden wie Wladimir Wyssozki, Bulat Okudshawa, Juri
Kukin, Alexander Rosenbaum u. a. singt ...

Nora-Verlag, Berlin 2018, 326 S., 19,90 €


Dietrich Krauß (Hg.): Die Rache des Mainstreams an sich
selbst 

Fünf Jahre "Die Anstalt"

"Die Anstalt" ist eine Institution im deutschen Fernsehen:
Anlaufstelle für Andersdenkende, Rettungsanker für Rebellen und das
Medium für Mainstream-Muffel. Max Uthoff, Claus von Wagner und ihr
Redakteur und Mitautor Dietrich Krauß wollen Stimme sein für
Unerhörtes und Ungehörtes. Bei der Wahl ihrer Mittel kennen sie keine
Tabus: Es gibt knallharte Recherchen mit angeklebten Bärten, Komik im
Kollektiv und Tafelunterricht als Unterhaltungsprogramm. "Die Sendung
mit der Maus" für Erwachsene. Die "Anstalt"-Satire schafft einen
barrierefreien Zugang zur Politik für alle. Nach 45 Minuten ist man
oft schlecht gelaunt, aber immer gut unterhalten.

Im Buch zum 5. Geburtstag schreiben Macher und Mitstreiter, Fans und
Kritiker über das Phänomen "Anstalt". Mit Max Uthoff, Claus von
Wagner, Dietrich Krauß, Mely Kiyak, Norbert Blüm, Gabriele
Krone-Schmalz, Hans Hoff, HG Butzko, Joe Bauer u. v. a.

Westend-Verlag, Frankfurt am Main 2019, 312 S., 20 €
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG

Wilhelm Pieck auf dem VII. Weltkongreß der Komintern

Sendung des Deutschlandsenders vom 14. August 1975

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Seniorenresidenz - eine phantastische Wortschöpfung

Residenz ist laut Kleinem Duden ein "Wohnsitz eines Staatsoberhauptes
oder Würdenträgers" oder auch "ein Wohnsitz von regierenden Fürsten".
In der BRD werden auch Altersheime so genannt. Das Wort suggeriert
alles, was man sich im Fall von Pflege und Betreuung wünscht:
Menschen, die uns waschen und Medikamente geben, die uns zuhören,
Aufmerksamkeit, Respekt und Zeit schenken.

Doch nicht die Würde des Menschen steht auf der Agenda, sondern der
"Pflegenotstand", der zum medialen Schlagwort geworden ist. Viele
machen sich Sorgen, daß sie oder ihre Angehörigen in Armut leben
müssen, wenn sie Pflege benötigen. Dabei ist der Notstand politisch
gemacht. Der Kostendruck ist eine direkte Folge der Spar- und
Privatisierungspolitik der letzten Jahrzehnte. Es ist ein
"Pflegemarkt" entstanden, in dem die Anbieter um knappe Pflegesätze
konkurrieren. Um Kosten zu drücken, wird am Personal gespart. Unter
Zeitstreß ist gute Betreuung aber kaum möglich. Darunter leiden die
Menschen mit Pflegebedarf ebenso wie die Beschäftigten.

Rebecca H. arbeitet in einem Seniorenhaus. Sie schreibt: "Was mich
aufregt, ist, wenn Politiker es so darstellen, als hätten alte
Menschen in Pflegeheimen praktisch keine Rechte mehr. Am liebsten
würde ich Frau Merkel oder den Gesundheitsminister einladen, mal eine
Woche Praktikum bei uns zu machen! Dann würden sie sehen, was hier los
ist." Außerdem verdienen die im Pflegeberuf Tätigen im Vergleich zu
anderen Facharbeitern noch immer deutlich weniger.

Seit Anfang der 90er Jahre wird in der Gesundheitspolitik auf
Konkurrenz im Gesundheitswesen gesetzt anstatt auf eine am
gesellschaftlichen Bedarf orientierte Planung und eine Kooperation der
verschiedenen Bereiche und Beschäftigungsgruppen. Erst in den letzten
zwei Jahren scheint bei Politikern angekommen zu sein, daß diese
Ökonomisierung des Gesundheitswesens auch Probleme schafft. Wirkliche
Einsicht haben die Regierenden aber bislang vermissen lassen. Die
"Märkische Oderzeitung" titelte im Januar 2019: "Kosten für Pflege
explodieren, Heimkosten höher als Rente".

Zur gleichen Zeit hatten Verbraucherzentralen Änderungen bei der
Pflegeversicherung gefordert. "Der Pflegefall darf nicht länger zur
Kostenfalle werden", sagte der Chef des
Verbraucherzentrale-Bundesverbands (vzbv) Klaus Müller.

Die Realität widerspricht diesen Forderungen. Alle Kosten werden
erhöht. Ein Strausberger Einrichtungsleiter erklärte: "Die
wesentlichen Bewegründe seien hier Tarifsteigerungen und ein
landesweit vereinheitlichter Personalschlüssel für die
Qualitätsbeauftragten. Dadurch können wir in unserer Einrichtung mehr
Personal für die Qualitätssicherung einsetzen, was zukünftig allen
Bewohnern zugute kommen wird - und auf der anderen Seite die
Personalkosten erhöht.

Auch in unserer Residenz, in der meine Frau und ich leben, hat sich
die Einrichtungs- und Pflegedienstleitung um mehr als das Doppelte
verstärkt. Um mehr als das Doppelte ist auch die Anzahl der
ProCurand-Seniorenresidenzen auf 27 gewachsen. Es muß also durchaus
ein profitables Geschäft sein.

Die Pflege dagegen gerät in einer Wirtschaft, die auf Wachstum und
Profit gepolt ist, immer mehr unter Bedrängnis. Der Widerspruch
zwischen den Erfordernissen guter Pflege und einer Logik von Profit
und Kostensenkung wird im Alltag für viele spürbar. Daß genau jene
Arbeiten unter die Räder geraten, auf welche die Gesellschaft als
Ganzes angewiesen ist, daß Streß, Druck und Erschöpfung derart
zunehmen, läßt sich als Krise der sozialen Reproduktion beschreiben
und ist angesichts des vorhandenen gesellschaftlichen Reichtums ein
Skandal.

Geradezu provokativ kolportiert der Geschäftsführer der
Seniorenresidenzen von ProCurand: "Ich bin stolz auf unsere
Unternehmensgeschichte und blicke gleichzeitig wohlgemut in die
Zukunft."

So einfach ist Kapitalismus!

Heinz Pocher

Strausberg
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Wie frei waren die ersten Bundestagswahlen 1949 wirklich?

Da Politiker aller im Bundestag vertretenen Parteien sowie die Medien
den 70. Jahrestag der ersten Bundestagswahlen gebührend feiern werden,
ist ein Blick auf die ersten Bundestagswahlen 1949 zu empfehlen. Es
geht um die Frage, wie "frei" sie in Wirklichkeit waren.

1. Zwangswahl

Mitte Juli 1949, vier Wochen vor dem Wahltag, mischte sich Papst Pius
XII. massiv in die Bundestagswahlen ein. Am 13. Juli 1949 erließ die
heilige römische Kongregation ein von ihm sanktioniertes Dekret, das
die Exkommunikation aller Katholiken anordnete, welche zum einen
Mitglieder der Kommunistischen Partei sind oder diese unterstützen,
zum anderen aller derjenigen, welche kommunistische Bücher, Zeitungen
und Flugblätter drucken, lesen oder verbreiten.

Für die Katholiken war dies "Gesetz". Am 8. August 1949, eine Woche
vor der Bundestagswahl, wurde ein Hirtenbrief der katholischen
Bischöfe zur Bundestagswahl verlesen. "[...] Sie fordern die Wähler
auf, ihre Stimme nur den Kandidaten zu geben, die den "christlichen
Grundsätzen Geltung verschaffen wollen", d. h. die Vertreter der CDU
zu wählen. Begründet wird diese aktive Einmischung der katholischen
Kirche in den Wahlkampf mit einem Hinweis auf das päpstliche
Exkommunizierungsdekret.

Am Wahltag waren 33 % der Wähler nicht mehr frei in ihrer Wahl. Papst
XII. stand, bildlich gesprochen, mit in der Wahlkabine. Von den ca. 24
Millionen abgegebenen Stimmen betraf das fast 8 Millionen Wähler, die
nicht frei wählen konnten.

2. Wahlbeeinflussung durch die westlichen Besatzungsmächte

Im Vorfeld der Wahl gab es eine regelrechte Jagd der
Besatzungsbehörden auf Wahlpropagandamaterial der KPD. So erschienen
z. B. im Kreisbüro in Hagen drei Kriminalbeamte, die auf Befehl der
britischen Militärregierung das Wahlplakat mit dem Text "500.000
Wohnungen könnten mit 5 Milliarden Besatzungskosten gebaut werden",
beschlagnahmen wollten. In Hannover wurde amtlich bekanntgegeben, daß
die britischen Behörden 30 t Wahlflugblätter der KPD beschlagnahmte,
die auf dem Bahnwege nach Hannover transportiert worden waren.

3. Wahlbetrug

Zunächst zum Wahlergebnis einiger Parteien (s. Tabelle unten). Obwohl
die KPD fast genauso viele Stimmen hatte wie die CSU, bekam die CSU 24
Mandate, während die KPD nur 15 Bundestagsmandate erhielt. Die
Bayernpartei und die Deutsche Partei hatten 380.000 bzw. 420.000
Stimmen weniger und erhielten jeweils 17 Mandate. Wie war dies
möglich?



	
Bundestagswahlen 1949


	
Stimmen


	
%


	
Mandate





	
KPD

CSU

Bayernpartei

Deutsche Partei


	
1.361.706

1.380.448

986.478

939.934


	
5,7

5,8

4,2

4,0


	
15

24

17

17







Im Wahlgesetz von 1949 stand unter § 10 Abs. 4: "Parteien, deren
Gesamtstimmenzahl weniger als fünf vom Hundert der gültigen Stimmen im
Lande beträgt, werden bei der Errechnung und Zuteilung der Mandate
nach Absatz 1-3 nicht berücksichtigt."

Dies hatte zur Folge, daß die Stimmen für die KPD in vier
Bundesländern gestrichen wurden, weil sie unter 5 % lagen. In Bayern
erzielte die KPD 195 787 (4,1 %), in Niedersachsen 104.017 (3,1 %), in
Schleswig-Holstein 43.770 (3,1 %) und in Südbaden 22.754 Stimmen
(3,8). Der KPD verlor durch diese Regelung, die übrigens nur 1949 zum
Tragen kam, 366.328 Stimmen. Dies sind fast 28 % ihrer Stimmen, die
bei der Berechnung der Bundestagsmandate nicht mitgerechnet wurden.

4. Wahlfälschung

Nach den Regeln der Wahl zum Bundeskanzler konnte Adenauer im ersten
Wahlgang keine Mehrheit erringen. Es hätte ein zweiter Wahlgang
durchgeführt werden müssen. Diese Regelung wurde einfach vom
Bundestagspräsidenten Köhler außer Kraft gesetzt. Hier ein Auszug aus
dem Protokoll zur 3. Sitzung des Deutscher Bundestages. Bonn,
Donnerstag, den 15. September 1949:

Meine Damen und Herren! Wir kommen nunmehr zu Punkt 2 der
Tagesordnung:

Wahl des Bundeskanzlers. [...] Nachdem Sie den Vorschlag des Herrn
Bundespräsidenten gehört haben, schreiten wir zur Wahl. Ich bitte die
Mitglieder des Bundestags, ihr Wahlrecht durch Abgabe der im Umschlag
befindlichen Stimmzettel auszuüben dergestalt, daß auf den Stimmzettel
entweder das Wort "Ja" oder das Wort "Nein" geschrieben wird bzw. bei
Stimmenthaltung der Stimmzettel keine Bezeichnung erhält. Ich bitte,
die Stimmzettel ungefaltet in die Umschläge zu stecken und darauf zu
achten, daß nicht etwa versehentlich ein zweiter, leerer Stimmzettel
sich im Umschlag befindet. [...]

Ich möchte das Ergebnis der Stimmabgabe bekanntgeben. Bevor ich es
tue, möchte ich eine formelle Frage klären. Ich habe vorhin zum
Ausdruck gebracht, daß entweder "Ja" oder "Nein" bzw. bei Enthaltungen
nichts auf die Stimmzettel geschrieben werden soll. Es hat sich
nunmehr herausgestellt, daß auf drei Stimmzetteln der Name "Adenauer"
steht. Ich bitte das Haus um eine Meinungsäußerung, ob diese
Stimmzettel als gültig anzusehen sind. (Ja-Rufe.)

Ich höre keinen Widerspruch. Dann darf ich die Einmütigkeit des
Hauses feststellen, daß die drei mit dem Namen "Adenauer"
beschriebenen Zettel als solche im Sinne des angegebenen
Abstimmungsverfahrens gelten.

Meine Damen und Herren, ich stelle nun folgendes fest. Mit Ja haben
202, mit Nein 142 gestimmt, 44 Abgeordnete haben sich der Stimme
enthalten, und eine Stimme ist ungültig. Nach den Vorschriften des
Grundgesetzes über die Wahl des Bundeskanzlers, Artikel 63 Absatz 2
Satz 1 in Verbindung mit Artikel 121, beträgt die absolute Mehrheit
der 402 Mitglieder des Bundestags 202. Diese Mehrheit im Sinne der
eben genannten Vorschriften ist auf den Abgeordneten Dr. Adenauer
entfallen. (Lachen links. Zurufe.)

5. Wählertäuschung

Adenauer hatte keine Skrupel, eine Koalition mit den rechtsnationalen
Partei, der "Deutschen Partei (DP) einzugehen. Ihr Sprecher Dr. Ewers
durfte im Bundestag offen Straffreiheit für Faschisten fordern und
dabei den Naziminister Schacht als "Widerstandskämpfer" bezeichnen.
Mit den Herren Hellwege und Seebohm saßen zwei Vertreter dieser extrem
rechtsnationalen Partei am Ministertisch.

Fazit:

Die Westalliierten und die Kirchen (vertreten durch die C-Parteien)
hatten nur ein Ziel: Mit allen Mitteln sollte verhindert werden, daß
die KPD in den Bundestag gewählt wird. Sollte dies nicht gewährleistet
werden können, sei das Ergebnis so zu beeinflussen, daß sich die KPD
nicht in einer Regierungskoalition wiederfindet. Schon allein dieses
Ansinnen drückte der Bundestagswahl 1949 den Stempel "unfreie Wahlen"
auf.

Johann Weber
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GEDANKEN ZUR ZEIT

Haben Atheisten keine Moral?

Es gehört zu den jahrtausendealten und wahrscheinlich weltweit
verbreiteten menschlichen Unsitten, den weltanschaulich
Andersdenkenden oder wissenschaftlichen Gegner, statt daß man sich mit
seinen rationalen Argumenten auseinandersetzt, als moralisch
minderwertig, verlogen und in jeder Hinsicht verachtenswert
hinzustellen.

Ein klassisches Beispiel unter vielen ist hierfür ein Satz Johann
Gottlieb Fichtes, der in seiner "Einführung in die Wissenschaftslehre"
sagt: "Ein gekrümmter, geknechteter Charakter wird sich nie zur Höhe
des Idealismus erheben." - Welch ein Hochmut! Vielleicht könnte man
diesen Dünkel abkühlen mit dem entgegengesetzten Satz: "Ein Idealist,
der sich selbst einem hohen sozialen Ethos verpflichtet glaubt, wird
nichts dabei finden, seine weltanschaulichen Gegner auf moralischer
Ebene abzuqualifizieren und zu diffamieren, also andere zu
erniedrigen, um sich selbst zu erhöhen."

Und auch, ja in geradezu überwältigender Fülle finden sich Beispiele
ähnlicher Art in der Kirchengeschichte, wo der Andersdenkende, der
Häretiker oder der Ketzer erst verteufelt, dann verfolgt und verbannt
und schließlich auf dem Scheiterhaufen verbrannt wird. Er wird schon
auf Erden in den "Feuerofen" geworfen, "und daselbst wird Heulen und
Zähneknirschen sein". Wahrlich, nicht eine Welt ohne Gott, sondern
eine Welt mit Gott kann für den Ungläubigen die Hölle auf Erden sein,
und bis in die Gegenwart hinein erhält sich in kirchlichen Kreisen das
Vorurteil, daß Atheisten und zumal Kommunisten böse Menschen seien,
denen man sogar das Recht auf Leben absprechen und die man mit Napalm
verbrennen darf, denn (so der Bonner Moraltheologe Schöllgen) "es
handelt sich hier ja schließlich um Kommunisten".

Das verschlägt einem den Atem, und auch wenn der so Redende sich
selbst richtet, wird das Übel dadurch nicht geringer. Es bleibt die
noch immer weit verbreitete Irrlehre, daß Atheisten Immoralisten seien
und daß ein Ethos, das sich nicht auf Glaube und Offenbarung stützt,
nur ein Scheinethos sei und nur vom Teufel stammen könne. Wir wollen
im folgenden versuchen, diese Irrmeinung zu widerlegen und uns dabei
auf die unbestreitbaren historischen Fakten stützen:

Die großen, ganze Gesellschaften prägenden Gesetzesentwürfe stammen
fast ausschließlich von nichtchristlichen, oft dezidiert atheistischen
Geistern: von Hamurabi über Moses, Sokrates und andere griechische
Denker wie Solon, dann die römischen Philosophen, unter ihnen Seneca,
sowie vor allem in der Zeit der humanistischen Aufklärung in
Fortentwicklung des perikleischen Gedankens der Demokratie die
französischen Revolutionäre mit ihren Herolden Rousseau und den
Enzyklopädisten bis hin zu den Vätern moderner demokratischer
Verfassungen, in denen unter anderen, bürgerlichen Rechten, vor allem
die Menschenrechte verankert sind.

Diese großartigen Ethoi verdanken wir aber gerade nicht
theistischen oder gar kirchlichen Lehren, sondern sie mußten vor allem
der katholischen Kirche und ihren Päpsten mühsam abgerungen werden, da
diese erklärtermaßen primär am Seelenheil des Menschen und seiner
jenseitigen ewigen Seligkeit, nicht aber an seinem Wohlergehen auf
Erden interessiert waren und sind. So sagte der katholische
Moraltheologe Carlo Caffarra wörtlich: "Wenn der AIDS-infizierte
Ehemann die lebenslängliche völlige Abstinenz nicht fertigbringt, ist
es besser, daß er seine Frau infiziert, als daß er ein Kondom nimmt,
denn die Wahrung spiritueller Güter, wie des Sakramentes der Ehe, ist
dem Gut des Lebens vorzuziehen."

Dies zählt zu den Früchten, an denen wir den Wert oder richtiger: den
Unwert theistischer, durch göttliche Offenbarung geheiligter
kirchlicher Morallehren erkennen. Hier wird uns "Glaubenswahrheit" um
die Ohren geschlagen, daß wir taumeln und schleunigst Halt suchen bei
nicht kirchlich gebundenen, aber dezidiert "biophilen" Geistern wie
etwa den buddhistischen Mönchen, die den Weg vor ihren Füßen fegen, um
kein Tier zu zertreten.

Nach all dem, was ich gesehen und erfahren habe, halte ich dafür, daß
ein möglichst optimales, für das menschliche Zusammenleben hilfreiches
und für das Glück der größten Zahl dienliches Ethos nur in einem auf
Solidarität und Vernunft gründenden immerwährenden rationalen Diskurs
und somit auf demokratischer Grundlage ermittelt werden kann.

Was dem entgegensteht, ist neben egoistischen Interessen Einzelner,
neben Habsucht und Machtgier der Herrschenden, die um ihre Privilegien
bangen, vor allem der rational nicht erreichbare, da ans Pathologische
grenzende überhebliche Starrsinn jener, die sich im Besitz göttlich
verkündeter Wahrheit wähnen und die, wie Joseph Ratzinger,
"grundsätzlich nicht belehrbar" sind. Diesen wird man zwar nicht die
Hölle wünschen, weder die Hölle im Jenseits noch eine Hölle auf Erden,
aber man wird sie ihrem Schicksal überlassen müssen wie Patienten, die
mangels Krankheitseinsicht die Therapie verweigern. Und das bedeutet:
Das Rad der Geschichte wird über sie hinweggehen, und sie werden der
Vergessenheit anheimfallen wie prähistorische Kulturen, von denen
keiner der jetzt Lebenden irgend etwas weiß.

Theodor Weißenborn
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Schrumpfende Städte in Ostdeutschland - das Beispiel Gera

Mit den Worten "Was ist hier gewesen? Wo ist all das Leben? Die
Geisterstadt beginnt hier tief im Osten!" bringt der Sänger und
Songwriter Clueso (Thomas Hübner) kurz und knapp den Kern einer
wissenschaftlichen Debatte auf den Punkt, die sich mit
Schrumpfungsprozessen von Städten und deren weitreichenden
gesellschaftlichen Folgen befaßt.

Von Großbetrieben zur Reduzierung auf ein Minimum

Gera war zu DDR-Zeiten eine bedeutende Bezirkshauptstadt mit einer
hohen industriellen Dichte. In den Bereichen Bergbau, Textilindustrie,
Werkzeugmaschinenbau, Elektronik und Feinmechanik/Optik gab es viele
Großbetriebe und Kombinate, die das Stadtbild prägten. In einzelnen
Betrieben waren bis zu 5000 Arbeiter beschäftigt. Gera galt als das
administrative Zentrum Ostthüringens. Betriebe wie der VEB
Textilmaschinenbau stellten Produkte für mehr als 45 Länder her.
Andere Großbetriebe, wie etwa der VEB Carl Zeiss Jena, waren mit ihrer
Roboter- und Handhabetechnik für die gesamte DDR von großer Bedeutung.

Infolge der Deindustrialisierung in Ostdeutschland kam es auch in Gera
innerhalb von nur zwei Jahren zur umfangreichen Abwicklung der
Großbetriebe. Die Stadt verlor somit innerhalb kürzester Zeit ihre
hohe Bedeutung als Industriestandort. Die wenigen Industriebetriebe,
die noch übrigblieben, wurden zu kleinen Nachfolgeunternehmen
umgewandelt. Die Stadt ist heute zu fast 90 % von Kleinunternehmen
geprägt. Nach einer weiteren Abwärtsentwicklung gab es 2006 nur noch
17 Betriebe, die mehr als 250 Beschäftigte hatten.

Einsetzen einer nicht gekannten Arbeitslosigkeit

Zu DDR-Zeiten bestand mit dem Grundrecht auf Arbeit eine fast
hundertprozentige Vollbeschäftigung. Alle Jugendlichen erhielten eine
Lehrstelle bzw. einen Studienplatz. In Gera sah das im Jahre 1984 wie
folgt aus: Von den ca. 75.000 Arbeitern hatten 86 % eine
Berufsausbildung, 7 % einen Hochschul- und 64 % einen
Facharbeiterabschluß. Mit der Abwicklung der volkseigenen Betriebe und
der völligen Umstrukturierung der ostdeutschen Wirtschaft sank in Gera
die Zahl der Beschäftigten im industriellen Sektor von 30.000 auf
3000. Damit setzte auch eine bis dahin nicht gekannte Arbeitslosigkeit
ein, die bis zum Jahre 2005 fast kontinuierlich bei 19 % lag. Laut
offiziellen Statistiken sank die Arbeitslosigkeit seitdem auf 12 %. Es
muß hierbei beachtet werden, daß sich die Erhebungsformen mit der
Einführung vom "Arbeitslosengeld II" (Hartz IV) stark geändert haben -
so werden etwa "Ein-Euro-Jobber" nicht als arbeitslos ausgewiesen.
Wenn die Manipulierung der Statistiken weggelassen wird, dann bewegt
sich die Arbeitslosigkeit zwischen 15 und 20 %. Aber schon bei der
näheren Betrachtung der offiziellen Zahlen wird deutlich, daß sich
eine sich verfestigende Arbeitslosigkeit herausgebildet hat. So machen
Langzeitarbeitslose 35 % der Gesamtarbeitslosen aus. Einen weiteren
Hinweis auf den sozialen Abstieg, den die Beschäftigten hinnehmen
mußten, geben die Zahlen zur SGB-II-Quote. Im Jahre 2011 lag diese
laut Arbeitsagentur bei 18 %, d. h. fast jeder fünfte Einwohner war
nach SGB II hilfsbedürftig. Die Zahl bei den unter 15jährigen lag
sogar bei 30 %. Demnach muß fast jedes dritte Kind unter der
Armutsgrenze leben.

Massenhafte Herausbildung von prekären Beschäftigungsverhältnissen


Seit 1990 gehen die Zahlen der Sozialversicherungspflichtigen (SV) in
Ostdeutschland kontinuierlich zurück. In Gera sanken die
SV-Beschäftigungen zwischen 2000 und 2011 um mehr als 17 %. Dabei hat
auch die Zahl der Vollzeitbeschäftigten in Gera, wie in ganz
Thüringen, stark abgenommen. Demgegenüber ist der Anteil der
Teilzeitbeschäftigten kontinuierlich angestiegen. Sie haben mit
erheblichen Lohneinbußen gegenüber Vollzeitbeschäftigten zu kämpfen.
In Thüringen betragen sie für Frauen knapp 29 % (entspricht 649
€) und bei Männern sogar 31 % (769 €) des Bruttolohns.
Darüber hinaus erhalten die Beschäftigten in Thüringen rund 6 €
(ca. 32 %) weniger Stundenlohn als in den alten Bundesländern. Zu
beachten ist bei dieser Entwicklung der Niedriglohnsektor, der sich im
Laufe der Zeit herausgebildet hat. In Gera waren im Jahre 2012 46 %
aller Beschäftigten in prekären Beschäftigungsverhältnissen tätig. In
diesem Zusammenhang muß auf die sogenannten Aufstocker hingewiesen
werden, die zumeist in Vollzeit arbeiten, deren Einkommen aber nicht
ausreicht, um ihr Existenzminimum zu gewährleisten. Nicht zu vergessen
sind die geringfügig Beschäftigten, die im Durchschnitt mit 145 bis
290 € brutto auskommen müssen.

Vom Höhepunkt der Bevölkerungsentwicklung zum dramatischen Sinken


Gera stand im Jahre 1988 mit 135.000 Einwohnern auf dem historischen
Höhepunkt seiner Bevölkerungsentwicklung. Zu dieser Zeit waren knapp
47.000 jünger als 25 Jahre. Bis 1990 war das Stadtbild von großen und
teilweise neu entstandenen Betrieben und Wohngebieten mit
angeschlossener Infrastruktur geprägt. Diese Situation änderte sich
nach dem Ende der DDR vollkommen. Gera verlor innerhalb von 20 Jahren
26 % seiner Einwohner. Unter den 15- bis 25jährigen kam es sogar zu
einem Rückgang von ca. 40 %. Ein Ende des Schrumpfens ist nicht
abzusehen. Laut Zukunftsprognosen der Stadt werden 2030 nur noch
77.214 Menschen in Gera wohnen, was einen weiteren Rückgang von 22 %
darstellt. Auch das Durchschnittsalter wird weiter ansteigen. Die zu
DDR-Zeiten weitestgehend junge Stadtbevölkerung alterte auf 48 Jahre
im Jahre 2010 und wird im Jahre 2030 voraussichtlich bei 54 Jahren
liegen. Wo einst Jugendzentren, Sportanlagen und viele Schulen das
Stadtbild prägten, sind es heute Senioreneinrichtungen.

Das Ausbluten der einstigen sozialistischen Infrastruktur

Die (Groß-)Betriebe in Gera waren, wie in der gesamten DDR, nicht nur
Arbeitsplatz, sondern sie hatten auch eine außerordentlich hohe
Bedeutung für die Lebensgestaltung der Gesamtbevölkerung. Die
sozialistischen Brigaden, Betriebsgruppen, Konfliktkommissionen usw.
sorgten für eine Einbindung in das Arbeitskollektiv. Daneben waren die
Betriebe für die Sozialpolitik der DDR enorm wichtig. Gemeinsam mit
den Fachabteilungen der Städte und Gemeinden sorgten sie für ein
subventioniertes Netz von Infrastruktureinrichtungen, die vom
Gesundheitsbereich über den Kultur- und Freizeitsektor bis hin zum
Bildungswesen reichten. Dementsprechend waren auch Geras Stadtteile
geprägt von vielfältigen schulischen, sozialen und kulturellen
Einrichtungen. Mit dem Verschwinden der Großbetriebe gingen die
Betriebskollektive verloren, und große Teile der Infrastruktur
verschwanden. In Gera wurden im Bildungsbereich zwischen 1995 und 2011
insgesamt 17 Schulen geschlossen.

Ebenfalls geschlossen wurden mehrere Schwimmhallen sowie das einzige
Freizeitbad der Stadt. Was für gefährliche Folgen diese Entwicklungen
haben kann, zeigt sich schon daran, daß Neofaschisten genau hier
ansetzen. Eigene Nazi-Läden und unterwanderte Sportvereine dienen
dabei als "soziale Orte", die gezielt auf perspektivlose Jugendliche
ausgerichtet sind.

Der Pleitegeier über Gera

Seit Anfang des Jahres 2014 ist Gera aufgrund seiner sich zuspitzenden
Finanzsituation bundesweit in den Medien. Die
Flugbetriebsgesellschaft, die Geraer Stadtwerke und die Geraer
Verkehrsbetriebe GmbH mußten Insolvenz anmelden. Hintergrund der
Zahlungsunfähigkeit sind unter anderem die jährlich festgeschriebenen
Garantiezahlungen für Konzerne, die an profitablen Bereichen der
Stadtwerke beteiligt sind - wie etwa der französische Energiekonzern
GDF Suez, dem jährlich 300.639 € zustehen. Die Stadt muß neben
dem insolventen Stadtunternehmen derzeit auch noch mit dem eigenen, in
den letzten 20 Jahren immer weiter steigenden Schuldenstand von ca.
120 Mio. € umgehen. Die Kassen sind leer, und so hatte die
derzeitige Oberbürgermeisterin im Jahre 2012 eine totale
Haushaltssperre verhängt. Seitdem müssen alle Ausgaben ab 500 €
von ihr selbst bewilligt werden. Nur mit Krediten und
Liquiditätshilfen vom Land konnte bisher die Infrastruktur
aufrechterhalten werden.

Ein trauriges Fazit

Am 1. Juli 1990 versprach der in herrschenden Kreisen als "Kanzler der
Einheit" gefeierte Helmut Kohl, Ostdeutschland "schon bald wieder in
blühende Landschaften zu verwandeln, in denen es sich zu leben und zu
arbeiten lohnt". Knapp 30 Jahre nach dem Ende des Sozialismus zeigt
sich, was solche Versprechen bedeuten: Die Abwicklung der Großbetriebe
führte dazu, daß für die Mehrzahl der Bewohner der einstige Arbeits-
und Lebensmittelpunkt wegbrach. Es folgten für die Mehrheit der
Beschäftigten der Arbeitsplatzverlust und die Entwertung von
Qualifikationen. Die Beschäftigungszahlen gingen rapide zurück, und
die Größenstrukturen der Betriebe sind nun nur noch ein Schatten
vergangener Zeiten. Auch die Beschäftigungsverhältnisse veränderten
sich entscheidend.

So steigt heute nur noch die Zahl der prekären
Beschäftigungsverhältnisse. Es folgte ein massiver
Bevölkerungsrückgang. Dies führt zu weiteren Problemen: Wegzug von
Einkommensstärkeren, hoher Wohnungsleerstand, Überalterung der Stadt,
Rückgang der Infrastruktureinrichtungen, kommunale Sparmaßnahmen etc.
Es ist festzuhalten, daß diese Entwicklung ein wesentlicher Ausdruck
der veränderten kapitalistischen Verhältnisse ist, die, wie von Clueso
im eingangs zitierten Liedtext beschrieben, zu "Geisterstädten" in
Ostdeutschland führen. An vergangene Zeiten erinnern heute nur noch
die im Stadtbild sichtbaren - tatsächlich inzwischen "blühenden" -
Industrieruinen.

Ralf Jungmann

 * 

Wider die Schlächterei

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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1932 bekam Friedrich Karl Kaul die Vorboten des Nazi-Terrors zu spüren

Gelebter Antifaschismus

Als der junge Jurist Friedrich Karl Kaul sein Studium an der Berliner
Friedrich-Wilhelms-Universität abgeschlossen hatte und sich bereits
einige Zeit in der Ausbildung zum Assessor befand, wurde er kurz nach
dem Machtantritt der Nazis wegen seiner jüdischen Abstammung aus dem
Staatsdienst als Beamter auf Probe entlassen. Es gelang ihm gerade
noch, seine Doktorarbeit "Die Entwicklung der Freiheitsstrafe zur
Zentralstrafe im Strafsystem Preußens" erfolgreich abzuschließen.

Bereits 1933 wurde er das erste Mal durch die Gestapo verhaftet, zwei
Jahre später brachte diese ihn in das Konzentrationslager Lichtenburg.
Von dort verlegte man ihn Anfang 1937 in das KZ Dachau. Durch den
Einsatz eines seiner früheren Professoren gelang es, daß er dort im
selben Jahr unter der Bedingung entlassen wurde, das sogenannte
Reichsgebiet zu verlassen, nach Übersee zu gehen und nicht wieder
zurückzukehren. Das einzige Land, welches ihm sofort die Einreise
gewährte, war Kolumbien in Südamerika. Von dort gelangte er späterhin
nach Nikaragua, Honduras und letztlich in die USA. Als Bauarbeiter,
Büroangestellter, Austräger und in anderen Gelegenheitsjobs mußte er
sich durchschlagen.

Vor Beginn dieser Odyssee bekam er jedoch bereits Ende 1932 die
Vorboten nazistischen Terrors unmittelbar am eigenen Leib zu spüren.
Er besuchte das Künstlerlokal "Aenne Menz" in Berlin-Charlottenburg.
Dort geriet er in ein politisches Streitgespräch, bei dem auch seine
jüdische Abstammung und antifaschistische Position deutlich wurde. Der
am Nachbartisch sitzende Helmuth K. mischte sich schließlich in die
Geschehnisse ein. Dieser war bereits damals ein glühender Anhänger der
Nazis. Offensichtlich hatte er sich das Auftreten Kauls gemerkt. Als
dieser Anfang Februar des Folgejahres wieder das Lokal betrat und
erneut auf Helmuth K. traf, war der jetzt auch an der SA-Uniform zu
erkennen. Den weiteren Ablauf der Geschehnisse beschreibt F. K. Kaul
mehr als ein Jahrzehnt später wie folgt: "... stürzte sich der Dentist
K. (...) unversehens auf mich, schlug mich nieder und versuchte, indem
er mich 'jüdisches Kommunistenschwein' nannte, zwangszustellen.
Erheblich blutend - außer durch die Schlagverletzungen wurde ich auch
noch durch die Scherben meines Brillenglases verwundet (die Narbe habe
ich bis heute noch unterhalb des linken Auges) - gelang es mir nur mit
Mühe, mich von dem K. und seiner Rotte freizumachen und zu entkommen."
K. war bekannt dafür, daß er zu antisemitischen und körperlichen
Übergriffen gegenüber Antifaschisten neigte. Zum Zeitpunkt der
Geschehnisse konnte sich der junge Jurist Kaul mit rechtlichen Mitteln
nicht zur Wehr setzen. Polizei und Justiz waren bereits
gleichgeschaltet und eine Strafverfolgung des Täters deshalb nicht zu
erwarten.

Als er 1946 aus dem Exil nach Berlin zurückkehrte, arbeitete er unter
anderem auch ehrenamtlich als Leiter der Rechtsbetreuungsstelle der
SED im Stadtteil Tiergarten. Dort gelangte ihm mehr oder weniger
zufällig ein Schreiben in die Hände, wo von einem
Entnazifizierungsantrag des K. die Rede war und dieser auch angab, nur
"Mitläufer" des faschistischen Systems gewesen zu sein. Dies, obgleich
es Hinweise darauf gab, "daß K. aktiv an den von der SA veranstalteten
Saalschlachten in den Pharus-Sälen bereits in den Jahren 1930
teilgenommen haben soll". In dem gegen ihn daraufhin eingeleiteten
Ermittlungsverfahren gab er zu, "sich sehr oft geschlagen zu haben".
Ob auch Kaul zu seinen Opfern gehörte, könne er sich nicht erinnern.
Der Generalstaatsanwalt bei dem Landgericht Berlin erhob im April 1947
gegen Helmuth K. Anklage wegen des Vorwurfs "einen anderen durch
Beleidigung und Mißhandlung aus rassischen Gründen verfolgt und
dadurch gegen die Menschlichkeit verstoßen zu haben". Dies stellte ein
Verbrechen nach dem Kontrollratsgesetz Nr. 10 dar. Zusätzlich wurde
darauf hingewiesen, daß er im Bereich des Kurfürstendamms auch "andere
Personen terrorisiert und wegen ihrer jüdischen Abstammung oder
antinazistischen Einstellung mißhandelt" hat. Erwartungsgemäß bestritt
K. politische oder rassische Gründe für sein Handeln und berief sich
darauf, wegen einer Halsverletzung öfters gehänselt worden zu sein und
oft in angetrunkenem Zustand gehandelt zu haben. Am 30. Juni 1947
verhandelte die 10. große Strafkammer des Landgerichts Berlin gegen K.
Dort wurde Dr. Kaul auch als Zeuge gehört. Das Landgericht verurteilte
Helmuth K. wegen Verbrechens gegen die Menschlichkeit zu zehn Monaten
Gefängnis. Hiergegen legte er Revision ein, die das Kammergericht am
17. Dezember 1947 verwarf. Aus der Begründung ergibt sich auch, daß er
seit 1932 Mitglied der NSDAP und der SA war. In der
Revisionsentscheidung heißt es abschließend: "Die Strafzumessung der
Strafkammer ist zwar sehr kurz begründet. Sie ist aber nicht zu
beanstanden, weil nicht ersichtlich ist, wie eine derartig brutale
Ausschreitung milder als mit zehn Monaten Gefängnis gesühnt werden
könnte." Jetzt versuchte K. am 20. Februar 1948 das rechtskräftige
Urteil mit einem Wiederaufnahmeantrag anzugreifen, indem er
behauptete, zur Tatzeit aus gesundheitlichen Gründen nicht zur Tat in
der Lage gewesen zu sein. Auch gab er an, sich "in jener Zeit immer
gegenüber jüdischen Personen und andersdenkenden Menschen durchaus
korrekt, einwandfrei und anständig" verhalten zu haben. Die von ihm
dazu angebotenen Zeugen sind in ihren schriftlichen Erklärungen
sichtlich bemüht, ihm dies zu attestieren. Der Wiederaufnahmeantrag
wurde am 16. April 1948 vom Landgericht abgelehnt. Eine hiergegen
eingelegte sofortige Beschwerde verwarf das Kammergericht am 30.
August desselben Jahres. Die unter anderem von dem Beschwerdeführer
angebrachte Sprachbehinderung war nicht geeignet, die Wiederaufnahme
zuzulassen. Auch sah das Gericht die Glaubwürdigkeit der Aussage des
Zeugen Kaul nicht beeinträchtigt.

Jetzt versuchte es K. mit einem Antrag auf Strafaufschub, als ihm die
Vollstreckung der Gefängnisstrafe drohte. Diesen Antrag wiederholte er
mehrfach unter Hinweis auf gesundheitliche Beeinträchtigungen. Durch
Verfügung vom 6. November 1950 hatte die Staatsanwaltschaft "die
Vollstreckung der Strafe bis zum 30. November 1953 mit der Aussicht
auf einen Gnadenerweis für den Fall guter Führung" ausgesetzt. Zu
einem solchen kam es jedoch nicht mehr, da K. am 10. Juni 1951
verstarb.

Für Friedrich Karl Kaul hatte zu diesem Zeitpunkt seine Zeit als
Rechtsanwalt mit Zulassung in allen vier Besatzungszonen Berlins - und
nach Gründung der beiden deutschen Staaten auch dort - gerade erst
begonnen. In den folgenden 30 Jahren verteidigte er zahlreiche
Kommunisten, die wegen ihrer Gesinnung und ihres Auftretens für
Demokratie und Gerechtigkeit in der BRD strafrechtlich verfolgt
wurden. Unvergessen bleibt seine Mitwirkung als einer der Vertreter
der Partei im Prozeß vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe,
welches 1956 das Verbot der KPD verhängte. In 17 Prozessen gegen
nazistische Gewaltverbrecher in der BRD nahm er als Vertreter der
Nebenklage die Interessen von Hinterbliebenen der Opfer aus
verschiedenen sozialistischen Ländern wahr und sorgte so dafür, daß
nazistischer Greuel, vor allem durch die Ermordung von jüdischen
Mitbürgern aus ganz Europa, gesühnt wurde oder Gerichte sich zumindest
mit den begangenen Verbrechen auseinandersetzen mußten. Antifaschismus
wurde - nicht zuletzt durch seine eigenen Erfahrungen mit dem
Naziterror - für ihn zu einer Lebensaufgabe, der er sich mit ganzer
Kraft widmete.

Ralph Dobrawa

Gotha

 * 

Vor 65 Jahren wurde die FDJ von der Adenauer-Regierung verboten

Klassenjustiz gegen Friedenskampagne

Zur feierlichen Eröffnung des neu geschaffenen
Bundesverwaltungsgerichts (BVerwG ) in Westberlin am 8. Juni 1953 ließ
dessen Präsident Dr. Ludwig Frege nicht ohne Pathos in der Stimme
verlauten: "Daß von diesen drei Tugenden - Weisheit, Besonnenheit und
Tapferkeit - die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts getragen
sein und von ihnen zeugen möge, ist mein sehnlichster Wunsch."

Wie es um die genannten Tugenden bestellt war, zeigte sich einige
Wochen später: Unter seinem Vorsitz verkündete der Erste Senat des
BVerwG am 16. Juli 1954 das Verbot der Freien Deutschen Jugend (FDJ).
Das Gericht bestätigte damit die Verbotsverfügung der Bundesregierung
vom 26. Juni 1951. Das Adenauer-Regime wollte sichergehen und jedwede
politische Aktivität von KPD und FDJ unterbinden. Schon 1950 hatte der
sog. Adenauer-Erlaß für ein Berufsverbot all jener gesorgt, denen
verfassungsfeindliche Aktivitäten unterstellt wurden. Der Antrag auf
das Verbot der KPD vom 21. November 1953 lag bereits in der Schublade.
Der Fraktionsstatus der KPD im Bundestag war ihr 1952 genommen worden.
Die herrschende Klasse, Waffenlobbyisten und Kriegsgewinnler setzten
den gesamten Justizapparat Westdeutschlands in Gang, um die
Friedensaktivisten mundtot zu machen. Die Zielsetzung der Maßnahmen
wird im 1951 neu eingeführten Paragraph 80 des Strafgesetzbuches
anschaulich beschrieben: Lebenslanges Zuchthaus drohten jedem, der das
Grundgesetz oder eine Länderverfassung zu "ändern" beabsichtigte.

Was war der Auslöser dafür, daßder bourgeoise Staat alle Register
seiner Macht zog? Im März 1946 gegründet, stand für die FDJ in
Westdeutschland nach Vollendung der deutschen Teilung durch
Währungsreform (20. Juni 1948) und Verabschiedung des Grundgesetzes
(23. Mai 1949) der Kampf gegen die Wiederbewaffnung der BRD im
Mittelpunkt ihrer Tagesarbeit. Schon im Dezember 1949 hatte Adenauer
in einem Interview mit der Zeitung "Cleveland Plain Dealer"
angedeutet, daß eine Wiederbewaffnung des westdeutschen Staates nun
zur Diskussion stehen müsse. Winston Churchill unterstützte die Avance
zur Remilitarisierung. Am 11. August 1950 stimmte der Europarat zu,
unter Einbeziehung deutscher Truppenteile eine "Europa-Armee" zu
bilden. Dadurch bestärkt, sandte Adenauer zwei Wochen später dem
Vorsitzenden der Alliierten Hohen Kommission, John McCloy, ein
Memorandum mit dem Wunsch, die westalliierten Militäreinheiten in der
BRD zu verstärken und gleichzeitig deutsche Streitkräfte daran zu
beteiligen. Damit hatte Adenauer die Westallierten auf seiner Seite:
Im September 1950 befürworteten die Außenminister der USA,
Großbritanniens und Frankreichs das westdeutsche Militärengagement.
Nun ging alles ganz schnell. Nachdem im Oktober 1950 die Konzeption
einer Wiederbewaffnung in der "Himmeroder Denkschrift" ausgearbeitet
worden war, setzte die "Dienststelle Blank" (so benannt nach dem von
Adenauer beauftragten Chef der Operation, Theodor Blank) nun
institutionalisiert die weiteren Bemühungen durch, die im Jahre 1952
zunächst in die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) mündeten
und schlußendlich zum NATO-Beitritt Westdeutschlands (1955) und zur
Schaffung der Bundeswehr (1956) führten.

Der Kampf der FDJ und der mit ihr kooperierenden demokratischen Kräfte
(zu nennen sind vor allem die "Falken", die Naturfreundejugend und
verschiedene gewerkschaftliche und christliche Gruppen) gegen die
Remilitarisierung war machtvoll. Und ihr Protest hatte einen breiten
gesellschaftlichen Rückhalt: Laut den Umfragen des Emnid-Instituts im
Dezember 1949 und November 1950 bekundeten 74,6 Prozent bzw. 73,4
Prozent der Bundesbürger ihre Gegnerschaft zur Wiedereinführung des
deutschen Militärs. Die Deutschlandtreffen der FDJ in den Jahren 1950
und 1954, an denen Hunderttausende Jugendliche teilnahmen, darunter
auch Zehntausende aus der BRD, wurden neben unzähligen
Demonstrationen, Kundgebungen und Einzelaktionen zum Fanal der
Antimilitarisierungsbewegung. Das Adenauer-Regime wütete.

Nach Ende des Deutschlandtreffens 1950 wurden Polizeikräfte aus ganz
Schleswig-Holstein zusammengezogen, um die Rückreise von Zehntausenden
westdeutscher Teilnehmer über die Grenze bei Lübeck/Herrnburg zu
vereiteln. Unter dem fadenscheinigen Argument, die Rückreisenden seien
"Seuchenträger", wurde ihre amtliche Registrierung angeordnet. Die FDJ
ließ sich nicht beirren. Die von ihr getragene Bewegung zur
Durchführung einer Volksbefragung gegen die Remilitarisierung startete
in den Januartagen des Jahres 1951. Weil erkennbar war, dass breite
Teile der Bevölkerung mit der Forderung nach Frieden sympathisierten,
wurde sie flugs im April jenes Jahres verboten. "Wer an der
kommunistischen Volksbefragung teilnimmt, gefährdet den Frieden und
stellt sich in den Dienst des Bolschewismus", ließ das Ministerium für
gesamtdeutsche Fragen verlauten. Trotz Verbots der Volksbefragung und
der FDJ wurden bis zum Frühjahr 1952 über neun Millionen Stimmen auf
dem Gebiet der BRD gegen die Wiederbewaffnung gesammelt. Tausende
Aktivisten wurden wegen ihres Einsatzes für die Volksbefragung
kriminalisiert und teils mit langen Haftstrafen belegt. So tief saß
die Furcht der Militaristen vor den Blauhemden. So tief saß sie, daß
die Ordnungskräfte sich auch nicht scheuten, von der Schußwaffe
Gebrauch zu machen: Die "Friedenskarawane der Jugend", die für den 11.
Mai 1952 in Essen angemeldet war und kurz vor Veranstaltungsbeginn
verboten wurde, endete mit dem Tod des 21-jährigen Arbeiters und
FDJ-Mitglieds Philipp Müller, der von Polizeikugeln in den Rücken
getroffen wurde. Zu einer Ahndung des Todesschützen kam es nicht - die
Polizei habe sich in einer notstandsähnlichen Situation befunden. Es
liegt in der Logik der Klassenjustiz, daß indes elf
Demonstrationsteilnehmer wegen der Teilnahme an der Friedenskarawane
in Haft geschickt wurden.

Philipp Müller bleibt unvergessen. Unvergessen auch Zehntausende
junger Menschen, die in den Jahren 1949 bis 1956 dafür gekämpft haben,
daß von deutschem Boden kein Krieg mehr ausgehen solle. Der Frieden
läßt sich nicht verbieten.

Dr. Ralf Hohmann

München

 * 

Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt (und für uns) war.

Istvan Iglodi (1944-2009)

Regisseur und Schauspieler, Ungarn

Gegen Ende der sechziger Jahre begegnete ich zum erstenmal der
Theaterkunst der DDR, und zwar während eines Gastspiels des Berliner
Ensembles in Budapest. Das war ein großes Erlebnis, eine Offenbarung.
Das ungarische Theater machte damals die ersten Experimente, Brecht zu
spielen. Diese Versuche sind im allgemeinen mißlungen, so daß einige
das Daseinsrecht der Werke von Brecht auf den ungarischen Bühnen in
Frage gestellt haben.

Das Gastspiel bewies uns überzeugend das Gegenteil. Das Berliner
Ensemble hat das spezielle Deutsche des Brechtschen Dramas
demonstriert und gleichzeitig das internationalistische Daseinsrecht
des Brechtschen Theaters gerechtfertigt.

Lange Zeit war für uns das DDR-Theater mit dem Brecht-Theater und die
dramatische Literatur der DDR mit den Werken von Brecht
gleichbedeutend. Erst allmählich haben sich unsere Beziehungen
vertieft, und wir haben die Möglichkeit gehabt, uns immer vielseitiger
kennenzulernen. Ich habe mich in Ihrem Land unter anderem mit den
Werken des jungen Dramatikers Kurt Bartsch bekannt gemacht und 1975,
anläßlich der Festtage des DDR-Dramas in Budapest, eines seiner
Stücke, "Der Bauch", in unserem Theater inszeniert, das übrigens auch
noch heute mit großem Erfolg gespielt wird. Fast als symbolisch
empfinde ich es, daß ein ungarisches Ensemble mit Tschingis Aitmatows
"Abschied von Gülsary" beim Berliner Publikum großes Interesse
erwecken konnte.

Im Herbst 1978 eröffnete das neugegründete "Volkstheater" in Budapest
seine zweite Saison mit der Premiere des Werkes von Bertolt Brecht
"Mann ist Mann". Ich hatte die Möglichkeit, in diesem Stück als
Schauspieler mitzuwirken. Damit hat sich für mich ein Kreis
geschlossen: Vom Erlebnis einer Brecht-Aufführung bin ich, mit Hilfe
meiner Freunde aus der DDR, Brecht auch als Schauspieler begegnet.
Aber ich glaube, wir sind noch nicht am Ende des Weges angekommen. Ich
bin vielmehr davon überzeugt, daß sich die Beziehungen zwischen
unseren Ländern weiter vertiefen werden - gleich ob auf staatlicher
Ebene oder im Bereich von Kultur und Kunst und in den persönlichen
Begegnungen.


Luis Francisco Rebello (1924-2011)

Theaterregisseur, Portugal

Wenn auch ein kurzer, allzu kurzer Aufenthalt von einigen Tagen in der
DDR nicht ausreicht, um mehr als nur ein Steinchen eines sehr reichen
und vielfältigen Mosaiks zu zeigen, so reicht er doch aus, um
Gewißheit über diesen Reichtum und diese Vielfalt zu erlangen. Denn
jeder Teil dieses Ganzen widerspiegelt die gesamte Realität, in die er
sich einfügt. Dies ist vor allem die Wirklichkeit eines Landes, das
die Wurzeln des Faschismus beseitigt hat und sich mit allem, was es
besitzt, dafür einsetzt, daß dieser nie wieder entstehen kann. Das ist
auch das heldenhafte Engagement für den nationalen Wiederaufbau, dem
sich das Volk der DDR mit ganzem Herzen und mit ganzer Seele
verschrieben hat.

Was ich am besten kenne und was ich am direktesten verfolgen konnte,
ist die Entwicklung des Theaters in der DDR, das, eingedenk der
Trümmer und Ruinen, die der Faschismus auch hier hinterlassen hatte,
durch eine großzügige und fortschrittliche Kulturpolitik im Verlaufe
von dreißig Jahren auf höchstes Niveau geführt wurde. Und wenn ich
dies sage, dann denke ich nicht nur an das fast schon legendäre
"Berliner Ensemble", sondern an die Gesamtheit der Theatertätigkeit.
Hier wird zukunftsweisendes Theater im Dienste der Gesamtheit gemacht,
das künstlerische Qualität und gesellschaftlichen Nutzen als zwei
Werte, die einander bedingen und sich gegenseitig ergänzen,
dialektisch miteinander verknüpft. Es ist ein Theater, das sich auf
das Volk stützt und sich an dieses wendet, das ihm den Lebenssaft
spendet und so den Aufbau des Sozialismus unterstützt.

Brecht hat einmal geschrieben, daß es Aufgabe des Theaters sei, den
Menschen die Welt zu geben und ihnen zu zeigen, daß es von ihnen
abhängt, wie sie verändert und bewohnbar gemacht wird. Es wird nur
wenige Länder geben, in denen diese Funktion des Theaters
beispielhafter als in der DDR erfüllt wird. Als Theaterschaffender,
als Angehöriger der fortschrittlichen Intelligenz ist die Feststellung
dieser Tatsache Anlaß zu tief empfundener Freude.


Dr. Franco Leonori

Direktor der katholischen Presseagentur ADISTA, Italien

Die erste Gelegenheit zu einem Besuch in der Deutschen Demokratischen
Republik bot sich mir, als ich 1971 mit einer italienischen Delegation
an der IV. Plenartagung der Berliner Konferenz katholischer Christen
aus europäischen Staaten teilnahm. Bei der Abreise aus Italien hatten
wir nur sehr geringe Kenntnisse über die DDR: Italien hatte diesen
demokratischen Staat noch nicht offiziell anerkannt, und die Stimmen,
die in unserem Land - hauptsächlich über die Presse - verbreitet
wurden, waren nicht sehr wohlwollend und erhellten nur wenig die
tatsächliche Situation.

Der Eindruck, den wir bei dieser ersten Begegnung erhielten, ließ uns
erstaunen. Vor uns entstand das Bild eines Staates, der unbeirrt von
der Polemik des Westens und vom kalten Krieg alle seine Anstrengungen
auf den Aufbau des Sozialismus richtet und sich der konkreten
Verbesserung der Lebensbedingungen für die Arbeiterklasse und die
gesamte Gesellschaft verpflichtet hat.

Mit besonderer Freude konnten wir die Aufmerksamkeit feststellen, die
der Staat der religiösen Freiheit ohne jede Diskriminierung widmet.
Auch die Katholiken, obwohl sie eine Minderheit bilden, erfreuen sich
eines weiten Raumes für ihre Tätigkeit und wurden in ihren Aktivitäten
von den gesellschaftlichen Autoritäten tatkräftig unterstützt.

Beeindruckt waren wir von der Politik der DDR zur Förderung der
sozialen, ökonomischen und moralischen Entwicklung des Volkes wie für
die Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa und in der Welt. Ein Bild
also, das im ganzen völlig verschieden von dem war, das wir
mitgebracht hatten. Ein Bild des Friedens und der Völkerfreundschaft.

 * 

Gisela Steineckert: Marischa, meine Liebe

Es war ein fast unerträglich heißer Sommer, und ihm folgte "der
schönste September, an den ich mich erinnern kann". Freilich war es
auch ein Sommer voll der beängstigenden Nachrichten, auf die hin
manche das Notwendigste einpackten, um sich in das Innere des
polnischen Landes zurückzuziehen, weg von der Grenze. Die Familie
Wollenberg war es gewöhnt, mit einem gewissen Unbehagen zu leben. Als
Atheisten gehörten sie nicht zu den gläubigen Juden, hatten nicht teil
an deren Zusammenhalt, aber Juden blieben sie für die katholischen
Mitbürger dennoch. Marischa, die Tochter des Zollangestellten, wäre in
der Schule gern geblieben, wenn die Religionsstunde begann, nicht
wegen der Belehrung, sondern wegen der Gemeinschaft. Für ein kleines
Mädchen war es fast zuviel des Mutes, daß sie nach dem Willen des
Vaters jedesmal aufstehen und gehen mußte.

Dafür war es zu Hause warm, ein gutes Zuhause. In jenem Jahr war
Marischa eben achtzehn Jahre alt geworden, da fühlt man sich bei guten
Verhältnissen den Eltern noch nahe wie ein Kind, das Herz ist befaßt
mit allerlei Händeln und Träumen und der Kopf voll von Gedanken an die
eigene Zukunft. Es war herauszufinden, was man aus einem Abitur, den
eigenen Gaben und der Anregung durch Literatur, unter anderem
Majakowski, Ehrenburg, wohl machen kann.

Zukunft, Hoffnungen, Träume, damit hat ein junger Mensch ausreichend
zu tun. Marischa hatte zwei Geschwister, den kindlichen Bruder und den
großen, der wegen seiner Zugehörigkeit zur KP Polens schon Jahre im
Zuchthaus hatte zubringen müssen. Eben war er entlassen worden, er
emigrierte bei Ausbruch des Krieges in die Sowjetunion.

"Seht doch, was sie für schöne Beine hat", sagte der Vater, wenn die
Mutter durch den Raum ging. Die beiden liebten sich. Marischa wußte
also eine große Wahrheit schon in ihrem kleinen Lodz: daß Menschen
sich lieben und einander gut sein können.

Am 6. September 1939, nach dem heißen Sommer und mitten im "schönen
Herbst", erlag die polnische Stadt Lodz dem deutschen Überfall.

Der Bruder Joachim schrieb aus der Sowjetunion: "Hier gibt es Arbeits-
und Lebensmöglichkeiten." Die offene Karte erreichte die Familie im
Ghetto Lodz als letztes Lebenszeichen des ältesten Sohnes. Er ist, so
denkt Marischa, später als Soldat der Roten Armee kämpfend gefallen.
Der Vater kam als organisierter Sozialdemokrat auf die erste
"Transportliste". Wo er umgebracht wurde, weiß Marischa nicht. Sie
sahen ihn zum letztenmal in jenem schrecklich kalten Winter
neununddreißig, in dem der dreizehnjährige Alexander, wie Tausende
andere, im Ghetto qualvoll langsam verhungerte. Ein Junge, mitten im
Wachstum, die einmal im Monat verteilten Rationen reichten nicht aus,
die Lebensflamme zu erhalten.

Als Büglerin hatte Marischa für die Ihren keine der noch möglichen
Vergünstigungen, ihr Leben vorher hatte die Frauen auch auf keine
Schläue, auf keine "Tüchtigkeit" getrimmt.

Es gab eine jüdische Lagerverwaltung, die Deutschen hatten das Elend
den Betroffenen zur scheinbaren eigenen Verantwortung übergeben. Die
Wollenbergs sprachen kein Wort Jiddisch, das schloß sie zusätzlich
aus.

Marischa hatte nur einen einzigen natürlichen Vorteil: Sie war jung,
schön und lebensvoll. Sie suchte sich Hoffnung, fand auch Freunde,
nahm auch den armseligen Trost, der im Widerspruch gegen
Trostlosigkeit lag. Sie wollte an die Aussicht auf Leben glauben. War
es nicht schon Leben, daß Gedichte kursierten, die wenigen Bücher
untereinander ausgeliehen wurden und es trotz angedrohter Todesstrafe
Nachrichten aus verborgenen Radios gab? Blumen waren verboten,
verboten war Nachricht zu empfangen, Nachricht zu geben, aber es gab
doch Nachrichten, die Karte des Bruders kam doch an, sie waren ja noch
jung, und das Leben fühlte sich in Marischa schon gestärkt, wenn sie
einen Moment nicht an das gegenwärtige Elend dachte, sondern an ein
Nachher als Sein und Tun.

Marischa, ich versuche dich zu beschreiben.

Inzwischen lebt eine andere Generation ...

Ich bin mittelgroß, sie reicht mir gerade bis an den Mund. Ihr Gesicht
ist glatt, um den Teint aus Milch und Blut könnte sie jedes junge
Mädchen beneiden. Marischa ist durch die Hölle gegangen, wie lange mag
es gebraucht haben, bis die überraschend tiefe Stimme so ruhig
scheinen konnte. Nur die Pausen weisen die Qual aus, das Notwendigste
an Auskunft herzugeben. Mehr bekomme ich nicht, nur die Stationen,
kaum Einzelheiten, das wenige auch nur, weil das eine Wort, das sie
eben doch sagt, mich zur nächsten Frage führt. Wer gibt mir das Recht,
an diesem heutigen normal gedeckten Kaffeetisch den Schorf von
unverheilten Wunden zu heben? Ich will es nicht und will es doch. Es
ist Frühling, Marischa, es ist wieder Frühling, und inzwischen lebt
eine andere Generation, die holt ihr Wissen über jene Zeit zu oft aus
Ausgedachtem, Nachempfundenem, und so eine zurückhaltende Person wie
du gibt nichts her, wenn man es ihr nicht abverlangt.

Fünfeinhalb Tage war sie mit ihrer Mutter zusammen "auf Transport".
Die Mutter hatte zu viele Verluste nicht verwunden, sie hatte schon da
nicht überlebt. "Sie war neunundvierzig. Das ist im Krieg sehr alt."
­... "Wir werden nicht zusammenbleiben, mein Kind. Aber du wirst
leben. Ich weiß, du wirst leben."

Rampe, Auschwitz, Selektion, eine Minute, eine Sekunde, in der sich
die einen zum Leiden, die anderen zum sofortigen qualvollen Ende zu
begeben hatten. Wir wissen alles darüber, Marischa, soviel das
menschliche Gehirn an Wissen über fremde Erfahrung aufnehmen kann, wir
wissen alles darüber und nichts, weil wir nicht dabeigewesen sind.

Niemand darf so tun, als wäre er dabeigewesen, als deine Mutter den
einen Weg zu gehen hatte, du in die andere Richtung gewiesen wurdest.
Deine dunklen Augen weichen da aus, die Stimme nimmt alles zurück, was
dem anderen weh tun könnte. Sie sucht die nackte Wahrheit für mich
nicht unerträglich sein zu lassen.

Du willst nicht, du sagst nur die eine, die tiefste Demütigung, über
die du dich noch heute fragst, warum diese die tiefste gewesen ist,
qualvoller als Schläge und Hunger: Sie haben dir das Haar geschoren.
Das war die letzte Stufe der Erniedrigung. Vielleicht, Marischa, weil
schon auf den alten Bildern die Frauen ihre Nacktheit unter ihrem Haar
verbergen, weil das Haar der letzte scheinbare Schutz war.

Als eine Epoche später euer Sohn geboren wurde, habt ihr beide gesagt:
Er hat nur uns, keine Großeltern, keine Geschwisterkinder. Er soll ein
Kind sein. Was er wissen muß, wird er erfahren. Aber wollen wir uns
versprechen, daß wir ihn nicht belasten mit dem, was wir erleben
mußten.

Marischa wurde mit dreißig Jahren Mutter. Sie sagt: "In Auschwitz sind
neunundneunzig Prozent aller Mütter mit den Kindern ins Gas gegangen.
Sie wollten sie nicht allein lassen." Eine war, die ist nicht
mitgegangen. Sie hat ihr kleines Kind der Schwiegermutter in den Arm
gegeben, die niemand retten konnte. So sind die einen mit ihren
Kindern gegangen, diese zerbrach daran.

Marischa hat gegen die schrecklichen Erlebnisse angelebt. Sie wollte
lernen, lieben, gebären, wieder schlafen können, sie wollte auch
vergessen, manches vergessen, sie wollte ein normales Leben leben. Daß
sie das wollte, in manchem auch konnte, macht sie besonders. Leichter
hat sie es dadurch nicht gehabt. Besser schlafen kann sie dadurch
nicht. Und auch die verdrängten Schrecken und Ängste leben mit uns
mit, ein Augenblick der Schwäche oder ein besonderes Wort, ein Bild,
eine Nachricht, und alles ist wieder wahr und wie eben gewesen.

Wahr ist für Marischa aber auch das Gesicht der jungen Tochter oder
Verwandten der Bäckersfrau, die dem "Pferd" Marischa, das mit einer
Kameradin für die Oberaufseherin einen Wagen für deren Besorgungen zu
ziehen hatte, immer eine Scheibe Brot oder ein Brötchen zusteckte.
Aber das war schon später, in Flossenbürg. Du erinnerst dich an jede
Solidarität. Sowjetische Kriegsgefangene haben euch Möhren zugesteckt,
es hätte das sein können, was sie das Leben kostete. Die französischen
Fremdarbeiter ließen euch wissen, wann Fliegeralarm war, dann ging die
SS in die Keller, der Austausch kleiner Informationen war dann
manchmal möglich.

"Ich verstehe nicht" waren die drei deutschen Wörter, die Marischa in
den Konzentrationslagern gesprochen hat. Kein Wort mehr, auch wenn sie
das eine oder andere verstand. Keine Tortur und keine Qual konnten den
Graben überbrücken, den sie zwischen sich und allem Deutschen
ausgehoben hatte.

Aber dann begegnete sie deutschen Kommunisten, deutschen
Antifaschisten. Das zeigte, die Welt war so einfach nicht, wie sie
sich dem vorher behüteten Mädchen, der ehemaligen Abiturientin, als
Gefangene darstellen wollte. Marischa überlebte den Typhus und den
letzten Transport nach Theresienstadt, wo sie wieder deutsche
Kameraden und Kameradinnen hatte.

Erst am neunten Mai 1945 wurde das Lager befreit. Als Typhus ausbrach,
blieb Marischa und pflegte die Kranken.

Wer hat dich gepflegt, Marischa, wer getröstet, gestärkt, dich
aufgepäppelt? Dazu war keine Zeit. Sie haben jeden Tag Suppe bekommen,
doch, an Suppe kann sie sich erinnern. Brot auch? Vielleicht auch
Brot, das weiß sie nicht mehr so genau.

Ein Kamerad erzählte, in Frankfurt am Main hätten sich Überlebende aus
allen Lagern gesammelt. Mit den deutschen Aussiedlern verließen die
Befreiten das befreite tschechische Land. Unter beschwerlichen
Umständen gelangten sie nach Frankfurt. Marischa trieb die Sehnsucht,
vielleicht hatte ja doch einer, eine überlebt, jemand, zu dem man
gehören kann, Verwandte, Kameraden. Zu dieser Zeit ist für sie das
Deutsche schon nicht mehr mit den Faschisten identisch, es teilt sich
in Faschisten und Antifaschisten, auch wenn sie es zu diesem Zeitpunkt
noch nicht, wie so lange später zu mir im Gespräch, als Klassenfrage
bezeichnen würde.

Sie findet in Frankfurt am Main zwei polnische Mädchen wieder, mit
denen sie in Auschwitz zusammen war. Sie waren sich sehr nahe gewesen,
Kameraden, nicht nur Leidensgefährtinnen. "Wir haben unser Brot
zusammengehalten und geteilt, das bedeutete damals sehr viel."

Ihr Reisegefährte sieht auf der Straße einen mageren jungen Mann auf
sich zukommen, einen deutschen jungen Genossen, der auch in Auschwitz
gewesen war. So wie sie dort aufeinander zugingen, der Adam, genannt
Adi, und die Marischa, so sind sie bis zum heutigen Tag
zusammengeblieben. Adi war seit seinem 16. Lebensjahr im Lager
gewesen, und nun ist er 22, durch ihn wird aus Marischa Wollenberg
eine Marischa König, Deutsche.

Das war die Liebe, der so bitter notwendige und nie bis zu Ende
wirksame Trost gegen die Erkenntnis, daß von ihrer Familie niemand
überlebt hatte. Adi ist eins von acht Kindern, vier konnten ins
Ausland entkommen und kehrten nie von dort zurück, die anderen sind in
Lagern gestorben. Adi hatte ein bißchen Klempnern gelernt, Marischa
nur ihr Abitur und den Traum, Medizin zu studieren.

Sie wollte etwas tun, was anderen Menschen helfen kann. Sie ging zum
Arbeitsamt, um sich Rat zu holen. Dort saß, für sie zuständig, ihre
ehemalige Aufseherin Elfriede, für die das zivile Leben schon wieder
in Ordnung war. Marischa sagt, diese habe niemanden geschlagen, sei
auch erst 1944 ins Lager gekommen, vermutlich dienstverpflichtet.

Aber sie geht nie wieder in jenes Arbeitsamt. Adi hat die Verbindung
zu seinen Genossen, da kommt Leben in die Arbeit, der Genosse
Carlebach und andere haben starke und wichtige Pläne - aber Marischa
ist noch nicht Genossin. Inzwischen spricht sie deutsch, aber außer im
Privaten hat ihr eigenes Leben noch immer nicht angefangen, kann dort
auch nicht anfangen, Signale, die unbehaglich machen, zeigen sich,
mehren sich. Die Welt, in der sie und Adi lebten, veränderte,
restaurierte sich.

"Wir wollten leben, wo man sich nicht dauernd vorsehen muß. Wo man
Vertrauen haben kann." Im Jahre 1950 reisen Adi und Marischa König für
immer aus der Bundesrepublik Deutschland aus, in die Deutsche
Demokratische Republik, zuerst ins sächsische, damalige Chemnitz. "Da
haben wir aufgeatmet. Da waren wir endlich zu Hause, gleich, vom
ersten Tag an. Wir waren angekommen."

Was nach solchem Erleben heilbar ist, heilte von nun an. Adi
absolvierte mit Erfolg die ABF, studierte dann Geschichte, wurde.
Dozent. Marischa suchte noch immer. "Bei einer Beratung hatte ich
Glück. Da saß ein Mann dabei und sagte: Ich nehme dich. Du kommst zu
uns." Er war Generaldirektor beim VEB Herrenkonfektion, und so kam
Marischa zu Kollegen, "die sich unendliche Mühe mit mir gegeben
haben". Das ist Marischas Maß, vielleicht war es nicht Mühe, sondern
Zuneigung, vielleicht war es nur das Normale, und Marischa kannte das
Normale nicht.

Sie war seit sechs Jahren verheiratet, hatte jetzt eine Tätigkeit,
aber sie träumte noch immer von einem Beruf. Da wurde sie schwanger.
Konnte dieser Körper, dem Hunger, Typhus, Überanstrengung, Todesängste
und wertloser Fraß zugemutet worden waren, ein gesundes Kind zur Welt
bringen?

Es war ein Risiko in Marischas Ängsten und Kenntnissen. Aber sie
wollten das Kind, und so wurde ihr Sohn geboren, der später in der
Sowjetunion studierte und heute an der Akademie als Chemiker arbeitet.

Vor allem aber wurde sie Lehrerin

Erst als ihrer beider Michael sechs Jahre alt war, und weil auch er in
ihr den Traum von der eigenen Leistung nie verdrängt hatte, bewirbt
sich Marischa am Pädagogischen Institut in Leipzig. "Auch da hatte ich
Glück." Was Marischa in diesem Fall Glück nennt, ist ein Gespräch mit
dem Genossen Institutsleiter, der offenbar einen Blick für Menschen
gehabt hat.

Marischa ist jetzt sechsunddreißig Jahre alt und studiert Pädagogik,
mit Erfolg. Abschluß, die erste Schule, die Kinder, die Kollegen. "Ich
hatte wieder Glück. So wunderbare Kollegen, die haben mir ihr Herz
aufgemacht. Sie kommen noch heute zu mir, wenn sie in Berlin zu tun
haben." Genossin Marischa König, der noch immer jede menschliche
Zuwendung zur Unvergeßlichkeit wird, wurde Parteisekretär,
stellvertretende Direktorin, Direktorin, auch Mitglied der
Kreisleitung. Vor allem aber wurde sie Lehrerin. Sie liebt die Kinder,
die Kinder geben ihr Liebe zurück.

Ich habe sie nicht gefragt, ob sie, als von den Faschisten verfolgte
polnische Jüdin, ganz ohne Momente der Beklemmung nun deutsche Kinder
unterrichten konnte, denn alle diese Kinder entstammten doch Familien
mit unterschiedlicher Vergangenheit innerhalb der zurückliegenden
Epoche. War sie nicht besonders hellhörig, nicht leichter zu verstören
als ihre Kollegen? Ich habe sie das nicht gefragt, weil sich eine
solche Frage bei Marischa verbietet. Sie wäre nicht angemessen. Hätte
es solche Momente gegeben, die Kinder hätten sie nicht bemerkt und ich
sie nicht erfahren.

Was sie für wichtig hält, sagt sie schon selber. Als sie in
Flossenbürg war, gingen die Frauen von und zur Arbeit manchmal eine
unendlich scheinende Allee entlang, vorbei an Häusern, hinter deren
Fenstern sich Menschen bewegten, sprachen, lachten. Sie warfen, so
schien es den gefangenen Frauen, keinen Blick nach draußen. Damals hat
Marischa sich an deren Stelle versetzt, und der Gedanke ließ sie nicht
los, wie sich Menschen daran gewöhnen können, daß draußen, unmittelbar
vor dem eigenen Fenster, halbverhungerte Sklavinnen vorbeigetrieben
werden.

Aber als Lehrerin hätte Marischa König nicht leben können, sie wäre
dem gelben Stern nachträglich erlegen, wär' da nicht ihr eigener Stern
gewesen, dem sie folgen wollte: leben, mit den anderen, das Gute
bestärken und die Kinder lieben.

Marischa hat Orden. Sie runzelt die schöne Stirn, nicht so wichtig.
Stolz ist sie auf die erste Auszeichnung, die sie bekommen hat. Ihre
ersten Kollegen an ihrer ersten Schule in Leipzig haben für sie, und
nicht einmal zur Freude des damaligen Direktors, einen "Aktivisten"
beantragt, und sie hat diese Auszeichnung auch bekommen. Strahlt sie,
die Marischa, heute noch, ihre Kollegen haben damals gesagt: Den hast
du verdient.

Marischa kannte die Liebe ihrer Eltern zueinander, sie weiß, wovon sie
spricht, wenn sie ihre Ehe noch nach fast vierzig Jahren Dauer so
nennt. Die gleiche Vergangenheit hat den Grund für diese Verbindung
sehr tief gelegt, aber außerdem ist da Wohlgefallen, Solidarität auch
bei ganz neuen Problemen, ist sie eine Frau geblieben, er ihr ein
Mann.

"Ich brauchte viel Verständnis und habe es bei ihm immer gefunden."
Ein andermal, Marischa, reden wir vielleicht über das Maß an
Verständnis, das er gebraucht und bei dir gefunden hat. Selbst in der
viel zu kurzen Zeit, die wir uns für unser Gespräch nehmen konnten,
und ich muß dich ja fragen, wie schwer es mir an manchen Stellen fällt
und wie zudringlich ich mir auch vorkomme, selbst in dieser kurzen
Zeit muß ich dauernd aufpassen, daß wir nicht unversehens nur über
mich reden, meine Kinder, meine Arbeit, meine Probleme. Das kannst du,
Marischa, da redet man auf einmal und du hörst zu und nickst nur und
willst mehr hören und neigst den Oberkörper nach vorn, den Kopf etwas
tiefer, legst die Hände ruhig um die Knie, schöne Beine, schönes
Zuhören, schöne Zeit und schnell vorbei, und Zuhören scheint dir
gewohnter als Auskunft zu geben über dich selber. Da ist wieder eine
Familie entstanden.

Michael hat eine junge Frau, die Enkeltochter heißt Jenny und sieht
auf dem Foto aus wie ein Kind von Marischa. Hat hellere Augen,
hellere. Haarfarbe, ein ganz unbeschwertes Lachen, sieht aber doch aus
wie Marischa. Das sagt die Schwiegertochter auch, "die hat was von
dir". In der Neubauwohnung in Berlin ist alles licht gehalten, keine
dunkle, nur helle Behaglichkeit, viel deutsche Literatur. Du warst nie
eine Hausfrau? Vielleicht nicht gern, aber die Wohnung ist bewohnt von
musischen reifen Leuten, die sich neue Bücher kaufen, reisen, Platten
sammeln.

Lehrerin ist Marischa nun nicht mehr. Nun hat die Gesellschaft sie
ganz für vielerlei ehrenamtliche Aktivitäten. Sie ist nun im zentralen
Jugendweiheausschuß, nach zehnjähriger hauptamtlicher Tätigkeit dort.

Sie kümmert sich auch um die kleine Gruppe ehemaliger
Auschwitz-Häftlinge, die sich in Berlin jedes Jahr einmal zum
Jahrestag der Befreiung trifft. Dorthin war ich mit meinen Gedichten
in diesem Jahr eingeladen, dort habe ich Marischa zum erstenmal
gesehen, sie hat meine Beklommenheit und Aufregung gespürt, meine
Angst, etwas falsch zu machen, etwas zu sagen, was ich nicht hätte
sagen sollen.

"Du warst damals ein Kind, ein Kind kann nicht schuldig sein." Ich
weiß es besser, Marischa, das wenigstens weiß ich besser, aber lassen
wir das auf ein anderes Mal. Kann sein, die Sprache versagt da auch,
dein "nicht schuldig" trifft es so wenig wie mein "auch schuldig".

Ich wollte ein Mensch sein wie andere auch

Meine Haltung ist nicht zulänglich gegenüber eurer Erfahrung.
Auschwitz ist Auschwitz, alles, was wir wissen, ist zuwenig. Marischa
ist noch immer eine schöne Frau. "Wie geht es dir gesundheitlich?" -
"Gut!" Abwehr, das geht mich nichts an, danach habe ich nicht zu
fragen. Sie sagt: "Ich wollte danach leben, wirklich leben, ein
Mensch sein wie andere auch. Nicht nur in der Vergangenheit, sondern
ganz in der Gegenwart, und ich wollte auch eine Zukunft haben."

Marischa, hast du den Kindern, deinen Schülern, jemals erzählt, was du
erlebt hast?

"Nein. Ein Kind ist ein Kind, und wenn man ihm zu früh Schreckliches
erzählt, dann hat das Kind Angst und denkt: Ich bin auch so klein, was
wird mir geschehen? Ich wollte, daß sie aufwachsen und die Geschichte
verstehen lernen, daß sie Antifaschisten werden. Entsetzliche
Einzelheiten habe ich meinen Schülern niemals erzählt."

Am Tag nach unserem Gespräch wird Marischa nach Polen fahren, dorthin.

"Weißt du ..." - in dunklem, ausschwingendem Ton, so fangen viele
ihrer Sätze an, "ich mache das. Dort ist ein internationales Treffen,
und es gibt zu viele verschiedene Meinungen auch über dort. Es ist
wichtig, daß wir als Genossen dort sind. Aber ich lebe jetzt und bin
ein ganz normaler Mensch, nichts Besonderes. Ich bin nicht
schöpferisch, ich kann nur Liebe haben dafür, ich kann es nicht
selber."

Ich sitze diesem ganz normalen Menschen gegenüber, die Füße auf einem
weichen Teppich, den Kaffee noch in der Tasse, einen Kloß im Hals, und
was hab' ich schon, außer zwei Armen, in die ich diese zierliche
Weibsperson nehmen kann, da lachen wir ein bißchen, irgendwie kriegen
wir das zustande, Jenny lacht ja auch vom Foto im Bücherregal, dann
versuchen wir im Fahrstuhl Alltagssätze, wir bringen sie zum Alex, und
erst, als sie dort eilig um die Ecke biegt, fällt, was ich hier
wiedergebe und anderes, was ich nicht schreiben werde, wie ein Balken
auf meinen Kopf.

Dabei ist doch alles gut ausgegangen. Wie im Märchen, die Gute und
Schöne hat den Richtigen gekriegt, und da sie nicht ermordet wurden,
leben sie noch heute.

Ach Marischa, das macht so viel rauhen Alltag glatt, wenn du sagst,
daß du hier und seither niemals vor den anderen Menschen Angst gehabt
hast. Damit können wir leben, Marischa, meine Liebe.

(1984, RF-Archiv)

 * 

LESERBRIEFE

Die Urheber von Tod, Leid und Zerstörung fürchten die Proteste der
Kriegsgegner nicht. Noch nicht. Das Pflänzchen der Friedensbewegung
ist zart, aber es wächst! Denn überall im Volk regt sich
Friedensbestreben. Demonstrationen sind ein Mittel, die Verwirklichung
unseres Traums vom Frieden voranzubringen. So geschehen anläßlich des
Friedensmarsches am Ostermontag in Berlin. Aus allen Bezirken, dem
Umland und Orten sind Menschen aufgestanden aus lähmender
Gleichgültigkeit, aus dem Wirrwarr der Informationen, aus der Trägheit
körperlichen Befindens und strömten mit Fahnen und Transparenten, auf
denen in großen Buchstaben FRIEDEN zu lesen war, vom Treffpunkt
Potsdamer Platz hin zum jeweiligen Firmensitz der todbringenden
Waffenproduzenten. Friedenstauben, gemalt, gebastelt, symbolisierten,
hoch am Stab durch die Menge getragen, den dringenden Wunsch, alle
Waffen der Welt ruhen zu lassen, um diese alsbald zu vernichten. Für
eine Zukunft ohne Waffen, dafür Schutz unserer Erde vor
Klimakatastrophen, ohne Rüstungsindustrie und deren Export und
sofortige Beendigung aller Kriegsherde auf der ganzen Welt!

Alle diese Menschen gaben Zeugnis ihres friedlichen Strebens gegen
eine unmenschliche Ideologie ab.

Der Zug zog entschlossen von Rüstungskonzern zu Rüstungskonzern, zum
allmächtigen Finanzministerium und zu den Helfershelfern der
Kriegslogistik. Dort jeweils postierten sich die Demonstranten,
lautstark ihren Protest zu verkünden gegen deren menschenverachtendes
Tun. Gesprochene Worte, genannte Zahlen beweisen die Produktion der
kriegerischen Mittel und deren Finanzierung und lassen jeden
erschaudern, der es hört. Die Rüstungsproduzenten aber wollen nicht
verstehen. Sie verschließen Augen und Ohren. Ihre Nasen riechen nicht
den Gestank des besudelten Geldes, das aus der Vernichtung der Natur,
der Völker und menschlicher Werte quillt. So häufen sie Milliarde auf
Milliarde. Am Ende dient dieses Vermögen dem Herstellen weiterer
mörderischer Waffen.

Barbara Ludwig, Berlin


So, als wäre es eine unumgängliche Notwendigkeit, werden
Rüstungsausgaben in ungeahnte Höhen getrieben, wohlgemerkt aus
"Verteidigungs"gründen. Aber was haben dann deutsche Soldaten u. a. in
Mali, Afghanistan, derzeit insgesamt in 16 Ländern, zu suchen?

Offensichtlich wird Deutschland nicht nur am Hindukusch, sondern
überall dort "verteidigt", wo es um Rohstoffe und Machteinfluß
geht.

Frau von der Leyen verspricht der NATO weitere Milliarden, aber den
Mächtigen in Wirtschaft und Rüstung sind 74 Friedensjahre zuviel. Ein
billig zu produzierender Kochtopf, der wenigstens zehn Jahre hält,
bringt keinen Gewinn. Gewinn bringt eine Granate. Sie hat eine
Lebensdauer von Sekunden.

Marianne Wuschko, Hoyerswerda


Aus Anlaß des Besuchs der Bundeskanzlerin in Westafrika und der
Verlängerung des Bundeswehreinsatzes in Mali möchte ich auf einen
Widerspruch aufmerksam machen.

Nach dem Tsunami 2011 in Japan beschlossen die Bundeskanzlerin und ihr
Kabinett, aus der Kernenergie auszusteigen. Dementgegen werden fast 80
Prozent des französischen Stroms aus Kernenergie gewonnen. Die
weltweit drittgrößten Uranvorkommen der Welt liegen in der Sahel-Zone,
in den ehemaligen Kolonien Frankreichs in Mali und Niger. Der
französische Staatskonzern AREVA betreibt z. B. den Uranbergbau in
Niger und bezieht etwa 40 Prozent des für den Betrieb der 58
Atomkraftwerke in Frankreich erforderlichen Urans aus Westafrika.

Der Bundeswehreinsatz in Afrika dient also nicht nur dem Kampf gegen
den internationalen Terrorismus, sondern auch der Sicherung des
Kernbrennstoffbedarfs Frankreichs. Was für eine Heuchelei!

Prof. Harry Conrad, Dresden


Zu "Genug ist genug - es reicht", RF 256, S. 2

Deutschland ist besonders unterwürfig, verhält sich häufig besonders
kriegswütig und völkerrechtswidrig und würde deshalb einen Rabatt für
die Stationierungskosten der US-Truppen der US-Truppen erhalten. Doch
diese Kosten sollen jetzt vollständig von Deutschland getragen werden.
Aber wir sollten wirklich nein zu dieser Vasallentreue sagen und die
US-Truppen zum Teufel jagen, sie also in die USA zurückschicken.

Dr. Kurt Laser, Berlin


Wenn ich die fast täglichen Informationen in den Medien zur
Situation in Libyen verfolge, bin ich tief erschüttert, was in so
relativ kurzer Zeit aus diesem Land geworden ist und welches Leid die
dort lebenden Menschen erfahren.

Anfang der 80er Jahre konnte ich Libyen mit einer DDR-Jugenddelegation
besuchen. Wir sahen mit eigenen Augen, wie man versuchte, den
Ölreichtum des Landes zur Verbesserung der Lebensverhältnisse der
Bevölkerung zu nutzen. Es wurde u. a. in kostenlose Schulbildung,
kostenloses Gesundheitswesen und den Wohnungsbau investiert. Unter
Muammar al-Gaddafi unternahm man Anstrengungen, die Wüste zum Ergrünen
zu bringen. Dazu wurde aus dem Gebirge Wasser in gewaltigen Tunneln
bis an die Küste geleitet. Dieses Vorhaben sollte auch dazu dienen,
die zum großen Teil nomadisierenden Stämme seßhaft zu machen.

Bei einem Besuch der Volksvertretung von Tripolis erlebten wir, wie
man begann, in einem Land, das Jahrhunderte feudal und kolonial
unterdrückt wurde und in dem der Großteil der Bevölkerung aus Nomaden
besteht, demokratische Strukturen aufzubauen.

Die USA und andere westliche Länder verteufelten Gaddafi als Diktator,
doch kaum einer bezeichnet die regierenden Ölscheichs in der
arabischen Welt als Diktatoren, obwohl sie es faktisch auch sind. Ein
Grund dafür, daß sie relativ sicher agieren können, ist, daß sie die
Vormachtstellung der USA und des Dollars nicht in Frage gestellt
haben. Aber genau das tat Gaddafi mit der Bildung der afrikanischen
Union und dem Versuch, den Gold-Dinar als Gegenwährung zum US-Dollar
zu installieren. Damit zog er sich Washingtons Zorn zu. Wie schon
mehrfach in der Vergangenheit praktiziert, wurde dann auch wie im Irak
oder in Syrien schnell ein Grund gefunden, um das Land in Schutt und
Asche zu legen und dem Westen genehme Leute in Positionen zu bringen.
Ein Schelm, der Schlechtes denkt, wenn man hört, daß General Khalifa
Haftar über 20 Jahre in den USA, in der Nähe des Hauptquartiers der
CIA, gelebt hat.

Ich laß mich überraschen, was die selbsternannten Schutzmächte für
Libyen tun werden, um dem Land Frieden zu bringen und einen
Wiederaufbau zu organisieren. Am Geld kann es nicht scheitern, Libyen
hat hervorragendes Erdöl.

Ralf Kaestner, Bützow


Der April-"RotFuchs" bot den Lesern wieder eine gute Mischung
aus Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft. Nur so werden
gesellschaftspolitische Zusammenhänge für jedermann verständlich.

Was mich in dieser Ausgabe jedoch emotional besonders stark berührte,
war die Fotomontage von Siegfried Lachmann auf der letzten Seite. Sie
zeigt zwei Frauen und ein Kleinkind während eines Fliegeralarms in
einem Luftschutzkeller. Diese Darstellung erinnerte mich an die Unzahl
von Bombennächten im Zweiten Weltkrieg, die ich als junges Mädchen mit
meinen Eltern im Keller unseres Wohnhauses in Berlin-Neukölln
verbracht habe. Sie erinnert mich aber auch an unsere Hochzeitsnacht
vom 27. zum 28. Mai 1944. Als frisch vermähltes Paar hatten wir die
Feier im Friedrichshainer "Petersburger Hof" vorzeitig verlassen,
liefen zum S-Bahnhof Landsberger Allee, um nach Neukölln zu fahren.

In der Wohnung meiner Eltern machte sich mein junger Ehemann daran,
mir beim Aufknüpfen der vielen Knöpfe meines Brautkleides zu helfen.
Mitten hinein in diese Beschäftigung heulten plötzlich die
Fliegeralarm-Sirenen. Unser "Volksempfänger" - so hießen damals kleine
Radiogeräte, die fast in jedem Haushalt zu finden waren - meldete, daß
sich von Hannover und Braunschweig kommend starke angloamerikanische
Bomberverbände auf Berlin zu bewegten. Mit fliegenden Fingern knöpfte
mein junger Ehemann das Brautkleid wieder zu, und wir eilten in den
Keller unseres Wohnhauses. Dort saßen schon einige Mitbewohner, die
mit verängstigtem Gesicht auf das bedrohliche Brummen der
bombentragenden Flugzeuge lauschten. Natürlich löste unser Erscheinen
in Brautkleid, mit Frack und Zylinder eine gewisse Heiterkeit aus. Die
verflog aber schnell, als offenbar in der Nähe Bomben einschlugen und
Kellerwände sich nach innen wölbten.

Dieses schreckliche Erleben hat uns zeit unseres nunmehr 75jährigen
Ehelebens begleitet und unser Denken und Handeln für den Aufbau einer
friedensfreundlichen Gesellschaft in der DDR bestimmt.

Inge Hellge, Berlin


Zu Andreas Wenzel: Wie sozial war die DDR tatsächlich? RF
256, S. 26 

Ich erwarte immer wieder mit Interesse und Freude den "RotFuchs", da
wirklich anspruchsvolle Beiträge und Einschätzungen zu lesen sind. Dem
Artikel von Andreas Wenzel stimme ich voll zu, da er ein realistisches
Bild der DDR mit Positiven und auch Problemen zum Inhalt hat. Ich bin
froh, 40 Jahre in der DDR gelebt zu haben. Sehr verärgert bin ich, daß
viele ehemaligen DDR-Bürger die Vorteile unseres Staates, vor allem
die soziale Sicherheit, zwar als Selbstverständlichkeit annahmen,
diese aber dennoch abwerten oder sogar leugnen. Darunter leider auch
einige in meinem Bekanntenkreis, selbst frühere Mitglieder der SED,
denen es meines Wissens in der DDR nicht schlecht ging.

Siegfried Tietz, Altenberg/Sachsen


Im Zusammenhang mit der Debatte um die Sozialismus-Äußerung des
Juso-Chefs Kühnert und der darauf folgenden Medienkampagne ist mir nun
endgültig der Geduldfaden gerissen.

Ich bin in der DDR geboren, habe bis zum 3.10.1990 in der NVA als
Offizier gedient; dabei vier Jahre an einer sowjetischen
Militärakademie studiert, habe die Bundeswehruniform nicht einen Tag
lang getragen, am Übernahmeappell nicht teilgenommen und bin am Tag
der feindlichen Übernahme aus dem Verein ausgeschieden. Beim
Verabschiedungsgespräch mit Oberst Steinbrecher von der Bundeswehr war
ich der einzige, der in Zivil verabschiedet wurde.

Seitdem ärgere ich mich über den Zustand dieser Republik und der
"Linken", weil ich offensichtlich zu den "Ewiggestrigen" gehöre, die
nicht einsehen wollen, daß die DDR ein Unrechtsstaat und der
Sozialismus ein verachtenswertes System darstellen.

"Die Linke", deren eigentliche Aufgabe es wäre, die Geschichte der DDR
und der anderen sozialistischen Länder positiv aufzuarbeiten, um
daraus ein zukunftsfähiges Gesellschaftsmodell zu entwickeln, wagen
nicht einmal mehr, das Wort Sozialismus in den Mund zu nehmen, weil
sie eine anschließende Medienkampagne gegen sich fürchten und
annehmen, daß sie dann für die vielen Kleinbürger nicht mehr wählbar
sind. So aber lassen sie zu, daß die Geschichte der DDR in allen
Beziehungen in den Dreck getreten wird und sie von den "Siegern" in
ihrem Sinne umgeschrieben wird.

Ich habe jetzt genug von dieser "freiheitlichen, sozialen und
demokratischen Republik" und werde übersiedeln. Ich werde mich am Ufer
der Wolga zur Ruhe setzen, dem Niedergang der "westlichen
Wertegemeinschaft" aus der Ferne zusehen, und am 9. Mai jeden Jahres
werde ich auf dem Roten Platz in Moskau die Parade zum Tag des Sieges
ansehen und dabei eine DDR-Fahne schwenken.

Horst Schade (Oberstleutnant der NVA a. D.), E-Mail


Was hat nur den Kühnert geritten? Hätte er doch nur mal Marx
gelesen, der schon um die "heilige Hetzjagd" gegen die Idee wußte.
Zahllos alle jene, die ihnen folgten, nicht nur Schmähungen, Hohn,
Spott und antikommunistisches Gegeifer ertragen hatten! Wer vermag
jene zu zählen, die Blut und Leben dafür opferten.

Jetzt hat Kühnert erfahren, was es heißt, das Heiligtum Eigentum und
Kapital in Frage zu stellen, Sozialismus begrifflich in den Ring zu
werfen. Noch nicht so lange her ist es, als Gesine Lötzsch ähnliche
Haß- und Hetztiraden auslöste, weil sie von Kommunismus zu sprechen
wagte, was an sich schon vor Marx ein Begriff und Ziel war.

Verwunderlich sind die reflexartigen Reaktionen zumeist nicht.

"Die englische Hofkirche z. B. verzeiht eher den Angriff auf 38 von
ihren 39 Glaubensartikeln als auf 1/39 ihres Geldeinkommens.
Heutzutage ist der Atheismus selbst eine culpa levis (kleine Sünde),
verglichen mit der Kritik überlieferter Eigentumsverhältnisse",
bemerkte Marx in weiser Voraussicht. Kirche oder Kapital macht keinen
Unterschied. Der Haß wird heftiger, je mehr im Jetzt und Heute die
Wirklichkeit im Wesen des Kapitalismus Marx erstaunlich recht gibt.
Peinlichst dagegen, was aus einer Partei zu hören ist, an deren Wiege
Marx, Bebel, Liebknecht bis Luxemburg u. a. standen. Tiefster
Antikommunismus, wenn Thierse eilfertig von blutbeflecktem Sozialismus
schwafelnd den Herrschenden zur Seite steht. Der selbsternannte
Demokrat weiß wohl nichts vom Blutmai und von den Blutströmen, die das
Kapital den Völkern abforderte.

Roland Winkler, Aue


Wir befinden uns wieder in Zeiten von Wahlen. Da besteht die
Gefahr, daß eingeschliffene Praktiken des Kampfes um Parteiinteressen,
Interessen von Klientel und Lobbys das Wahlgeschehen zum Nachteil des
Allgemeinwohls beeinflussen. Das Wohnungsproblem spiegelt diesen
Sachverhalt deutlich wider. Die Gewährleistung einer angemessenen und
bezahlbaren Wohnung für jeden Bürger ist keine Spende oder caritative
Zuwendung des Staates, sondern ein Menschenrecht. Meine Kritik richtet
sich gegen die Unternehmen und andere Vermieter, die Wohnraum
spekulativ und kriminell zur Profitsicherung mißbrauchen. Mich
befremdet, daß von seiten der SPD und aus dem Kanzleramt zu dieser
Frage keine befriedigende Antwort für betroffene Bürger gegeben wird.
Die Forderung nach Enteignung gemäß den Möglichkeiten des
Grundgesetzes kann doch nicht einfach "vom Tisch gewischt" oder - wie
aus der FDP verlautet - als Praxis des "realen Sozialismus" bezeichnet
werden. Das zögerliche Verhalten der Kanzlerin in der Wohnungsfrage
verstehe ich aus christlicher Wertevorstellung nicht.

Dr. Wilfried Meißner, Chemnitz


Zu Marianne Walz: Weimar, Dessau, Berlin - 100 Jahre Bauhaus,
RF 256, S. 22 

Angesichts der Ideenlosigkeit gegenwärtiger Versuche der
Stadtgestaltung war es nachgerade Pflicht, im "RotFuchs" an die
Visionen der Bauhäusler zu erinnern. Im Quartett der großen Namen
fehlt mir aber einer der Meister, der auch gern in den zahlreichen
offiziellen Würdigungen "vergessen" wird.

1927 kam der Schweizer Hannes Meyer ans Bauhaus in Dessau und übernahm
dort die Leitung der neugegründeten Bauabteilung. Schon am 1.4.1928
berief ihn Walter Gropius zu seinem Nachfolger als Direktor. Gropius,
der auch nach seinem Rücktritt die Hausmacht beibehalten hatte, war
zunehmend durch den linken Wind, der zaghaft hereinwehte, verschnupft.
Vor allem durch Meyers Kritik an der Richtung, in die sich das Bauhaus
entwickelt hatte. Bauhaus-Produkte waren teuer und damit einer
exklusiven Käuferschicht vorbehalten. Von der Idee "für das Volk" zu
gestalten, sei man abgekommen. Meyers neue Parole lautete deshalb:
"Volksbedarf statt Luxusbedarf!"

Grandios praktiziert in den Dessauer Laubenganghäusern. Der "Versuch,
zwei Bevölkerungsschichten auf dem Siedlungsgebiet Dessau-Törten durch
urbanistische Maßnahmen bewußt zu vermischen: Kleinbürger in
Einfamilienhäusern, Proletarier in dreigeschossigen Laubenganghäusern.


Meyers städtebauliche Visionen wie auch sein liberaler bis linker
Umgang an der Schule wurden den nach rechts taumelnden Stadtoberen zur
Gefahr für ihre Sitze im Stadtrat.

Am 1.8.1930 wurde Meyer von der Stadt Dessau wegen "kommunistischer
Machenschaften" fristlos entlassen. Seine Nachfolge als Direktor trat
Ludwig Mies van der Rohe an. Gropius schluckte die Kröte ohne Protest.
Meyer war kein Kommunist. Er fühlte sich dem linken Spektrum der
Sozialdemokratie verbunden und städtebaulich der
Genossenschaftsbewegung verpflichtet.

Er emigrierte in die Sowjetunion, wo er unter anderem an der
Hochschule für Architektur lehrte und den Entwicklungsplan für
"Groß-Moskau" entwarf. 1936 kehrte er in die Schweiz zurück.

Daß der "unbekannte Bauhausdirektor" so vergessen in der DDR nicht
war, zeigt eine DDR-Briefmarke aus dem Jahr 1980 mit der von Hannes
Meyer entworfenen Bundesschule des ADGB in Bernau.

Bernd Gutte, Görlitz


Etwas versteckt habt Ihr die Autobiographie "Jahrgang '39 - Mein
Leben in Böhmen, der DDR und der BRD" von Karl-Heinz Holub, erschienen
im Verlag am Park, vorgestellt. Ich habe das Buch gelesen und mußte
feststellen, daß es hoch aktuell ist.

Die Merkel-Regierung bereitet gerade Einheitsjubelfeiern vor. Dazu
wurde eine Kommission gebildet, der nur Politiker von CDU/CSU und SPD
angehören. Man kann ahnen, welche Geschichten zum 30. Jahrestag des
"Mauerfalls" bis zum 30. Jahrestag der "Wiedervereinigung" in den
Medien erzählt werden.

Karl-Heinz Holub geht in seinem Buch auch auf diese Ereignisse ein,
die er in den Kontext von 80 Jahren deutsche Geschichte stellt. Er
zieht Bilanz seines Lebens in drei Gesellschaftsordnungen und bekennt,
daß seine beste Zeit die in der DDR war. Das wird man so in den
BRD-Medien der nächsten Monate sicher nicht finden. Biermann & Co
werden sich wieder über DDR-Diktatur, politische Verfolgungen,
Unterdrückung, korrupte SED-Politiker, Stasi, Bespitzelung u. ä.
ausbreiten dürfen. Die Herrschenden beanspruchen die Deutungshoheit
für sich. Vertreter der Opposition stören da nur. Herr Platzeck von
der SPD, der ehemalige Ministerpräsident von Brandenburg als einer der
Vorsitzender der Kommission, dient da wohl auch nur als Feigenblatt.

Katrin Gieseler, Berlin



Der politisch-historische Exorzismus greift nicht am
wissenschaftlichen oder künstlerischen Können, sondern an der
Ideologie an. Es kommt auf stramme Haltung und Einhaltung des von oben
befohlenen Weges an.

Ein Freund machte mich auf einen Beitrag von Christina Fischer im
"Gegenwind", Januar 2019 (Politik und Kultur in Schleswig-Holstein und
Hamburg), aufmerksam, in dem sie über die Eröffnung der Ausstellung
"Motiv Mensch. Sitte und Cremer im Dialog" in Rostock berichtete.

Der Diktaturenforscher Dr. Mrotzek (CDU) verlangte die Schließung
dieser Ausstellung mit der frechen Behauptung, daß die
SED-Mitgliedschaft des Kommunisten Sitte verschwiegen würde. Auch alle
anderen Behauptungen des entrüsteten Eiferers konnten nicht belegt
werden.

Der Malstil Sittes wäre ideologisch fundierter Realismus und damit
suspekt. Cremer und Sitte verbindet darüber hinaus das
antifaschistische Engagement und ihr Bekenntnis zum Sozialismus in der
DDR. Sie waren für die Kulturfunktionäre unbequem und sperrig, aber
wohl auch über ihren Tod hinaus in der neuen Zeit.

Bei dem Gezeter in Rostock wurde ich an 1998 erinnert, als zur
Ausgestaltung des neuen Parlamentssitzes in Berlin der Maler Bernhard
Heisig den Auftrag für Bilder erhielt und nicht Frau Bohley.

Über den Kommentar in einigen Medien habe ich geschmunzelt:
"Offensichtlich kann Heisig malen."

Dr. Gerd Machalett, Siedenbolletin


Wer das Arbeiterjugendzentrum (AJZ) in Bielefeld an der Heeper
Straße kennt, der kennt auch das große Graffito, das auf dem Rolladen
des AJZ zu sehen ist. Über 23 Jahre wurde es nicht übermalt und
erinnert an den 16jährigen kurdischen Jugendlichen Halim Dener, der in
der Nacht vom 30. Juni zum 1. Juli 1994 von einem zivilen
SEK-Polizisten in Hannover beim Plakatieren beobachtet und von hinten
erschossen wurde.

Bielefelds Oberstaatsanwalt Udo Vennewald ließ dem Vorstand des
Jugendzentrums nun einen Strafbefehl in Höhe von 3000 Euro zukommen,
weil das Zentrum der Handlungsanweisung der Bielefelder Polizei nicht
folgte, das Graffito freiwillig zu übermalen. Vennewald erklärt, daß
nach neuster Beschlußlage des Bundesinnenministeriums das Graffito
einen Verstoß gegen das Vereinsgesetz darstelle. Der Erlaß, die
kurdischen Embleme zu verbieten, wurde noch vom Ex-Innenminister
Thomas de Maizière veranlaßt, weil diesem nicht entgangen war, daß aus
einer kleinen kurdischen Bewegung ein Volksaufstand und aus einer
Guerilla eine kurdische Armee gewachsen war.

Halim Deners Tod jährt sich im Juni das 25. Mal. Das Graffito mit
seinem Gesicht ist ein Denkmal geworden in Bielefeld, dafür, daß es
lohnt, sich für ein Morgen einzusetzen, in dem niemand mehr reich wird
durch Kriegswaffenproduktion. Die Bielefelder Polizei behauptet, einen
"Beschuldigten" identifiziert zu haben, der das Graffito gesprüht hat.
Ihre Drohungen sollen nur einschüchtern, denn sie wissen, daß der
Sprayer vor vielen Jahren verstarb. Er hat unter das Porträt von Halim
Dener geschrieben: "Ich hoffe, daß ich nie von Bullen beim Sprühen
erschossen werde!" Er war jung und kam aus Hamburg, und er hieß Eric.

Volker Braun, Oderaue


Wenn es um den Zerfall der Sowjetunion geht, fällt immer der
Name des am 12.6.1991 gewählten Präsidenten der damaligen Teilrepublik
RSFSR, Boris Jelzin. Sicherlich hat Jelzin die Aufspaltung der UdSSR
in Nationalstaaten forciert und durchgesetzt.

Ich denke aber, den Grundstein für den Zerfall hat bereits sein
Vorgänger Michail Gorbatschow gelegt. In der westlichen Welt wurde er
als Reformer gefeiert. Allein diese Tatsache muß schon nachdenklich
machen. Es ist doch so: Wenn mein Feind mich lobt, habe ich etwas
falsch gemacht.

Nach der Auflösung der UdSSR, ohne Proteste aus den westlichen
Ländern, begann der wirtschaftliche Niedergang. Die Sozialsysteme
waren völlig dereguliert. Die Folge war die Verarmung der Bevölkerung.
Im Gegensatz dazu bildete sich eine Gruppe von Oligarchen heraus, die
sich der Wirtschaft und der Ressourcen bemächtigten. Bei dieser
Entwicklung hatten die USA einen enormen Einfluß. Aus Sicht der USA
war (und ist) alles gut, was Rußland schwächt.

Am 31.12.1999 übergab Jelzin die Macht an Wladimir Putin. Unter
Präsident Putin gelang es, den Einfluß der USA zurückzudrängen. Die
Oligarchen wurden politisch entmachtet. Ein neues Sozialsystem wurde
aufgebaut. Die Entschuldung des Landes und die wirtschaftliche
Stabilisierung wurden eingeleitet.

Seit seinem Amtsantritt versucht Präsident Putin ein gemeinsames
Sicherheitssystem mit westlichen Ländern zu errichten. Anfangs sah es
gut aus, Präsident Putin wurde zu den sogenannte G-Treffen eingeladen.
Selbst im Deutschen Bundestag wurde Putin Rederecht gewährt. Aber auf
Druck der USA lehnte die EU alle Vorschläge Putins ab. Die westliche
Welt hat andere Ziele, stehen doch entgegen allen Zusicherungen
NATO-Truppen an der russischen Westgrenze.

Ukraine: Die Ukraine tritt 1989 aus der UdSSR aus. Das ukrainische
Parlament besteht zum großen Teil aus Oligarchen. Diese haben das Land
bereits wirtschaftlich und politisch unter sich aufgeteilt.

Der damalige Präsident Janukowitsch will gleichberechtigten Kontakt zu
Rußland und zur EU. Von der EU erhält Janukowitsch die Aufforderung,
sich unter den Bedingungen der EU mit ihr zu assoziieren. Das war
Erpressung, die Janukowitsch nicht akzeptieren konnte.

Daraufhin findet in Kiew ein lange von der CIA vorbereiteter Putsch
statt. Im Februar 2014 wird Janukowitsch gestürzt. Er flieht nach
Rußland. Allein die Ostukraine (Donezk und Lugansk) ist nicht bereit,
sich einer faschistoiden Kiewer Regierung unterzuordnen. Seitdem führt
Kiew Krieg gegen die Ostukraine. Aus meiner Sicht findet hier ein
Stellvertreterkrieg USA-Rußland statt. Urheber sind die US-Marionetten
in Kiew, nicht Rußland. Die Verträge Minsk I und Minsk II gelten für
Kiew offensichtlich nicht. Es gibt hier wohl eine OSZE-Gruppe, die die
Auseinandersetzung überwachen soll. Was sie dort tut, ist mir unklar.
Vermutlich pro Kiew.

Krim: Nach einer Volksbefragung mit über 97 % Jastimmen trennte sich
die Krim von der Ukraine und verband sich wieder mit Rußland. Die
Mehrheit der Bevölkerung fühlt sich der durch Kiew gebrochenen
Verfassung nicht mehr verpflichtet. Eigentlich ein demokratischer
Vorgang.

Nicht für die NATO-Länder. Hier wird diese Rückführung als Annexion
bezeichnet. In NATOKreisen glaubt man wohl, hieraus ein Recht auf
militärische Intervention ableiten zu können. Das würde die Führung
eines Angriffskrieges gegen Rußland bedeuten.

Selbst US-Präsident Trump äußerte 2018: "Die Krim gehört zu Rußland."
Ich verstehe ja, daß die NATO Probleme hat, ihre Existenzberechtigung
nachzuweisen. Ist den Strategen doch mit der Auflösung des Warschauer
Vertrages der Feind abhanden gekommen. Folgerichtig hätte sich auch
die NATO auflösen können. Aber nein, schnell wurde ein neuer Feind
gefunden. Natürlich im Osten. Namentlich in Person von Präsident
Putin. Rußland will keinen Krieg, warum auch? Ein friedliches
Nebeneinander in Europa und auf der Welt ist ohne Rußland nicht
möglich.

Wilfried Steinfath, Berlin


Zu Dr. Walter Michel: Solidarität im Blauhemd, RF 257, S. 23
 

KONTAKT, das Auslandsmagazin der FDJ, gehörte zur Medienpalette des
Verlages Junge Welt und war Bestandteil der Auslandsinformation der
DDR. 1968 gegründet, erschien es zunächst in Englisch, Französisch und
Spanisch. Herausgeber war der Zentralrat der Freien Deutschen Jugend.
Zielgruppen waren Jugendfunktionäre und junge Leser in
Entwicklungsländern und jungen Nationalstaaten - vor allem in Afrika
und Lateinamerika.

Nach den X. Weltfestspielen der Jugend und Studenten in Berlin 1973
galt es, die während des Weltjugendfestivals intensivierten bzw. neuen
Beziehungen der FDJ zu nationalen und internationalen Jugend- und
Studentenorganisationen mit den Mitteln des Journalismus
weiterzuentwickeln. Das bedeutete: Erweiterung des Umfangs, Erhöhung
der Periodizität, Erhöhung der Auflage, Erweiterung des
Abonnentenkreises und vor allem die Einführung weiterer
Sprachausgaben. So kamen Portugiesisch und Arabisch hinzu.

Vertriebskanäle waren vor allem die des Verlages Zeit im Bild Dresden,
des Leitverlages für die DDR-Auslandsinformation. Aber auch die
DDR-Freundschaftsgesellschaften der Liga für Völkerfreundschaft, das
Soli-Komitee der DDR, die DDR-Botschaften und nicht zuletzt die
Brigaden der Freundschaft nutzten das Magazin für ihre
Öffentlichkeitsarbeit über die DDR und ihre Jugend. RF

 * 



Der im Februar 1998 gegründete "RotFuchs" ist eine von Parteien
unabhängige kommunistisch-sozialistische Zeitschrift.

HERAUSGEBER: "RotFuchs"-Förderverein e. V.
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unter:
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 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2418: Das Auto ist eine Massenvernichtungswaffe


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 9 · September 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Das Auto ist eine Massenvernichtungswaffe
Streitschrift gegen motorisierten Individualverkehr (MIV) und die
Massenvernichtungswaffe Auto

von Angela Klein



Klaus Gietinger:

 Vollbremsung. Warum das Auto keine Zukunft hat

 und wir trotzdem weiterkommen.

 Frankfurt/M.: Westend, 2019. 192 S., 16,50 Euro




Gleich das erste Kapitel belegt mit umfangreichem aktuellem
Zahlenwerk, dass der Begriff Massenvernichtungswaffe nicht nur
polemisch ist. Laut Umwelt- und Prognose-Institut wird sich in zehn
Jahren, wenn der Trend nicht umgekehrt wird, der Bestand an Pkw auf
2,3 Milliarden verdoppelt haben - ebenso die Zahl der Verkehrstoten.
Während in den hochmotorisierten Ländern deren Zahl trotz steigender
Unfallzahlen jedoch rückläufig ist, steigen sie in Asien, Afrika,
Arabien und Lateinamerika, wo die Pkw-Dichte viel geringer ist,
unverdrossen weiter. Zwischen den Jahren 1900 und 2030 werden durch
das Auto dann 70 Millionen Menschen umgekommen sein - mehr als im
Zweiten Weltkrieg.

"Das Auto führt grundsätzlich Krieg gegen die Menschen, die Umwelt und
ein gesundes Klima", lautet Gietingers Kernaussage. Denn zu den
Unfalltoten kommen noch all diejenigen hinzu, die wegen der "dicken
Luft" und der Klimaerwärmung eines vorzeitigen Todes sterben. Der
Verkehrssektor leistet schon heute seinen tödlichen Beitrag zur
Klimaerwärmung. Die Energiewirtschaft ist zwar mit knapp 40 Prozent
immer noch der Hauptemittent von CO2, aber der Verkehrsbereich ist der
einzige, dessen Emissionen zugenommen haben (derzeit 20 Prozent) - und
weiter zunehmen werden. Wenn - ja, nicht wenn das Elektroauto kommt,
sondern wenn der motorisierte Individualverkehr nicht drastisch
zurückgefahren wird.

Ein großes Verdienst des Buches ist, dass es aufzeigt: Der Umstieg auf
das Elektroauto bringt für sich genommen gar nichts, im Gegenteil,
dann droht der Kollaps erst recht: "Der Verkehr wird zum Todfeind
eines gesunden Klimas."

Für diese Behauptung liefert Gietinger zahlreiche Belege:


	für die doppelte Menge an Kraftfahrzeugen gibt es schon bald keinen Brennstoff mehr, schon gar nicht aus erneuerbaren Energien;

	dass das Elektroauto weniger Emissionen produziert als ein Diesel, ist ein Märchen, das sich nur erzählen lässt, wenn bestimmte Aspekte aus der Rechnung ausgeklammert werden:

	etwa die energieintensive Herstellung der Lithium-Ionen-Batterien - deren Energiedichte liegt zudem um ein Vielfaches unterhalb der von Diesel;

	oder die Umwandlung von Primärenergie in Strom - hierbei geht durchschnittlich ein Drittel der Primärenergie verloren, wodurch dann der Wirkungsgrad eines E-Autos nicht viel besser ist als der eines Diesel-Fahrzeugs.



Wer jetzt argumentiert, der Strom für die Elektroautos müsse doch
selbstverständlich aus erneuerbaren Energien kommen, übersieht
einfach, dass die Erneuerbaren, die derzeit produziert werden, immer
noch nicht vollständig die Atomkraftwerke ersetzen. Strom aus Gas,
Braun- und Steinkohle machte 1990 etwa 70 Prozent der gesamten
Stromerzeugung aus, dieser Anteil ist bis heute nur leicht gesunken.
Auch er muss erst einmal durch Erneuerbare ersetzt werden, bevor man
daran gehen kann, auch das Erdöl, das von den Autos verbrannt wird,
durch Erneuerbare zu ersetzen. Und auch der Ausbau der Erneuerbaren
ist endlich im Verbrauch von Fläche und Naturraum, den wir mit den
Tieren teilen. Strom kommt halt nicht aus der Steckdose.

Gietinger kommt zum Ergebnis: "Bei den Kleinwagen - Rucksack und
Fahren zusammengenommen sowie beim derzeitigen Strommix - ist der
Diesel knapp schlechter als der Elektro-Pkw... In der oberen
Mittelklasse ist der Diesel sogar 11 Prozent besser" (dabei stützt er
sich auf Zahlen aus dem Bundesumweltministerium für 2019).

Hinzu kommt der Effekt (und auf diesen hofft die Autoindustrie, um aus
ihrer Sackgasse herauszukommen), dass das E-Auto wegen seiner
geringeren Reichweite das Auto mit Verbrennungsmotor nicht ersetzt,
sondern ergänzt. Das heißt: Die Autoflotte wächst nochmal exponentiell
(siehe oben). Mit Erneuerbaren ist das nicht zu schaffen. Das weiß
auch VW-Chef Herbert Diess, der prognostiziert deshalb ein Revival der
Atomenergie.

Eine grüne Verkehrswende sieht anders aus.

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 9, 34. Jg., September 2019, S. 13

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FAKTEN





FORSCHUNG/153: Social-Media-Stress kann zu Social-Media-Sucht führen (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 10.09.2019

Social-Media-Stress kann zu Social-Media-Sucht führen



Soziale Medien wie Facebook und Instagram können sogenannten Technostress
auslösen. Anstatt jedoch die Plattform weniger oder gar nicht mehr zu
nutzen, wechseln manche Menschen lediglich von einer Funktion zu einer
anderen. Sie entziehen sich also den Ursachen des Stresses, ohne das
Medium zu verlassen, auf dem er entstanden ist. Das haben
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Lancaster University, der
Universität Bamberg sowie der Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg (FAU) herausgefunden und im Information Systems Journal
veröffentlicht*.

Die Forschungsgruppe untersuchten die Gewohnheiten von 444 Facebook-Nutzern
und -Nutzerinnen. Sobald Aktivitäten wie Chatten, Scannen von
Nachrichten-Feeds und Veröffentlichen von Updates zu Stress führten,
wechselte ein Teil zu einer anderen Aktivität innerhalb des Netzwerks.
Dieses Verhalten erhöht wiederum die Wahrscheinlichkeit, dass die Nutzer
eine "Technologiesucht" entwickeln, da die verschiedenen Features der
Plattform über längere Zeit verwendet werden. Die Nutzerinnen und Nutzer
suchen also Ablenkung innerhalb des sozialen Netzwerks als
Bewältigungsmechanismus für Stress, der durch eben dieses ausgelöst wurde
anstatt die Tätigkeit zu beenden und sich anderweitig zu beschäftigen.

"Auch wenn dies der Intuition widersprechen mag, bleiben
Social-Media-Nutzerinnen und -Nutzer weiterhin auf denselben Plattformen,
die sie belasten, anstatt sie zu verlassen, was die Grenze zwischen der
stressverursachenden Nutzung und der zwanghaften Nutzung verschwimmen
lässt", erklärt Mitautorin Monideepa Tarafdar, Professorin für
Informationssysteme und Co-Direktorin des Zentrums für technologische
Zukunftsforschung an der Lancaster University Management School.

Wirtschaftsinformatiker Dr. Christian Maier von der Universität Bamberg,
der die Daten der Facebook-Nutzer und -Nutzerinnen zusammen mit Prof. Dr.
Sven Laumer, Schöller-Stiftungslehrstuhl für Wirtschaftsinformatik,
insbesondere Digitalisierung in Wirtschaft und Gesellschaft, der FAU,
sammelte, führt aus: "Da soziale Netzwerke eine so große Bandbreite an
Funktionen bieten, können sie für Nutzerinnen und Nutzer sowohl
Stressfaktor als auch Ablenkung darstellen. Selbst wenn diese Personen von
sozialen Medien gestresst sind, verwenden sie die gleichen Plattformen, um
diesen Stress zu bewältigen. Sie verlagern ihre Aktivitäten innerhalb der
Netzwerke und bauen letztendlich ein zwanghaftes und übermäßiges Verhalten
auf. Infolgedessen vertiefen sie sich noch stärker in die Plattform
anstatt sich von ihr zu lösen und geraten so in eine Abhängigkeit."

Das Forschungsteam untersuchte verschiedene Formen von Technostress, die
durch soziale Medien hervorgerufen werden. So hatten Nutzerinnen und
Nutzer das Gefühl, dass die Netzwerke in ihr persönliches Leben
eindringen, sie ihre Nutzung an die ihrer Freunde anpassen, sie
übermäßigen sozialen Erwartungen und einer Flut an Informationen
ausgesetzt sind und mit ständigen Änderungen und Aktualisierungen
konfrontiert werden.

Es zeigte sich: Die Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer begegnen
Technostress durch soziale Medien auf zwei unterschiedliche Weisen. Der
naheliegende Weg: auf Aktivitäten außerhalb sozialer Medien ausweichen.
Dieser Personenkreis klinkte sich aus der Plattform aus, sprach mit
anderen oder der Familie über ihre Probleme und verbrachten weniger Zeit
im Netzwerk. Der andere Weg bestand hingegen darin, innerhalb der sozialen
Plattform andere Angebote zu nutzen und so möglicherweise abhängig zu
werden. Dieses Verhalten zeigten vor allem diejenigen Teilnehmerinnen und
Teilnehmer, die die Plattform regelmäßiger nutzten.

"Wir haben festgestellt, dass die Personen, die intensivere
Social-Media-Nutzer sind, eher zu einem anderen Angebot auf der Plattform
wechselten, um dem Stress zu entgehen und daher eher innerhalb des
Netzwerks blieben anstatt sich auszuklinken. Je stärker jemand soziale
Medien nutzt, desto höher ist die Wahrscheinlichkeit, dass er sie auch zur
Ablenkung bei Stress einsetzt und auf diese Weise vielleicht eine
Abhängigkeit von der Plattform entwickelt", sagt Prof. Sven Laumer und
fügt hinzu: "Benutzerinnen und Benutzer gehen zu verschiedenen Bereichen
der Plattform, die sie als getrennt betrachten und die sie auf
unterschiedliche Weise nutzen. Bei Facebook gibt es ganz unterschiedliche
Funktionen und Angebote - und alles auf derselben Plattform. Die
Möglichkeiten reichen vom Chatten über das Posten von Bildern bis hin zu
Online-Spielen."

Prof. Monideepa Tarafdar ergänzt: "Die Idee, dasselbe Umfeld, das den
Stress verursacht, als Mittel zur Bewältigung dieses Stresses zu
verwenden, ist neu. Es ist ein interessantes Phänomen, das für
Technostress, der durch soziale Medien hervorgerufen wird,
charakteristisch zu sein scheint."


(*) https://doi.org/10.1111/isj.12253

- Originalpublikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 10.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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PREIS/2250: First Steps Award 2019 für zwei BR-Koproduktionen (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 10. September 2019

First Steps Award 2019

Freude über zwei Auszeichnungen für BR-Koproduktionen



Bei der Verleihung des deutschen Filmnachwuchspreises First Steps am
Montag, 9. September 2019, in Berlin sind zwei BR-Koproduktionen
ausgezeichnet worden: "Out of Place" von Regisseurin Friederike
Güssefeld erhielt den Preis in der Kategorie Dokumentarfilm und "Hörst
du, Mutter?" von Regisseur Tuna Kaptan in der Kategorie Kurz- und
Animationsfilm.

Kevin, Dominik und David leben inmitten von idyllischen Hu und Wäldern
im rumänischen Siebenbu. Sie sind drei von hunderten Jugendlichen, die
in sogenannten "Auslandspädagogischen Maßnahmen" untergebracht wurden.
In Deutschland galten sie als schwer erziehbar, nun leben sie fast
gänzlich isoliert von ihrem urspruchen Umfeld, arbeiten auf den
Feldern und Höfen der heimischen Bauernfamilien und werden dabei von
deutschen Pädagogen mit einem rigiden Punktesystem begleitet. Die
Gleichförmigkeit des Alltags soll sie auf ein normales Leben in
Deutschland vorbereiten. Doch fure Sehnsucht nach persönlicher
Freiheit, nach Nähe und nach einer Familie hat dieses System keinen
Platz. Und so suchen sich Kevin, Dominik und David ihre eigenen Wege,
um in dieser entwurzelten Situation irgendwie bestehen zu können.

Regie und Buch: Friederike Güssefeld

Redaktion: Natalie Lambsdorff (BR), Carlos Gerstenhauer (BR)

Produktion: Horse&Fruits Filmproduktion (Produzenten: Florian Brüning,
Alireza Golafshan, Thomas Herberthin) in Koproduktion mit BR und in
Zusammenarbeit mit HFF München, gefördert von FFF Bayern


Bester Kurzfilm: "Hörst du, Mutter?"

Eine kurdische Frau (Sebiha Bozan) wird zu sechs Jahren Hausarrest mit
einer elektronischen Fußfessel verurteilt. Die Anklage: Unterstützung
terroristischer Aktivitäten. Durch ihren Garten in einem türkischen
Dorf verläuft ab sofort eine unsichtbare Grenze, die sie immer wieder
überschreitet. Ihr älterer Sohn (Aziz Çapkurt) wird unfreiwillig zu
ihrem Gefängniswärter und soll handeln. Er ist hin- und hergerissen.
Wie weit ist er bereit zu gehen, um seine Mutter vor weiteren Strafen
zu beschützen?

Regie und Drehbuch: Tuna Kaptan

Darsteller: Aziz Çapkurt, Sebiha Bozan, Bülent Keser, Adnan Devran

Redaktion: Claudia Gladziejewski (BR)

Produktion: Donaukapitän (Produzent: Tuna Kaptan) in Koproduktion mit
BR und in Zusammenarbeit mit HFF München, gefördert von FFF Bayern


Der BR fördert den Filmnachwuchs

Nachwuchsförderung hat beim Bayerischen Rundfunk eine lange Tradition.
Der Programmbereich Spiel-Film-Serie beteiligt sich mit einer eigenen
Debüt-Redaktion seit vielen Jahren an Nachwuchs- und Hochschul-Filmen.
Zehnmal im Jahr zeigt das BR Fernsehen Kurzfilmnächte zu einem
bestimmten Thema und bietet damit jungen Talenten eine öffentliche
Plattform.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10. September 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts
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DOKUMENTATION/1671: ARD-alpha - Fünf Ärzte in Burghausen 1957, 13.9.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 11. September 2019

alpha-retro

Fünf Ärzte in Burghausen 1957

Freitag, 13. September 2019, 20.15 Uhr, in ARD-alpha



Gerhard Ledebur porträtiert in dem Film aus dem Jahr 1957 fünf
Burghausener Ärzte. Wie lebten diese Männer damals in dieser kleinen
Stadt, im kleinen Kreis? Der Film zeigt auch wunderschöne Bilder von
der damaligen Stadt Burghausen, ihrer Burg und den Auenlandschaften am
Fluss: "alpha-retro", Freitag, 13. September 2019, 20.15 Uhr, in
ARD-alpha.

Der Film ist auch die Premiere miere für "alpha-retro" auf dem neuen
Sendeplatz: Im Rahmen der Schemaanpassung von ARD-alpha ab 9.
September wird das Format "alpha-retro", das historische Filmschätze
aus den Archiven der ARD präsentiert, um eine halbe Stunde verlängert
und erhält einen neuen Sendeplatz am Freitagabend um 20.15 Uhr.

Einer der Protagonisten des Films ist Internist in Burghausen: Er lebt
in der Innenstadt, ist verheiratet und hat drei Kinder. Zeittypisch
der Kommentar dazu: "Es ist ein Elternhaus, wie man es Kindern
wünscht. Der Vater ist zu festen Stunden daheim, die Mutter immer, ein
Mädchen nimmt ihr die gröbste Arbeit ab." Im damals neu gebauten
Burghausener Krankenhaus ist er Chefarzt der Inneren Abteilung, und
beim Gang durch die Labore und die Röntgenstation wird das hohe Lied
der modernen Medizin gesungen, die damals noch nicht als
Apparatemedizin verschrien war.

In der Dokumentation erfährt man auch einiges über das Arbeits- und
Familienleben der vier anderen Mediziner: so ist einer von ihnen
praktischer Arzt auf der Burg. 20 Jahre nach dem Examen hatte er sich
endlich selbständig machen können. Mit einem schon damals alten
VW-Käfer mit Brezelfenster fährt er seitdem zur Visite aufs Land. In
seiner Freizeit "begnügt sich der stille anspruchslose Mann...mit
guter Lektüre und der Hoffnung auf eine künftige Plattensammlung".

Die fünf porträtierten Ärzte treffen bei einer feierlichen
Veranstaltung zusammen. Mitten in der Veranstaltung wird der
Gynäkologe zu einer schwierigen Geburt abberufen. Seine Arbeit ist
erfolgreich und so endet der Film mit den Worten: "Da denn das Kind
geboren ist und alles wohlauf, nehmen die Dinge wie gewohnt ihren
Fortgang." Dies gilt auch für das Leben der porträtierten Ärzte,
diesem "nüchternen Leben zwischen Geschichte und Gegenwart, zwischen
Geist und Geld, zwischen Muße und Medizin, diesem Leben im kleinen
Kreis".


Ab 9. September: ARD-alpha passt sein Programmschema an

Wissen und Forschung, Aktuelles und Erstaunliches zu
unterschiedlichsten Themen - kompetent und interessant aufbereitet,
gut verständlich und ambitioniert: All das bietet ARD-alpha, 24
Stunden am Tag, sieben Tage die Woche. Als Wissens- und Bildungsforum
ist ARD-alpha im deutschsprachigen Raum einzigartig. Mit einer
Optimierung seines Sendeschemas schärft ARD-alpha dieses Profil und
bietet ab Montag, 9. September 2019 mehr Geschichte, mehr
Archivschätze und eine neue Wissensleiste am Abend.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 11. September 2019
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DOKUMENTATION/1670: WDR - "Unser Land in den 90ern". 1995, Liebe und andere Katastrophen, 13.9.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. September
2019

"Unser Land in den 90ern"

Liebe und andere Katastrophen - 1995

Ein Film von Ulrike Brincker

Freitag, 13.09.2019, 20.15 - 21.00 Uhr | WDR Fernsehen



1995 war das Jahr der Liebe in unserem Land. Für ein Paar war es die
große Liebe. Eher eine Hass-Liebe war es wohl für die Koalition von
SPD und Grünen. Und die "Verbotene Liebe" kam jetzt im Ersten - von
Montag bis Freitag als Daily Soap. Die Fans von Borussia Dortmund
konnten die große Liebe zu Ihrem Verein endlich wieder feiern, denn
nach 32 Jahren wurde der BVB wieder Deutscher Meister.

Keine Spur von Liebe im Landtagswahlkampf in Nordrhein-Westfalen! Alle
Parteien prügelten aufeinander ein. Was niemand für möglich gehalten
hatte: Bei den Landtagswahlen im Mai verlor die SPD ihre absolute
Mehrheit. Ein Partner musste her, und das waren dann ausgerechnet die
Grünen. Bei den Koalitionsverhandlungen wurde über Wochen bis zur
Erschöpfung gefeilscht und gestritten. "Eigentlich haben die uns nicht
mal das Schwarze unter dem Fingernagel gegönnt, sondern für alles
musste man ganz hart kämpfen", so Bärbel Höhn von den Grünen. Das Jahr
1995 stellte ihr Leben auf den Kopf. Und die erste rot-grüne Koalition
war das Vorbild für viele weitere.


Die Hochzeit des Jahres

Haben Sie es getan? Ja, nein, vielleicht? Die Hochzeit von Michael
Schumacher und Corinna Betsch war eines der am besten gehüteten
Geheimnisse im Sommer 1995. Am Ende fand die kirchliche Trauung auf
dem gut abgeschirmten Petersberg statt. Die Fans mussten draußen
bleiben.

Für alle Fragen rund um die Dinge des Lebens und natürlich über die
Liebe lieh Jürgen Domian den Zuhörern auf der neu gegründeten
Jugendwelle 1Live im WDR Hörfunk und im Fernsehen nachts sein Ohr. Es
wurden 25.000 Gespräche in 21 Jahren.


Liebe in Schwarz-Gelb

32 Jahre brauchte Borussia Dortmund, um endlich mal wieder Deutscher
Meister zu werden. 43.000 Fans im Westfalenstadion, 50.000 auf dem
Dortmunder Friedensplatz vor der Großleinwand und ungezählte in den
Kneipen oder zuhause. So sieht die wahre Liebe aus.

Christian Wunderlich alias Frauenschwarm "Frank" aus der "Verbotenen
Liebe" führt als Erzähler durch ein Jahr voller Liebe und anderer
Abenteuer.


Die einzelnen Folgen und Sendedaten im WDR Fernsehen im
Überblick: 

09.08.2019 - Wir sind Weltmeister - 1990 (Hugo Egon Balder)

16.08.2019 - Hollywood in NRW - 1991 (Michael Kessler)

23.08.2019 - Das Land bebt - 1992 (Reinhold Beckmann)

30.08.2019 - Am Limit - 1993 (Esther Schweins)

06.09.2019 - Auf dem Gipfel - 1994 (Thorsten Schorn)

13.09.2019 - Liebe und andere Katastrophen - 1995 (Christian
Wunderlich)

20.09.2019 - Zwischen Triumph und Trauer - 1996 (Manes
Meckenstock)

27.09.2019 - Griff nach den Sternen - 1997 (Sabine Heinrich)

04.10.2019 - Mit Nussecken zum ESC - 1998 (Mariele Millowitsch)

11.10.2019 - Countdown ins neue Jahrtausend - 1999 (Cordula Stratmann)

Die Themenseite zur Reihe "Unser Land in den 90ern" 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/08/20190809_uebersicht_unser_land_in_den_90ern.html

Nach Ausstrahlung jederzeit in der WDR-Mediathek

https://www1.wdr.de/mediathek/video/index.html

 * 
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FEATURE/1311: Deutschlandfunk - Die 13. Fee oder Was Mon Chéri meiner Mutter wirklich bedeutet, 13.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die 13. Fee Oder: Was Mon Chéri meiner Mutter wirklich bedeutet

Ein Radiostück von Hofmann&Lindholm

Deutschlandfunk/WDR/NDR 2019

Das Feature

Freitag, 13. September 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



Wir lieben unsere Eltern. Hinter verschlossenen Türen ebenso wie in
der Öffentlichkeit. Wir können nichts Schlechtes über unsere Väter und
Mütter sagen. Sie haben viel geleistet und es bestimmt nicht immer
leicht gehabt. Eltern geben stets ihr Bestes und wir danken ihnen
dafür. Wer etwas anderes sagt, ist ein unerwünschter Nestbeschmutzer.
Diesen Nestbeschmutzern schenkt das Künstlerkollektiv Hofmann&Lindholm
in seiner neuesten Produktion volle Aufmerksamkeit. Dabei kommen
Kinder zwischen 18 und 80 Jahren zu Wort, die versuchen, mit dem
höchst wirksamen Tabu bedingungsloser Liebe zu brechen und die
Loyalität gegenüber ihren Eltern für einen Moment aufzukündigen. Die
sich im Schutz der Anonymität Raum für Rachefantasien nehmen, in die
Rolle der 13. Fee schlüpfen oder sich fragen, wo sie ihre Eltern
aussetzen würden, wenn die Geschichte "Hänsel und Gretel" hieße.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 3. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TALK/1672: Deutschlandfunk Kultur - Die EU und die Machtfrage, 13.9.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Die EU und die Machtfrage

Die Welt wartet nicht auf Europa

Aufzeichnung der öffentlichen Diskussionsveranstaltung in
Zusammenarbeit mit der Europäischen Akademie Berlin

Wortwechsel

Freitag, 13. September 2019, 18.05 - 19.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Europa wird eine treibende Kraft für Multilateralismus und eine
regelbasierte Weltordnung bleiben, heißt es in der neuen strategischen
Agenda 2019-2024 der Europäischen Union. Dazu gehört - so steht es
geschrieben - dass die EU global selbstbewusster und wirksamer ihre
Interessen vertritt. Wirtschaftlich. Politisch. In Sicherheitsfragen.
Vor allem gegenüber den Großmächten USA, Russland, China. Das
allerdings ist nur vorstellbar aus einer Position größerer
Geschlossenheit der EU-Länder heraus. Abgesehen davon, dass es darum
bekanntlich nicht immer zum Besten steht - es stellt sich damit auch
die Machtfrage. Muss, kann und soll die EU weltmachtfähig sein? Und
was bedeutet das konkret?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 3. September 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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KURSUS/1944: Unna - "Daten sichern in der Cloud verschlüsseln" am 18.9.2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Daten sichern in der Cloud verschlüsseln



Kreisstadt Unna. Die Grundlagenschulung der VHS zum Thema "Daten
sicher verschlüsseln in der Cloud" findet am Mittwoch, 18. September
2019 in der Zeit von 18 bis 20.15 Uhr im Raum 006 im Zentrum für
Information und Bildung (zib) statt. Die Absicherung und
Verschlüsselung sensibler Daten wird im Zeitalter von Big Data immer
wichtiger. Besonders im Internet und vor allem bei Cloud-Diensten ist
dieses sogar schon ein "Muss". Die VHS-Veranstaltung stellt Tools und
Techniken für das Betriebssystem Windows vor, um Daten in der Cloud
vor Fremdzugriffen richtig abzusichern.

Die Veranstaltung hat die Kursnummer 192-4304 und die Gebühr beträgt 8
Euro. Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter Tel.:
02303/103-713 oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de
kann die Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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INNERE/1409: Erkrankungen der Hirnanhangdrüse - Entzündung oder hormonproduzierender Tumor? (idw)


Arbeitsgemeinschaft der Wissenschaftlichen Medizinischen Fachgesellschaften e.V., Medizin - Kommunikation, 09.09.2019

DGE-Hormonwoche: Erkrankungen der Hirnanhangdrüse - Entzündung oder hormonproduzierender Tumor?



Die Hirnanhangdrüse (Hypophyse) steuert viele hormonelle Funktionen im
Körper. Erkrankt sie, etwa aufgrund von Tumoren oder Entzündungen, so
kommt es zu einer Raumforderung, die durch lokale Kompression Symptome wie
Kopfschmerzen und Sehstörungen hervorrufen kann. Häufigere Folge der
Erkrankung sind jedoch hormonelle Veränderungen. Wie wichtig eine
Differentialdiagnose zwischen Tumor und Entzündungsreaktion ist, die beide
ähnliche Symptome auslösen, erklären Experten auf der Pressekonferenz der
Deutschen Gesellschaft für Endokrinologie (DGE) am 12. September 2019 in
Berlin anlässlich der 4. Deutschen Hormonwoche.

Tumoren der Hirnanhangdrüse mit aggressivem Wachstumsverhalten oder
Entzündungen der Hirnanhangsdrüse sind sehr selten. Deshalb müssen sich
behandelnde Ärzte bei Diagnose und Therapie aufgrund der eingeschränkten
Studienlage auch auf Erkenntnisse aus Fallsammlungen stützen. Patienten
profitieren zudem, wenn sich Behandelnde seltener Erkrankungen
untereinander zum fachlichen Austausch vernetzen.


Die Hirnanhangdrüse hat die Größe einer Kirsche und liegt auf Nasenhöhe
mitten im Kopf in einer knöchernen Aushöhlung an der Schädelbasis. Sie
besteht aus zwei Lappen, die sich von ihrer Funktion her unterscheiden.
Der Hypophysenvorderlappen ist kein Teil des Gehirns, sondern eine
typische Hormondrüse, die über die Freisetzung von Hormonen die Funktionen
von Wachstum, Keimdrüsen, Schilddrüse, Nebennieren und Brustdrüse steuert.
Der Hypophysenhinterlappen besteht aus Nervenzellfortsätzen, in denen
Hormone beispielsweise zur Regulation des Wasserhaushaltes gespeichert
werden. "Verschiedene Erkrankungen können die Hormonbildung in der
Hirnanhangdrüse stören, sodass diese zu viele Hormone und/oder zu wenige
Hormone produziert", sagt Privatdozent Dr. med. Ulf Elbelt von der
Medizinischen Klinik B, Campus Ruppiner Kliniken an der Medizinischen
Hochschule Brandenburg. Werden durch einen Tumor der Hirnanhangdrüse
umgebende Strukturen geschädigt, so kann dies zu Symptomen wie
Gesichtsfeldeinschränkungen bis hin zur Erblindung und ausgeprägten
Kopfschmerzen führen, werden die gesunden Anteile der Hirnanhangdrüse
durch den Tumor komprimiert, können diese unter Umständen nicht mehr
genügend Hormone bilden. Mit Krankheitslast verbundene Tumoren im Bereich
der Hirnanhangdrüse sind selten. Die Krankheitshäufigkeit liegt bei knapp
unter 100 pro 100.000 Einwohner. In über 80 Prozent handelt es sich bei
den Tumoren um sogenannte Hypophysenadenome. Dies sind überwiegend
hormonproduzierende Tumoren. "Problemtisch ist vor allem, dass
Hypophysenadenome unreguliert und gesteigert Hormone produzieren und
freisetzen können und gleichzeitig einen Mangel für andere Hormone
verursachen können", erklärt Elbelt. Der häufigste Hypophysentumor ist das
(gutartige) Prolaktinom, das bei Frauen zu Milchfluss und Zyklusstörungen
und bei Männern zu Libidoverlust und Erektionsstörungen führen kann.
Mit Ausnahme der Prolaktinome werden Hypophysenadenome häufig durch eine
Operation entfernt. Wenn das nicht möglich ist, kann eine medikamentöse
Behandlung oder mitunter auch eine Strahlentherapie notwendig werden. Bei
der Behandlung aggressiver Hypophysenadenome hat sich eine Behandlung mit
dem Chemotherapeutikum Temozolomid als geeignet herausgestellt.

Eine weitere Erkrankung ist die Entzündung der Hirnanhangdrüse. Sie kann
ähnliche Symptome hervorrufen wie Tumoren. Deshalb rät Elbelt dazu, vor
jeder Operation die Möglichkeit einer Entzündung der Hirnanhangdrüse in
Betracht zu ziehen. Sie ist mit geschätzt einem Neuerkrankungsfall auf
sieben Millionen Einwohner äußerst selten. Die Ursache der primären
Hypophysitis ist eine Abwehrreaktion des Immunsystems
(Autoimmunerkrankung). Sie kann auch infolge anderer Erkrankungen
auftreten. "Auch hier haben wir es mit Raumforderungen zu tun, die
Kopfschmerzen, Sehstörungen, Hormonmangelzustände und insbesondere
Harnflut und damit einhergehend ein starkes Durstgefühl hervorrufen", sagt
der Experte. Für die sichere Abgrenzung von Adenom und Hypophysitis kann
neben bildgebenden Verfahren im Einzelfall auch eine Gewebebiopsie
erforderlich sein. Die Therapie der Hypophysitis besteht im Ersatz der
fehlenden Hormone. Insbesondere bei sehr starken Kopfschmerzen kann
zusätzlich zum Hormonersatz die Gabe von Glukokortikoiden notwendig
werden, die fast immer zu einer deutlichen Besserung der Kopfschmerzen
führen.

Die größte Herausforderung liegt für die Ärzte darin, dass es insgesamt
nur wenige Fälle gibt. Umso wichtiger ist es, auf nationaler Ebene im
Austausch zu sein. "Fallsammlungen sind auf Initiative der
Arbeitsgemeinschaft Hypophyse und Hypophysentumore der DGE erstellt
worden, deren Stellenwert ist sehr hoch", sagt Elbelt. Professor Dr. med.
Matthias M. Weber, Mediensprecher der DGE und Leiter der Endokrinologie
der Universitätsmedizin der Johannes Gutenberg-Universität Mainz ergänzt:
"Wenn Erkrankungen sehr selten sind, ist der individuelle Erfahrungsschatz
eines Arztes natürlich beschränkt. Für das Behandlungsteam sind daher aus
Fallsammlungen abgeleitete Erkenntnisse ausgesprochen hilfreich."

Wie Erkrankungen der Hirnanhangdrüse zu behandeln sind, ist ein Thema der
Pressekonferenz der Deutschen Gesellschaft für Endokrinologie (DGE) am 12.
September 2019 in Berlin. Weitere Themen sind familiäre
Hypercholesterinämie, moderne Diagnostik bei Schilddrüsenknoten und
Diabetesprävention durch unlösliche Ballaststoffe.
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 * 

Endokrinologie ist die Lehre von den Hormonen, dem Stoffwechsel und den
Erkrankungen auf diesem Gebiet. Hormone werden von endokrinen Drüsen, zum
Beispiel Schilddrüse oder Hirnanhangdrüse, aber auch bestimmten Zellen in
Hoden und Eierstöcken, "endokrin" ausgeschüttet, das heißt nach "innen" in
das Blut abgegeben. Im Unterschied dazu geben "exokrine" Drüsen, wie
Speichel- oder Schweißdrüsen, ihre Sekrete nach "außen" ab.


4. Deutsche Hormonwoche vom 14. bis 21. September 2019

https://www.endokrinologie.net/hormonwoche-2019.php

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.endokrinologie.net/hormonwoche-2019.php

http://www.endokrinologie.net

http://www.hormongesteuert.net

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution76
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NEUROLOGIE/1019: Kribbeln an den Händen, Taubheitsgefühle in den Füßen, Schmerzen ... Das verkannte Sjögren Syndrom (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 09.09.2019

Das verkannte Sjögren Syndrom

MHH-Forscher weisen Autoimmunerkrankung als Ursache schwerer Lähmungen
nach



Kribbeln an den Händen, Taubheitsgefühle in den Füßen, Schmerzen - diese
Beschwerden treten auf, wenn die Nerven in Armen und Beinen geschädigt
sind. Ursachen solcher Polyneuropathien sind meist Diabetes oder
Alkoholismus. Sind Nerven betroffen, die Muskeln steuern, treten Lähmungen
an Armen und Beinen auf, die Betroffene langfristig völlig
bewegungsunfähig machen können. Professor Dr. Thomas Skripuletz,
Neuroimmunologe an der Klinik für Neurologie der Medizinischen Hochschule
Hannover (MHH), hat herausgefunden, dass solche schweren Polyneuropathien
oft aber eine ganz andere Ursache haben, als bislang vermutet. Bei jedem
vierten Patienten mit diesem in der Neurologie häufig auftretenden
Krankheitsbild stellten die Ärzte ein sogenanntes Sjögren Syndrom als
Auslöser fest. Die Ergebnisse der Kooperationsarbeit zwischen den
MHH-Kliniken für Neurologie, Immunologie und Rheumatologie und der
Hals-Nasen-Ohrenheilkunde (HNO) sind in der Fachzeitschrift "Frontiers in Immunology"
veröffentlich und steht in der Referenzdatenbank PubMed online zur
Verfügung.

Sjögren Syndrom kann schwere Polyneuropathien auslösen

"Das Sjögren Syndrom ist eine Autoimmunerkrankung, die in erster Linie die
Tränendrüsen in den Augen und die Speicheldrüsen im Mund angreift",
erklärt Professor Dr. Torsten Witte, Rheumatologe an der Klinik für
Immunologie und Rheumatologie und ausgewiesener Experte auf dem Gebiet.
Doch auch Lunge, Nieren und das Nervensystem können betroffen sein.
"Bislang war allerdings nicht bekannt, dass das Sjögren Syndrom schwere
Polyneuropathien auslösen kann", sagt der Rheumatologe. Das Problem:
Patienten mit der üblichen Sjögren-Symptomatik - trockener Mund, trockene
Augen und Durchblutungsstörungen - werden bislang vor allem von
Rheumatologen behandelt, denen das Sjögren Syndrom vertraut ist. Patienten
mit schweren Lähmungen werden dagegen in neurologische Kliniken
eingewiesen, wo das Krankheitsbild Sjögren Syndrom weitgehend unbekannt
ist. "Da vor allem ältere Menschen betroffen sind, sehen viele Ärzte die
Erkrankung einfach als Alterserscheinung", erläutert Dr. Tabea Seeliger,
Assistenzärztin aus der MHH-Klinik für Neurologie und Mitautorin der
Publikation.

44 von 184 Patienten waren betroffen

In der Klinik für Neurologie der MHH ist Professor Skripuletz vor etwa
vier Jahren auf einen möglichen Zusammenhang gestoßen. Seitdem ist der
Test auf das Sjögren Syndrom bei Patienten mit einer Polyneuropathie
Routine. Innerhalb von zweieinhalb Jahren erkannten die Neurologen bei 44
von 184 Patienten die Autoimmunerkrankung als Ursache für die Beschwerden.
Für die Diagnose testen die Mediziner die Tränen- und Speichelproduktion
des Patienten. Zusätzlich muss im Blut ein typischer Antikörper
nachzuweisen sein. "Etwa die Hälfte unserer Patienten hat diesen
klassischen Antikörper jedoch nicht", stellt der Neuroimmunologe fest. Bei
diesen Patienten klärt erst eine nachgewiesene Entzündung der
Speicheldrüsen, ob tatsächlich ein Sjögren Syndrom vorliegt. Die dafür
notwendige Gewebeprobe der Unterlippe entnehmen Ärzte der HNO-Klinik.

Oft kann Fortschreiten der Krankheit verhindert werden

Die Diagnose Neuro-Sjögren bedeutet für Patienten mit schwerer
Polyneuropathie mehr als eine bloße Ursachenforschung. Durch Behandlung
des überreagierenden körpereigenen Abwehrsystems mit immununterdrückenden
Medikamenten konnten die Neurologen bei vielen Patienten ein Fortschreiten
der Erkrankung verhindern und sogar die schweren Behinderungen bessern.
Jetzt arbeiten Professor Skripuletz und sein Team daran, das Sjögren
Syndrom in der Fachwelt bekannter zu machen und niedergelassene Ärzte und
Kliniker zu sensibilisieren.

Außerdem ist weitere Forschungsarbeit geplant. "Das Sjögren Syndrom
verursacht viele Begleitbeschwerden, kann den Hörnerv schädigen,
Konzentrationsstörungen hervorrufen und sogar Schlaganfälle verursachen",
sagt der Mediziner. Projekte in Kooperation mit der HNO-Klinik, dem
Institut für Neuroradiologie, der Klinik für Augenheilkunde und der
Neuropsychologie der MHH sollen diese Zusammenhänge aufklären. In
Zusammenarbeit mit der Klinik für Immunologie und Rheumatologie will
Professor Skripuletz außerdem nach Markern für weitere Antikörper suchen,
die für das Sjögren Syndrom typisch sind.


Die Originalpublikation finden Sie hier:

https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pmc/articles/PMC6637792/

Diese Presseinformation finden Sie auch auf

www.mhh.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121
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DIAGNOSTIK/605: Röteln - Internationale Teststandards für zuverlässige diagnostische Tests unentbehrlich (idw)


Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 09.09.2019

Rötelndiagnostik - PEI engagiert sich im Verbund mit WHO für zuverlässige Teststandards



Weltweit eingesetzte Referenzpräparate (Internationale Standards) sind
unentbehrlich für zuverlässige diagnostische Tests. Eine internationale
Expertengruppe hat den bisher verwendeten Internationalen Standard für die
Diagnostik von Röteln unter die Lupe genommen. Über die Ergebnisse
berichtet The Lancet Infectious Diseases in seiner Online-Ausgabe vom
06.09.2019

Das Paul-Ehrlich-Institut (PEI), Bundesinstitut für Impfstoffe und
biomedizinische Arzneimittel, unterstützt als eines der offiziellen
Kooperationszentren der Weltgesundheitsorganisation (WHO) die WHO seit
vielen Jahren im Bereich der Standardisierung von biologischen
Arzneimitteln und biologischen Tests. Zu den Aktivitäten des PEI gehören
auch die Entwicklung und Bereitstellung weltweit eingesetzter
Referenzpräparate der WHO (Internationale Standards), mit denen
diagnostische Tests geeicht werden können. Nur so ist die Vergleichbarkeit
der Ergebnisse zwischen verschiedenen Tests möglich - eine wichtige
Voraussetzung für die Verlässlichkeit der Testergebnisse, unabhängig vom
gerade verwendeten Test. Aufgrund der technologischen Weiterentwicklungen
von diagnostischen Tests muss kontinuierlich überprüft werden, ob die
WHO-Standards weiterhin als Referenz geeignet sind. Wenn dies nicht mehr der
Fall ist, müssen Fachkreise informiert und bessere Standards entwickelt
werden.

Im Auftrag der WHO und unter Leitung von PD Dr. Micha Nübling, von 2015
bis 2018 für die WHO in Genf tätig und seit 2018 Leiter der Abteilung
Grundsatzfragen des PEI, hat sich eine internationale Expertengruppe mit
den diagnostischen Tests für Röteln befasst.

"Wir müssen kontinuierlich hinterfragen, ob etablierte Ansätze der
biologischen Standardisierung auch für neue diagnostische Entwicklungen
ausreichen, die Eignung der WHO-Referenzpräparate muss bei neuen Tests
immer wieder überprüft und bestätigt werden", erläutert PD Dr. Micha
Nübling.

Die Infektion mit dem Rötelnvirus ist bei Schwangeren ohne ausreichenden
Immunschutz sehr gefürchtet, da das Virus bei dem noch ungeborenen Kind zu
schweren Schädigungen führen kann (Rötelnembryopathie). Der Immunschutz
gegen Röteln beruht auf Antikörpern, die das Immunsystem aufgrund einer
früher durchgemachten Infektion oder einer Impfung entwickelt. Für die
Messung der schützenden Antikörper wurden lange sogenannte
Neutralisationstests eingesetzt, bei denen die Menge der neutralisierenden
Antikörper bestimmt wurde. Diese Testsysteme wurden mit einem
Antikörperstandard der WHO kalibriert. Ein vorhandener Immunschutz wurde
mit einem unteren Grenzwert an neutralisierenden Antikörpern (10 IU/ml)
gleichgesetzt. Jungen Frauen ohne ausreichende Menge neutralisierender
Antikörper, fachlich als schützender Titer bezeichnet, wurde dringend eine
Impfung gegen Röteln empfohlen, um bei einer Schwangerschaft geschützt zu
sein.

Die Neutralisationstests wurden inzwischen von einer Vielzahl weiterer
Testmethoden abgelöst, mit denen alle gegen das Rötelnvirus gerichteten
Antikörper nachgewiesen werden, nicht nur die neutralisierenden
Antikörper. Dies illustriert, dass unterschiedliche Tests jeweils ein
etwas anderes Spektrum der gegen das Virus gerichteten Antikörper erkennen
können, wodurch die "Eichung" der unterschiedlichen Tests mit einem
einzigen Antikörperpräparat nicht mehr so einfach möglich ist:
Unterschiedliche Tests können für ein und dasselbe Serum zu verschiedenen
Ergebnissen führen, was im Einzelfall verheerende Konsequenzen wie
beispielsweise die fälschlicherweise ausgesprochene Empfehlung zum
Schwangerschaftsabbruch haben kann.

Die Expertengruppe erarbeitete aus diesem Grund Empfehlungen sowohl für
den künftig eingeschränkten Einsatz des WHO-Referenzpräparats als auch für
die Interpretation von Ergebnissen für die heutigen Rötelntests. Die
Expertengruppe empfiehlt zudem eine kritische Überprüfung des Grenzwertes
für Immunschutz. Dies wird manchen jungen Frauen mit niedrigen
Antikörperwerten eine möglicherweise unnötige Impfung oder frisch
infizierten Schwangeren ohne vermeintlichen Antikörperschutz einen
Schwangerschaftsabbruch ersparen.

Den Empfehlungen folgte das WHO-Expertenkommittee für biologische
Standardisierung (ECBS, Expert Committee on Biological Standardization).
Das ECBS ist das globale Expertenkommittee der WHO für alle Fragen der
biologischen Standardisierung. Zuletzt gewählter Vorsitzender war Prof.
Dr. Klaus Cichutek, Präsident des PEI.


Originalpublikation:

Kempster SL, Almond N, Dimech W, Grangeot-Keros L, Huzly D, Icenogle J,
Sittana El Mubarak H, Mulders MN, Nübling M (2019): WHO international
standard for anti-rubella: learning from its application. Lancet
Infectious Diseases. 2019 Sep 06; epub ahead of print

DOI: https://doi.org/10.1016/S1473-3099(19)30274-9

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.thelancet.com/journals/laninf/article/PIIS1473-3099(19)30274-9/fulltext 

(Volltext der Publikation, Registrierung erforderlich, keine Kosten)

https:///DE/infos/presse/pressemitteilungen/2019/17-roetelndiagnostik-pei-engagiert-sich-mit-who-fuer-teststandards.html 

(diese Pressemitteilung auf den Internetseiten des PEI)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution430

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Paul-Ehrlich-Institut - Bundesinstitut für Impfstoffe und biomedizinische Arzneimittel - 09.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





STATISTIK/122: 1. Halbjahr 2019 - Arbeitnehmer melden sich seltener krank (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 10. September 2019

1. Halbjahr 2019: Arbeitnehmer melden sich seltener krank

Krankenstandsanalyse DAK-Gesundheit - Männer fehlen häufiger wegen Rückenschmerzen, Frauen wegen psychischer Erkrankungen



Im ersten Halbjahr 2019 meldeten sich Arbeitnehmer in Deutschland
seltener krank als im Vorjahr: Der Krankenstand betrug 4,2 Prozent, so
das Ergebnis einer aktuellen Analyse der DAK-Gesundheit. Das bedeutet
einen leichten Rückgang um 0,1 Prozentpunkte im Vergleich zum ersten
Halbjahr 2018. 65,5 Prozent der Berufstätigen wurden bislang nicht
krankgeschrieben. Den größten Anteil am Krankenstand haben
Muskel-Skelett-Erkrankungen, Erkältungen und psychische Erkrankungen.
Unterschiede gibt es bei den Geschlechtern.

Rückenleiden und andere Muskel-Skelett-Erkrankungen stehen an erster
Stelle der Fehltage-Statistik. Jeder fünfte Fehltag wurde damit
begründet (20,5 Prozent). Bei Männern machen diese Diagnosen einen
größeren Anteil am Krankenstand aus als bei Frauen (22,5 und 18,5
Prozent). Danach folgen Krankheiten des Atmungssystems mit 16,4
Prozent. An dritter Stelle stehen psychische Erkrankungen: Ihr Anteil
am Krankenstand betrug 15,7 Prozent (1. Halbjahr 2018: 15,3 Prozent).
Der Blick auf die Ausfalltage zeigt: Frauen fehlten deutlich häufiger
als Männer mit einer solchen Diagnose im Job (151,9 Fehltage je 100
Versicherte zu 91,8 Fehltage). Betroffenen fielen besonders lange aus:
Im Schnitt waren es 34,4 Tage.

Der Bundesvergleich zeigt: Berufstätige in den östlichen Bundesländern
waren mit einem Krankenstand von 5,5 Prozent häufiger und länger
krankgeschrieben als in Westdeutschland (4,1 Prozent). Während sich im
Osten schon 40,3 Prozent der Arbeitnehmer bis zur Jahresmitte
mindestens einmal krankmeldeten, waren es im Westen nur 33,8 Prozent.


Für die aktuelle Krankenstandsanalyse wertete das Berliner IGES
Institut die Daten von 2,2 Millionen erwerbstätigen DAK-Versicherten
für das erste Halbjahr 2019 aus.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 10. September 2019

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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MELDUNG/457: Kriminelle kapern Versandapothekenregister (Apotheke ADHOC)


APOTHEKE ADHOC - 9. September 2019

Kriminelle kapern Versandapothekenregister



Berlin - Um Verbrauchern beim Online-Kauf von Arzneimitteln Sicherheit
zu geben, gibt es das offizielle Versandapothekenregister. Hier werden
nur Betreiber aufgenommen, die eine Erlaubnis haben. Doch wie der
Branchendienst APOTHEKE ADHOC berichtet, ist es Kriminellen gelungen,
sich in die Liste zu schmuggeln. Die Behörden sind in Erklärungsnot.

Unter der Nummer 1482 wird im offiziellen Register des Deutsche
Institut für Medizinische Dokumentation und Information (DIMDI)
aktuell die Nord-Apotheke in Gießen geführt - mit Adresse,
Telefonnummer, E-Mail, Website und der zuständigen Aufsichtsbehörde.
Der Betrieb hat aber bereits vor mehr als einem Jahr dicht gemacht.

Klickt man auf den registrierten Link, landet man plötzlich auf einer
Website, die ganz offensichtlich illegal ist. Verschreibungspflichtige
Arzneimittel werden genauso angeboten wie Potenzmittel, die gar nicht
zugelassen sind. Informationen über die Betreiber oder Pflichtangaben
sucht man vergeblich.

"Für den Inhalt des Registers sind die Stellen verantwortlich, die
nach Landesrecht für die Apothekenüberwachung zuständig sind", heißt
es auf der Website des DIMDI. Als Aufsichtsbehörde für die
Nord-Apotheke zuständig war das Regierungspräsidium Darmstadt - die
Behörde wäre also auch dafür verantwortlich gewesen, die Apotheke nach
der Schließung beim DIMDI abzumelden. In Darmstadt untersucht man
derzeit noch, warum das in diesem Fall versäumt wurde.

Das DIMDI selbst überwacht nach Aussage einer Sprecherin nicht, ob die
Einträge im Register korrekt sind oder nicht. "Das sind 4000 bis 5000
Einträge, die können wir nicht alle kontrollieren. Da sind wir auf die
Behörden angewiesen", sagte sie auf Nachfrage. Auf Zuruf von außen
würden auch keine Einträge entfernt, der Impuls muss in jedem Fall von
der Behörde kommen.


Den vollständigen Beitrag finden Sie unter: 

www.apotheke-adhoc.de/nachrichten/detail/politik/als-apotheke-getarnt-kriminelle-kapern-versandapothekenregister


APOTHEKE ADHOC ist der unabhängige Nachrichtendienst für den
Apotheken- und Pharmamarkt. Der kostenlose Newsletter kann unter

http://www.apotheke-adhoc.de/newsletter/ abonniert werden.

 * 

Quelle:

APOTHEKE ADHOC

Pressemitteilung vom 9. September 2019

Skalitzer Straße 68, 10997 Berlin

Telefon: +49 - 30 - 80 20 80 560, Fax: +49 - 30 - 80 20 80 569

E-Mail: info@apotheke-adhoc.de

Internet: www.gesundheit-adhoc.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9160: Aus aller Welt - 11.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hongkong-Krise - Deutscher Botschafter in Peking einbestellt

Die chinesische Regierung bezeichnete das Treffen von
Bundesaußenminister Heiko Maas (SPD) mit dem Hongkonger Aktivisten
Joshua Wong als respektlos und als Einmischung in die inneren
Angelegenheiten Chinas. Der Vorfall werde die bilateralen Beziehungen
negativ beeinträchtigen, sagte der chinesische Botschafter Wu Ken am
Mittwoch in Berlin. Aus Protest gegen das Zusammentreffen von Wong
mit Maas sei der deutsche Botschafter in Peking einbestellt worden.

11. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9160: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Razzien in norddeutschen Bundesländern

In Norddeutschland rückten Polizeikräfte am Mittwochmorgen zu einer
Razzia aus. Hintergrund sind Ermittlungen gegen mehrere Personen, die
mutmaßlich illegal größere Geldbeträge ins Ausland verschoben haben
sollen. Es werde zudem geprüft, ob darunter Vergehen im Zusammenhang
mit der Terrorismusfinanzierung sein könnten, teilte eine Sprecherin
der Staatsanwaltschaft in Flensburg mit. Die Einsatzkräfte
durchsuchten 16 Objekte in Schleswig-Holstein, Hamburg und
Mecklenburg-Vorpommern. Zwei Personen wurden festgenommen.

11. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9157: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Explosionen im Zentrum von Kabul

Die afghanische Hauptstadt Kabul ist am frühen Mittwochmorgen von
einer Explosion erschüttert worden. Nach Informationen des Pentagon
in Arlington ereignete sich die Detonation nahe der US-Botschaft im
Stadtzentrum. Botschaftsmitglieder wurden den Abgaben zufolge nicht
verletzt. Die amerikanische Nachrichtenagentur AP berichtete
unterdessen von einem Raketeneinschlag auf dem Botschaftsgelände.
Erst wenige Stunden zuvor war offenbar eine Rakete auf das zwei
Kilometer von der US-Botschaft entfernte afghanische
Verteidigungsministerium abgefeuert worden. Das Geschoß habe kurz
nach Mitternacht eine Wand des Gebäudes getroffen, teilte ein
Sprecher des afghanischen Innenministeriums mit.

11. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9159: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Sondierungsgespräche in Brandenburg

Elf Tage nach der Landtagswahl in Brandenburg werden Vertreter der
SPD heute in Potsdam zu getrennten Sondierungsgesprächen mit ihren
Kollegen der CDU, der Linken und der Grünen zusammentreffen. Nach
Angaben von Ministerpräsident Dietmar Woidke (SPD) wollen die
Parteien am Donnerstag erstmals zu Treffen in Dreierkonstellationen
zusammenkommen. Dabei wollen die Sozialdemokraten die Möglichkeiten
für ein rot-grün-rotes beziehungsweise rot-schwarz-grünes Bündnis
ausloten.

11. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9157: Tragisches und Kurioses - 11.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Autofahrer stirbt nach Zusammenstoß mit Regionalbahn

An einem unbeschrankten Bahnübergang im niedersächsischen Vechta
stieß am Mittwochmorgen eine Regionalbahn mit einem Auto zusammen.
Laut Polizeiangaben hatte der von einem Feldweg kommende Fahrer des
Autos offenbar den herannahenden Personenzug übersehen. Der Wagen
wurde in einen Straßengraben geschleudert und ging in Flammen auf.
Der 46jährige Fahrer erlag noch am Unfallort seinen Verletzungen. Die
rund 30 Fahrgäste in der Bahn und der Lokführer blieben unverletzt.

11. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8242: Aus Forschung und Technik - 11.09.2019 (SB)




MELDUNGEN



Feuer am japanischen Raketenstartkomplex Tanegashima

Der Versorgungsflug des japanischen Raumtransporters "Kounotori8" zur
Internationalen Raumstation ISS mußte am Dienstagabend abgesagt
werden. Wie der Raketenbetreiber Mitsubishi Heavy Industries
mitteilte, war dreieinhalb Stunden vor dem Start der
H-2B-Trägerrakete aus noch unbekannten Gründen ein Feuer auf dem
Weltraumbahnhof Tanegashima im Süden Japans ausgebrochen. Ob der
Nutzlastträger und die Startanlage beschädigt wurden, war zunächst
unklar. "Kounotori8" soll 5,3 Tonnen Nachschub für die Astronauten
zur Orbitalstation bringen. Ein neuer Starttermin steht noch nicht
fest.

11. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8256: Aus aller Welt - 11.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Netanjahu kündigt im Wahlkampf Annektion des Jordantals an

Israels Premierminister Benjamin Netanjahu hat bei einer
Wahlkampfrede am Dienstag in Ramat Gan bei Tel Aviv angekündigt, daß
er bei einem Wahlsieg in einer Woche umgehend das Jordantal
annektieren wird. In dem Gebiet an der Grenze zu Jordanien leben rund
60.000 Palästinenser und etwa 5000 jüdische Siedler. Netanjahu bezog
sich auf sämtliche jüdischen Siedlungen im Jordantal sowie das
nördliche Tote Meer. Städte wie Jericho nahm er von seinen
Annektionsplänen aus. Demnach würden den Palästinensern die etwa zehn
Prozent des Territoriums bleiben, welche entsprechend den Osloer
Friedensverträgen nicht unter israelischer Verwaltung stehen. Von den
1967 durch Israel besetzten Palästinensergebieten entfällt knapp ein
Drittel auf das Jordantal.

Die palästinensische Politikerin Hanan Aschrawi warnte, die Pläne
Netanjahus vernichteten alle Aussichten auf einen Frieden und
bedeuteten bei ihrer Umsetzung das Ende für eine eventuelle
Zwei-Staaten-Lösung. Palästina würde ausradiert. Seitens der
Palästinensischen Autonomiebehörde war von einem geplanten
Kriegsverbrechen die Rede. Der Uno-Sprecher Stephane Dujarric
erklärte am Dienstag, jede Entscheidung Israels, dem Westjordanland
seine Verwaltung, Gesetze und Rechtsprechung aufzuzwingen, werde
international rechtlich nicht anerkannt werden.

11. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8212: Medizin und Gesundheitswesen - 11.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Gewichtszunahme durch Schlafmangel

Wer wenig schläft, trägt ein erhöhtes Risiko auf Übergewicht und
Blutzucker. Gleiches gilt für Schichtarbeiter. Eine Studie der
Universität Uppsala ergab, daß der Körper vermehrt Fett speichert und
Muskelproteine abbaut, wenn die Nacht durchwacht wird. Dabei zeigte
sich, daß bereits eine einzige schlaflose Nacht zu einer Umstellung
des Energiestoffwechsels führte, die auf Dauer eine Gewichtszunahme
und Blutzucker zur Folge haben kann. Frühere Untersuchungen hatten
gezeigt, daß bereits fünf Nächte mit nur vier Stunden Schlaf zur
Gewichtszunahme führen können. 

11. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8244: Kriminalität und Rechtsprechung - 11.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Urheberrecht an Aufnahmen vom Hamburger Blue Port

Zu den sogenannten Cruise Days, einer Zusammenkunft von
Kreuzfahrtschiffen am kommenden Wochenende, wird erneut der Hamburger
Hafen blau ausgeleuchtet. Die als Kunst geltenden Lichtinstallationen
des Projekts Blue Port sind urheberrechtlich geschützt. Private
Aufnahmen davon dürften im Prinzip ohne Genehmigung des Künstlers
Michael Batz bzw. der ihn vertretenden Verwertungsgesellschaft
Bild-Kunst nicht auf Plattformen sozialer Medien hochgeladen werden,
weil diese mit der Veröffentlichung Rechte an den Aufnahmen erwerben.
Inzwischen erklären die Blue-Port-Veranstalter auf ihrer
Internetseite, hinsichtlich der Veröffentlichung von Bildern des
Lichtkunstwerks BLUE PORT HAMBURG habe man zusammen mit Hamburg
Tourismus eine Lösung gefunden, die es erlaube, daß Hobbyfotografen
und -fotografinnen für nicht-kommerzielle Nutzung auch Plattformen
der Social Media verwenden könnten, ohne daß eine Lizenzierung durch
die VG Bild-Kunst erforderlich sei. Das Zugeständnis gilt nicht für
eine kommerzielle Nutzung der Aufnahmen. Diese ist weiterhin mit der
VG Bild-Kunst abzustimmen.

11. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8166: Sprache, Kunst und Medium - 11.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Berlinerin setzt Vorsingen beim Thomaner-Knabenchor durch

In seiner rund 800jährigen Geschichte kann zum ersten Mal ein Mädchen
beim Leipziger Thomanerchor vorsingen. Die Einladung kam allerdings
nicht aus freien Stücken. Zunächst hatte sich die Stadt als Trägerin
des Knabenchors geweigert, die Bewerberin anzuhören. Das Mädchen hatte
daraufhin erfolgreich geklagt.

Das teilte laut MDR Sachsen die Berliner Rechtsanwältin Bräcklein mit,
deren Tochter sich für das Aufnahmeverfahren beworben hatte. Ein
Sprecher der Stadt sagte, man habe damit allerdings keine
grundsätzliche Entscheidung zur Zulassung von Mädchen getroffen. Der
Kantor entscheide, ob diese mitsingen dürfe. Ihre Stimme müsse dem
Klangbild des Knabenchors entsprechen.

11. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8233: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 11.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Israels Luftwaffe bombardiert 15 Objekte im Gazastreifen

Die israelische Luftwaffe hat nach eigenen Angaben in der Nacht auf
Mittwoch im Gazastreifen 15 sogenannte Terrorziele bombardiert, die
bei bisherigen Angriffen verschont worden waren. Dabei handelte es
sich unter anderem um eine Produktionsstätte von Waffen und einen
Tunnel. Aktueller Anlaß der Bombardierungen waren zwei Raketen,
welche Unbekannte im Gazastreifen abgefeuert hatten. Beide Geschosse
wurden von der israelischen Raketenabwehr abgefangen. In der nördlich
der palästinensischen Enklave gelegenen Hafenstadt Aschdod wurde
Raketenalarm ausgelöst. Zu der Zeit hielt Ministerpräsident Netanjahu
in der Nähe von Tel Aviv eine Wahlkampfrede, die er unterbrechen
mußte.

11. September 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8247: Aus Parlament und Gesellschaft - 11.09.2019 (SB)




VOM TAGE



EU-Kommissar soll europäische Lebensweise schützen

Die designierte EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen hat am
Dienstag in Brüssel ihre Vorschläge für die Mitglieder der künftigen
EU-Kommission vorgelegt. Besondere Aufmerksamkeit erlangte der
Vorschlag, den Griechen Margaritis Schinas zum Vizepräsidenten der
Kommission mit Zuständigkeit für den Schutz des "European Way of
Life" (in der offiziellen Übersetzung für Deutschland: "Schützen, was
Europa ausmacht") zu ernennen. Zum Aufgabenbereich des konservativen
Politikers würden Migration, Sicherheit, Arbeitsmarkt und Bildung
gehören. Der Titel des Ressorts steht seit Wochen fest. Aktuell
reagierte darauf unter anderem die Grünen-Fraktionsvorsitzende Ska
Keller mit dem Twitter-Kommentar, es sei erschreckend, daß ein
Fachbereich mit der Bezeichnung "Unsere europäische Lebensweise
schützen" für Migration und Grenzsicherung zuständig sein solle. Sie
hoffe darauf, daß von der Leyen keinen Widerspruch in der
Unterstützung für Flüchtlinge und europäischen Werten sehe. Die
Menschenrechtsorganisation Amnesty International befürchtet, daß die
Verknüpfung von Migration und Sicherheit im Portfolio des Kommissars
für den Schutz unserer europäischen Lebensweise eine beunruhigende
Botschaft aussenden könnte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8216: Tragisches und Kurioses - 11.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Herne bleibt möglicherweise auf Kosten für Kobra-Suche sitzen

Die Stadt Herne bleibt möglicherweise auf den Kosten für die
aufwendige Suche nach einer in einem Mehrfamilienhaus entdeckten Kobra
sitzen. Nach Angaben eines Stadtsprechers sei es derzeit nicht
möglich, dem vermeintlichen Besitzer nachzuweisen, daß es sich um
seine Giftschlange handelt.

Wie WDR1 berichtete, bestreitet der Mann, daß ihm das 1,4 Meter lange
Reptil gehört. Außerdem verweigert er städtischen Mitarbeitern den
Zutritt zu seiner Wohnung. Das ist aber nötig, um nachweisen zu
können, daß es sich um sein Tier handelt. Die Kosten für die Aktion
belaufen sich auf rund 10.000 Euro. 

Um die Schlange zu fangen, wurden vier Häuser evakuiert. Erst nach
fünf Tagen war es Spezialisten gelungen, die gefährliche Schlange, die
sich unter einer Kellertreppe verkrochen hatte, zu finden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8245: Arbeit, Soziales und Familie - 11.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Amnesty unterstützt globale Fridays-for-Future-Kundgebungen

Für die Tage von Freitag, dem 20., bis zum Freitag den 27. September
sind in 115 Ländern Klima-Demonstrationen von Jugendlichen unter dem
Motto "Alles fürs Klima" geplant. Am Schwerpunkttag zu Anfang sollen
allein in Deutschland mehr als 200 Kundgebungen stattfinden. Umwelt-,
Wohlfahrts-, Kultur- und Entwicklungsverbände, Kirchen,
Klimaschutzinitiativen, Vereine und soziale Bewegungen, darunter
Greenpeace, der WWF, Amnesty International, die Caritas, Oxfam, Robin
Wood und Brot für die Welt sowie Unternehmen und Gewerkschaften,
haben auch Erwachsene zur Teilnahme an den
Fridays-for-Future-Veranstaltungen aufgerufen.

Der Generalsekretär der Menschenrechtsorganisation Amnesty
Internationalen, Kumi Naidoo, hat mehr als 30.000 Schulleitungen
weltweit öffentlich aufgerufen, Schülern und Schülerinnen nicht die
Teilnahme am Internationalen Streiktag für mehr Klimaschutz zu
verbieten. Naidoo bezeichnete das Versagen der Regierungen angesichts
des von der Wissenschaft belegten Klimawandels als größte
generationsübergreifende Menschenrechtsverletzung in der Geschichte.
Kinder hätten von Geburt das Menschenrecht auf einen lebenswerten
Planeten, betonte der Südafrikaner. Deswegen seien die global
bevorstehenden Schulstreiks von historischer Bedeutung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8223: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 11.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Klimawandel verändert massiv die Ökosysteme

Schon länger warnen Experten, daß der Klimawandel einen nachhaltigen
Einschnitt für alles Leben auf diesem Planeten bedeutet. Wasser auf
deren Mühlen ist eine Studie von Jonathan Overpeck von der School for
Environment and Sustainability an der University of Michigan und
Mitarbeiter. Nach dieser wird die fortschreitende Erderwärmung im
kommenden Jahrhundert die Ökosysteme in Europa und anderen Erdteilen
massiv verändern. So sollen in den kommenden 100 bis 150 Jahren
enorme Veränderungen in Gebieten wie Europa und den USA die dort
ansässigen Tiere und Pflanzen in Gefahr bringen. Für die Studie
wurden Fossilien und Temperaturdaten der letzten 21.000 Jahre (Ende
der letzten Eiszeit) ausgewertet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8233: Märkte und Finanzen - 11.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Hongkonger Börse bietet Londoner Börse Übernahme an

Der Betreiber der Hongkonger Börse Hong Kong Exchanges and Clearing
Limited (HKEX) hat am Mittwoch der Londoner Börse Londoner Stock
Exchange (LSE) nach deren Angaben ein vorläufiges und unverbindliches
Übernahmeangebot über umgerechnet 35 Milliarden Euro gemacht, zahlbar
in Bar und in Aktien. Die Übernahme würde durch den Wertverlust des
britischen Pfunds wegen des bevorstehenden Brexits für HKEX besonders
günstig ausfallen. Die Hongkonger Börse will mit der Fusion zu einem
weltweit führenden Finanzmarktkonzern aufsteigen und gleichzeitig die
LSE für asiatische Märkte öffnen. Das Übernahmeangebot von HKEX gilt
nur für den Fall, daß die von der LSE angestrebte Übernahme des
Datendienstleisters Refinitiv, der Finanzmarktsparte der
Nachrichtenagentur Reuters, nicht zustande kommt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8246: Aus Forschung und Technik - 11.09.2019 (SB)




VOM TAGE



Bildungswesen weiterhin mit viel Nachholbedarf

War die Pisa-Studie anfangs noch ein Schock, der aufhören ließ, 
scheint inzwischen wieder alles beim Alten zu sein. Eine Studie, die 
das wirtschaftsnahe Institut der deutschen Wirtschaft Köln (IW) 
zusammen mit der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) 
erstellt hatte, kam zu dem Schluß, daß es zwar Fortschritte bei 
Kita-Ausbau und Ganztagsbetreuung gegeben hat. Dem stehen jedoch 
Rückschritte bei der Integration von Schülern mit 
Migrationshintergrund gegenüber.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





MELDUNG/203: Astronomische Gesellschaft gibt Preisträgerinnen und Preisträger 2019 bekannt (idw)


Astronomische Gesellschaft - 10.09.2019

Astronomische Gesellschaft gibt Preisträgerinnen und Preisträger 2019
bekannt



Die Astronomische Gesellschaft freut sich, die Preise für das Jahr 2019
bekannt zu geben, mit denen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit
herausragenden Leistungen in der Astronomie geehrt werden - darunter die
Karl-Schwarzschild-Medaille für Ewine van Dishoeck. Die Preisverleihungen
finden während der Jahrestagung der Astronomischen Gesellschaft vom 16.
bis 20. September 2019 an der Universität Stuttgart statt.

Ewine van Dishoeck, Professorin für Molekulare Astrophysik an der
Universität Leiden, erhält die Karl-Schwarzschild-Medaille 2019 für ihre
Forschungen zur Entstehung von Sternen und Planeten. Mit der höchsten in
Deutschland vergebenen Auszeichnung für astronomische Forschung zeichnet
die Astronomische Gesellschaft eine angesehene internationale
Astrophysikerin für ihre herausragenden wissenschaftlichen Beiträge in der
Submillimeter- und Infrarotastronomie an der Grenze zwischen Astronomie,
Molekularphysik und Chemie aus. Der Fokus ihrer Forschung lag auf dem
Verständnis der Materie zwischen den Sternen: große Gas- und Staubwolken,
die die Geburtsstätten für Sonnensysteme wie unseres sind. Mithilfe von
Beobachtungen hat sie in Theorie und Experiment gezeigt, wie sich Moleküle
in diesen interstellaren Wolken bilden und entwickeln.
Ewine van Dishoeck ist Präsidentin der International Astronomical Union
(IAU), hat viele nationale und internationale wissenschaftspolitische
Funktionen inne und wurde bereits mehrfach für ihre Leistungen
ausgezeichnet.

Die Astronomische Gesellschaft verleiht den Preis für
Instrumenten-Entwicklung für Design, Entwicklung, Konstruktion und
signifikante Erweiterung eines astronomischen Instrumentes, das zu
erheblichen Fortschritten in der astrophysikalischen Forschung geführt
hat. Für die Instrumentierung der Gaia-Mission verleiht die Astronomische
Gesellschaft den Preis zu gleichen Teilen an Erik H¢g (Kopenhagen,
Dänemark), Michael Perryman (Bath, England) und Lennart Lindegren (Lund,
Schweden). Gaia ist eine der erfolgreichsten Weltraummissionen. Die zweite
Datenveröffentlichung im April 2018 führte bereits zu mehr als eintausend
wissenschaftlichen Veröffentlichungen - ein enormer Erfolg, der einen
Vorgeschmack auf die zu erwartenden wissenschaftlichen Leistungen
darstellt. Von einer großen und komplexen Gruppe von Astronominnen und
Astronomen, Ingenieurinnen und Ingenieuren entwickelt, sind die drei
Preisträger besonders hervorzuheben: während Lennart Lindegren
grundlegende Beiträge zur Datenanalyse und Kalibrierung leistete, waren
die beiden anderen Preisträger für die instrumentelle und operative
Entwicklung von Gaia von größter Bedeutung. Erik H¢g gilt als führender
Innovator der modernen Astrometrie im optischen Spektralbereich. Michael
Perryman spielte eine entscheidende Rolle in der organisatorischen
Entwicklung des Projekts und dessen Umsetzung bei der ESA.

Für seine Arbeit auf dem schnell wachsenden Gebiet der Suche nach den
frühesten und entferntesten Quasaren im Universum zeichnet die
Astronomische Gesellschaft Eduardo Bañados (MPIA Heidelberg) mit dem
Ludwig-Biermann-Preis aus. Bereits in seiner Doktorarbeit entwickelte er
eine Methode zur Entdeckung von Quasaren mit hoher Rotverschiebung, mit
der sich die Anzahl der bisher bekannten Quasare mit hoher Rotverschiebung
nahezu verdoppelte. Eine seiner größten Errungenschaften ist die
Entdeckung des entferntesten Quasars mit einer Rotverschiebung, die einem
Alter des Universums von nur 700 Millionen Jahren entspricht. Die
Untersuchung von Quasaren mit hoher Rotverschiebung ist von grundlegender
Bedeutung für das Verständnis der Galaxien- und Strukturbildung im
Universum. Aufgrund ihrer enormen Helligkeit lassen Quasare Rückschlüsse
auf das frühe Universum und auf die Masse ihrer zentralen Schwarzen Löcher
zu. Nach seiner Promotion erhielt Eduardo Bañados ein angesehenes
Stipendium der Carnegie Observatories in Pasadena, Kalifornien, und der
Princeton University in New Jersey, bevor er 2019 an das
Max-Planck-Institut für Astronomie Heidelberg zurückkehrte.

Mit dem Ludwig-Biermann-Preis der Deutschen Astronomischen Gesellschaft
werden herausragende junge Astronominnen und Astronomen ausgezeichnet. Der
Preis besteht aus der Finanzierung eines wissenschaftlichen Aufenthalts an
einer Institution nach Wahl des Empfängers.

Die Astronomische Gesellschaft verleiht den Bruno-H.-Bürgel-Preis 2019 zu
gleichen Teilen an Johannes V. Feitzinger und Dieter B. Herrmann. Das
Leben der Preisträger weist mehrere Parallelen auf: beide haben auf
ähnliche Art über Jahrzehnte als Sternwarten-Direktoren und Professoren
neben ihrer wissenschaftlichen Forschungstätigkeit in hervorragender Weise
neue astronomische Ergebnisse der Öffentlichkeit präsentiert. Ihr
Lebenswerk reflektiert auch Ost-West-Aspekte der Astronomie in Deutschland
im Allgemeinen und in der astronomischen Gesellschaft im Besonderen:
Dieter B. Herrmann prägte die Astronomie als langjähriger Direktor der
Archenhold-Sternwarte und Gründungsdirektor des Zeiss-Großplanetariums
Berlin, als bekannter Moderator einer populärwissenschaftlichen
Fernsehsendung, mit regelmäßigen wissenschaftlichen Beiträgen im Radio
sowie durch zahlreiche populärwissenschaftliche Bücher und Vorträge.
Johannes V. Feitzinger legte als Professor für Astronomie an der
Ruhr-Universität Bochum und langjähriger Direktor der Sternwarte und des
Zeiss Planetariums Bochum den Grundstein für eine sehr publikumsstarke
Öffentlichkeitsarbeit. Er veröffentlichte mehrere Bücher und Artikel über
Astronomie und engagierte sich stets aktiv in der astronomischen Bildung.
Durch sein Engagement prägte er viele nachfolgende Generationen von
Studierenden.

Mit dem Promotionspreis 2019 zeichnet die Astronomischen Gesellschaft
gleich zwei herausragende Nachwuchswissenschaftler zu gleichen Teilen aus:
Tim Lichtenberg (ETH Zürich, heute Oxford) und Oliver Friedrich (LMU
München, heute Cambridge). In seiner fächerübergreifenden Doktorarbeit an
der Schnittstelle zwischen Geophysik und Astronomie beschäftigte sich Tim
Lichtenberg mit mehreren grundlegenden, seit langem ungelösten Problemen
der Planetenbildung. Er stellte eine direkte Verbindung zwischen der
sternbildenden Geburtsumgebung der Planetensysteme und der Zusammensetzung
und langfristigen Entwicklung der sich in ihnen bildenden felsigen
Planeten her. Die Dissertation von Oliver Friedrich dagegen untersuchte
Methoden zur Messung des Strukturwachstums im Universum mit dem
Gravitationslinseneffekt. Er verbesserte Techniken zur Schätzung der
statistischen Unsicherheiten bei Messungen des kosmischen Dichtefeldes und
entwickelte ein theoretisches Modell zur Untersuchung von
Dichteschwankungen im Universum. Dies eröffnete einen neuen Zugang zu den
großräumigen Strukturen des Universums.

Die AG fördert Schülerinnen und Schüler durch einen Sonderpreis Jugend
forscht für die Bundessieger in der Kategorie im Bereich
Geo-/Raumwissenschaften. Beim diesjährigen Wettbewerb gewannen Till Felix
Weismann und Mohamad al Farhan vom Bischöflichen Gymnasium Josephinum in
Hildesheim mit einer Untersuchung der Scutum-Wolke, der hellsten Region in
der Milchstraße. Auf der Grundlage von Sternendaten konnten sie zeigen,
dass es dabei um einen Spiralarm der Milchstraße handelt und dass die
Region nicht durch Dunkelwolken verdeckt wird.


Weitere Informationen:

http://www.astronomische-gesellschaft.de

Website der Tagung:

https://conference.dsi.uni-stuttgart.de/e/ag2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1644
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MELDUNG/202: Jahrestagung der Astronomischen Gesellschaft im September 2019 (idw)


Astronomische Gesellschaft - 10.09.2019

"Mission to the Universe: From Earth to Planets, Stars & Galaxies"

Jahrestagung der Astronomischen Gesellschaft



Die Jahrestagung 2019 der Astronomischen Gesellschaft findet vom 16. bis
20. September 2019 an der Universität Stuttgart statt. Das Programm bietet
eine Vielzahl interessanter wissenschaftlicher Vorträge. Die Themen decken
das gesamte astrophysikalische Spektrum von protoplanetaren Scheiben,
Röntgendoppelsternen, dem Interstellaren Medium bis hin zu
supermassereichen Schwarzen Löchern, der Galaxienentwicklung und
kosmischer Strukturbildung ab, wobei ein besonderer Schwerpunkt auf der
Luft- und Raumfahrtastronomie liegt.

Die Preisverleihungen zeichnen sich durch Vorträge der mit dem Preis für
wissenschaftlichen Software, Instrumentierung, Biermann- und
Promotionspreis Ausgezeichneten aus. Höhepunkt ist die Verleihung der
Karl-Schwarzschild-Medaille, der höchsten astronomischen Auszeichnung
Deutschlands, an Ewine F. van Dishoeck, Professorin für Molekulare
Astrophysik am Observatorium Leiden und Präsidentin der Internationalen
Astronomischen Union. Darüber hinaus werden der ESO-Generaldirektor und
der wissenschaftliche Direktor der ESA Plenarvorträge halten. Der
traditionelle öffentliche Vortrag findet am Donnerstag, 19. September
2019, um 20:00 Uhr im Evangelischen Bildungszentrum Hospitalhof in der
Büchsenstraße 33 in der Stuttgarter Innenstadt statt. Harold Yorke,
Direktor der SOFIA Science Mission Operations, und Yoko Okada von der
Universität zu Köln, werden an dem Abend einen "Blick ins versteckte
Universum - Highlights der fliegenden Sternwarte SOFIA" präsentieren.
Moderiert wird die Veranstaltung von ESA-Astronaut Reinhold Ewald.

Darüber hinaus ist SOFIA, das weltweit einzige fliegende Infrarot-Teleskop
an Bord einer Boeing 747, während der Tagung am Stuttgarter Flughafen zu
Gast und kann von der Besucherterrasse besichtigt werden.

Das Konferenzprogramm wird von der Mitgliederversammlung der AG, der
Sitzung des Rats deutscher Sternwarten, der Doktorandinnen und
Doktoranden, dem Arbeitskreis für Astronomiegeschichte, des 
Bildungsausschuss, der Öffentlichkeitsarbeit sowie des 
AstroFrauen-Netzwerks und einer Lehrerfortbildung abgerundet. Begleitet 
wird die Konferenz außerdem von Veranstaltungen im Stuttgarter 
Planetarium, sowie in der Sternwarte in Welzheim. Darüber hinaus gibt es 
Führungen in Weil der Stadt und Leonberg, der Geburts- bzw. 
Kindheitsstädten des weltbekannten Astronomen und Mathematiker Johannes 
Kepler.

"Wir danken dem Deutschen SOFIA-Institut (DSI) der Universität Stuttgart
für die Ausrichtung der diesjährigen internationalen Tagung der Deutschen
Astronomischen Gesellschaft", sagt Joachim Wambsganss, Präsident der
Astronomischen Gesellschaft. Alfred Krabbe, Direktor des DSI und
Vorsitzender des wissenschaftlichen Organisationskomitees, betont: "Es ist
uns eine große Freude, die Jahrestagung der Astronomischen Gesellschaft in
Stuttgart zu begrüßen. Der Veranstalter, die Universität Stuttgart, gilt
als eines der herausragendsten Forschungszentren und ist auf dem Gebiet
der Wissenschaft und Technologie führend. Dies gilt insbesondere für die
in Stuttgart traditionsreiche Fakultät für Luft- und Raumfahrt. Das
Deutsche SOFIA-Institut ist stolz darauf, eine solche internationale
Tagung zu organisieren."


Weitere Informationen:

http://www.astronomische-gesellschaft.de

Website der Tagung:

https://conference.dsi.uni-stuttgart.de/e/ag2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1644
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/439: Vogelgezwitscher besteht aus kombinierten Lauten (idw)


Universität Zürich - 09.09.2019

Vogelgezwitscher besteht aus kombinierten Lauten



Die Rufe des Rotscheitelsäblers sind - ähnlich wie Wörter in der
menschlichen Sprache - aus kleineren, bedeutungslosen Lauten aufgebaut.
Dies zeigt ein internationales Team unter der Leitung der Universität
Zürich. Die Forschenden analysierten Rufe des australischen Singvogels und
identifizierten Bausteine seines Kommunikationssystems, die je nach
Kombination eine spezifische Bedeutung erzeugen.

Eine der wichtigsten Eigenschaften der menschlichen Sprache ist,
bedeutungslose Laute in Signale - sprich: Wörter - zusammenzusetzen, die
Bedeutung tragen. Ob Tiere diese kombinatorische Fähigkeit ebenfalls
besitzen, war bisher unklar. Grund dafür waren insbesondere methodische
Schwierigkeiten, wie und ob Tierrufe ebenfalls in kleinere, bedeutungslose
Bausteine zerlegt werden können. Wissenschaftler der Universitäten Zürich,
Exeter, Warwick, Macquarie und New South Wales gingen dieser Frage nach
und untersuchten die Rufe des Rotscheitelsäblers (Pomatostomus ruficeps) -
einem Vogel, der im australischen Outback in sozialen Gruppen lebt.

Bedeutungstragende Rufe bestehen aus bedeutungslosen Lauten

Bisherige Studien weisen darauf hin, dass bestimmte Rufe des
Rotscheitelsäblers aus zwei unterschiedlichen Lauten zusammengesetzt sind:
«A» und «B». Je nach Verhalten scheinen die Vögel diese in einer
bestimmten Reihenfolge zu kombinieren. So erzeugten die Singvögel
«AB»-Flugrufe, wenn sie sich fliegend fortbewegten und
«BAB»-Fütterungsrufe, wenn sie den Nachwuchs im Nest mit Nahrung
versorgten. Die Forschenden wandten nun Playback-Experimente an, wie sie
auch bei Menschen zur Unterscheidung von Sprache und Lauten eingesetzt
werden. Mit dieser Methode wird unter anderem untersucht, wie Kleinkinder
Sprachelemente wahrnehmen.

Durch systematisches Vergleichen testeten die Wissenschaftler, welche der
Elemente von den Vögeln als unterschiedliche bzw. als gleiche Laute
wahrgenommen werden. «Wir konnten so bestätigen, dass die Rufe in zwei
wahrnehmbare Laute aufgeteilt werden können, die in unterschiedlichen
Anordnungen über beide Rufe hinweg verwendet werden», erklärt Sabrina
Engesser vom Institut für Vergleichende Sprachwissenschaft der Universität
Zürich. Zudem würde keiner der Laute für die Vögel relevante Information
übermitteln, was bestätige, dass die einzelnen Bausteine an sich
bedeutungslos seien, so die Erstautorin der Studie.

«Diese kombinatorische Fähigkeit erinnert an die Art und Weise, wie wir
Menschen bedeutungsvolle Wörter aus kleineren Silben formen», sagt
Mitautor Andy Russell von der Universität Exeter. Die in der
Fachzeitschrift Proceedings of the National Academy of Sciences
veröffentlichte Studie gibt somit Einblicke, wie sich das hochentwickelte
kombinatorische Lautsystem der menschlichen Sprache in frühen Phasen
entwickelt haben könnte.

Die Evolution der Kommunikation verstehen

Letztautor Simon Townsend, Professor an den Universitäten Zürich und
Warwick, ergänzt: «Es ist das erste Mal, dass Bausteine, die wenn
kombiniert eine Bedeutung erzeugen, in einem nichtmenschlichen
Kommunikationssystem experimental nachgewiesen werden konnten.» Die
kombinierten Elemente und daraus erzeugten Rufe des Rotscheitelsäblers
seien zwar sehr einfach, so Townsend, aber diese würden uns helfen zu
verstehen, wie kombinatorische Fähigkeiten in der menschlichen Sprache
entstanden sein könnten.

Dass Tiere in der Lage sind, Bedeutung durch bedeutungslose Bausteine zu
generieren, könnte gemäss der Studie im Tierreich weiter verbreitet sein
als angenommen. Laut den Autoren bestehen jedoch beträchtliche
Unterschiede zwischen solch rudimentären kombinatorischen Systemen bei
Tieren und der Art, wie Menschen Wörter generieren. Dennoch dürfte die
Suche nach akustisch unterscheidbaren Lauten, die bedeutungsvolle Tierrufe
erzeugen, ein vielversprechender Ansatz sein, um die Elemente
nichtmenschlicher Kommunikationssysteme zu untersuchen.


Originalpublikation:

Sabrina Engesser, Jennifer Holub, Louis O'Neill, Andrew Russell, Simon
Townsend.

Chestnut-crowned babbler calls are composed of meaningless shared
building blocks.

PNAS. September 9, 2019.

DOI: 10.1073/pnas.1819513116
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1627: Stuttgarter Physiker weisen erstmals zweifelsfrei einen Suprafestkörper nach (idw)


Universität Stuttgart - 09.09.2019

Stuttgarter Physiker weisen erstmals zweifelsfrei einen Suprafestkörper
nach



Suprafestkörper (im englischen supersolids) beschreiben einen
Aggregatszustand, den man vereinfacht als fest und flüssig zugleich
beschreiben kann. Um den Nachweis dieser exotischen Quantenmaterie ist in
den vergangenen Jahren ein regelrechter Wettbewerb entbrannt. Einem Team
um Prof. Tilman Pfau und Tim Langen am 5. Physikalischen Institut der
Universität Stuttgart gelang nun erstmals der experimentelle Nachweis,
dass der lange vorhergesagte, suprasolide Zustand der Materie tatsächlich
existiert. Die Forscher beschreiben ihre Ergebnisse im Magazin Nature.

Im Alltag kennt man drei Aggregatszustände von Materie - fest, flüssig und
gasförmig. Kühlt man Materie extrem ab, entstehen auch andere
Aggregatzustände wie Supraflüssigkeiten, in denen sich die Atome
widerstandslos und reibungsfrei bewegen können. Auf atomarer Ebene kommt
dabei die Quantenmechanik ins Spiel: Einzelne Teilchen wie Atome oder
Elektronen können sich überlagern und so beispielsweise unvorhersehbar und
zufällig an zwei verschiedenen Orten auftauchen. Theoretisch ist es aber
auch möglich, dass ganze Aggregatzustände wie etwa fest oder flüssig zu
neuen Aggregatzuständen mit neuen Eigenschaften überlagert werden. Ein
Suprafestkörper ist ein solcher Überlagerungszustand und besteht aus der
kristallinen Struktur eines Festkörpers und einer Supraflüssigkeit. Ein
Teilchen könnte daher nun unvorhersehbar und zufällig Teil des Kristalls
oder der Supraflüssigkeit sein.

Der an der Universität Stuttgart erzeugte Suprafestkörper besteht aus
Dysprosium-Atomen, die sich wie kleine Magnete verhalten. Im Experiment
werden die Atome bis nahe zum absoluten Nullpunkt (-273° Celsius)
abgekühlt. An diesem Punkt spielen zwei Arten der Wechselwirkung zwischen
den Atomen eine Rolle: kommen sich zwei Atome sehr nahe, stoßen sie wie
Billardkugeln zusammen. Gleichzeitig können sie sich aufgrund der
magnetischen Wechselwirkung aber auch über längere Distanzen anziehen oder
abstoßen. Um einen Suprafestkörper zu erzeugen, tarieren die Forscher das
Verhältnis zwischen diesen beiden Kräften so aus, dass sich gleichzeitig
eine kristalline Gitterstruktur und die sogenannte Suprafluidität - ein
reibungsloser Fluss von Atomen - ausbilden. "Die periodische
Kristallbildung konnten wir direkt optisch feststellen und die
quantenmechanische Überlagerung durch Interferenzexperimente testen",
erklären Mingyang Guo und Fabian Böttcher, Postdoktorand und Doktorand am
5. Physikalischen Institut, ihre Messungen.

Nachweis mit Hilfe von Schallwellen

Der endgültige Nachweis, dass es sich bei der im Experiment erzeugten
Materie tatsächlich um einen Suprafestkörper handelt, gelang dem Team
durch die Untersuchung von zwei Arten von Schallwellen, die mit
verschiedenen Schallgeschwindigkeiten durch den Suprafestkörper laufen.
Solche Schallwellen breiten sich in verschiedenen Materialien sehr
unterschiedlich aus - in der Luft ist der Schall zum Beispiel viel
langsamer als im Wasser. Diesen "normalen" Schall gibt es auch im
Suprafestkörper. Weil der Suprafestkörper gleichzeitig fest und flüssig
ist, lässt sich aber auch eine charakteristische zweite Form von
Schallwellen beobachten, bei denen sich der Kristall und die
Supraflüssigkeit jeweils genau entgegengesetzt bewegen. Dadurch entstehen
Schallwellen mit einer sehr geringen Geschwindigkeit, was die Stuttgarter
Forscher im Experiment erstmals beobachten konnten.

Immer wieder sind in den letzten Jahren Beobachtungen eines
Suprafestkörpers gemeldet worden. Dann hat sich aber später
herausgestellt, dass keine zwei Schallarten gemessen wurden. "In diesem
weltweiten Wettrennen ist es uns jetzt zum ersten Mal gelungen, alle drei
Bedingungen für einen suprasoliden Zustand in einem Experiment mit
ultrakalten Dysprosium Atomen zu demonstrieren" freut sich Tilman Pfau.
Die Experimente der Stuttgarter Forscher eröffnen damit erstmals die
Möglichkeit, die exotischen Eigenschaften von Suprafestkörpern detailliert
zu untersuchen.


Originalpublikation:

"The low-energy Goldstone mode in a trapped dipolar supersolid"

Mingyang Guo, Fabian Böttcher, Jens Hertkorn, Jan-Niklas Schmidt, Matthias
Wenzel, Hans Peter Büchler, Tim Langen, Tilman Pfau:

Nature 2019,

Weitere Informationen unter:

https://www.nature.com/articles/s41586-019-1569-5

(Originalpublikation)

https://www.youtube.com/watch?v=Y9BOHXxdsZk&feature=youtu.be

(Video)
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1344: Spintronik - Physiker entdecken neues Material für hocheffiziente Datenverarbeitung (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 09.09.2019

Spintronik: Physiker entdecken neues Material für hocheffiziente
Datenverarbeitung



Ein neues Material könnte dabei helfen, extrem energiesparende
Anwendungen in der Informationstechnologie zu entwickeln. Entdeckt wurde es
von einem internationalen Forschungsteam unter Beteiligung der
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg (MLU). Die Elektronen an der
Grenzfläche des Materials zeigen besondere Eigenschaften, die zu einer
drastisch erhöhten Umwandlungrate eines Spinstroms in einen Ladungsstrom
führen. Diese ist die Grundlage für zukünftige Anwendungen in der
Spintronik. Damit erweist sich das neue Material als effizienter als alle
bisher untersuchten, wie das Team im Fachjournal "Nature Materials"
schreibt.

Durch alle technischen Geräte fließt elektrischer Strom. Dabei entsteht
Wärme, Energie geht verloren. Die Spintronik erforscht unter anderem neue
Konzepte, um dieses Problem zu lösen. Genutzt wird dabei eine spezielle
Eigenschaft von Elektronen: der Spin. Dabei handelt es sich um eine Art
Eigendrehimpuls von Elektronen, der ein magnetisches Moment erzeugt und
Ursache des Magnetismus ist. Die Idee: Fließen anstelle von elektrischen
Ladungen Spinströme durch ein Material, entsteht dabei keine Wärme und es
kommt zu einem deutlich geringeren Energieverlust in den Geräten. "Ganz
ohne elektrischen Strom kommt der Ansatz jedoch nicht aus. Daher ist eine
effiziente Umwandlung zwischen Spin und Ladung erforderlich, um diese
neuartige Technologie zu realisieren", sagt die Physikerin Prof. Dr.
Ingrid Mertig von der MLU. Ihre Arbeitsgruppe ist Teil des internationalen
Forschungsteams, das das neue Material entdeckt hat. Geleitet wurde die
Arbeit vom französischen Physiker Dr. Manuel Bibes, der am renommierten
Centre national de la recherche scientifique (CNRS) - Thales forscht.

Die Gruppe untersuchte die Grenzfläche zwischen zwei Oxiden. "Die beiden
Stoffe sind eigentlich Isolatoren, die nicht leiten. An ihrer Grenzfläche
entsteht aber eine Art zweidimensionales Elektronengas, das sich wie ein
Metall verhält, Ströme leitet und mit einer extrem hohen Effizienz
Ladungsstrom in Spinstrom umwandeln kann", erklärt Mertig. Dr. Annika
Johansson und Börge Göbel aus ihrer Arbeitsgruppe lieferten die
theoretische Erklärung dafür. Das neue Material ist den Forschenden
zufolge deutlich effizienter als alle anderen bisher bekannten
Materialien. Damit könnte es den Weg ebnen für die Entwicklung neuer,
energiesparender Computer.

Die MLU hat eine große Expertise im Bereich der oxidischen Grenzflächen:
Seit 2008 ist hier der Sonderforschungsbereich SFB 762 "Funktionalität
oxidischer Grenzflächen" angesiedelt, der von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) gefördert wird. Der SFB ist Teil des
Forschungsschwerpunkts "Materialwissenschaften - Nanostrukturierte
Materialien" der Universität.

Die Idee für das Projekt entstand bei einem Gastaufenthalt von Manuel
Bibes in Halle im vergangenen Jahr. Bibes ist Träger des Friedrich Wilhelm
Bessel-Forschungspreises der Alexander von Humboldt-Stiftung. Mit dem
Preis werden international anerkannte Wissenschaftler aus dem Ausland für
ihre bisherigen Forschungsleistungen ausgezeichnet. Das Preisgeld können
die Forschenden Forschungsaufenthalte an deutschen Universitäten und
Forschungseinrichtungen nutzen.


Originalpublikation:

Vaz D. et al.

Mapping spin-charge conversion to the band structure in a topological
oxide two-dimensional electron gas.

Nature Materials (2019).

DOI: 10.1038/s41563-019-0467-4
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AKTION/667: Bielefeld - Infos zum Thema "Rechtliche Betreuung" am 17. September 2019


Stadt Bielefeld

Einführung in die rechtliche Betreuung



Bielefeld (bi). Am Dienstag, 17. September, bieten der Aktionskreis
Betreuung und die Volkshochschule eine Infoveranstaltung zum Thema
"Rechtliche Betreuung" an. Referent Marco Schütte vom Betreuungsverein
der Gesellschaft für Sozialarbeit (GfS) informiert über
Voraussetzungen, Zeitaufwand, Aufgaben und Pflichten eines rechtlichen
Betreuers. Die kostenlose Veranstaltung beginnt um 18.15 Uhr in der
Ravensberger Spinnerei, Ravensberger Park 1, Raum 240. Eine Anmeldung
ist nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. September 2019
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KURSUS/618: Arnsberg - "KIDZELN - Kindern Demenz erklären!", 4 Termine vom 20.9.-22.11.2019


Stadt Arnsberg

KIDZELN - Kindern Demenz erklären! - Noch einige Plätze frei!



Arnsberg. Begegnungen der Generationen sind für alle eine
Bereicherung. Dabei kommen Kinder auch mit dem Thema Demenz in Kontakt
- in der Familie, im Freundeskreis oder beim Besuch einer
Altenhilfe-Einrichtung mit der Kindergartengruppe. Oft haben sie
anschließend Fragen zu bestimmten Situationen und Erlebnissen. In der
Multiplikatorenschulung "KIDZELN - Kindern Demenz erklären", zu der
die VHS in Kooperation mit der Fachstelle Zukunft Alter der Stadt
Arnsberg einlädt, werden Ideen zur Gestaltung von
Generationen-Begegnungen vermittelt und die Lehr- und Lernmethoden aus
der KIDZELN-Spielmodulreihe vorgestellt.

Der Kurs läuft freitags jeweils von 9 Uhr bis 16.30 Uhr an folgenden
Tagen: Freitag, 20. September 2019, Freitag, 11. Oktober 2019,
Freitag, 15. November 2019 und Freitag, 22. November 2019 im
Peter-Prinz-Bildungshaus.

Nach Abschluss und Kolloquium der Qualifizierungsreihe verfügen die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer über einen methodisch-didaktischen
Werkzeugkoffer inklusive Materialien auf CD, ein Zertifikat sowie die
Möglichkeit, mit den Projektinitiatorinnen in einem
Multiplikatorennetzwerk zu arbeiten.

Zielgruppe sind Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in der
Kindertagesbetreuung, Kindertagesstätten, Kindergärten,
Familienzentren, Betreuungs- und Pflegekräfte in Senioreneinrichtungen
als auch und bürgerschaftlich Engagierte, die Spaß daran haben, die
Kontakte zwischen Kindern und alten Menschen in der Stadt Arnsberg zu
fördern!


Weitere Infos gibt es auf der Webseite der Fachstelle Zukunft Alter:
https://www.arnsberg.de/zukunft-alter/projekte/kidzeln/kidzeln2019.php

 * 

Quelle:
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ARBEIT/1182: Zahlen zur befristeten Beschäftigung - Ein arbeitsmarktpolitisches Desaster


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. September 2019

Zahlen zur befristeten Beschäftigung: Ein arbeitsmarktpolitisches Desaster



Zu den aktuellen Zahlen des Statistischen Bundesamtes zu befristeten
Beschäftigungen erklärt Beate Müller-Gemmeke, Sprecherin für
ArbeitnehmerInnenrechte und aktive Arbeitsmarktpolitik:

Es ist ein arbeitsmarktpolitisches Desaster, wenn mehr als die Hälfte
aller Menschen in befristeten Jobs höchstes ein Jahr lang beschäftigt
sind. Anderthalb Millionen Menschen betrifft das - und die meisten von
ihnen nehmen befristete Jobs nur an, weil sie keine andere Alternative
haben. Das heißt, sie arbeiten unfreiwillig befristet. Nach
Schätzungen des WSI sind rund die Hälfte aller befristeten
Beschäftigungsverhältnisse sachgrundlos befristet.

Das ist eine unhaltbare Situation und eine eindeutige Fehlentwicklung,
denn Befristungen sind mittlerweile bewährte Praxis in der
Arbeitswelt. Arbeitgeber erschaffen sich damit volle Flexibilität. Für
die Beschäftigten bedeuten befristete Jobs jedoch ein hohes Maß an
Unsicherheit und verhindern eine gute Lebensplanung.

Der Bundesregierung ist das bewusst, doch sie handelt nicht. Im
Koalitionsvertrag hieß es noch: "Sachgrundlose Befristungen werden
wieder zur Ausnahme, das unbefristete Arbeitsverhältnis soll wieder
zur Regel werden in Deutschland." Dieser vollmundigen Ankündigung
müssen endlich Taten folgen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. September 2019
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Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2175: Afghanistan - Frieden nicht in Sicht


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. September 2019

Afghanistan: Frieden nicht in Sicht



Zur Lage in Afghanistan erklärt Omid Nouripour, Sprecher für
Außenpolitik:

Das abrupte Ende der Gespräche der USA mit den Taliban ist die Folge
einer verheerenden Verhandlungsstrategie. Afghanistan ist damit
derzeit weiter von einer Friedenslösung entfernt als vor den
Verhandlungen.

Der dringend notwendige Waffenstillstand hätte als Prämisse
durchgesetzt werden müssen. So nutzten die Taliban Gewalt immer wieder
als Verhandlungsmasse, um sich besser zu positionieren. Der Ausschluss
der afghanischen Regierung war ein weiterer inhärenter Mangel der
Verhandlungen. Die damit einhergehende Untergrabung der Autorität der
Regierung Afghanistans war wie ein Freifahrtschein für die Taliban, um
immer weiter zu eskalieren und die Konfrontation mit den afghanischen
Sicherheitskräften zu suchen.

Nun steht Afghanistan vor einem Scherbenhaufen und muss mit einer
dramatischen Verschärfung der Sicherheitslage rechnen. Für die
Menschen in Afghanistan ist das Scheitern der Gespräche eine
Katastrophe. Frieden ist wieder in weite Ferne gerückt.

Angesichts der bevorstehenden Wahlen Ende des Monats muss die
internationale Gemeinschaft nun ihren Beitrag dazu leisten, um faire
und freie Wahlen sicherzustellen. Alles andere würde die Legitimität
der afghanischen Institutionen noch weiter schwächen.

 * 
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BILDUNG/939: OECD-Bildungsbericht - Mehr in Chancen für alle investieren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. September 2019

OECD-Bildungsbericht: Mehr in Chancen für alle investieren



Zum OECD-Bericht "Bildung auf einen Blick 2019" erklären Margit
Stumpp, Sprecherin für Bildung, und Kai Gehring, Sprecher für
Forschung, Wissenschaft und Hochschule:

Trotz einzelner Lichtblicke spielt das deutsche Bildungssystem nicht
in der internationalen Spitzengruppe mit. Bröckelnde Schulgebäude und
baupolizeilich gesperrte Hörsäle sind sichtbarste Zeichen für die
Unterfinanzierung der Bildung. Ein Land, dessen Erfolg auf die Neugier
und Kreativität der Menschen angewiesen ist, darf sich das nicht
erlauben. Der OECD-Bildungsbericht ist ein klarer Auftrag an Bund und
Länder, in mehr Chancen für alle zu investieren.

Das deutsche Bildungssystem ist alles andere als krisenfest. Zwar
gehen mehr Kinder in die Kita, mehr junge Leute studieren, die gute
Konjunktur der letzten Jahre hat für ordentliche Arbeitsmarktchancen
gesorgt. Dem steht aber entgegen, dass die Zahl der Schulabbrecher
wieder steigt. Das ist ein klares Indiz dafür, dass Schulen für die
individuelle Förderung und Betreuung von Kindern mehr Mittel
benötigen. Es fehlt an pädagogischem Personal und die Lehrerschaft
wird immer älter. Sich gegenseitig das Personal abzuwerben, darf nicht
die Antwort sein. Vielmehr sollten sich die Länder koordinieren und
gemeinsam alle vorhandenen Lehramtsstudienplätze nutzen. Mangelfächer
müssen zügig ausgebaut werden. Multiprofessionelle Teams können
Lehrkräfte entlasten, damit sie ihren ureigenen Aufgaben nachkommen
können. Auch dafür müssen Fachkräfte geworben und ausgebildet werden.
Der Bund muss zudem mit den Ländern schnell den angekündigten
Rechtsanspruch auf Ganztagsbildung für Grundschulkinder umsetzen und
kräftig in gute Qualität investieren. Eine zupackende
Bildungsministerin hätte hier längst einen Schwerpunkt gelegt.

Ein weiteres Warnzeichen sind die real sinkenden Pro-Kopf-Ausgaben für
Studierende. Die Nachfrage nach Studienplätzen wird auf Dauer hoch
bleiben. Daher ist es überfällig, die Hochschulen entsprechend besser
auszustatten. Es braucht eine Offensive für Sanierung und Neubau von
Hochschulbauten. Auch die soziale Infrastruktur - also
Beratungsangebote, Mensen und Wohnheime - muss mitwachsen, damit aus
Erstsemestern auch Absolventinnen und Absolventen werden.
Bildungsministerin Karliczek wäre gut beraten, ihr kategorisches
"Njet" endlich zu überdenken.

Individuelle Förderung und gute Lern- und Lehrbedingungen sind das A&O
für Bildungserfolg. Ob Ausbildung oder Studium: Alle müssen die Chance
auf sichere Jobs, gute Einkommen und stabile Lebensverhältnisse
bekommen.

 * 
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VERKEHR/811: IAA - Statt schweren Spritschluckern brauchen wir saubere und sichere Mobilität für alle


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 11. September 2019

IAA: Statt schweren Spritschluckern brauchen wir saubere und sichere Mobilität für alle



Anlässlich der morgigen Eröffnung der Internationalen
Automobil-Ausstellung (IAA) erklären Lisa Badum, Sprecherin für
Klimapolitik, und Stephan Kühn, Sprecher für Verkehrspolitik:

Neue E-Autos können nicht darüber hinwegtäuschen, dass die IAA als
Leistungsschau für PS-Boliden nach wie vor im letzten Jahrhundert
stehen geblieben ist. Weil SUVs, Geländewagen und andere
Spritschlucker die Bühne dominieren, wird die IAA ihrem Motto nicht
gerecht, die Mobilität der Zukunft zu präsentieren. Autokonzerne mit
einer solchen Produktstrategie fahren an den Klimazielen vorbei. Die
künftige Mobilitätswelt wird sich nicht um den privaten Autobesitz
drehen, sondern viel stärker um einen klugen Mix umweltfreundlicher
Verkehrsmittel.

Nur wenn die Autoindustrie jetzt eine Modernisierung einleitet, werden
Wertschöpfung und Arbeitsplätze in Deutschland und Europa erhalten
bleiben. Die Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer bei Autobauern und
Zulieferern brauchen jetzt Planungssicherheit und
Qualifizierungsangebote.

Industrie- und klimapolitisch ist es entscheidend, Elektroautos jetzt
schnell auf die Straße zu bringen. Die Bundesregierung muss deshalb
dringend die Rahmenbedingungen für den Umstieg auf die
Elektromobilität verbessern. Mehr Geld und weniger Bürokratie beim
Aufbau der Ladeinfrastruktur sind genauso wichtig wie der Abbau
klimaschädlicher Subventionen. Wer den Diesel an der Zapfsäule
weiterhin mit Milliardensubventionen fördert, untergräbt den
Durchbruch der Elektromobilität.

 * 
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WIRTSCHAFT/2883: Bundesregierung muss Macht digitaler Giganten beschränken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. September 2019

Bundesregierung muss Macht digitaler Giganten beschränken



Zum Bericht der vom Bundeswirtschaftsministerium eingesetzten
Expertenkommission Wettbewerbsrecht 4.0 erklären Konstantin von Notz,
Stellvertretender Fraktionsvorsitzender, und Katharina Dröge,
Sprecherin für Wettbewerb und Handelspolitik:

Die extrem hohe Marktmacht einer Handvoll digitaler Konzerne ist
schlecht für die Verbraucherinnen und Verbraucher und für viele
Unternehmen. Die Bundesregierung hat dem Treiben einiger weniger
Unternehmen mit übergroßer Marktmacht viel zu lang tatenlos zugesehen.
Altmaiers eigene Experten haben ihm nun noch einmal bescheinigt, dass
dringender Handlungsbedarf besteht.

Über dringend benötigte Reformen im Wettbewerbs-, Kartell- und
Fusionsrecht diskutieren wir seit Jahren. Fragen wie die, wie große
Marktmachtkonzentrationen sehr weniger großer IT-Konzerne stärker
Berücksichtigung finden, oder die, ob unsere Aufsichtsbehörden gut
aufgestellt sind, um Ungleichgewichten auf digitalen Märkten
entschlossen zu begegnen, sind alles andere als neu.

Trotz jahrelanger Diskussion steht das Bundeswirtschaftsministerium
mit weitgehend leeren Händen und ohne eigene Vorschläge da. Viel zu
spät hat man erkannt, dass Regulierung kein Teufelswerk ist, sondern
Unternehmen Rechtssicherheit bietet und Grundrechte schützt. Nun muss
auch die Bundesregierung ihren Teil für faire digitale Märkte
beitragen.

Wir brauchen dringend mehr Transparenz, klare gesetzgeberische
Vorgaben und unabhängige Aufsichtsbehörden. Zuletzt wollte
Bundeswirtschaftsminister Altmaier das Wettbewerbsrecht im Zuge der
Vorlage seiner Industriestrategie sogar lockern.

Spätestens jetzt, da der Expertenbericht vorliegt, muss Altmaier
handeln. Ein Wettbewerbsrecht 4.0 muss die Zementierung digitaler
Monopole verhindern und nötigenfalls aufbrechen. Auch in der digitalen
Wirtschaft muss eine Entflechtung als Ultima Ratio möglich sein. Zudem
sollte sich die Bundesregierung auf europäischer Ebene für eine
schlagkräftige EU-Digitalaufsicht einsetzen.

In Kürze steht die Novellierung des Gesetzes gegen
Wettbewerbsbeschränkungen ("GWB-Novelle") an. Jetzt muss Altmaier
zeigen, dass er nicht nur Expertenkommissionen einsetzen und Gutachten
in Auftrag geben, sondern auch tatsächlich handeln kann.
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FRAKTION/129: Christian von Stetten einstimmig als PKM-Vorsitzender wiedergewählt


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 11. September 2019

Christian von Stetten einstimmig als PKM-Vorsitzender
wiedergewählt



Der Parlamentskreis Mittelstand der CDU/CSU-Bundestagsfraktion (PKM)
hat in seiner Plenarversammlung Christian von Stetten einstimmig
erneut zum Vorsitzenden gewählt. Als Stellvertreter wählten die 163
Mitglieder Marie-Luise Dött, Andreas Lämmel und Dr. Mathias
Middelberg. Gitta Connemann wurde als Justiziarin und Stefan Sauer
als Kassenprüfer bestätigt. 13 Beisitzer der insgesamt 38
Vorstandsmitglieder wurden heute ebenfalls wiedergewählt. Hierzu
erklärt der Vorsitzende des PKM, Christian von Stetten:

"Ich freue mich, dass die 163 Mitglieder des PKM dem Vorstand erneut
das Vertrauen ausgesprochen haben. So können wir die gute Arbeit der
vergangenen zwei Jahre fortsetzen.

Wir werden die restlichen zwei Jahre dieser Legislaturperiode nutzen,
um dem Mittelstand auch weiterhin eine starke Stimme in Berlin zu
geben. Bürokratieabbau, Steuervereinfachungen, die Verhinderung
weiterer Belastungen für die Wirtschaft und bessere Rahmenbedingungen
für den Mittelstand insgesamt stehen bei uns weiterhin auf der
Tagesordnung."


Hintergrund:

Im Parlamentskreis Mittelstand, der schon in der ersten
Legislaturperiode auf Initiative Konrad Adenauers ins Leben gerufen
wurde, haben sich in der 19. Wahlperiode des Deutschen Bundestages
163 der 246 CDU/CSU-Bundestagsabgeordneten aus allen Politikfeldern
zusammengeschlossen, um sich für mittelstandsfreundliche
Rahmenbedingungen und für eine ordnungspolitische Ausrichtung der
Sozialen Marktwirtschaft zu engagieren. Der PKM ist die größte
soziologische Gruppe innerhalb der CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

Der wiedergewählte Vorsitzende Christian von Stetten ist Unternehmer
und seit 2002 Mitglied des Deutschen Bundestages, in dem er als
direkt gewählter Abgeordneter den Wahlkreis Schwäbisch Hall -
Hohenlohe vertritt.
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GESUNDHEIT/708: Krebs vorbeugen - jetzt damit anfangen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 11. September 2019

Krebs vorbeugen - jetzt damit anfangen



Zur derzeit stattfindenden Ersten Nationalen Krebspräventionswoche
können Sie die gesundheitspolitische Sprecherin der CDU/CSU-Fraktion
im Deutschen Bundestag, Karin Maag, wie folgt zitieren:

"40 Prozent aller Krebserkrankungen sind vermeidbar, zum Beispiel
durch eine gesunde Lebensweise und Prävention. Dafür sind vor allem
Informationen und zielgruppengerechte Präventionsangebote wesentlich.
Die Nationale Krebspräventionswoche ist ein guter Anlass, sich zu
informieren. Sie ergänzt die langfristige Forschungsstrategie der
Nationalen Dekade gegen Krebs und den nationalen Krebsplan, der sich
vorrangig auf die Versorgung von Krebspatienten konzentriert. Mir ist
wichtig: nutzen Sie die zahlreichen Präventionsangebote."
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RECHT/960: Regelung zu härteren Strafen für antisemitische Straftaten unter Beobachtung


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 11. September 2019

Regelung zu härteren Strafen für antisemitische Straftaten unter
Beobachtung



Zur Forderung des Antisemitismusbeauftragten der Bundesregierung,
Felix Klein, nach härteren Strafen für antisemitische Straftaten
können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Thorsten Frei, wie folgt zitieren:

"2015 haben wir bei der Strafzumessung ausdrücklich aufgenommen, dass
unter anderem menschenverachtende Beweggründe des Täters
strafschärfend berücksichtigt werden können. Hierzu gehören nach der
Gesetzesbegründung insbesondere auch antisemitische Beweggründe. Hier
müssen wir beobachten, ob es Bedarf gibt, die Regelung
nachzuschärfen."
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ARBEIT/1879: Steigende Unsicherheit durch immer mehr Kurzzeit-Befristungen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. September 2019

Steigende Unsicherheit durch immer mehr Kurzzeit-Befristungen



"Befristete Arbeitsverhältnisse sind nichts anderes als die
Verlagerung von Marktrisiken auf die Beschäftigten und eine
Verlängerung der Probezeit. Es ist inakzeptabel, dass sich die
Unternehmen aus ihrer sozialen Verantwortung stehlen", erklärt Susanne
Ferschl, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE im
Bundestag, zur heute veröffentlichten Studie "Qualität der Arbeit" des
Statistischen Bundesamts, der zufolge knapp zwei Drittel der
Befristungen eine Laufzeit von unter einem Jahr haben. Ferschl weiter:

"Arbeitgeber nutzen Befristung systematisch als
Disziplinierungsinstrument, weil die Regierung sie lässt. Wer nicht
weiß, ob, was oder wo er in den nächsten Monaten arbeitet, lebt in
permanenter Unsicherheit. So ist jegliche Planung für die Zukunft
unmöglich. Befristung - wie auch Leiharbeit - diszipliniert einzelne
Beschäftigte, aber auch ganze Belegschaften. In der Hoffnung auf eine
Festanstellung oder aus Angst, diese zu verlieren, werden schlechte
Arbeits- und Lohnbedingungen akzeptiert.

DIE LINKE fordert, die Befristungsgründe auf ein Mindestmaß zu
reduzieren und die sachgrundlose Befristungen ganz zu verbieten. Bei
öffentlicher Finanzierung darf die Befristung der Haushaltsmittel kein
Grund mehr für die Befristung von Arbeitsverträgen sein."
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BILDUNG/932: Hochschullandschaft wird seit Jahren sträflich vernachlässigt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. September 2019

Hochschullandschaft wird seit Jahren sträflich vernachlässigt



"Im Bundesbildungsministerium fehlt es offenbar am Willen, in mehr
Bildungsgerechtigkeit zu investieren. Die Hochschullandschaft wird
seit Jahren sträflich vernachlässigt. Statt echte bildungspolitische
Visionen zu haben, werden nur ein paar wenige Eliteuniversitäten
aufgepumpt", erklärt Nicole Gohlke, hochschul- und
wissenschaftspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich
der aktuellen OECD-Studie "Bildung auf einen Blick 2019". Gohlke
weiter:

"Verloren haben all jene an den vielen anderen Hochschulen. Sie
kämpfen mit überfüllten Studiengängen, fehlender Qualitätsentwicklung
in der Lehre und maroden Gebäuden. Wenn die Bundesregierung einerseits
davon spricht, die Weichen für eine gute Zukunft der Wissenschaft
stellen zu wollen, andererseits die Pro-Kopf-Ausgaben für Studiengänge
auf ein 14-Jahrestief sinken, passt das offenkundig nicht zusammen. In
den zuletzt verabschiedeten Wissenschaftspakten sind in den kommenden
Jahren von jährlich rund vier Milliarden Euro nicht einmal vier
Prozent der Mittel für Innovationen in der Hochschullehre vorgesehen.
Beim Bafög plant die Bundesregierung laut aktuellem Haushaltsentwurf
im kommenden Jahr sogar eine Kürzung von 360 Millionen Euro. Wer aus
einem Elternhaus ohne Hochschulabschluss kommt und nicht das nötige
Kleingeld mitbringt, hat immer noch deutlich niedrigere Chancen zu
studieren.

Für einen wirklichen Bildungsaufbruch sind eine spürbare
Bafög-Erhöhung, die Abschaffung des Wissenschaftszeitvertragsgesetzes
und massive Investitionen in Hochschulbildung unerlässlich. Außerdem
muss die Bekämpfung des Gendergap endlich höchste Priorität haben."
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BILDUNG/931: Drittmitteleinwerbung deutscher Universitäten


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. September 2019

Drittmitteleinwerbung deutscher Universitäten



Zu den veröffentlichten Zahlen des Statistischen Bundesamtes zur
Drittmitteleinwerbung deutscher Universitäten erklärt Katja Kipping,
Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

Im Durchschnitt haben Professorinnen und Professoren an deutschen
Hochschulen 2017 rund 266.200 Euro an Drittmitteln eingeworben. Im
Vergleich zu 2016 ein Plus von 3,2 Prozent. Kurz: Die Abhängigkeit der
Wissenschaft und Forschung von Dritten hat erneut zugenommen.

Die Fokussierung auf Drittmittel ist Ausdruck der Neoliberalisierung
der Hochschulen. Der Druck zur Selbstvermarktung nimmt stetig zu.
Dabei sollte wissenschaftliche Forschung vor allem Erkenntnisse und
Fortschritt produzieren und nicht Wissenschaftler*innen dem Zwang zur
Einwerbung von Drittmitteln unterwerfen. Mit dieser Funktionslogik
tritt freie und kritische Forschung in den Hintergrund, zugunsten
wirtschafts- und interessengeleiteter Forschung.

Die heutigen Zahlen sind daher kein Grund zum Jubeln, sondern eher ein
Alarmsignal, um grundlegend darüber nachzudenken, was wir von
Wissenschaft und Forschung erwarten. Erkenntnisse oder schlichtes
Funktionieren nach den Regeln des Marktes? Wie weit darf die Landnahme
des Neoliberalismus an Hochschulen gehen?

Für DIE LINKE ist klar: Freie und kritische Wissenschaft gilt es zu
bewahren und mit den nötigen finanziellen Mitteln auszustatten. Die
Unabhängigkeit von Wissenschaft und Forschung gilt es zu erhalten.
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EUROPA/1745: EU-Türkei-Abkommen beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. September 2019

EU-Türkei-Abkommen beenden



"Die jüngsten Drohungen des türkischen Präsidenten Recep Tayyip
Erdogan mit einer neuen Flüchtlingswelle nach Europa zeigen vor allem
das Versagen der EU bei der Bekämpfung der Fluchtursachen und beim
Aufbau einer humanen europäischen Flüchtlingspolitik", erklärt Heike
Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die
Außenpolitikerin weiter:

"Die unmenschlichen Zustände der Flüchtlingslager auf den griechischen
Inseln, allen voran Lesbos, sind Teil des schmutzigen Deals mit
Erdogan und Ausdruck der EU-Abschottungspolitik. Dieser Deal geht zu
Lasten der Flüchtlinge und der griechischen Bevölkerung und hat die EU
gegenüber der Türkei erpressbar gemacht. Deshalb muss dieses Abkommen
endlich aufgekündigt werden. Stattdessen müssen ankommende Flüchtlinge
über Relocation-Programme in den Mitgliedsstaaten der EU aufgenommen
werden, auch in Deutschland.

Um die Zahl der Geflüchteten, in der Mehrzahl Kriegsflüchtlinge, aus
der Türkei und anderen Staaten der Region langfristig zu verringern,
müssen in erster Linie der Krieg in Syrien beendet, eine politische
Lösung entwickelt und der Wiederaufbau vor Ort unterstützt werden. EU
und Bundesregierung blockieren dies und verkaufen stattdessen
weiterhin Waffen in die Region, auch an die kriegsführende Türkei.
Diese Politik muss endlich gestoppt werden, statt die Abschottung
weiter auszubauen."
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EUROPA/1744: Europäisches Parlament sollte von der Leyens Kommissionsvorschlag ablehnen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. September 2019

Europäisches Parlament sollte von der Leyens Kommissionsvorschlag ablehnen



"Das Europäische Parlament sollte die Chance nutzen und von der Leyens
Kommissionsvorschlag ablehnen", erklärt Andrej Hunko,
europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der
heute präsentierten Liste der designierten Mitglieder der neuen
EU-Kommission. Hunko weiter:

"Von der Leyen als Kommissionspräsidentin ist schon ein Problem für
sich. Sie steht für forcierte Aufrüstung und Konfrontation mit
Russland. Aber auch die Liste der designierten Kommissarinnen und
Kommissare ist fragwürdig.

Ich teile die breit geäußerte Kritik an László Trócsányi, der als
Justizminister in Ungarn für völlig inakzeptable Justizreformen
verantwortlich war. Aber auch der spanische Außenminister Josep
Borrell ist untragbar. Der designierte EU-Außenbeauftragte ist mit
seinem undiplomatischen Auftreten für den Posten völlig ungeeignet und
könnte Konflikte verschärfen. Russland hat er als 'alten Feind' und
'Bedrohung' bezeichnet und sein Umgang mit dem Konflikt um Katalonien
zeugt von einem mangelhaften Demokratieverständnis."
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GESUNDHEIT/1128: Spahn muss Herumdoktern beenden


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 11. September 2019

Spahn muss Herumdoktern beenden



Zu den Plänen Jens Spahns, die Personalvorgaben für Krankenhäuser zu
verschärfen, erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE
LINKE:

Spahns Vorschlag gleicht einem Herumdoktern am offenen Herzen.
Sehenden Auges werden mit gleichem chirurgischem Besteck Symptome des
Personalmangels behandelt, ohne die Ursachen zu bekämpfen.
Personaluntergrenzen in Herzchirurgie, Neurologie und Stroke Units
sind natürlich sinnvoll. Sie werden aber unter heutigen Bedingungen zu
einem weiteren Verschiebungseffekt der Pflegekräfte in de?n
Krankenhäusern führen und somit die Unterversorgungen in anderen
Bereichen weiter verschärfen.

Was es braucht, sind zunächst einmal mehr Pflegekräfte. Dafür müssen
wir den Pflegeberuf mit höherer Bezahlung, besseren Arbeitsbedingungen
und einem Personalschlüssel, der sich am tatsächlichen Bedarf
orientiert, attraktiver machen. Dann können wir die Operation am
offenen Herzen 'Gesundheitssystem' erfolgreich durchführen, die
Attraktivität der Pflegebranche verbessern und nachhaltig die
Personaldecke erhöhen.
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GESUNDHEIT/1127: Mehr Personal für Psychiatrien - Menschen vor Profite


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. September 2019

Mehr Personal für Psychiatrien - Menschen vor Profite



Anlässlich des ver.di-Aktionstages für gute Personalausstattung in der
Psychiatrie und der am Montag veröffentlichen Umfrage zu aktuellen
Zuständen in den Psychiatrien sagt Bernd Riexinger, Vorsitzender der
Partei DIE LINKE:

Die aktuelle ver.di-Umfrage belegt erschreckende Missstände in
deutschen Psychiatrien. Wie in Krankenhäusern und Altenheimen ist das
Hauptproblem der Personalmangel. Aus Personalmangel resultiert
Überforderung, Belastung und Gefährdung der Beschäftigten, die sich
notgedrungen mit verschärften Zwangsmaßnahmen behelfen müssen.

Das bedeutet: Einen Menschen zu fesseln oder mit Medikamenten zu
betäuben; nicht aus medizinischer Notwendigkeit, nicht um ihn oder
andere zu schützen, sondern weil das nötige Personal für eine
menschenwürdige Behandlung fehlt. Das ist hart für die Beschäftigten
und es ist furchtbar für die Patientinnen und Patienten. Das ist im
Ergebnis Freiheitsberaubung und Körperverletzung als Sparmaßnahme. Das
gehört zu den erschreckendsten Auswüchsen der Unterfinanzierung des
Gesundheitssystems.

Krankenhäuser und Psychiatrien müssen sich am Wohl der Patientinnen
und Patienten orientieren, nicht an Profit. Ich finde auch, dass das
Personal, von dem 77 Prozent sagen, sie können diese Arbeit nicht ein
Leben lang durchhalten, weil die Belastung zu groß ist, geschützt
werden muss. Dass Beschäftigte die Patientinnen und Patienten
ordentlich betreuen wollen, zu solchen Maßnahmen greifen müssen, weil
es nicht anders geht, ist ein unerträglicher Zustand. Deshalb muss
hier was geändert werden.

Wer hier Kostendruck erzeugt und die Klinikleitungen zwingt, sich dem
Markt unterzuordnen, handelt grob fahrlässig gegenüber Patientinnen,
Patienten und Beschäftigten. Nach meinem Dafürhalten muss im
Gesundheitssystem gelten: Mensch vor Profit. Das Wohl der
Patientinnen, der Patienten und der Beschäftigten muss vor Geldfragen
kommen.

Leider ist zu befürchten, dass der Gemeinsame Bundesausschuss am
19. September die Vorgaben für die Personalausstattung von
Psychiatrien absenkt, statt sie wie nötig anzuheben. Das macht
deutlich, dass Ökonomisierung im Gesundheitswesen noch längst nicht am
Ende ist.

Wir brauchen dringend ein Umsteuern, weshalb ich sehr froh bin, dass
gerade 215 Ärztinnen und Ärzte und 19 Organisationen einen
"Ärzte-Appell zur Rettung der Medizin" veröffentlicht haben. Denn um
nicht weniger geht es bei der Verteidigung des Gesundheitssystems
gegen die Profitlogik. Ich wünsche mir sehr, dass diesem Appell eine
starke Bewegung folgt. Die Linke wird an ihrer Seite stehen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 10. September 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





RECHT/587: Hilfe für die Opfer der "Colonia Dignidad" soll noch in diesem Jahr kommen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. September 2019

Hilfe für die Opfer der "Colonia Dignidad" soll noch in diesem Jahr kommen



"Ich bin froh, dass die Gemeinsame Kommission von Bundestag und
Bundesregierung heute erneut bekräftig hat, am klaren Ziel
festzuhalten, noch in diesem Jahr den Opfern der 'Colonia Dignidad'
Hilfsleistungen zukommen zu lassen. Nach Jahrzehnten der Untätigkeit
und des Wegschauens muss den Opfern endlich konkrete Hilfe
zuteilwerden und ihr erlittenes Leid Anerkennung finden. Wichtig wird
aber auch sein, dass die historische und strafrechtliche Aufarbeitung
der Verbrechen vorangetrieben wird. Gerade heute, am 46. Jahrestag des
faschistischen Militärputschs in Chile, gedenken wir den über hundert
Regimegegnern, die in den 17 Jahren der Pinochet-Diktatur in der Sekte
gefoltert und ermordet wurden", erklärt Friedrich Straetmanns, für die
Fraktion DIE LINKE Mitglied in der Gemeinsamen Kommission zur
Umsetzung des Hilfskonzepts für die Opfer der 'Colonia Dignidad'.
Straetmanns weiter:

"Mit dem 11. September 1973 schlug auch die Stunde der 'Colonia
Dignidad'. Die antikommunistische Sekten-Führung, die sehr gute
Kontakte zur rechtsextremen Gruppierung 'Patria y Libertad' pflegte,
unterstützte den Putsch und die Militärdiktatur von Beginn an. Die
Sekte diente bis 1990 als Ausbildungs-, Haft- und Folterzentrum des
chilenischen Geheimdienstes DINA. Das Bündnis mit dem Regime, das
seine schützende Hand über die Sekte hielt, war - neben dem Wegschauen
der damaligen Bundesregierungen - die Gewähr dafür, dass auch gegen
die eigenen Bewohnerinnen und Bewohner Verbrechen begangen werden
konnten. Sie wurden Opfer von Sklavenarbeit, Folter und sexuellen
Misshandlungen in der von Stacheldraht umzäunten Siedlung.
Jahrzehntelang wurden systematisch Verbrechen an ihnen begangen. Wir
sind es den Opfern schuldig, dass möglichst bald auf dem Gelände der
'Colonia Dignidad' für alle Opfer ein Gedenkort eingerichtet wird."

 * 

Quelle:
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RECHT/586: Menschenrechte gibt es nicht zum Nulltarif


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. September 2019

Menschenrechte gibt es nicht zum Nulltarif



"123 Frauen wurden allein letztes Jahr von ihrem Ex-Partner getötet.
Jede vierte Frau in Deutschland hat schon mindestens einmal im Leben
häusliche Gewalt erlebt. Die Zahlen zeigen eindeutig: Gewalt an Frauen
ist ein virulentes Problem in Deutschland. Viel zu oft werden davor
die Augen geschlossen - so wie momentan wieder von der
Bundesregierung", erklärt Cornelia Möhring, frauenpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, zum Vorwurf der Sozialverbände,
Bund und Länder schützten Frauen nur mangelhaft. Möhring weiter:

"Ich begrüße und unterstütze die Forderungen des Bündnisses zur
Istanbul-Konvention und die Forderungen der Sozialverbände zum
besseren Schutz von Frauen vor Gewalt, die von ihnen anlässlich der
Haushaltsverhandlungen erhoben worden sind. Die Kritik der Verbände an
der Bundesregierung ist absolut zutreffend.

Die Finanzierung von Frauenhäusern ist seit Jahrzehnten ein Desaster.
Frauenhäuser sind überfüllt, nicht barrierefrei und die Mitarbeitenden
überlastet und unterbezahlt. Dass hierzu keine Lösung gefunden wird,
ist eine Bankrotterklärung des Staates. Wir brauchen endlich eine
verlässliche und einheitliche Finanzierung von Frauenhäusern und
Beratungsstellen.

Absolute Ignoranz zeigt die Bundesregierung auch bei der Einhaltung
von Menschenrechtsabkommen. Statt im Haushalt endlich ein Budget für
die bereits seit Februar 2018 in Kraft getretene Istanbul-Konvention
bereitzustellen, werden vorgesehene Gelder für den Bereich sogar
gekürzt. Dabei sieht die Konvention verpflichtend vor, dass Strukturen
wie eine staatliche Koordinierungsstelle und ein Monitoring geschaffen
werden. Dazu ist im Haushalt 2020 kein Wort zu finden. Ich bin empört,
dass sich die Bundesregierung nach außen für die Einhaltung von
Menschenrechten brüstet, doch für die tatsächliche Umsetzung keine
Gelder bereitstellt. DIE LINKE wird in den Haushaltsverhandlungen mehr
Gelder zum Schutz von Frauen - und insbesondere für die Umsetzung der
Istanbul-Konvention - einfordern."

 * 

Quelle:
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SICHERHEIT/1999: Keine Bundeswehr im Norden Syriens


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. September 2019

Keine Bundeswehr im Norden Syriens



"Die Bundesregierung muss aktuellen Forderungen nach der Stationierung
der Bundeswehr im Norden Syriens unmissverständlich eine Absage
erteilen. Diese wäre ein weiterer Völkerrechtsbruch, nachdem bereits
die Beteiligung am Anti-IS-Einsatz in Syrien ohne völkerrechtliche
Grundlage stattfand. Stattdessen muss sich die Bundesregierung endlich
glaubhaft für ein Ende der türkischen Besatzung einsetzen, um die
Rückkehr der mehr als Hunderttausend vertriebenen Kurden, Jesiden und
Christen nach Afrin zu ermöglichen", erklärt Heike Hänsel,
stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Hänsel weiter:

"Die geplante Einrichtung einer sogenannten Sicherheitszone im Norden
des Landes durch die Türkei und die USA ist völkerrechtswidrig. Die
USA leisten damit zudem den Annexionsbestrebungen Erdogans von Teilen
Syriens Vorschub. Die Bundesregierung muss sich hier klar
positionieren und das Vorgehen der beiden Besatzungsmächte
verurteilen. DIE LINKE fordert darüber hinaus schon lange, das
illegale Handeln der Türkei und der USA im Norden Syriens nicht weiter
durch Luftaufklärung oder andere Arten der Zusammenarbeit zu
unterstützen. Der beste Beitrag gegen die türkische Aggression in
Syrien ist der Stopp von Rüstungsexporten, die Einstellung von
Finanzhilfen und die Aufkündigung des EU-Türkei-Abkommens, das die EU
gegenüber der Türkei erpressbar gemacht hat."

 * 

Quelle:
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VERKEHR/522: Schwerguttransporte auf dem Binnenschiff voranbringen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. September 2019

Schwerguttransporte auf dem Binnenschiff voranbringen



"Schwergut ist prädestiniert für den Transport mit dem Binnenschiff.
Hohe Ladungsgewichte und besondere Abmessungen, die den Transport mit
dem LKW regelmäßig vor hohe Aufwände stellen, bereiten der Schifffahrt
keine Probleme", erklärt Jörg Cezanne. Der Sprecher für Schifffahrt
der Fraktion DIE LINKE weiter:

"Für die Durchführung von Großraum- und Schwerlasttransporten wird
eine Genehmigung benötigt. Neben dem herkömmlichen Antragsverfahren
besteht die Möglichkeit, die entsprechenden Angaben auch bundesweit
online über das Portal VEMAGS (Verfahrensmanagement für Großraum- und
Schwertransporte) einzureichen und genehmigen zu lassen. Bislang wird
in diesem elektronischen Antrags- und Genehmigungsverfahren die
Binnenschifffahrt jedoch überhaupt nicht berücksichtigt. Dies zu
ändern ist ein Baustein im Masterplan Binnenschifffahrt des
Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur. Wann
Spediteure und Transporteure über VEMAGS auch das Binnenschiff für
ihre Wegewahl angeboten bekommen werden, ist der Bundesregierung ihrer
Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE zufolge
(BT-Drucksache 19/12368) nicht bekannt. Die Bundesregierung
konterkariert ihre eigenen Maßnahmepläne. Sie weckt Erwartungen und
scheint für die Realisierung der Vorhaben nichts Substantielles
beizutragen. Schwere und übergroße Lasten werden auf dem Binnenschiff
sicher und umweltfreundlicher als mit dem LKW transportiert. Die
Bundesregierung täte gut daran, dieses Potential zu erkennen und zu
nutzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. September 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2188: Lieferkettengesetz gegen internationale Konzernverbrechen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. September 2019

Lieferkettengesetz gegen internationale Konzernverbrechen



"Es kann nicht sein, dass deutsche Konzerne ungestraft mit
Menschenrechtsverletzungen und Umweltzerstörung entlang globaler
Lieferketten davonkommen. Ob Tee aus Darjeeling, Rohstoffe für Autos
oder Textilien aus Pakistan, deutsche Konzerne nehmen die Verletzung
von Arbeitsrechten und den Rechten indigener Gruppen bewusst in Kauf.
Darum begrüße ich den heutigen Kampagnenstart für ein deutsches
Lieferkettengesetz eines breiten zivilgesellschaftlichen Bündnisses",
erklärt Michel Brandt, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Ausschuss für
Menschenrechte und Humanitäre Hilfe. Brandt weiter:

"Während es in Frankreich bereits ein Lieferkettengesetz gibt, macht
sich die Bundesregierung mit ihrem unverbindlichen Nationalen
Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte (NAP) völlig zum Deppen. Die
darin vorgesehene Unternehmensbefragung wurde so oft verwässert, dass
fast jeder auch noch so schmutzige Konzern als Menschenrechtschampion
durchgeht. Es ist an der Zeit, das Scheitern des NAPs anzuerkennen und
endlich ein Lieferkettengesetz auf den Weg zu bringen. Unternehmen
müssen durch angemessene Sanktionen dazu gezwungen werden, ihre
Lieferketten auf Menschenrechtsverstöße zu überprüfen, diese zu
verhindern und eventuelle Gutmachung zu leisten. Opfer von
Konzernverbrechen in anderen Ländern müssen befähigt werden, sich
gegen diese Ungerechtigkeiten durch Klagemöglichkeiten an deutschen
Gerichten zur Wehr zu setzen. DIE LINKE fordert verbindliche
menschenrechtliche Sorgfaltspflichten für Konzerne."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8851: Heute im Bundestag Nr. 996 - 11.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 996

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. September 2019, Redaktionsschluss: 10.31 Uhr

1. Vorstoß zu klimafreundlichen Heizungen

2. Städtebauförderung neu ausrichten

3. Aufarbeitung des Schwabinger Kunstfunds

4. Keine Daten zu Bundesjugendspielen

5. Überfälle mit homophober Motivation

6. Gruppierung The Aryans thematisiert

7. Waffenbesitz von Neonazis



1. Vorstoß zu klimafreundlichen Heizungen

Wirtschaft und Energie/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen forciert den
Austausch von Ölheizungen zugunsten von klimafreundlichen
Heiztechnologien. In einem Antrag (19/13069) fordern die Abgeordneten,
staatliche Subventionen neuer Öl- oder Gasheizungen einzustellen und
spätestens ab 2021 keine neuen Ölheizungen in Neubau und Bestand
einzubauen. Weiterhin soll der Einsatz erneuerbarer Energien im
Gebäudebestand anteilig verpflichtend werden, wenn ohnehin ein
Austausch der Heizungsanlage erforderlich ist. Die Abgeordneten
sprechen sich zudem für einen Steuerbonus aus für Eigentümer, die ihre
selbst genutzten Immobilien energetisch sanieren. Der Gebäudebereich
sei für etwa 30 Prozent des gesamten Kohlendioxid-Ausstoßes in
Deutschland verantwortlich, heißt es zur Begründung. Trotzdem werde
"dieser wichtige Bereich für eine erfolgreiche Energiewende von der
Bundesregierung systematisch vernachlässigt".

 * 

2. Städtebauförderung neu ausrichten

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Eine grundlegende Neuausrichtung in der
Städtebauförderung fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einem
Antrag (19/13071). Mit einem Mittelansatz von 3,2 Milliarden Euro
wollen die Abgeordneten unter anderem mehrere Programme anstoßen,
darunter eines für "Lebendige Orte in Stadt und Land", eines für den
"Zusammenhalt in der Sozialen Stadt", eines für die "Nachhaltige
Zukunftsstadt" und eines für ein "Gutes Klima im Quartier". Als ein
weiterer Punkt werden Anreize zur interkommunalen Zusammenarbeit
genannt.

Zur Begründung heißt es, es gelte dem "Donut-Effekt" entgegenzuwirken,
also dem Flächenfraß von Ortschaften am Rand, während die Zentren
verwaisen. Auch müsse die Quartiersentwicklung gestärkt werden,
genauso wie Städte im Programm "Nachhaltige Zukunftsstadt" insgesamt
fit gemacht werden sollen für die gesellschaftlichen Herausforderungen
von demographischem bis zum Klimawandel.

 * 

3. Aufarbeitung des Schwabinger Kunstfunds

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung nimmt keine Beurteilung der
Rechtmäßigkeit der Überprüfung der Kunstsammlung von Cornelius Gurlitt
durch die Taskforce "Schwabinger Kunstfund" ab November 2013 sowie die
Veröffentlichung von 465 Bildern auf der Datenbank Lost-Art vor. Dies
teilt sie in ihrer Antwort (19/12542) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/11737) mit. Die Erforschung der Provenienz der
Kunstwerke sei durch die Taskforce in Amtshilfe für die
Staatsanwaltschaft Augsburg durchgeführt worden und die
Veröffentlichung der Werke auf der Datenbank Lost-Art in Verantwortung
der Staatsanwaltschaft als Melder erfolgt. Deshalb obliege die
Beurteilung der Rechtsmäßigkeit der Staatsanwaltschaft Augsburg.

Die Bundesregierung weist in ihrer Antwort darauf hin, dass sich die
Bundesrepublik im Bewusstsein der Verantwortung Deutschlands für die
Aufarbeitung der nationalsozialistischen Verbrechen und der
moralischen Verpflichtung gegenüber den Opfern des NS-Regimes mit der
Washingtoner Erklärung von 1998 und der "Gemeinsamen Erklärung" von
Bund, Ländern und Kommunen von 1999 verpflichtet hat, die Suche nach
NS-verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut und das Finden von
gerechten und fairen Lösungen zu unterstützen. Beim Schwabinger
Kunstfund habe es sich um die Sammlung des Kunsthändlers Hildebrand
Gurlitt gehandelt. Aufgrund dessen Rolle in der Zeit des
Nationalsozialismus und als einer von vier Kunsthändlern für das
"Führermuseum Linz" habe der Verdacht nahe gelegen, dass die Sammlung
Werke enthält, die NS-verfolgungsbedingt entzogen wurden.

 * 

4. Keine Daten zu Bundesjugendspielen

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung verfügt über keine Daten, die
einen Zusammenhang zwischen den Gesundheitswerten von Kindern und
Jugendlichen und der Teilnahme an den Bundesjugendspielen zulässt.
Dies teilt die Regierung in ihrer Antwort (19/12516) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/12093) mit. Laut der Studie zur
Gesundheit von Kindern und Jugendlichen betrage der Anteil von Kindern
und Jugendlichen, die mindestens 60 Minuten pro Tag körperlich aktiv
sind und damit die Bewegungsempfehlung der Weltgesundheitsorganisation
erreichen, bei den Mädchen 22,4 Prozent und bei den Jungen 29,4
Prozent.

Die Bundesregierung weist in ihrer Antwort darauf hin, dass die
Bundesjugendspiele aufgrund der vom Grundgesetz vorgegebenen föderalen
Struktur der Bundesrepublik Deutschland in der Verantwortung der
Bundesländer liegen. Diese hätten keine Berichtspflicht gegenüber dem
Bund über die Durchführung und Teilnahme. Deshalb verfüge die
Bundesregierung auch über keine entsprechenden Statistiken zu den
Bundesjugendspielen. Diese würden aber durch das Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend für den Druck von Urkunden, die
Betreuung der Website und für den Support für das Auswertungsprogramm
gefördert. Im Jahr 2018 habe die Fördersumme rund 173.000 Euro
betragen.

 * 

5. Überfälle mit homophober Motivation

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke möchte erfahren, wie viele
Menschen in den Jahren 2013 bis 2018 sowie im ersten Halbjahr 2019
nach Kenntnis der Bundesregierung "bei Überfällen mit homo-,
trans*- beziehungsweise interfeindlicher oder zu vermutender homo-,
trans*- beziehungsweise interfeindlicher Motivation" verletzt oder
getötet wurden. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/12934) unter anderem danach, wie viele Strafverfahren aufgrund
welcher Straftatbestände wegen Hasskriminalität gegen "Lesben,
Schwule, Bisexuelle, Trans*, intergeschlechtliche und queere Menschen"
seit 2013 eingeleitet wurden.

 * 

6. Gruppierung The Aryans thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Ermittlungen gegen mutmaßliche rechtsterroristische
Vereinigungen 'The Aryans'" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/12935). Wie die Fraktion darin schreibt, wurde
im Januar 2019 bekannt, "dass die Bundesanwaltschaft bereits seit März
2018 ein Ermittlungsverfahren gegen fünf Personen der Neonazigruppe
'The Aryans' wegen der Bildung einer terroristischen Vereinigung
führt". Wissen will die Fraktion unter anderem, ob unter den
Beschuldigten oder weiteren Aktivisten der Gruppierung "The Aryans"
Gefährder aus dem Phänomenbereich Rechtsextremismus sind.

 * 

7. Waffenbesitz von Neonazis

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Waffenbesitz und Waffeneinsatz von und durch
Neonazis" thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/13012). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, über wie viele
"Rechtsextremisten, die über eine waffenrechtliche Erlaubnis und/oder
über Waffen verfügen", die Bundesregierung Kenntnis hat. Auch will sie
unter anderem wissen, zu wie vielen dieser Personen der
Bundesregierung Kenntnisse zu Straftaten oder Ermittlungsverfahren
vorliegen, die im Zusammenhang mit Waffen stehen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8850: Heute im Bundestag Nr. 995 - 11.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 995

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 11. September 2019, Redaktionsschluss: 09.37 Uhr

1. Sonderrechte für Pannenhilfsfahrzeuge

2. Fragen zum Demokratieprojekt in Kitas

3. Grüne fragen nach Depots von Museen

4. AfD-Fragen zu Korrekturbitten der BKM

5. Fragen der Grünen zu Bronzen aus Benin



1. Sonderrechte für Pannenhilfsfahrzeuge

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt die Forderung,
anerkannte Pannenhilfsfahrzeuge durch weiß-rot-weiße Warnmarkierungen
zu kennzeichnen und ihnen Sonderrechte zuzubilligen. In der Sitzung am
Mittwochmorgen verabschiedeten die Abgeordneten einstimmig eine
Beschlussempfehlung an den Bundestag, eine dahingehende Petition dem
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) "zur
Erwägung" zu überweisen sowie sie den Fraktionen des Bundestages zur
Kenntnis zu geben.

In der Petition wird vorgeschlagen, dass Einsatzfahrzeuge der
Pannenhilfs-, Bergungs- und Abschleppdienste, die nach dem
Fahrzeugschein als Pannenhilfsfahrzeuge anerkannt sind, durch
weiß-rot-weiße Warnmarkierungen gekennzeichnet werden dürfen. Zudem
sollen nach den Vorstellungen der Petenten diese Pannenhilfsfahrzeuge
neben den Fahrzeugen, die dem Bau, der Unterhaltung oder der Reinigung
der Straßen und Anlagen im Straßenraum oder der Müllabfuhr dienen, zu
den Sonderrechtsbefugten im Paragraf 35 Absatz 6
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) aufgenommen werden.

Zur Begründung wird angeführt, das Personal von Pannen-, Bergungs- und
Abschleppunternehmen verrichte wichtige Arbeiten "im Gefahrenbereich
des öffentlichen Straßenverkehrs". Dabei sei das Personal insbesondere
auf den Bundesfernstraßen besonderen Gefahren ausgesetzt. Um
kilometerlange Staus auf der Fahrt zu den Unfallstellen zu umfahren
sei es durchaus notwendig, auch an anderen als den gekennzeichneten
Anschlussstellen einzufahren. Auch das Wenden und Rückwärtsfahren der
Bergungs- und Abschleppfahrzeuge sei notwendig, heißt es in der
Petition. Dieses notwendige Verhalten werde derzeit lediglich
geduldet, da es keine Ausnahmeregelung gebe, wird kritisiert.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung weist der
Petitionsausschuss daraufhin, dass das Straßenverkehrsrecht "als
besonderes Ordnungsrecht privilegienfeindlich ist". Alle
Verkehrsteilnehmer seien bei erlaubter Verkehrsteilnahme grundsätzlich
gleichrangig. Einigen Organen und Einrichtungen stünden jedoch nach
Paragraf 35 StVO unter bestimmten Umständen Sonderrechte zu.

Nach Auffassung des BMVI dienen aber Pannenhilfsfahrzeuge in erster
Linie einem privatem Interesse, "dem Verbringen eines
liegengebliebenen oder verunfallten Autos", heißt es in der Vorlage.
Mit der öffentlichen Aufgabe der Straßenreinigung sei dies nicht
vergleichbar, weshalb die Fahrzeuge nicht in den Anwendungsbereich des
Paragrafen 35 StVO fallen würden, urteilt das Ministerium. Die von den
zuständigen Landesbehörden erteilten Ausnahmegenehmigungen stellten
eine praxisgerechte Lösung dar.

Diese Ansicht teilt der Petitionsausschuss nicht, wie die Abgeordneten
in ihrer Beschlussempfehlung schreiben. Ihrer Einschätzung nach dienen
Pannenhilfsfahrzeuge "in erster Linie nicht dem privaten, sondern dem
öffentlichen Interesse". Das Verbringen eines liegengebliebenen oder
verunfallten Autos sei sehr wohl mit der öffentlichen Straßenreinigung
vergleichbar, heißt es. Die privaten Pannenhilfs-, Bergungs- und
Abschleppdienste führten überwiegend hoheitliche Aufgaben aus und
sollten somit in den Kreis der Sonderberechtigten des Paragrafen 35
StVO aufgenommen werden, fordern die Abgeordneten.

 * 

2. Fragen zum Demokratieprojekt in Kitas

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion verlangt Auskunft über die Förderung
von Demokratieprojekten. In einer Kleinen Anfrage (19/12567) will sie
unter anderem wissen, in welcher Höhe die Bundesregierung die
Veranstaltung "Außerschulische Kinder- und Jugendbildung für
Demokratie und Vielfalt", den Verein "Haus der Jugendarbeit und
Jugendhilfe" und das Kooperationsprojekt "Demokratie und Vielfalt in
der Kindertagesbetreuung" fördert. Zudem möchte sie erfahren, welche
Ziele die Bundesregierung mit der Förderung des Kooperationsprogramms
verfolgt und wie diese evaluiert wird.

 * 

3. Grüne fragen nach Depots von Museen

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will über den
Zustand der Depots der Ethnologischen Sammlungen Berlin der Stiftung
Preußischer Kulturbesitz (SPK), des Deutschen Historischen Museums
(DHM) und anderer bundesbezuschusster Kultureinrichtungen informiert
werden. In der entsprechenden Kleinen Anfrage (19/12577) will sie
unter anderem wissen, wie sich der Zustand der Depots auf die
Erforschung der Provenienzen von Sammlungsgut aus kolonialen Kontexten
auswirkt, wie viele Exponate durch unsachgemäße Lagerung beschädigt
oder zerstört wurden und wie hoch der dadurch entstandene Schaden
ausfällt.

 * 

4. AfD-Fragen zu Korrekturbitten der BKM

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die AfD-Fraktion möchte erfahren, aus welchen
Anlässen die Beauftragte für der Bundesregierung für Kultur und Medien
(BKM) im Mai 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe
um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in der entsprechenden Kleinen Anfrage (19/12907)
danach, aus welchen Anlässen die BKM bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen hat ersuchen
lassen.

 * 

5. Fragen der Grünen zu Bronzen aus Benin

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen verlangt Auskunft
über sogenannte "Benin-Bronzen" in Deutschland. In einer
entsprechenden Kleinen Anfrage (19/12576) will sie unter anderem
wissen, wie viele dieser Bronzen, die 1897 im Rahmen einer britischen
Strafexpedition gegen das Edo-Königreich im heutigen Nigeria geraubt
und nach ganz Europa verbracht wurden, sich in den Beständen
bundesbezuschusster Kultureinrichtungen befinden und wie viele
ausgestellt werden. Zudem möchte sie erfahren, wie viele der Bronzen
im Humboldt-Forum in Berlin ausgestellt werden sollen. Ebenso wollen
die Grünen über alle anderen Kulturgüter und Objekte informiert
werden, die während der britischen Strafexpedition von 1897 geraubt
wurden und sich heute in den Beständen bundesbezuschusster
Kultureinrichtungen befinden.

 * 
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BUNDESTAG/8849: Heute im Bundestag Nr. 994 - 10.09.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 994

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 10. September 2019, Redaktionsschluss: 15.50 Uhr

1. Grüne: Agrarwende statt Gentechnik

2. Tierhaltungs- und Herkunftskennzeichen

3. Keine Korrekturbitten des BMJV im März

4. Keine Korrekturbitten des GBA im März

5. Keine Korrekturen im März



1. Grüne: Agrarwende statt Gentechnik

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Regulierung neuer Gentechniken im Sinne des
Vorsorgeprinzips und die Förderung der ökologischen Landwirtschaft
fordert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Ein von den Abgeordneten
dazu vorgelter Antrag (19/13072) verlanget von der Bundesregierung,
sich auf EU-Ebene für die Stärkung des Vorsorgeprinzips einzusetzen,
indem sie dafür eintritt, dass auch neue gentechnische Methoden nach
geltendem EU-Recht reguliert bleiben. Darüber hinaus soll die
Regierung sich dem systematischen Einsatz Herbizid-resistenter
Pflanzen zur Erhöhung des Einsatzes von Ackergiften entgegenstellen
und sich auf europäischer Ebene gegen die Zulassung von Herbiziden und
anderen Pestiziden aussprechen. Landwirte sollen zudem gegen die
Kontamination ihrer Erzeugnisse mit gentechnisch veränderten
Organismen geschützt werden und die Haftung entsprechend des
Verursacherprinzips rechtlich abgesichert werden.

 * 

2. Tierhaltungs- und Herkunftskennzeichen

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen spricht sich für
die Einführung eines verpflichtenden Tierhaltungs- und
Herkunftskennzeichens aus. In einem dazu vorgelegten Antrag (19/13070)
verlangen die Abgeordneten, dass die Bundesregierung die Pläne für ein
freiwilliges Tierwohllabel aufgibt und stattdessen ein verpflichtendes
Tierhaltungs- und Herkunftskennzeichen erarbeitet, das für alle
tierischen Produkte offen sein soll. Im Europäischen Rat soll darüber
hinaus eine Initiative für die Erarbeitung eines verpflichtenden
Tierhaltungs- und Herkunftskennzeichens begonnen werden. Auch die
EU-Kommission soll eine entsprechende Vorlage auf europäischer Ebene
erarbeiten.

 * 

3. Keine Korrekturbitten des BMJV im März

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Das Bundesministerium der Justiz und für
Verbraucherschutz (BMJV) hat im Februar März nicht mit Hilfe von
Anwälten bei Medien um Korrekturen von Berichterstattungen ersuchen
lassen. Das teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12808) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12297) mit. Diese war eine
Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf
Bundestagsdrucksache 19/7472. Wie die Bundesregierung weiter schreibt,
gibt das BMJV lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn vom BMJV veröffentlichte Informationen oder dieses
betreffende Angaben objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das
BMJV einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet. Eine
Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht, und eine
solche umfassende Dokumentation sei auch nicht durchgeführt worden, so
dass dazu eine Auflistung nicht erstellt werden könne.

 * 

4. Keine Korrekturbitten des GBA im März

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof (GBA)
hat im März 2019 nicht mit Hilfe von Anwälten bei Medien um
Korrekturen von Berichterstattungen ersuchen lassen. Das teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/12806) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/12318) mit. Diese war eine Nachfrage zur Antwort
der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472. Wie die Bundesregierung weiter schreibt, gibt der GBA
lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn vom
GBA veröffentlichte Informationen oder diesen betreffende Angaben
objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und der GBA einen Hinweis für
geeignet und angemessen erachtet. Eine Verpflichtung zur Erfassung
dieser Hinweise bestehe nicht, und eine solche umfassende
Dokumentation sei auch nicht durchgeführt worden, so dass dazu eine
Auflistung nicht erstellt werden könne.

 * 

5. Keine Korrekturen im März

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im März 2019 hat das Bundesversicherungsamt (BVersA)
gegenüber Medien keine Korrekturbitten unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe veranlasst. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/12819) auf eine Kleine Anfrage (19/12314) der
AfD-Fraktion.

 * 
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AUSSEN/1905: Treffen zwischen Joshua Wong und der Kanzlerin nötig


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. September 2019

JENSEN-Statement: Treffen zwischen Joshua Wong und der Kanzlerin
nötig



Die menschenrechtspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion und
Vorsitzende des Menschenrechtsausschusses Gyde Jensen gab zur Lage in
Hongkong das folgende Statement ab:

"[...] Joshua Wong ist später angekommen in Deutschland, als es
eigentlich der Fall sein sollte, nämlich aufgrund einer Haft. Ich
habe mit ihm heute darüber gesprochen, wie die Situation in Hongkong
auf der Strasse aussieht, warum er eigentlich in Haft war. [...] Die
Freien Demokraten haben auf ihrer Klausurtagung in der vergangenen
Woche eine China-Strategie beschlossen. Denn wir erleben momentan,
dass China nicht nur in Hongkong, nicht nur Taiwan, sondern auch
weltweit immer mehr Machtpolitik betreibt [...] Und wir stehen im
Grunde in einem Wettbewerb, in einem Systemwettbewerb mit China.
[...] Ich hoffe, dass es noch zu einem Treffen zwischen Joshua und
der Kanzlerin kommen kann. [...] Ich fordere nach wie vor, dass wir
mit China im Dialog bleiben, aber in gewissen Rahmenbedingungen und
Grenzen, die wir klar setzen. Und da hat Deutschland eine ganz
bedeutende Rolle. Denn wir sind diejenigen, die für Menschenrechte
wie diese verbrieften Freiheitsrechte einstehen, die im Abkommen, in
dieser Joint Declaration von 1984, mit China gemeinsam ausgehandelt
wurden. Und ich erneuere, auch an die Kanzlerin, die Forderung, dass
sie sich auf diese Joint Declaration beruft, denn es ist wichtig,
dass China sich an diese Abkommen hält, auch um selber glaubwürdig zu
bleiben. Und das ist alles etwas, was ich auch mit Joshua besprochen
habe, wir sind uns da sehr einig. [...] Ich begleite das weiterhin,
wir werden uns vor allen Dingen auch im Ausschuss damit beschäftigen,
wie wir die humanitäre Situation weiter unterstützen können. [...]
Der Ausschuss für Menschenrechte wird das weiter begleiten, die
Freien Demokraten auch. Wir sagen ganz klar, [...] dass
wirtschaftliche Freiheit, politische Freiheit, gesellschaftliche
Freiheit einander bedingen. Und deswegen ist es umso wichtiger, dass
die Kanzlerin das klar sagt und ich hoffe sehr, dass Joshua und sie
vielleicht noch ein Treffen in dieser Woche hinbekommen."

 * 

Quelle:
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INNEN/4778: Seehofer muss Personalgewinnung bei der Bundespolizei zur Chefsache machen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 11. September 2019

THOMAE: Seehofer muss Personalgewinnung bei der Bundespolizei zur
Chefsache machen



Zum Treffen für mehr Sicherheit an Bahnhöfen erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Das Treffen darf nicht mit reinen Absichtserklärungen enden. Wir
brauchen konkrete Vorschläge, wie die Sicherheit an Bahnhöfen
verbessert werden kann. Es kann zwar keine 100-prozentige Sicherheit
geben, das heißt jedoch noch lange nicht, dass wir die Hände in den
Schoß legen oder uns mit Sicherheitskosmetik begnügen dürfen. Die
Bundesregierung muss alle vernünftigen Vorschläge, die die Sicherheit
an Bahnhöfen und das Sicherheitsgefühl der Menschen verbessern
könnten, in einem Sicherheitskonzept bündeln und umsetzen. Mehr
Polizeipräsenz ist dabei eine wichtige Maßnahme. Deshalb muss
Bundesinnenminister Seehofer die Personalgewinnung dringend zur
Chefsache machen, damit die offenen Stellen bei der Bundespolizei
schnell besetzt werden."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4869: Senat und Bäderland müssen Hamburgs Freibäder erhalten (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. September 2019

Senat und Bäderland müssen Hamburgs Freibäder erhalten



Die geplante Schließung der Freibäder Wiesenredder und Aschberg hat
die Fraktion DIE LINKE heute zum Thema in der Aktuellen Stunde der
Hamburgischen Bürgerschaft gemacht. "Der Betrieb von Freibädern
gehört, auch nach Aussage des Senats, zur öffentlichen
Daseinsvorsorge. Aber alle Zeichen deuten darauf hin, dass der Senat
und Bäderland, als Betreiber der städtischen Bäder, diese auf dem
Altar der Sparsamkeit opfern will", sagt Stephan Jersch,
umweltpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Mit dem Freibad Wiesenredder und dem Aschbergbad stehen
zwei der sechs noch verbliebenen reinen Freibäder unserer Stadt auf
der Schließungsliste. Der Ersatz mit teilweise kleinformatigen
Außenbecken, die an Hallenbäder angegliedert werden, die damit
einhergehende Zentralisierung und die höheren Eintrittspreise sind für
die bisherigen Nutzer_innen nicht zumutbar."

Kritisch äußert sich Jersch auch zu den Vorgängen um die Planungen für
die beiden auf der Abschussliste stehenden Freibäder: "Verwaltung und
Bäderland gehen auf Alternativvorschläge der Nutzer_innen nicht ein,
stattdessen wird der Bezirksversammlung und den Bürger_innen per
Anweisung an das Bezirksamt das Heft des Handelns aus der Hand
geschlagen und der Bürgerentscheid gestoppt. Das ist Demokratie nach
Gutsherrenart und stärkt die Beteiligungsrechte nicht."

Zu den weiteren Aussichten äußert sich Jersch: "Wie sollen
Bürger_innen, aber vor allem die Politik, einen Bereich der
öffentlichen Daseinsvorsorge kontrollieren, wenn Senat und Bäderland
alle relevanten Zahlen zum Geschäftsgeheimnis erklären? Ein solch
intransparentes Vorgehen ist ein Skandal. Vor allem aber muss die
Institution 'Freibad' vor weiteren Schließungen geschützt werden. Sie
ist ein Kulturgut und für viele Menschen ein kleiner Urlaub vom
Alltag."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 11. September 2019
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HAMBURG/4868: Klimaziele angehen - Klimanotstand ausrufen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. September 2019

Klimaziele angehen - Klimanotstand ausrufen!



Der Klimawandel ist heute Thema Nr. 1 in der Hamburgischen
Bürgerschaft. Neben der Debatte in der Aktuellen Stunde steht auch der
Antrag der Fraktion DIE LINKE, den Klimanotstand auszurufen, auf der
Tagesordnung. Ähnliches haben bereits mehr als 50 Städte in
Deutschland beschlossen, darunter Konstanz, Köln und Kiel.

"Die bisherige Bilanz des rot-grünen Senats bei den Klimazielen ist
desaströs. Hamburg ist Jahre von den eigenen, geschweige denn von den
Pariser Klimazielen weg", sagte Stephan Jersch, umweltpolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.
"Wir können ja schlecht beschließen, den Klimawandel zu verschieben.
Also müssen wir endlich wirksam handeln."

Die Zeit sei eigentlich schon lange abgelaufen. Dennoch wolle sich der
Senat erst im Dezember mit dem neuen Klimaplan befassen. "Damit
versenkt er ihn mitten im Wahlkampf", kritisiert Jersch. Der
Klimanotstand und der von der LINKEN vorgeschlagene Sonderausschuss
"Klimawandel" könnten einen Kurswechsel bei Politik, Behörden und
öffentlichen Unternehmen einleiten.

Klimapolitik in Hamburg sei derzeit ein Contest um die schönste
Klimaschlagzeile - und nicht um die wirkungsvollsten Maßnahmen,
kritisiert Jersch und fordert eine gesamtgesellschaftliche Debatte
über den Klimaschutz. Dabei müsste darauf geachtet werden, dass die
Verursacher_innen und nicht die Verbraucher_innen für die Klimawende
zahlen. "Die sozial gerechte Gestaltung der Energiewende ist für uns
ein absolutes Muss", sagt Jersch.

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 11. September 2019
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HAMBURG/4867: Pflegeberufe - Gute Arbeitsbedingungen statt Image-Kampagne (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. September 2019

Pflegeberufe: Gute Arbeitsbedingungen statt Image-Kampagne!



Heute haben Gesundheitsbehörde und Bildungsbehörde den Start einer
Pflegeberuf-Kampagne verkündet. Diese soll über Social-Media-Kanäle,
Kinospots und Plakate dafür werben, dass junge Menschen eine
Ausbildung in der Pflege beginnen. Dazu kommentiert der
gesundheitspolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Deniz Celik: "Junge Menschen sollen mit
allen Mitteln für den Pflegeberuf angeworben werben. Aber viele
Menschen verlassen den Beruf bereits nach wenigen Jahren, weil die
Arbeitsbedingungen miserabel sind. Gewinnorientierung und Kostendruck
in den Kliniken haben über die Jahre zu Personalmangel sowie
Arbeitsverdichtung geführt und den Pflegeberuf unattraktiv gemacht.
Statt die Ursachen des Problems anzugehen, schaut der Senat weg und
steckt viel Geld in eine Hochglanz-Imagekampagne. Er sollte lieber für
gute Arbeitsbedingungen und eine bedarfsgerechte Personalausstattung
in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen sorgen. Das wäre immer noch
die beste Image-Kampagne."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 10. September 2019
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3382: Fahrradschuppen und Garagen baurechtlich endlich gleich behandeln (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 11. September 2019

Fahrradschuppen und Garagen baurechtlich endlich gleich behandeln



Der Landtag von Mecklenburg-Vorpommern berät aktuell die dritte
Änderung der Landesbauordnung.

Im Energieausschuss des Landtages haben die Koalitionsfraktionen
hierzu einen Änderungsantrag eingebracht. Dazu erklärt der
wohnungsbaupolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Rainer
Albrecht:

"Mit der geplanten Änderung schaffen wir eine aktuell bestehende
Ungleichheit in der Landesbauordnung ab. Bisher waren Garagen für PKW,
wenn sie eine bestimmte Größe nicht überschritten, von einer
Baugenehmigung befreit. Baute man die gleiche Garage aber für
Fahrräder, so musste hierfür eine Baugenehmigung beantragt werden.
Diese Ungleichbehandlung schaffen wir jetzt ab und stellen
grundsätzlich Garagen bzw. Stellplätze unabhängig vom abgestellten
Fahrzeug von der Baugenehmigung frei, sofern sie nicht größer als 30qm
sind. Das wird es insbesondere Wohnungsunternehmen im ganzen Land
deutlich leichter machen, für ihre Mieterinnen und Mieter
Abstellmöglichkeiten für Fahrräder zu schaffen. Wir werden uns als
Fraktion dafür stark machen, dass diese sinnvolle Regelung Eingang in
die Musterbauordnung des Bundes findet."

Zum Hintergrund:

Mit der Änderung der Landesbauordnung werden überdachte Stellplätze
bis zu einer Größe von 30qm und eine maximalen Wandhöhe von 3 Metern
zukünftig unabhängig von den abgestellten Fahrzeugen verfahrensfrei
gestellt, sprich diese dürfen dann im Innenbereich auch ohne
Baugenehmigung errichtet werden. Bisher galt diese Regelung nur für
"Kraftfahrzeuge", also laut StVO Fahrzeuge mit einem Motor, auch wenn
in der Praxis nicht in jedem Fall für einen "Fahrradschuppen" ein
Bauantrag verlangt wurde. Durch die Klarstellung wird zukünftig die
einheitliche Anwendung der Landesbauordnung sichergestellt.

Darüber hinaus umfasst die geplante dritte Änderung der
Landesbauordnung vor allem Anpassungen bezüglich der Zulässigkeit von
Baustoffen, die aufgrund von EU-Regelungen und aufgrund eines
Gerichtsurteils des Europäischen Gerichtshofes vorgenommen werden
müssen. Diese Änderungen werden deutschlandweit in allen
Landesbauordnungen gleichermaßen vollzogen, so dass es an dieser
Stelle auch zur Vereinheitlichung von rechtlichen Rahmenbedingungen im
Bereich des Bauens kommt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3381: Anerkennung für Entscheidung der Ministerpräsidentin (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 10. September 2019

Anerkennung für Entscheidung der Ministerpräsidentin



Ministerpräsidentin Manuela Schwesig hat heute die Öffentlichkeit über
ihre Krebserkrankung informiert. Dazu erklärt der Vorsitzende der
SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Ich wünsche Manuela Schwesig eine baldige und vollständige Genesung.
Ich weiß, dass sie auf die Unterstützung ihrer Familie bauen kann, die
ihr viel Kraft geben wird für die Zeit, die nun vor ihr liegt. Große
Hochachtung habe ich für den Umgang der Ministerpräsidentin mit der
schlimmen Nachricht. Sie stellt die Anforderungen des Landes über ihre
persönlichen Belange und hat angekündigt, das Amt der
Ministerpräsidentin weiterzuführen. Dass sie dennoch an irgendeiner
Stelle kürzer treten muss und in der Bundespartei Aufgaben abgibt, ist
selbstverständlich. Meine Fraktion und ich stehen hinter Manuela
Schwesig und werden Sie tatkräftig unterstützen. Wir haben gemeinsam
wichtige und gute Dinge für Mecklenburg-Vorpommern erreicht und werden
diesen Weg genauso fortsetzen."
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RHEINLAND-PFALZ/5232: Der Solardeckel muss weg (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
10.09.2019

Der Solardeckel muss weg

Rheinland-Pfalz startet Bundesratsinitiative



Das Kabinett hat heute eine Bundesratsinitiative zur Streichung des
sogenannten "Solardeckels" beschlossen. Hierzu erklärt der
energiepolitische Sprecher der SPD-Landtagsfraktion, Andreas Rahm:

"Die Begrenzung der Förderung für Solarenergie muss gestrichen werden!
Mit dem sogenannten Solardeckel lässt sich das im Koalitionsvertrag
formulierte Ziel nicht erreichen, den Ausbau Erneuerbarer Energien zu
beschleunigen und ihren Anteil bis zum Jahr 2030 von derzeit rund 38
Prozent auf 65 Prozent zu erhöhen. Nur mit einem schnellen Ausbau
erneuerbarer Energien kann das Pariser Klimaschutzabkommen noch
eingehalten und die globale Erwärmung auf die vereinbarten 1,5 Grad
begrenzt werden. Überdies gibt es keine stichhaltige und überzeugende
Begründung für die Beibehaltung der bisherigen Regelung: Neue
Photovoltaikanlagen sind inzwischen so preiswert geworden, dass auch
ein weiterhin geförderter Ausbau keine größeren Kostensteigerungen für
die Allgemeinheit verursachen würde."

Rahm sagt weiter: "Der 52-Gigawatt-Deckel bedroht Solarunternehmen in
Deutschland; diese hatten - nach einem beispiellosen Verlust von
80.000 Arbeitsplätzen in den letzten Jahren - gerade wieder angefangen
sich zu erholen. Der Förderdeckel torpediert überdies sämtliche
Klimaschutzbemühungen und damit die Interessen und die Lebensgrundlage
auch der jüngeren Generationen. Es kann nicht sein, dass den
Energiekonzernen ohne Rücksicht auf den Klimaschutz der Weiterbetrieb
ihrer fossilen Kraftwerke ermöglicht wird, die Förderung der
Solarenergie jedoch massiv begrenzt wird. Wenn die Union an dem Deckel
festhält, ist damit zu rechnen, dass die klimafreundliche
Stromversorgung von Wohn- und Gewerbequartieren weitestgehend
einbricht. Die Bundesregierung muss daher rasch den Förderdeckel
streichen."
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AUSSEN/1610: Türkei - Hozan Cane und ihrer Tochter müssen sofort freigelassen werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. September 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Hozan Cane und ihrer Tochter müssen sofort freigelassen werden



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Die kurdische Sängerin Hozan Cane wurde letztes Jahr in der Türkei zu
einer gut sechsjährigen Haftstrafe verurteilt, der Vorwurf des
Gerichts lautete Verbreitung von Terrorpropaganda. Gestern wurde ihre
Tochter Gönül Örs ebenfalls verhaftet, sie wurde zuvor im April mit
einer Ausreisesperre belegt. Beide Frauen sind deutsche
Staatsbürgerinnen und haben sich in den letzten Jahren für die Rechte
der Kurdinnen und Kurden eingesetzt. Der Verdacht liegt nahe, dass
Verhaftung und Verurteilung politisch motiviert sind.

"Die gestrige Verhaftung von Gönül Örs zeigt erneut, dass sich die
politische Situation in der Türkei in keiner Weise entspannt, sondern
ganz im Gegenteil weiter verschärft hat. Präsident Erdogan steht
politisch unter großem Druck und reagiert mit zunehmenden Repressionen
gegen politische Gegner. Zu ihnen gehören auch die Sängerin Hozan Cane
und ihre Tochter Gönül Örs. Beide sitzen wegen ihres politischen
Engagements für die Rechte der Kurdinnen und Kurden im Gefängnis.
Hozan Canes Gesundheitszustand hat sich in den letzten Monaten massiv
verschlechtert, sie muss in jedem Fall aus humanitären Gründen aus der
Haft entlassen werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1856: Bundeshaushalt 2020 - Deutschland stellt sich seiner Verantwortung in der Welt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 11. September 2019

Arbeitsgruppe: Haushalt

Bundeshaushalt 2020: Deutschland stellt sich seiner Verantwortung in der Welt



Sonja Steffen, stellvertretende haushaltspolitische Sprecherin:

Auch im kommenden Jahr wird Deutschland die Ausgaben für Humanitäre
Hilfe, für Entwicklungszusammenarbeit und für Verteidigung weiter
steigern. Deutschland erweist sich damit als zuverlässiger Partner auf
den Feldern der Außen- und Sicherheitspolitik.

"Der Bundeshaushalt 2020 ist ein solider Haushalt für unser Land und
unser Wirken in der Welt. Wir stellen sicher, dass unsere Soldatinnen
und Soldaten in schwierigen und gefährlichen Einsätzen weltweit die
richtige Ausstattung für die Erfüllung ihrer Aufgaben erhalten.
Gegenüber der alten Finanzplanung sieht der Entwurf wiederum eine
Steigerung vor. Deutschland wird weiterhin ein zuverlässiger Partner
in der NATO sein, unsere Verbündeten können sich auf uns verlassen.
Eine Fokussierung auf Quoten und Prozente führt zu nichts.

Es geht uns zudem um konkrete internationale Hilfe für Menschen in
Krisen und Notlagen. Die Etats des Auswärtigen Amtes und des
Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
(BMZ) sollen in eben diesen Bereichen steigen. Mit 128 Millionen Euro
mehr als im Haushalt 2019 bekommt das BMZ zum fünften Mal in Folge den
höchsten Etat in der Geschichte des Ministeriums. Deutschland bleibt
die zweitgrößte Gebernation der Welt.

Schwerpunkte setzen wir in den Bereichen Gesundheit und Klimawandel.
Für die Bekämpfung von AIDS, Tuberkulose und Malaria konnten wir für
die nächsten drei Jahre eine Milliarde Euro zusagen. Wir übernehmen
die Verantwortung auch in den weniger entwickelten Regionen der Welt
für Klima- und Umweltschutz und beteiligen uns mit 434 Millionen
Euro."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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FINANZEN/1855: Bundeshaushalt 2020 - Klimawandel, Kohleausstieg, Künstliche Intelligenz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. September 2019

Arbeitsgruppe: Haushalt

Bundeshaushalt 2020: Klimawandel, Kohleausstieg, Künstliche Intelligenz



Thomas Jurk, zuständiger Berichterstatter:

Mit dem Bundeshaushalt 2020 investiert die Koalition weiter in
zukunftsfähige Arbeitsplätze und in den gesellschaftlichen
Zusammenhalt. Sie fördert den klimafreundlichen Umbau unserer
Industrie und sorgt für soziale Sicherheit, besonders in
strukturschwachen Regionen.

"Wir unterstützen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, wenn sich ihre
Unternehmen dem Strukturwandel stellen und klimaneutral werden müssen.
Wir wollen Arbeitsplätze für die Zukunft sichern, deshalb muss die
Digitalisierung der Wirtschaft gelingen. Wir unterstützen daher die
Entwicklung digitaler Technologien im nächsten Jahr mit mehr als 116
Millionen Euro aus dem Topf des Wirtschaftsministeriums. Das sind fast
52 Millionen Euro mehr als im laufenden Jahr. Ein neues
Investitionsprogramm für den Digitalen Mittelstand bietet kleinen und
mittleren Unternehmen Zuschüsse von insgesamt 40 Millionen Euro. Mit
dem Digitalfonds finanzieren wir Gigabitnetze und eine digitale
Infrastruktur für unsere Schulen. Die Künstliche Intelligenz wollen
wir zur Schlüsseltechnologie machen und geben bis 2025 über eine
Milliarde Euro dafür aus.

Im Klimakabinett wird die Bundesregierung Ende September die Weichen
für einen sozialverträglichen Klimaschutz stellen. Mit dem
Strukturstärkungsgesetz, das wir parallel zum Haushalt beraten,
begleiten wir den Kohleausstieg und stellen in den nächsten zwanzig
Jahren 40 Milliarden Euro bereit. In den Kohleregionen kann damit
investiert werden in moderne Infrastruktur, Wissenschaft und Forschung
sowie Einrichtungen für Kinder und Jugendliche. Damit die Menschen in
allen strukturschwachen Regionen zuversichtlich in die Zukunft blicken
können, öffnen wir die bislang regional beschränkten Förderprogramme
für alle strukturschwachen Regionen in Ost und West. Damit schaffen
wir ein neues gesamtdeutsches Fördersystem."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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UMWELT/1183: Die Zukunft des Plastikrecyclings


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. September 2019

Arbeitsgruppe: Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit

Die Zukunft des Plastikrecyclings



Michael Thews, zuständiger Berichterstatter:

Die Menge an Plastikverpackungen in Deutschland hat sich in den
letzten 15 Jahren verdoppelt. Diese Entwicklung gilt es zu stoppen. In
Industrie, Medizin oder Sport ist Plastik jedoch nicht wegzudenken.
Auch in anderen Bereichen kann Kunststoff sogar die ökologischere
Alternative sein. Klar ist: Wir müssen Plastik dort einsparen, wo es
überflüssig ist. Für Kunststoffe, auf die wir nicht verzichten können,
brauchen wir ein hochwertiges und ökologisch sinnvolles Recycling.

"Noch immer sind zu viele Plastikverpackungen nicht recycelbar, werden
in der Produktion nur 14,6 Prozent Recyclingrohstoffe eingesetzt und
finden Sekundärrohstoffe aus dem Recycling keinen Absatz, weil
Produkte aus Primärrohstoffen billiger sind.

Verbraucherinnen und Verbraucher müssen zukünftig klar erkennen
können, welchen ökologischen Fußabdruck ein aus Plastik hergestelltes
Produkt hat. Der klimaschonende Einsatz von Rezyklaten, leicht und
hochwertig zu recycelnden Kunststoffen und intelligente
Plastik-Vermeidungsstrategien müssen stärker finanziell besser
gestellt werden. Mögliche Modelle einer CO2-Abgabe, die
Rezyklatmindesteinsatzquote oder eine Fondslösung werden gebraucht, um
die nötige ökologische und klimafreundliche Lenkungswirkung zu
erzielen.

Die SPD-Bundestagsfraktion will die politischen Voraussetzungen dafür
schaffen, das Recycling voranzubringen und so auch die CO2-Emissionen
weiter zu senken. Recycling spart nicht nur Ressourcen, sondern spart
auch Energie und CO2. Nach einer Berechnung des Ökoinstituts bringt
das stoffliche Recycling von Verpackungen eine jährliche Einsparung
von 3,1 Millionen Tonnen CO2. Das mögliche Potential ist deutlich
größer.

Die SPD-Bundestagsfraktion hat am Montag auf ihrer Fachkonferenz
'Deutschland - Plastikland' mit Experten über die Zukunft des
Plastikrecyclings diskutiert. Sachverständige von Umweltverbänden, der
Wissenschaft, Unternehmen und Kommunal- und Industrieverbänden waren
sich einig, dass es für die notwendige Stärkung einen politischen
Anschub braucht."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2864: Weltweite Einhaltung der Menschenrechte erfordert ein Lieferkettengesetz


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. September 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Weltweite Einhaltung der Menschenrechte erfordert ein Lieferkettengesetz



Heute stellten Gewerkschaften, Menschenrechtler, kirchliche, Klima-
und Entwicklungsorganisationen in Berlin die "Initiative
Lieferkettengesetz" vor. Das Bündnis aus 64 Organisationen fordert die
Bundesregierung auf, deutsche Firmen mit einem Lieferkettengesetz zum
Schutz von Menschenrechten zu verpflichten. Ein solches Regelwerk
würde Unternehmen verpflichten, Sorgfaltsmaßnahmen zu ergreifen, um
Menschenrechtsverletzungen und Umweltzerstörungen weltweit zu
vermeiden. Tun sie dies nicht, könnten die Unternehmen haftbar gemacht
werden.

"Die Selbstverpflichtungen der Wirtschaft oder Regelungen auf
freiwilliger Basis sind bisher leider hinter allen Ankündigungen
zurückgeblieben. Vertreter und Vertreterinnen der deutschen Wirtschaft
haben in den vergangenen Monaten vielmehr deutlich gemacht, dass die
Einhaltung von Menschenrechten im Rahmen ihrer Lieferketten keine
Priorität genießt.

Notwendig sind klare gesetzliche Regelungen, die Unternehmen zur
Kontrolle ihrer Lieferketten verpflichten und etwa strikte
Arbeitsschutzbestimmungen vorschreiben."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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INTERVIEW/450: Medien in Haft - dem Widerspruch verpflichtet ...    Volker Bräutigam im Gespräch (SB)


Gespräch am 4. September 2019 in Hamburg



Volker Bräutigam war von 1975 bis 1996 Mitarbeiter des NDR, davon zehn
Jahre in der ARD-Tagesschau. Ab 1985 war er sechs Jahre freigestellter
Personalrat und danach in der Redaktion von N3 tätig, wo er vor allem
am Bildungsprogramm mitwirkte. Er war bereits seit 1960 Mitglied der
Gewerkschaft ÖTV und wechselte später zur IG Druck und Papier. 1975
trat er während seiner Tätigkeit beim NDR der RFFU bei, die mit der IG
Medien verschmolz und aus der die Gewerkschaft ver.di hervorging. Im
Laufe seiner Gewerkschaftszugehörigkeit war Bräutigam Vorsitzender des
Verbandes Nord der RFFU/IG Medien sowie Vorstandsmitglied der IG
Medien und hatte weitere ehrenamtliche Funktionen im DGB inne. Im Juli
1988 organisierte er für die IG Medien/RFFU im NDR die erste mit
Programmausfall verbundene Arbeitsniederlegung in der deutschen
Fernsehgeschichte.

In den 1990er Jahren verlegte Bräutigam seinen Berufs- und
Lebensmittelpunkt nach Taiwan. In Taipeh arbeitete er für ein
Forschungsprojekt des National Science Council und als
Lehrbeauftragter am Übersetzungswissenschaftlichen Institut der
Fu-Jen-Universität. In den letzten Jahren bis zu seiner Pensionierung
war er als Berater für Umweltschutztechnologie der Environmental
Protection Foundation (EPF) an der Taiwan National University in
Taipeh tätig. Nach seiner Pensionierung 2002 kehrte Bräutigam nach
Deutschland zurück, wo er weiterhin publizistisch aktiv war. Er setzt
sich seit langem kritisch mit Strukturen und Arbeitsweisen der Medien
auseinander und hat dazu mehrere Bücher geschrieben, zuletzt zusammen
mit Uli Gellermann und Friedhelm Klinkhammer "Die Macht um acht. Der
Faktor Tagesschau" (2017) [1].

Volker Bräutigam war beim Jour Fixe 178 der Gewerkschaftslinken
Hamburg [2] zu Gast, der zum Thema "Systematische Meinungsmache und
medialer Herrschaftsmißbrauch" am 4. September im Curio-Haus stattfand
[3]. Im Anschluß an die Veranstaltung beantwortete er dem
Schattenblick einige Fragen.
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Schattenblick (SB): Wenn in einer Auseinandersetzung verschiedene
Positionen aufeinandertreffen, neigen zumeist beide dazu, Wahrheit für
ihre Auffassung geltend zu machen. Wenn aber beide Seiten den
Wahrheitsbegriff für sich in Anspruch nehmen, stellt sich die Frage,
welche Bedeutung ihm dann überhaupt noch zukommt.

Volker Bräutigam (VB): Ich glaube, den Wahrheitsbegriff darf man in
dieser Auseinandersetzung überhaupt nicht gebrauchen. Es geht um
Annäherungswerte an objektive Vorgänge in dem Versuch, sie
einigermaßen objektiv darzustellen und zu referieren.

SB: Wir haben heute abend über kontrovers eingeschätzte Fakten
gesprochen, was zum Streit darüber führt, ob es sich um bloße
Behauptungen oder um belegbare Tatsachen handelt. Wie sollte deines
Erachtens seriöser Journalismus vorgehen, um überprüfbar und belegbar
zu arbeiten?

VB: Indem er versucht, zu dem, was an angeblichen Fakten vorgetragen
wird, andere Quellen zu befragen. Das ist über das Internet jederzeit
möglich, indem man prüft, ob die Aussage einer Quelle auch von anderen
Quellen gestützt wird, die den gleichen Inhalt oder zumindest einen
verwandten oder sehr ähnlichen haben. Wenn man in dieser Form
gegengecheckt hat, kann man von einem Bemühen um Objektivität
sprechen. Ich habe heute natürlich sehr provokativ vorgetragen, was
dem Zweck geschuldet war, Menschen unmittelbar zu erreichen, unter
Umständen auch über ihren Widerspruch darauf aufmerksam zu machen, daß
es informatorische Defizite gibt, die sie selber aufarbeiten müssen.

SB: Du hast in deinem Vortrag als ein Beispiel Günter Gaus angeführt,
der seinerzeit einen anspruchsvollen Streit der Argumente geführt hat,
der im Fernsehen übertragen wurde. Dies förderte die Bereitschaft der
Zuschauerschaft, die Diskussion mitzuverfolgen und sich eine eigene
Meinung zu bilden. Dieses Niveau scheint in den Sendern gleich welcher
Couleur weitgehend verlorengegangen zu sein.

VB: Na ja, es gibt immerhin noch Restbestände wie beispielsweise die
Sendung scobel, bei der es sich weniger um eine Art Talkshow als
vielmehr um ein Gespräch handelt, in dem es wirklich ernsthaft um den
Austausch von Argument und Gegenargument geht, meistens in Fragen von
akademischem Interesse und seltener von politischem oder sozialem
Interesse. Aber es ist immerhin eine Form, die noch eine gewisse Würde
wahrt und vor allen Dingen auch informatorischen Charakter hat. Das
fehlt in vielen Talkrunden der üblichen Art am Sonntagabend in der
Tat. Da gibt es Highlights von einigen pointierten Äußerungen, über
die dann hergezogen wird. Das artet in ein Hickhack aus, und keiner
hört dem anderen wirklich zu, weil jeder bemüht sein muß, seinen Vers
im Rahmen dieser Sendung möglichst lang und ausführlich und
möglicherweise sogar redundant vorzubringen. Das heißt, es ist also
ein Wettrennen um Geltung zugange und eben nicht der Versuch, über
Argument und Gegenargument zu einer Synthese zu kommen, zu einer
gemeinsamen Vorstellung oder aber zu einem Negativergebnis zu
gelangen, also aufklärend zu wirken. Dazu kommt es in den Talkshows in
aller Regel heute nicht mehr.

SB: Sind solche Leute wie der von dir als positives Beispiel
angeführte Gert Scobel dann gewissermaßen Einzelkämpfer in
Verhältnissen, die das eigentlich gar nicht mehr hergeben?

VB: Ja, das kann man so sagen, denn es gibt nicht mehr viele
Sendungen, die das auf diese Weise machen. Ich habe ja gesagt, daß es
für meine Begriffe der klassische Nachweis für das Elend unserer
Informationssendungen ist, daß Satiresendungen wie die Anstalt einen
höheren Informationsgehalt als klassische Nachrichtensendungen haben.

SB: Wie ist es möglich, daß einer Sendung wie der Anstalt überhaupt
noch so viel Raum im ZDF eingeräumt wird?

VB: Ich spekuliere jetzt einfach mal und gehe von einer
Feigenblattfunktion in einem insgesamt doch relativ stark
konservativ-reaktionären Sender und einem Programmangebot aus, das
sich sonst ganz gewiß keiner großen Aufklärungsansprüche rühmen darf.
Die Anstalt ist also ein Ersatz und hat möglicherweise auch nach innen
die Funktion, daß die Mannschaft sozusagen an Bord bleibt. Wie gesagt,
das ist spekulativ.

SB: Du bist selber auch in den sogenannten neuen Medien präsent und
erreichst darüber relativ viele Leute. Läßt sich einschätzen, was
dieses Erreichen konkret bedeutet?

VB: Also ich kann es nicht, ich kann nur ungefähr ermitteln, wie das
zu bewerten ist. Und übrigens Vorsicht mit den "neuen Medien", ich bin
ja im Internet mit Texten bei bestimmten Informationsportalen
vertreten, bei den Nachdenkseiten, bei Rubikon, bei RT Deutsch und
früher bei der Rationalgalerie oder bei der Neuen Rheinischen Zeitung.
Das sind Internetauftritte, bei denen man anhand der Zähler abmessen
kann, wie oft sie gesehen werden. Von daher kann man in etwa eigene
Reichweiten ermitteln. Welche Tiefenwirkung das hat, ist dann aber
wieder sehr wenig ermittelbar, jedenfalls für mich. Ich habe keine
Möglichkeiten, das gegenzuchecken.

SB: Wie schätzt du grundsätzlich die Möglichkeit ein, eine Art
medialer Gegenöffentlichkeit zu schaffen?

VB: Wir haben sie ja. Das Internet stellt eine Gegenöffentlichkeit
dar. Bei aller Problematik, die manche Angebote dort aufweisen, ist es
doch eine Form von Gegenöffentlichkeit gegenüber den klassischen
Medien, und deren Deutungshoheit wird damit in der Tat zumindest
partiell in Frage gestellt. Daß es so geschieht ist im Sinne
demokratischer Gesellschaftsverhältnisse nur wünschenswert. Wie
wirksam es inzwischen ist, kann ich nicht abschätzen. Es gibt
bekanntlich Fälle wie den von Rezo mit 15 Millionen Aufrufen. Es
gibt Ausreißer, das ist ganz gewiß nicht das Normale. Aber wenn
beispielsweise der Heise-Verlag mit seinem Telepolis-Magazin zwischen
fünfhundert- und sechshunderttausend Leser am Tag erreicht, dann ist
das schon beachtlich. Und Telepolis steht ja nicht allein da, sondern
wird, wie gesagt, durch die Nachdenkseiten, durch Rubikon und andere
ergänzt, die alle ihren eigenen Erfolg haben. Die Nachdenkseiten
liegen allemal bei über hunderttausend Klicks und der Rubikon ist in
der Nähe dieser Zahlen, das ist schon beachtlich. Es herrscht also
kein Mangel an Information, es ist tatsächlich auch gute
Gegeninformation im Angebot. Es kommt nun darauf an, wie sie sich
durchsetzt.

SB: Häufig wird konstatiert, daß heutzutage kein Mensch mehr länger
als einen Bildschirm lesen mag. Steht deines Erachtens dennoch so
etwas wie eine Renaissance der Lesekultur in Aussicht, weil sich Leute
wieder fundierter informieren wollen und längere Texte lesen?

VB: Sagen wir mal so, das muß man hoffen nach dem Motto "Lesen
gefährdet die Dummheit". Ob das tatsächlich der Fall ist, wage ich
nicht einzuschätzen. Ganz sicher ist es so, daß alles, was über 17
Zeilen lang ist, nur noch ein eingeschränktes Publikum findet.
Bedauerlicherweise ist das so, das ist eben, wenn man so will, die
Bildzeitungskultur, daß nur noch die Schlagzeile das Wesen der
Information ausmacht und nicht mehr der ausführliche Artikel darunter.
Will man daran etwas ändern, kann das nur so gehen, daß man sein
Angebot möglichst interessant gestaltet. Das kann man im Text
versuchen und dann eben so spannend schreiben, daß die Leser bei der
Stange bleiben. Das gelingt natürlich nicht immer, aber man wünscht es
sich als Autor.

SB: Vorhin wurde in der Diskussion sogar der sehr spontane Vorschlag
eingebracht, ein kurzes Video von dir zu machen, es mit einigen
spektakulären Effekten anzureichern und dann ins Netz zu stellen. Ist
das aus deiner Sicht ein ernstzunehmender Vorschlag, so etwas zu
machen, um mehr Leute zu erreichen?

VB: (Lacht) Ich weiß nicht, wie ernst ich das nehmen soll. Bei der
Vorstellung wird mir eher außerordentlich mulmig. Ich bin nicht der
Typ, der auf der Bühne besonders wirksam rüberkommt, und vor einer
Kamera schon gar nicht. Als ich damals bei der Tagesschau angefangen
hatte, habe ich ein Casting vor einem Mikrofon mitgemacht, das war
eine reine Katastrophe, ich eigne mich nicht für so etwas. Und ich
würde mir auch ein wenig sonderbar vorkommen, weil diese neuen
Angebote sich in der Tat an ein jüngeres Publikum richten und ich nun
mal ein alter Kracher bin, das läßt sich doch nicht leugnen. Es ist
nicht mein Stil, ohne daß ich das irgendwie bewerten will, ich passe
nicht zu dem und das paßt nicht zu mir.

SB: Es wird oftmals behauptet, daß die jüngere Generation völlig
andere Denkweisen und Kommunikationsformen entwickelt habe. Glaubst
du, daß dennoch eine Brücke zwischen den Generationen geschlagen
werden kann, was kritische und emanzipatorische Ansätze angeht?

VB: Ja, das glaube ich sehr wohl, es gibt ja Anzeichen dafür. Nehmen
wir nur bestimmte Massenbewegungen bei den jungen Leuten wie diese
Freitagsdemonstrationen wegen der Klimaveränderung. Das sind zumindest
Insignien dafür, daß es Möglichkeiten des Austauschs gibt. Wieweit sie
aus der Erwachsenenwelt gesteuert, aus dem Hintergrund finanziert und
von außen politisch befrachtet werden, weiß ich nicht. Man muß es
befürchten. Aber es läßt sich nicht leugnen, daß in dieser Bewegung
immerhin eine Entwicklung möglich ist. Vielleicht gelingt es ja, sie
tatsächlich in irgendeiner Form zu institutionalisieren.

SB: Volker, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnoten:

[1] Uli Gellermann, Friedhelm Klinkhammer, Volker Bräutigam: Die Macht
um acht. Der Faktor Tagesschau. Neue Kleine Bibliothek 241. PapyRossa
Verlag Köln 2017, 173 Seiten, 13,90 Euro, ISBN 978-3-89438-633-7.

[2] www.gewerkschaftslinke.hamburg

[3] BERICHT/349: Medien in Haft - unfrei aber marktgerecht ... (SB)
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INTERVIEW/449: Trumps Amerika - Rüstung und Kriege ...    William Hartung im Gespräch (SB)


Interview mit William Hartung am 9. August 2019 in New York



William Hartung, Leiter des Arms and Security Project am Center for
International Policy (CIP) und ehemaliger Leiter des Arms Trade
Resource Center am World Policy Institute, gehört zu den
kenntnisreichsten Rüstungsexperten und Gegnern des Militarismus der
USA. Er hat Bücher über korrupte Machenschaften bei der
Rüstungsbeschaffung im Pentagon, die Entstehung des
militärisch-industriellen Komplexes am Beispiel Lockheed Martin und
den Irakkrieg verfaßt. Seine Artikel und Gastkommentare erscheinen
unter anderem bei der New York Times, der Washington Post, dem
Bulletin of Atomic Scientists und The Nation. Am 9. August führte der
Schattenblick ein Interview mit Hartung im Szenecafé Wu & Nussbaum an
der Upper Westside von Manhattan.
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William Hartung

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick: Herr Hartung, inwieweit hat in den USA die
Deindustralisierung und die Verlagerung von Produktionsstätten in die
Volksrepublik China und andere Billiglohnländer zu einer Stärkung des
politischen Einflusses des ohnehin mächtigen Rüstungssektors geführt?

William Hartung: Zweifelsohne stärkt der Rückgang der Arbeitsplätze in
den anderen Industriesektoren die Position der Waffenhersteller
gegenüber Kongreß und Weißem Haus. In den Rüstungsbetrieben findet man
in der Regel gut bezahlte Arbeitsplätze vor, deren Inhaber auch
meistens gewerkschaftlich organisiert sind. Das Wohlergehen dieser
Firmen und der Erhalt jener Arbeitsplätze sind für die US-Politik als
ganzes wie auch für die jeweiligen Kongreßabgeordneten und Senatoren
in den Bezirken und Bundesstaaten, wo die Firmen ihren Sitz und/oder
ihre Produktionsstätten haben, enorm wichtig. Nicht zufällig hat
Donald Trump in letzter Zeit Reden in einer Panzerfabrik in Ohio und
in einer Kampfjetfabrik in South Carolina gehalten, wie er auch bei
jeder Gelegenheit die von ihm eingefädelten Waffendeals mit
Saudi-Arabien anpreist. Offenbar gilt dem amtierenden US-Präsidenten
die Sicherung von Arbeitsplätzen in der Rüstungsindustrie als
wichtiges Argument in seiner Kampagne um die Wiederwahl 2020. Des
weiteren hat Trump einer beträchtlichen Anzahl von Rüstungslobbyisten
wichtige Posten in seiner Regierung anvertraut - bestes Beispiel der
neue Verteidigungsminister Mark Esper, der bis vor kurzem beim
Raketenhersteller Raytheon Vizepräsident für Regierungsbeziehungen
war.

Um Ihre Eingangsfrage zu beantworten, kann ich der These nur
zustimmen, daß der Mangel bzw. der Rückgang an sonstigen
Industriearbeitsplätzen in der US-Volkswirtschaft in der Tat das
politische Gewicht des Rüstungssektors vergrößert hat. Dieser bereits
vorhandene Effekt wird zudem durch Trumps demonstrative Umarmung der
Rüstungslobby in den letzten zweieinhalb Jahren extrem verstärkt. Der
ehemalige Immobilienhai aus New York spielt sich auf noch aggressivere
Weise als alle vorherigen Präsidenten als Freund und
Interessenvertreter des militärisch-industriellen Komplexes auf.

SB: Auf der einen Seite strebt das Pentagon unter dem Stichwort "Third
Offset Strategy" offiziell die Anschaffung hochmoderner
High-Tech-Waffen an, die jeden Gegner, metaphorisch gesprochen, in
Schockstarre versetzen sollen, auf der anderen hat vor einiger Zeit
das Office of Industrial Policy im Verteidigungsministerium eine
Studie herausgegeben, die gewaltige Lücken und schwere
Unzulänglichkeiten in den bereits existierenden Produktionsketten im
Rüstungssektor der USA offenbart. Wie kann man sich diesen Widerspruch
erklären? Müßte man den Verantwortlichen im Pentagon nicht vorwerfen,
das Pferd vom Schwanz her aufzuzäumen?
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Das Pentagon-Gebäude in Arlington, Virginia
Foto: © 1998 by Master Sgt. Ken Hammond, U.S. Air Force,
gemeinfrei via Wikimedia Commons



WH: Ich denke, im Pentagon herrschen zwei Grundprinzipien vor. Erstens
möchte man dort niemals auf irgendwelche Programme verzichten.
Deswegen werden ältere Waffensysteme wie Flugzeugträger, Kampfjets und
Bomber munter weiter gebaut. Zweitens will man in Sachen künstliche
Intelligenz, Cyberkriegtechnologie und High-Tech-Waffen wie
Hyperschallraketen ganz vorne an sein. Das Ganze erinnert an die
Stadtlandschaft von Rom, wo oben immer neue Schichten darübergebaut
werden, während die archäologischen Fundamente darunter stets erhalten
bleiben. Der Drang, Bestehendes zu erhalten und gleichzeitig alles
Neue zu bekommen, führt innerhalb des Militärapparats unter den
verschiedenen Waffengattungen - Heer, Luftwaffe, Marine,
Marineinfanterie und nun auch dem vor kurzem kreierten
Weltraumkommando - zu Spannungen und Streit um Vergabe und Zuteilung
von Mitteln.

Des weiteren hängen die Rüstungslieferanten des Pentagons sehr an den
existierenden Waffenprogrammen, denn die Gelder fließen, die Fertigung
läuft und man muß kein System neu entwickeln. Ich denke, die
Interessen der Industrie an den vorhandenen Projekten machen die
Debatte darum kompliziert, welche Technologien in militärischer
Hinsicht für die Zukunft gefördert werden sollen. Hinzu kommt, daß die
großen Rüstungskonzerne stets sehr schnell dabei sind, die kleinen
Firmen, welche sich die modernsten Waffensysteme ausdenken und
Prototypen entwickeln, aufzukaufen, um unliebsame Konkurrenz aus dem
Feld zu räumen und selbst die Kontrolle über die technologische
Entwicklung zu behalten. Doch gerade diese Firmenpolitik der großen
Unternehmen führt meines Erachtens zu mehr Bürokratie und weniger
Innovation. Die Großkonzerne sind Weltspitze wenn es um Lobbyarbeit in
Washington geht. Bei der Entwicklung neuer Produkte mit einem
vernünftigen Preis-Leistungs-Verhältnis sind sie weit weniger gut.

SB: Die Mängel, die in der bereits erwähnten INDPOL-Studie
hervorgehoben wurden, beziehen sich nicht allein darauf, daß die USA
nur noch über eine Panzerfabrik und eine einzige Werft verfügen, in
der Atom-U-Boote gebaut werden. Vielmehr wurde auch auf die zunehmende
Überalterung jenes technischen Personals hingewiesen, das die im
Einsatz befindlichen Waffensysteme herstellt und betreut. Offenbar
entstehen allmählich Wissenslücken, die nicht mehr kompensiert oder
gefüllt werden können. Was meinen Sie dazu?
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Der Joint Strike Fighter F-35 in seiner früheren Testversion X-35

Foto: © 2006 by United States Air Force (USAF), gemeinfrei via
Wikimedia Commons



WH: Die Probleme sind schon länger bekannt. Für die jüngere Generation
gilt die Rüstungsindustrie als verstaubt, deswegen sind die
Arbeitsplätze dort für viele junge hochqualifizierte Menschen nicht
sonderlich attraktiv. In letzter Zeit hat es zudem bei Google und
anderen IT-Unternehmen Proteste von Teilen der Belegschaft gegen die
Annahme und Durchführung umstrittener Rüstungsaufträge im Bereich der
künstlichen Intelligenz, der Programmierung von Drohnen, zur
Überwachung des Internets und der sozialen Medien et cetera gegeben.
Aus meiner Sicht sind die Abneigung und die Skepsis seitens der
jüngeren Generation gegenüber dem militärisch-industriellen Komplex
nur zu begrüßen, denn er ist meines Erachtens viel zu groß und gehört
radikal geschrumpft. Die große Nachfrage des Rüstungssektors nach
hochgebildeten Ingenieuren und Programmierern ist das unmittelbare
Ergebnis eines Wehretats, der schon länger alle vernünftigen Grenzen
gesprengt hat. Bekämen Kongreß und Weißes Haus den
Verteidigungshaushalt in den Griff, löste sich das Problem des
fehlenden Nachwuchses im Rüstungsbereich von selbst.

SB: Steht der Militärkoloß USA nicht auf tönernen Füßen? Welche Lehren
zieht man nach achtzehn Jahren sinnlosen Krieges in Afghanistan außer
vielleicht der naheliegenden, daß das US-Militär besser den berühmten
Rat Douglas McArthurs nach dem Desaster in Korea 1950-1953, sich auf
keinem Fall auf einen Landkrieg in Asien einzulassen, gefolgt wäre?

WH: Ich denke, die USA verfügen schon über ein starkes Militär, das
jedoch ungeeignet für die Kriege ist, welche Washington in den letzten
Jahren geführt hat. Im Irak haben die US-Streitkräfte das "Regime"
Saddam Husseins in wenigen Wochen gestürzt, waren jedoch durch den
danach aufgekommenen Aufstand sunnitischer und schiitischer Milizen
völlig überfordert. Eine Besatzungsmacht hat es immer schwer, denn die
Aufständischen sind weit stärker motiviert. Sie kämpfen um ihr Land
und betrachten die ausländischen Soldaten als Besatzer. Letztere sind
in einem fremden Land mit fremder Sprache und fremden Sitten, fühlen
sich von Feinden umgeben und überreagieren ständig. Man kann kein Land
zur Kapitulation bombardieren, solange dort der Wille zum Widerstand
ungebrochen bleibt. Ich denke, daß im Irak, in Afghanistan und in
vielen Ländern, wo US-Truppen in den letzten Jahren eingesetzt werden,
politische Probleme vorherrschen, für die militärische Mittel keine
Lösung bieten.

Wenn man die Menge der Waffensysteme, Kriegschiffe, Kampfjets, Panzer,
Raketen et cetera aufzählt, verfügen die USA tatsächlich über eine
sehr große und schlagkräftige Streitmacht. Setzt man diese Schlagkraft
in schwierigen Situationen wie denen im Irak und in Afghanistan ein,
löst man, wie wir in den letzten Jahren gesehen haben, keine Probleme,
sondern verursacht Leid und Zerstörung in einem ungeheuren Ausmaß.

SB: Liegt man richtig in der Annahme, daß Rußlands Hyperschallraketen,
sollten sie so existieren und funktionieren, wie von Wladimir Putin
behauptet, das Raketenabwehrsystem der USA bzw. der NATO in Osteuropa
obsolet gemacht haben?

WH: Unabhängig vom tatsächlichen Stand der Entwicklung russischer
Hyperschallraketen ist das Raketenabwehrsystem der USA in mehrerlei
Hinsicht problematisch und potentiell unzuverlässig. Erstens kennt die
Bedienungsmannschaft der Radar- und Raketensilos bis zum letzten
Moment nicht den genauen Abschußort der feindlichen Rakete und kann
erst dann mit der Berechnung ihrer Bahn beginnen. Zweitens gibt es
zahlreiche Mittel - Stichwort Attrappen - mittels derer der Angreifer
den Abschuß des Sprengkopfs im mittleren oder letzten Teil seines
Flugs praktisch unmöglich machen kann. Setzt der Angreifer mehrere
Raketen auf einmal ein, was auch das wahrscheinlichste Szenario wäre,
ist das Raketenabwehrsystem schnell überfordert. Einen Treffer zu
erzielen wäre reine Glücksache. Meiner Meinung nach haben Befürworter
und Hersteller des Raketenabwehrsystems stets mehr versprochen als es
leisten konnte. Hyperschallraketen verschärfen lediglich das ohnehin
bestehende Problem der Funktionsuntüchtigkeit.
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Start einer Abfangrakete vom Typ PAC-3
Foto: © 2008 by Missile Defense Agency der USA, gemeinfrei via
Wikimedia Commons



SB: Was sagen Sie zu dem Vorwurf, den der MIT-Physiker Theodore Postol
vor einigen Monaten in einem aufsehenerregenden Beitrag für das
Bulletin of Atomic Scientists erhoben hat, wonach die in Osteuropa
installierten Raketen im Handumdrehen von Defensiv- in Offensivwaffen
verwandelt werden können und somit das Aegis-on-Land-System der USA in
Rumänien - und demnächst auch in Polen - von vornherein einen Verstoß
gegen den INF-Vertrag darstellte, wie von Moskau stets behauptet?

WH: Ich kann dazu keine endgültige Aussage treffen, denn ich kenne
mich im Text des INF-Vertrag nicht hundertprozentig aus. Gleichwohl
scheint es der Fall zu sein, daß das in Osteuropa in Betrieb genommene
Raketenabwehrsystem Aegis tatsächlich mit wenigen Handgriffen oder
Umprogrammierungen zu einem Offensivsystem umfunktioniert werden kann.
Was mir noch größere Sorge bereitet ist die drohende Gefahr der
Stationierung amerikanischer Mittelstreckenraketen in Asien - gegen
die Volksrepublik China und Nordkorea gerichtet - nach dem Auslaufen
des INF-Vertrags letzte Woche. Ein solcher Schritt wäre enorm
destabilisierend. Wobei derzeit nicht klar ist, wo diese neuen
Mittelstreckenraketen stationiert werden sollen. Es sieht nicht so
aus, als würden sich die US-Verbündeten in der Region wie Südkorea
oder Japan darum reißen, diese Raketen auf ihrem Territorium
stationiert zu bekommen.

SB: In Anbetracht der zahlreichen Entwicklungsprobleme des Kampfjets
F-35, des teuersten Rüstungsprojekts der US-Militärgeschichte, über
das Sie viel geschrieben haben, stellt sich die Frage, ob nicht der
Drang, in den modernsten Waffensystemen wie Drohnen künstliche
Intelligenz einzusetzen, ein hochgefährliches und inakzeptables Risiko
darstellt.

WH: Die bislang miserablen Erfahrungen mit der Einführung moderner
High-Tech-Waffen in das Arsenal der US-Streitkräfte liefern jedenfalls
keinen Grund zum Optimismus. Das Gegenteil ist der Fall. Je
komplizierter die Technologie, um so weniger ihre Zuverlässigkeit - so
in etwa könnte man das Dilemma charakterisieren. Aktuell wird die
künstliche Intelligenz als das ganz große Ding verkauft. Ich sehe aber
nur die Probleme, die sie mit sich bringt, vor allem im Bereich der
Kontrolle und der Gewährleistung, daß die Systeme am Ende so
funktionieren, wie sie es sollen, und sich nicht plötzlich auf einmal
selbständig machen. Die zu erwartenden Schwierigkeiten hat man nicht
einmal ansatzweise erörtert geschweige denn ausdiskutiert. Statt
dessen lassen sich alle von einem blinden Technologieenthusiasmus
mitreißen.
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Eine bewaffnete Predator-Drohne vom Typ MQ-1B
Foto: © 2008 by Technical Sergeant Sabrina Johnson von der
US-Luftwaffe, gemeinfrei viaWikimedia Commons



SB: Im Juni hat die New York Times enthüllt, daß die Trump-Regierung
dem US-Militär die heimliche Installierung elektronischer Trojaner im
staatlichen Stromnetz Rußlands genehmigt hat. Im selben Monat
enthüllte die renommierte Federation of American Scientists die
jüngste Atomkriegsplanung der USA, die sogenannte Joint Publication
3-72, welche die Entscheidung über den taktischen Einsatz von
Kernwaffen den im Kampf stehenden Feldkommandeuren überläßt. Wäre es
vor diesem Hintergrund gerechtfertigt, der politischen Führung in
Washington vorzuwerfen, sie drücke sich in der Frage von Krieg und
Frieden bzw. der Handhabung der gefährlichsten Waffen der Welt, vor
ihrer Verantwortung?

WH: Nach meinem Dafürhalten handelt die amtierende US-Regierung
fahrlässig in sicherheitspolitischen Belangen im allgemeinen und auf
dem Feld der Atomwaffen im besonderen. Die aggressive Rhetorik, derer
sich Präsident Trump bedient, Washingtons Mißachtung bestehender
internationaler Verträge wie das Atomabkommen mit dem Iran und die
ablehnende Haltung der USA gegenüber dem Prinzip der multilateralen
Zusammenarbeit - alle diese Dinge machen einen Krieg unter Einsatz von
Kernwaffen wahrscheinlicher, sei es durch Absicht oder Zufall.
Gestandene Mitglieder der sicherheitspolitischen Elite in Washington
wie Ex-Verteidigungsminister William Perry haben die Gefahr erkannt
und machen sich deshalb seit einiger Zeit für neue Abrüstungsverträge
sowie die Stärkung der noch bestehenden wie dem
Nicht-Verbreitungsabkommen stark.

SB: Kürzlich hat die Trump-Administration die JASON Defense Advisory
Group, die seit den 60er Jahren unabhängige wissenschaftlichen Studien
für das Pentagon erstellt hatte, abgeschafft. Ist dieser Schritt nicht
symptomatisch für einen generellen Trend seitens der US-Politik,
schwierige Entscheidungen über Sinn, Zweck und Form der diversen
Kriegseinsätze der amerikanischen Streitkräfte im Ausland der
militärischen Führung zu überlassen?
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Vier Wasserstoffbomben vom Typ B-61
Foto: © 1986 by United States Department of Defense (SSGT Phil
Schmitten), gemeinfrei via Wikimedia Commons



WH: Ich denke, die JASON-Gruppe hat sich durch ihr jahrelanges Bemühen
um alternative Perspektiven in wichtigen
militärisch-wissenschaftlichen Belangen als absolut sinnvolle
Einrichtung erwiesen. Sie hat sich zum Beispiel gegen die Behauptung
ausgesprochen, das US-Atomwaffenarsenal verfalle allmählich und müsse
dringend und für sehr viel Geld modernisiert werden. Statt dessen
haben die JASON-Experten nachgewiesen, daß die vorhandenen Sprengköpfe
dank laufender Wartung und regelmäßigen Austausches alternder Teile
voll funktionsfähig sind und es auf Jahrzehnte hinaus bleiben werden.
Doch da sich Kongreß und Weißes Haus unter Barack Obama auf eine
Generalüberholung des Atomwaffenkomplexes geeinigt hatten, war die
gegenteilige Expertise der JASON-Leute offenbar politisch nicht
willkommen.

Ich halte die Einholung unabhängiger Meinungen und Einschätzungen für
dringend geboten, um Fehlentwicklungen zu vermeiden. So gesehen ist
das Aus für die JASON-Gruppe nach mehr als fünfzig Jahren
ausgezeichneter Arbeit ein weiterer Aspekt des Erstarkens des Militärs
in den USA zuungunsten der Politik. Das ist im höchsten Maße
bedenklich, denn in der amerikanischen Verfassung sind die Generäle
der politischen Führung untergeordnet und nicht umgekehrt.

SB: Machen nicht das Pochen der USA auf ihren Supermachtstatus und
ihre Absage an eine multipolare Weltordnung einen Atomkrieg entweder
mit Rußland oder China oder beiden unvermeidlich? Wie müßte politische
Veränderung in den USA aussehen, um diese schreckliche Gefahr zu
reduzieren?

WH: Ich weiß nicht, ob ich den Atomkrieg als unvermeidlich bezeichnen
würde. Man kann jedoch sagen, daß Washingtons Rückzug aus den
wichtigsten strategischen Rüstungsverträgen die Möglichkeit des
Ausbruchs eines nuklearen Infernos um ein Vielfaches erhöht. Es gibt
noch verschiedene Handlungsoptionen, um das neu ausgebrochene nukleare
Wettrüsten vielleicht wieder in den Griff zu bekommen. Erstens kommt
es immer wieder zu Aktionen des zivilen Ungehorsams seitens radikaler
Friedensgruppen wie der "Schwerter-zu-Pflugscharen"-Bewegung. Gerade
die Mitglieder solcher Gruppen nehmen schwere Repressionen des Staates
gegen sich im Kauf, um mit ihren Blockaden und Besetzungen von
Rüstungsbetrieben und Militäreinrichtungen die Öffentlichkeit auf die
ungeheuren Gefahren hinzuweisen, die für die Menschheit von Atomwaffen
ausgehen. Daneben sind in Washington und den anderen Hauptstädten
verschiedene Denkfabriken im Bereich der Rüstungskontrolle tätig,
machen sich für den Erhalt und Ausbau der verschiedenen Abkommen
stark, erstellen Studien et cetera.

Leider scheinen die Zeiten vorbei zu sein, als eine Million Menschen
im New Yorker Central Park zur Demonstration gegen Atomwaffen zu
mobilisieren waren. Dies geschah 1982 und zwar gegen die aggressiven
Aufrüstungspläne Ronald Reagans. Nichtsdestotrotz muß es denjenigen
Menschen in den USA, die am internationalen Frieden interessiert sind,
gelingen, stärker für ihr Anliegen zu werben. Ein Teil des
Desinteresses in der Öffentlichkeit für das Thema Atomwaffen und
Rüstungskontrolle geht auf die Person Donald Trump zurück. Der
amtierende US-Präsident ist ohnehin ein wandelndes Nationaldesaster,
aber mit seinen ständigen Twitter-Meldungen besetzt er die
Aufmerksamkeit der Medien und der einfachen Nachrichtenkonsumenten.
Daß alle ständig auf die jüngste Stellungnahme des Präsidenten zu Gott
und der Welt reagieren, erlaubt es ihm, Inhalt und Kurs der
öffentlichen Debatte zu bestimmen. Viele Kommentatoren und Experten
befinden deshalb stets in der Reaktion. Statt dessen sollten sie
besser Fragen aufzuwerfen, die stärker zukunftsgerichtet sind und
Themen behandeln, die bereits relevant waren, bevor Trump die
politische Bühne betreten hat.

SB: Wir bedanken uns, William Hartung, für dieses Gespräch.
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FRAGEN/047: 30 Jahre Rentenungerechtigkeit - Die Zeit läuft davon! (Wir Frauen)


WIR FRAUEN - Das feministische Blatt 3/2019

30 Jahre Rentenungerechtigkeit: Die Zeit läuft davon!

von Tina Berntsen



Mit der Wiedervereinigung und dem Rentenüberleitungsgesetz verloren
in der DDR geschiedene Frauen Teile ihrer Rentenansprüche. Eine
geplante Reform, die ab 1997 die Alterssicherung der Frauen verbessern
sollte, gab es nie. Im Nirwana zwischen Ost und West gelten für
Frauen, die in den neuen Bundesländern vor 1992 geschiedenen wurden,
seither nicht mehr die besonderen Regelungen aus dem "alten"
Rentensystem, aber auch nicht alle Rechte aus dem "neuen". Diese
frauenspezifische Diskriminierung, als solche 2017 vom
Frauenrechtsausschuss der Vereinten Nationen anerkannt, wurde bis
heute nicht behoben. Tina Berntsen sprach mit Karin Leonhardt und
Marianne Albrecht vom Verein der in der DDR geschiedenen Frauen, der
seit 1999 für eine Beseitigung des Rentenunrechts kämpft.

Im November wird der 30. Jahrestag der Maueröffnung gefeiert. Mit
welchen Gefühlen begegnen Sie im Verein dem Jubiläum?

Die Gefühle der Frauen drücken sich aus in Enttäuschung und Frust; es
ist kein Anlass zum Jubeln. Es gibt seit 30 Jahren keine Lösung zur
Entschädigung für vorenthaltene Rentenansprüche für in der DDR
geschiedene Frauen. Die Frauen fühlen sich diskriminiert und
entwürdigt - aufgrund des Geschlechts und weil sie aus der DDR kommen.
Da man uns den vorgesehenen Rentenschutz nahm, stehen viele von uns
trotz der umfassenden Lebensleistung heute mit Armutsrenten oder
Renten unter der Anspruchserwartung da.

Wie war die Alterssicherung für Frauen in der DDR abgesichert?

Im DDR-Rentenrecht galt für Frauen eine besondere Berechnung, mit der
ihre Familienleistungen anerkannt wurden. So waren sie im Falle einer
Scheidung unabhängig vom Mann. Kindererziehung und Pflege von
Angehörigen fanden in der Rente ihren Niederschlag - die dafür
aufgewendeten Jahre wurden den entlohnten Arbeitsjahren zugerechnet.
Außerdem bekamen DDR-Frauen mit 60 Jahren Rente.

Warum geriet nur den Frauen diese ökonomische Unabhängigkeit nach
der Wende zum Nachteil?

Den geschiedenen Frauen wurden ihre Rentenansprüche gestrichen. Die
geschiedenen Männer konnten aber nicht zu einem nachträglich fiktiven
Versorgungsausgleich verpflichtet werden. Und auch der Staat sprang
nicht ein, um die Lücke zu füllen. In der DDR blieb bei
Familiensorgeteilzeit die bis dahin verdiente Rente aufrecht erhalten.
Diese Regelung wurde mit der Einheit aberkannt und unsere Rente nach
Westberechnung für diese Zeiten drastisch abfallend berechnet. Die
Teilzeit nahmen wir nur sporadisch, um Kinder und ältere Verwandte zu
pflegen: Unsere Statistik besagt, dass die Frauen durchschnittlich
drei Jahre lang ihre Arbeitszeit um 10 Stunden verringerten, also noch
30 Wochenstunden arbeiteten. Und wir müssen betonen, trotz teilweiser
Teilzeit kamen doch die meisten insgesamt auf über 40
Erwerbsarbeitsjahre. Auch eine andere vorteilhafte Berechnung fiel
flach: In der DDR wurde die Rente nach dem Einkommen der letzten 20
Berufsjahre berechnet. Frauentypische Familienbelastungen waren so
staatlich abgefedert. Es fehlt vielen dazu noch der Ertrag aus der
eingezahlten freiwilligen Rentenversicherungs- und Anwartschaftsgebühr
für die zeitweilige Unterbrechung der Berufstätigkeit wegen
Kindererziehung oder Pflege von Familienangehörigen. Bis 1996 in immer
kleineren Summen ausgezahlt, galt sie dann als "abgeschmolzen".

Lassen sich die Auswirkungen beziffern?

Betroffen von der Diskriminierung waren ursprünglich 800.000 Frauen,
wir gehen jetzt von weniger als 300.000 aus. Eine Bezifferung des
Rentenverlustes ist schwierig aufgrund der individuell
unterschiedlichen Erwerbsbiografien. Wir schätzen, dass der Verlust
durchschnittlich ein Drittel der monatlichen Rente (ca. 300 EUR)
beträgt. Statistiken über den Kreis der betroffenen Frauen auch im
Hinblick auf Altersarmut bzw. Grundsicherung sind uns nicht bekannt.
Wir haben sowohl das Statistische Bundesamt wie auch den Rententräger
in der Vergangenheit gebeten, uns Zahlen mitzuteilen, aber leider nie
eine Antwort bekommen.

Im Juni hatten Sie Mitgliederversammlung in Leipzig. Welche Inhalte
beschäftigen den Verein derzeit?

Ein Schwerpunkt war die Diskussion von Lösungsvarianten für die
betroffenen Frauen. Die Bundesregierung hat die Empfehlung vom
UN-Überprüfungsausschuss zur Frauenrechtskonvention (CEDAW)(*) zur
Erarbeitung "eines Ausgleichsfonds zur Aufzahlung der Renten der
Frauen in einem Entschädigungsmodell" abgelehnt, sieht aber im
Koalitionsvertrag einen Härtefallfonds vor. Dieser wird zurzeit von
einer Bund-Länder-AG erarbeitet. Wir sind an Gesprächen informell
beteiligt und müssen nun selbst eine Summe und ein Berechnungsmodell
vorschlagen - wir, denen Unrecht geschah, und die wir nun meist über
80 Jahre alt sind.

Warum lehnt es die Bundesregierung ab, ein Entschädigungsmodell
einzurichten, obwohl der CEDAW-Ausschuss die Diskriminierung bestätigt
hat.

Unsere Beschwerde beim Ausschuss war zunächst erfolglos. Wir ließen
aber nicht locker und beteiligten uns 2016/17 an der Kommentierung des
Staatenberichts. Daraufhin forderte der CEDAW-Ausschuss die
Bundesregierung 2017 auf, Wiedergutmachung zu leisten. Die
Bundesregierung weist in ihrem Zwischenbericht an den Ausschuss von
März 2019 aber alles von sich und behauptet, der Ausschuss sei nicht
richtig informiert und zu falschen Schlüssen gekommen. Anzumerken ist
noch, dass die Gleichstellungs- und Frauenminister*innenkonferenz
aller Bundesländer im Juni 2018 sowie erneut 2019 die Bundesregierung
aufgefordert hat, der CEDAW-Empfehlung zu folgen. Das wird einfach
ignoriert, ebenso die Aufforderungsbeschlüsse von Landtagen der neuen
Bundesländer.

Was würde hingegen der angedachte Härtefallfonds aus dem
Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD für die betroffenen Frauen
bedeuten?

Der Härtefallfonds greift unserer Meinung nach viel zu kurz: Es würden
nur einige wenige Frauen willkürlich einen kleinen Betrag erhalten,
der sie gering über die Armutsgrenze hebt, alle anderen blieben trotz
Unrecht gegen sie unbedacht. Diese Lösung ist keine Entschädigung für
die Menschenrechtsverletzung. Wir versuchen in Gesprächen eine bessere
Lösung für uns zu erreichen.

Warum glauben Sie, ist es bis heute nicht gelungen, auf politischer
Ebene Rentengerechtigkeit herzustellen?

Nach unserer Auffassung zeigt die Bundesregierung weiterhin die
größtmögliche Untätigkeit. Man scheint seitens der
Entscheidungsträger*innen auf die biologische Lösung zur warten.
Immerhin kostet die Lösung Geld. Entscheidend sind auch
althergebrachte Ansichten zum Status der Frau sowie die Ignoranz
gegenüber den Antidiskriminierungsgrundsätzen und CEDAW. Die
Bundesregierung müsste von sich aus auf die Beseitigung bestehender
Nachteile aktiv hinwirken.

Haben Sie im Verein für dieses Jahr besondere Aktionen geplant?

Wir haben Künstler*innen von internationaler Bedeutung gefunden, die
für uns etwa im Herbst ein Kunstwerk gestalten. Dies wird für unseren
Fall eine große internationale Öffentlichkeit schaffen. Sie werden
davon hören!

*) Die Bezeichnung Frauenrechtskonvention ist eine Abkürzung für
das "Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung
der Frau", CEDAW (Convention on the Elimination of All Forms of
Discrimination Against Women). Das Übereinkommen - das wichtigste
internationale Menschenrechtsinstrumentarium für Frauen - wurde
1979 von den Vereinten Nationen verabschiedet und bisher von
189 Staaten ratifiziert.


Karin Leonhardt ist Industriekauffrau, hat einen
erwachsenen Sohn und ist seit 1989 geschieden. Seit 2009 ist sie
Mitglied im Verein. Marianne Albrecht ist Ingenieurökonomin und
hat vier erwachsene Kinder. Sie war 17 Jahre verheiratet und ist seit
1979 geschieden. Beide sind seit Juni 2019 Vorstandsmitglied und für
die Öffentlichkeitsarbeit im Verein der in der DDR geschiedenen Frauen
zuständig.

www.verein-ddr-geschiedener-frauen.de

 * 

Quelle:

Wir Frauen, Jahrgang 38, Herbst 3/2019, Seite 14-15

Herausgeberin: Wir Frauen -

Verein zur Förderung von Frauenpublizistik e.V.

Rochusstraße 43, 40479 Düsseldorf,

E-Mail: info@wirfrauen.de

Internet: www.wirfrauen.de

 

Wir Frauen erscheint viermal jährlich.

Jahresbezugspreis:

Postvertriebsstück jährlich 16,- Euro

Förder-Abo jährlich 26,- Euro

Stückpreis/Einzelheft 3,30 Euro
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DISKUSSION/465: Hamburg - 5. Mietenpolitischer Ratschlag - Mietenanstieg stoppen, Spekulation bekämpfen - 28.09.2019


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. September 2019

5. Mietenpolitischer Ratschlag - Mietenanstieg stoppen, Spekulation bekämpfen!

Rathaus Hamburg, Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

28. September 2019, 11 bis 17.30 Uhr



Mit den Massendemonstrationen der vergangenen Monate ist eine neue
Mietenbewegung auf den Plan getreten. Alternativen zur
vorherrschenden, investoren- und eigentümerfreundlichen
Wohnungspolitik liegen auf dem Tisch. Auf dem Weg zum guten und
bezahlbaren Wohnen für alle sind aber auch noch Fragen offen: Wie
können das Wohnen demokratisiert, die Rechte der Mieter*innen
gemeinsam durchgesetzt und der Klimaschutz vorangebracht werden? Was
tun gegen Spekulation und Geldwäsche und zur Bekämpfung von
Wohnungslosigkeit?

DIE LINKE. im Bundestag und die DIE LINKE. in der Hamburgischen
Bürgerschaft laden ein zum 5. Mietenpolitischen Ratschlag, um
parlamentarische und außerparlamentarische Kräfte zu vernetzen und für
eine Kehrtwende in der Wohnungspolitik zu bündeln.

Programm

11 - 13 Uhr Alle Macht den (Mieter*innen-)Räten! - Mitbestimmung, Selbstorganisierung, Mieterstreik?

Begrüßung

Caren Lay, MdB, Stellvertretende Vorsitzende und Sprecherin für Mieten-, Bau- und Wohnungspolitik der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag

Heike Sudmann, MdHB, Stellvertretende Vorsitzende und Sprecherin für Stadtentwicklungs-, Wohnungs- und Verkehrspolitik der Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen
Bürgerschaft

Podiumsdiskussion

Dr. Rolf Bosse, Mieterverein zu Hamburg (Deutscher Mieterbund)

Marie Schubenz, Mieterrätin Neues Kreuzberger Zentrum, Berlin

Achim Sommer, Bündnis Kommunal und Selbstverwaltet Wohnen, Berlin

Lukas Tockner, Arbeiterkammer Wien

Moderation: Caren Lay

13 - 14 Uhr Mittagspause

14 - 16 Uhr Austausch in drei Arbeitsgruppen

I. Wohnen darf keine Ware sein - Mittel gegen Spekulation und Geldwäsche im Immobiliensektor

Fabio De Masi, MdB, Stellvertretender Vorsitzender und Sprecher für Finanzpolitik der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag

Dr. Laura Calbet i Elias, Stadtforscherin am Leibniz-Institut für Raumbezogene Sozialforschung Erkner

Rouzbeh Taheri, Deutsche Wohnen & Co. enteignen Berlin

Moderation: Victor Perli, MdB

II. Mit Klimaschutz gegen den Mietenwahnsinn? - Sozial und ökologisch modernisieren

Paula Brandmeyer, Deutsche Umwelthilfe

Lukas Tockner, Arbeiterkammer Wien

Johanna Reidt, Mieterinitiative Steilshoop, Hamburg

Moderation: Lorenz Gösta Beutin, MdB

III. Wohnungslosigkeit beenden

Andrea Hniopek, Caritas Hamburg

Corinna Müncho und Sebastian Böwe, Housing First Berlin

Cansu Özdemir, MdHB, Vorsitzende und Sprecherin für Soziales der Fraktion DIE LINKE. in der Hamburgischen Bürgerschaft

Matthias Sell, Verkäufer der Straßenzeitung Hinz und Kunzt, Hamburg

Moderation: Cornelia Möhring, MdB, Stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag

16 - 16.30 Uhr Kaffeepause

16.30 - 17.30 Uhr Abschlusspodium

Mietendeckel, Enteignung, bundesweite Bündnisse - Wege zu einer sozialen Wohnungspolitik

Dr. Andrej Holm, Humboldt-Universität zu Berlin

Caren Lay

Heike Sudmann

Rouzbeh Taheri

Moderation: Zaklin Nastic, MdB

Eine Anmeldung ist bis zum 25. September 2019 über 
unsere Homepage https://www.linksfraktion.de/termine oder 
per E-Mail an veranstaltung@linksfraktion.de mit dem Betreff »Mieten« erwünscht.

Eine Übersetzung in Gebärden- oder Schriftsprache ist möglich, sofern der Bedarf bis 12. September 2019 angemeldet wird.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. September 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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DISKUSSION/464: Hamburg - Für ein Menschenrecht auf Frieden, Friedenspolitik statt Rüstungspolitik - 17.09.2019


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 11. September 2019

Für ein Menschenrecht auf Frieden

Friedenspolitik statt Rüstungspolitik

Eine Veranstaltung der Bundestagsfraktion DIE LINKE

GLS Bank Hamburg, Düsternstraße 10, 20355 Hamburg

17. September 2019, 19 - 21 Uhr



Frieden ist mehr als die Abwesenheit von Krieg oder bewaffneten
Konflikten. Frieden bedeutet die Beseitigung aller Arten von Gewalt,
sei es direkte oder indirekte, politische, strukturelle,
wirtschaftliche oder kulturelle Gewalt, sowohl im öffentlichen als
auch im privaten Raum. Frieden ist eine wesentliche Voraussetzung, um
Menschenrechte zu verwirklichen.

2010 schlugen Nichtregierungsorganisationen in der »Santiago-Erklärung
zum Menschenrecht auf Frieden« die Festschreibung detaillierter Rechte
und Pflichten von Staaten vor. Die Bundesregierung lehnte diese
Erklärung ab. Stattdessen beteiligt sie sich an Kriegen, indem sie
ihren Militärstützpunkt Ramstein für den US-Drohnenkrieg zur Verfügung
stellt und Bundeswehrsoldaten in Auslandseinsätze schickt. Der
Rüstungsetat wird weiter um Milliardensummen erhöht, Deutschland ist
weltweit viertgrößter Rüstungsexporteur. Und Hamburg spielt dabei eine
besondere Rolle, denn der Hamburger Hafen ist zur Drehscheibe des
internationalen Waffenhandels geworden.

Wir möchten mit Expertinnen und Experten und Ihnen über die Umsetzung
des Menschenrechts auf Frieden diskutieren. Welche politischen
Maßnahmen wären notwendig, um ein umfassendes Menschenrecht auf
Frieden umzusetzen? Welche Rolle könnte und müsste die Bundesregierung
dabei spielen?

PODIUMSTEILNEHMENDE:

Zaklin Nastic

MdB, Menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. im
Bundestag

Norman Paech

emeritierter Professor für Verfassungs- und Völkerrecht,
wissenschaftlicher Beirat der »International Association of Lawyers
against Nuclear Armament« (IALANA) und »International Physicians for
the Prevention of Nuclear War« (IPPNW)

Hartmut Ring

»Hamburger Initiative gegen Rüstungsexporte« und »Pädagoginnen und
Pädagogen für den Frieden«

Kathrin Vogler

MdB, Friedenspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. im
Bundestag

Eine Anmeldung ist namentlich bis zum 15. September 2019 über
unsere Homepage https://www.linksfraktion.de/termine
oder per E-Mail an veranstaltung@linksfraktion.de
mit dem Betreff »Menschenrecht« erwünscht. 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 11. September 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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DISKUSSION/463: Hamburg - "Desaster Deutsche Bahn" mit Arno Luik - 12.09.2019


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 11. September 2019

Einladung zur Veranstaltung "Desaster Deutsche Bahn" mit Arno Luik am 12. September im Rathaus



Kritik an der Deutschen Bahn erschöpft sich oft an Ärger über falsche
Wagenreihungen oder ausfallende Klimaanlagen. Dabei liegt die Malaise
im System. In seinem aufsehenerregenden Buch "Schaden in der
Oberleitung" beschreibt der renommierte Journalist Arno Luik ("stern")
wie die Bahn-Manager das Unternehmen seit der Bahnreform 1994, nach
der die Bahn an die Börse sollte, aufs Abstellgleis geführt haben.
Beispielhaft dafür stehen Wahnsinnsprojekte wie "Stuttgart21", aber
auch die Verlegung des Altonaer Bahnhofs an den Diebsteich.

Über die Skandale und Stümpereien der Deutschen Bahn diskutiert Arno
Luik auf einer Veranstaltung am Donnerstag 12. September von 18:30 Uhr
bis 21 Uhr im Rathaus. Es moderiert Heike Sudmann (verkehrspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft).

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 11. September 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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ARBEIT/2974: Vier von zehn Neueinstellungen sind befristet (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 10.09.2019

Vier von zehn Neueinstellungen sind befristet



Von zehn Neueinstellungen sind vier befristet. Das geht aus einer am
Dienstag veröffentlichten Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung (IAB) hervor. Auf die Gesamtzahl der Beschäftigten bezogen
arbeitet jeder zwölfte befristet. Auszubildende sind in dieser Zahl nicht
berücksichtigt.

Überdurchschnittlich häufig greifen größere Betriebe zu Befristungen.
Betriebe mit mehr als 75 Beschäftigten beispielsweise stellen mit einer um
neun Prozentpunkte höheren Wahrscheinlichkeit befristet ein als kleinere
Betriebe. Wenig überraschend nutzen Kleinstbetriebe mit weniger als zehn
Beschäftigten signifikant seltener als andere Betriebe Befristungen: Bei
diesen Kleinstbetrieben gelten nicht die Regelungen des
Kündigungsschutzgesetzes.

Die Wahrscheinlichkeit, dass eine Stelle befristet besetzt wird, ist bei
kurzfristigem Personalbedarf doppelt so hoch wie bei längerfristigem.
Dennoch werden mit 85 Prozent die meisten befristeten Neueinstellungen bei
längerfristigem Personalbedarf vorgenommen, da insgesamt nur jede zehnte
Neueinstellung aufgrund eines vorübergehenden Bedarfs stattfindet.

Die Dauer des Stellenbesetzungsprozesses ist bei befristeten Stellen im
Vergleich zu unbefristeten Stellen kürzer, und es werden auch weniger
finanzielle Mittel beispielsweise für Stellenanzeigen oder
Personalvermittler bei der Stellenbesetzung investiert. Kürzere
Stellenbesetzungsdauern aufgrund weniger intensiver Auswahlprozesse treten
vornehmlich bei Neueinstellungen zur Deckung eines kurzfristigen und nur
vorübergehenden Arbeitskräftebedarfs auf. Dass weniger finanzielle Mittel
für die Besetzung befristeter Stellen investiert werden, gilt dagegen auch
bei längerfristigem Bedarf. Befristete Neueinstellungen werden der
IAB-Studie zufolge nicht nur zur Deckung eines vorübergehenden
Arbeitskräftebedarfs genutzt, sondern auch als "verlängerte Probezeit".

Bei befristeten Neueinstellungen wird häufiger als bei unbefristeten auf
Berufserfahrung als Einstellungsvoraussetzung verzichtet. Zudem zeigen die
IAB-Daten, dass Betriebe insbesondere bei Helfertätigkeiten deutlich
häufiger Befristungen vornehmen.

Die IAB-Studie beruht auf den Daten der IAB-Stellenerhebung mit mehr als
10.000 teilnehmenden Betrieben.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb1719.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 10.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/952: Soziale und ökologische Herausforderungen der globalen Textilwirtschaft (idw)


Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE) - 10.09.2019

Soziale und ökologische Herausforderungen der globalen
Textilwirtschaft



Zum Start des Siegels "Der Grüne Knopf" für nachhaltige Textilien hat das
Deutsche Institut für Entwicklungspolitik (DIE) eine Studie zu sozialen
und ökologischen Herausforderungen der globalen Textilwirtschaft
veröffentlicht. Sie betont drei Hauptproblemfelder: Arbeitsbedingungen in
der Konfektion; Umweltprobleme in den vorgeschalteten Nassprozessen; und
soziale und ökologische Probleme in der Baumwollerzeugung.

Bekleidung für den rasch wachsenden Weltmarkt wird fast ausschließlich in
Entwicklungs- und Schwellenländern gefertigt. Die Produktionsbedingungen
in diesen Ländern gehen mit erheblichen sozialen und ökologischen
Problemen einher. Diese in den Griff zu bekommen, ist eines der
wesentlichen Ziele der deutschen Entwicklungszusammenarbeit.

Auf Grundlage einer umfangreichen Analyse der wissenschaftlichen Literatur
identifiziert die vorliegende Studie die wichtigsten sozialen und
ökologischen Herausforderungen in der Textil-Lieferkette. Als
Hauptprobleme nennt sie Arbeitsbedingungen in der Konfektion;
Umweltprobleme in den vorgeschalteten Nassprozessen; und soziale und
ökologischen Probleme in der Baumwollerzeugung und belegt die Defizite im
Detail. Des Weiteren wird die deutsche Zusammenarbeit in diesem Bereich
dargestellt. Für vier Handlungsfelder wird beschrieben, wo Deutschland
bereits viel tut und wo künftig noch mehr getan werden könnte: (1) den
Konsum nachhaltiger gestalten; (2) unternehmerische Sorgfaltspflicht
einfordern; (3) die lokale Wertschöpfung in der Produktion steigern; und
(4) Institutionen vor Ort stärken.

Andreas Stamm, Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Forschungsprogramm
"Transformation der Wirtschafts- und Sozialsysteme" am Deutschen Institut
für Entwicklungspolitik, betont die Bedeutung der Textilwirtschaft in den
Produktionsländern: "Die exportorientierte Textilwirtschaft ist für viele
Menschen in Ländern mit geringem Einkommensniveau mittelfristig
unverzichtbar. Die Herausforderung liegt darin, die Textilherstellung so
zu verbessern, dass sie überall gute Arbeit und ökologische Nachhaltigkeit
gewährleistet."

Gleichzeitig hebt er hervor, dass es in den vergangenen Jahren schon viele
Fortschritte gegeben habe: "Bei sozialen Herausforderungen in der
Bekleidungsfertigung hat es durch die Arbeit der
Entwicklungszusammenarbeit, engagierter Nichtregierungsorganisationen und
aufmerksamer Medien gemeinsam mit Akteuren vor Ort wichtige Fortschritte
gegeben. Das Ziel einer fair gestalteten Lieferkette ist aber noch lange
nicht erreicht."

Tilman Altenburg, Leiter des Forschungsprogramms, sieht Potentiale für
Siegel wie "Der Grüne Knopf": "Immer mehr Menschen finden die Diskrepanz
zwischen Mode-Shopping in reichen Ländern und menschenunwürdigen
Bedingungen bei der Herstellung ethisch inakzeptabel und wünschen sich
bessere Bedingungen. Hier können Siegel mit transparenten Kriterien den
Konsumenten Orientierung geben."


Originalpublikation:

Stamm, Andreas / Tilman Altenburg / Maximilian Müngersdorff / Tim Stoffel
/ Kasper Vrolijk (2019).

Soziale und ökologische Herausforderungen der globalen Textilwirtschaft:
Lösungsbeiträge der deutschen Entwicklungszusammenarbeit,

Bonn: Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE)

doi.org/10.23661/rep1.2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1774
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MESSE/3901: Marketingexpertin - "IAA-Rückzug ist Ausdruck einer Branche in der Krise" (idw)


Frankfurt University of Applied Sciences - 09.09.2019

"IAA-Rückzug ist Ausdruck einer Branche in der Krise": 
Statement von Marketingexpertin Prof. Dr. Erika Graf

Prof. Dr. Erika Graf: Autohersteller müssen ihr
Geschäftsmodell komplett verändern / Format Messe bleibt attraktiv



Wenn die Internationale Automobil-Ausstellung (IAA) am 12. September 2019
ihre Tore öffnet, werden viele namhafte Automobilhersteller in Frankfurt
gar nicht vertreten sein oder sich mit einem deutlich kleineren Messestand
präsentieren. Diese Entwicklung ist keinesfalls ein Indikator dafür, dass
das Format Messe nicht mehr zeitgemäß ist. Vielmehr ist der Rückzug
einiger traditionsreicher Autohersteller von der IAA offenkundig Ausdruck
einer Branche in der Krise, sagt die Marketingexpertin Prof. Dr. Erika
Graf von der Frankfurt University of Applied Sciences (Frankfurt UAS).

"Weltweit befindet sich die Automobilindustrie im Umbruch hin zur
Elektromobilität. Dies führt zu einem erhöhten Kostendruck. Hinzu kommen
Unsicherheiten im Welthandel, Diskussionen um Zölle, der Brexit etc., die
Deutschland als Exportnation insbesondere in der Automobilindustrie zu
schaffen machen", so Graf. "Aber nicht nur deutsche, alle internationalen
Autobauer sind davon betroffen: So geben Unternehmen als wichtiges
Kriterium für eine Messebeteiligung die wirtschaftliche Situation im
Heimatland an. Daher sind auch dies Entwicklungen, die zu einem kleineren
Auftritt wie bei BMW und Daimler oder Absagen wie von Peugeot, Mitsubishi
oder Nissan führen."

Die Messe habe als Leistungsschau ihre Attraktivität für Aussteller und
Besucher/-innen durchaus nicht verloren, betont die Wissenschaftlerin.
"Weltweit ist die Messebranche im Wachstum. Messen in Deutschland konnten
sich in den vergangenen Jahren steigender Umsätze erfreuen, aber das
Messebudget deutscher Unternehmen ist in 2018, nach einem Hoch in
2006/2007, auf das Niveau von 2002 gesunken." Die Gründe dafür seien
vielfältig. "Einerseits führen steigende Ausgaben für Digitales Marketing
möglicherweise zu einer Umverteilung der Budgets. Andererseits ist die
Automobilbranche eine Schlüsselindustrie in Deutschland, und
Ausgabeveränderungen in der Branche schlagen auf das Gesamtbild durch", so
Graf. Laut einer Umfrage (1) zum Imageschaden des Dieselantriebs bei
Automobilen durch die Betrugsskandale in Deutschland im Jahr 2018 waren 87
Prozent der potenziellen Käufer/-innen von Autos mit Dieselantrieb der
Ansicht, dass das Image des Diesels durch die Skandale stark beschädigt
worden ist. "Auch dieser Imageverlust mag zur Zurückhaltung oder mehr
Bescheidenheit beim Messeauftritt beitragen", so die Betriebswirtin.

Eine weitere Erklärung liegt laut Graf darin, dass die Automobilbranche
vor einer tiefgreifenden Veränderung ihres Geschäftsmodells steht: weg vom
Verkauf von Produkten und hin zum Vermarkten von Dienstleistungen. "Der
Besitz des eigenen Fahrzeugs wird in Zukunft weniger wichtig sein als ein
umfassender Mobilitätsansatz mit entsprechenden Services, vor allem in
Ballungsräumen. Durch die Digitalisierung können Automobilhersteller ihren
Kundinnen und Kunden eine Vielzahl von meist App-basierten
Mobilitätsdienstleistungen anbieten. Die Mobilität der Zukunft wird sich
stark verändern. Dementsprechend entwickeln die Automobilbauer Konzepte
wie CarSharing oder Ridesharing und Zusatzservices, beispielsweise, um
knappen Parkraum besser zu nutzen. Aufgrund der Immaterialität solcher
Services können diese auf Messen nicht wie das physische Produkt 'Auto'
präsentiert werden. Sie können beschrieben, erklärt oder in
Nutzungsszenarien per Video gezeigt werden. Der Vorteil einer Ausstellung
- das physische Erleben des Autos, die Möglichkeit sich hineinzusetzen,
das Lenkrad anzufassen, das Leder zu riechen - gelten nicht für Services."



(1) Die Umfrage ist nachzulesen in der Statistikdatenbank Statista unter:

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/819523/umfrage/umfrage-zum-imageschaden-durch-den-dieselskandal/

Weitere Informationen zum Fachbereich Wirtschaft und Recht der Frankfurt
UAS unter:

https://www.frankfurt-university.de/fb3.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295
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MIETRECHT/377: Streitwert der Jahresabrechnung (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 9. September 2019

Ressort: Miete und Immobilien/Service/Recht

Streitwert der Jahresabrechnung



Hamm/Berlin (DAV). Auch in Wohnungseigentümergemeinschaften streitet
man am häufigsten ums liebe Geld. Da verwundert es nicht, dass
regelmäßig die Jahresabrechnung der Verwaltung auf dem Prüfstand
steht. So auch in einer Entscheidung des Oberlandesgericht Hamm vom
26. Februar 2019 (AZ.:15 W 388/18), auf die die Arbeitsgemeinschaft
Mietrecht und Immobilien vom Deutschen Anwaltverein (DAV) verweist.

Hier ging es im Wesentlichen um die Frage, welcher Streitwert für die
Anfechtung der Jahresabrechnung zu Grunde zu legen ist. Der Wert der
gesamten Abrechnung? Derjenige Anteil, der auf den einzelnen
Eigentümer entfällt? Oder die Differenz zwischen dem Ergebnis der
"falschen" Jahresabrechnung und der "richtigen"? Wegen dieser Fragen
wurde gegen den vom Amtsgericht festgelegten Streitwert das
Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde eingelegt. Der
Oberlandesgericht verweist seiner Entscheidung auf die bestehenden
Grundsätze: für den Fall der Anfechtung einer Jahresabrechnung in
ihrer Gesamtheit ist für die Wertfestsetzung von 50 % des
Nennbetrages, also dem Gesamtergebnis der Abrechnung, auszugehen, denn
dies ist das Interesse der Parteien. Hierzu muss auch nicht mehr der
Betrag, der laut Einzelabrechnung auf den Wohnungseigentümer entfällt,
hinzugerechnet werden, da dieser Betrag in der Gesamtabrechnung
bereits enthalten ist - in der Einzelabrechnung werden die Kosten
letztlich nur verteilt. Anderes kann in den Fällen gelten, in denen
sich ein Wohnungseigentümer mit der Beschlussanfechtungsklage gegen
den Ansatz einer einzelnen Kostenposition in der Jahresabrechnung
wendet. Dann bestimmt sich seine Beschwer nach dem Nennwert, mit dem
diese Position in seiner Einzelabrechnung angesetzt ist.

Da die Höhe des Streitwertes sowohl für die Gerichtskosten als auch
für die Kosten der Anwälte maßgeblich sind, sollte im Vorfeld gut
überlegt werden, welche Rechnungspositionen angegriffen werden soll
bzw. ob die gesamte Abrechnung oder nur Teile überprüft werden. Denn
sonst kann man als Kläger ungeachtet der Tatsache, dass man in einigen
Punkten Recht behält, an den Kosten des Rechtsstreits beteiligt
werden.

Informationen: www.mietrecht.net

 * 

Quelle:

Pressemitteilung MietR 10/19 vom 9. September 2019

Arbeitsgemeinschaft Mietrecht und Immobilien des Deutschen Anwaltvereins

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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SCHACH-SPHINX/07025: Arabische Fabulierlust (SB)


Die Araber waren ganz besonders eifrig darin, die Wurzeln des
Schachspiels bis weit in den eigenen geschichtlich-kulturellen
Mutterboden hinein zu verpflanzen. Als Erben des griechischen
Altertums dichteten sich einige arabische Autoren ihre Fabeln bunt
zusammen. So heißt es beispielsweise, daß Aristoteles täglich mehrere
Stunden Schach gespielt habe, und daß gar Hippokrates und Galenus ihre
Patienten mit einer Partie Schach von ihren Krankheiten kuriert
hätten. Und um der märchenhaften Fabulierlust die Krone aufzusetzen,
behaupteten manche, die beiden Söhne Noahs, Yafet und Sem, ja selbst
Adam, hätten in Mußestunden mit dem Königlichen Spiel die Langeweile
vertrieben. Über den ersten Schöpfungsmenschen wurde sogar berichtet,
daß er, um Herr zu werden über die Trauer wegen Abels Tod, zu den
Schachsteinen gegriffen und - vermutlich in Ermangelung eines anderen
Spielpartners - mit der Menschenmutter Eva gespielt habe. Das heutige
Rätsel der Sphinx bewegte sich dann doch mehr auf dem Boden des
Diesseits. Schwarz am Zuge mußte ums Remis kämpfen. Einesteils bot
sich 1...Dh5-h4? an, was jedoch mit einer genialen Kombination
widerlegt worden wäre. Ljubojevic fand freilich den rettenden Ausweg.
Nun, Wanderer, was war an 1...Dh5-h4? trügerisch und wie erzwang der
Jugoslawe dennoch das Remis?






[image: SCHACH-SPHINX/07025: Arabische Fabulierlust (SB)]



Csom - Ljubojevic

Nice 1974


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Nachziehende hatte außer acht gelassen, daß er nach 1.Th6xg6!
Df7xg6 2.Se4xc5 vis-a-vis mit dem weißen Läufer stand. Rückzug mit
2...Dg6-f7 schied wegen 3.Sc5xa6+ Kc7-b7 4.Df4xd4 Kb7xa6 5.c4-c5+ Ka6-
b7 6.c5-c6+ Kb7-c7 7.Dd4-a4 aus. Zu retten war die Partie freilich
auch nach 2...Sg7-f5 3.Sc5-e6+ Sd4xe6 4.d5xe6 Td8-h8 5.Ld3xf5 Dg6-g7
6.e6-e7 nicht mehr. Schwarz gab auf, denn der Bauer war wegen
6...Dg7xe7 7.Sf6-d5+ tabu.



Erstveröffentlichung am 22. August 2006

11. September 2019
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FORSCHUNG/172: Kooperationen zwischen Kommunen sichern Lebensqualität im ländlichen Raum (idw)


Deutsches Institut für Urbanistik - 10.09.2019

Kooperationen zwischen Kommunen sichern Lebensqualität im ländlichen
Raum

Forschungsinstitute ISOE und Difu entwickeln Leitfaden für Kommunen, um
Auswirkungen des demografischen Wandels abzufedern



Chronische Unterfinanzierung, Personalengpässe, Unterauslastung von
Infrastrukturen und Lücken in der Nahversorgung: Der demographische Wandel
beeinträchtigt die Lebensqualität in vielen ländlichen Regionen. Eine
verstärkte Zusammenarbeit von Kommunen kann dazu beitragen,
Infrastrukturen der Daseinsvorsorge aufrecht zu erhalten und damit
Lebensqualität zu sichern. Ein Forschungsteam entwickelte nun einen
Leitfaden für Kommunen, der zeigt, wie verstärkte Kooperation zu einem
nachhaltigen regionalen Management der Daseinsvorsorge beitragen kann. Er
entstand unter Leitung des ISOE - Institut für sozial-ökologische
Forschung - in Kooperation mit dem Deutschen Institut für Urbanistik
(Difu) im Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und Forschung
(BMBF) geförderten Forschungsprojekts "LebensWert".

Wenn die Bevölkerung altert, die Jüngeren wegziehen und Wohnungsleerstand
das Gesicht einer Gemeinde ebenso prägen wie fehlende
Einkaufsmöglichkeiten und Arbeitsplätze vor Ort, dann sinkt die
Lebensqualität. Kommunen geraten unter Druck, denn die Sicherung der
Daseinsvorsorge wird zur Herausforderung. Zur Daseinsvorsorge gehören
grundlegende Leistungen für das Gemeinwesen. Diese sollten einen
gleichberechtigten Zugang ermöglichen, akzeptable Preise haben und
kontinuierlich und gleichbleibend in Qualität und Umfang in den folgenden
Sektoren erbracht werden: Energie, Wasserversorgung, Abwasser- und
Abfallentsorgung, Gesundheit, Pflege, Bildung, Jugend- und Altenhilfe. Die
Daseinsvorsorge umfasst auch eine angemessene Versorgung mit Wohnraum und
Einkaufsmöglichkeiten.

Um all diese notwendigen Versorgungsleistungen weiterhin zu gewährleisten,
empfiehlt das Forschungsteam, die Zusammenarbeit unter Kommunen auszubauen
und zu intensivieren. In der Siedlungswasserwirtschaft kann zum Beispiel
ein gemeinsam getragener Dienstleistungspool mit adäquater personeller wie
technischer Ausstattung eine Antwort auf wasserwirtschaftliche
Herausforderungen in Kommunen sein. "Interkommunale Kooperation kann
Akteure in kleinen Kommunen im Alltag in ihren vielfältigen praktischen
Aufgaben der Daseinsvorsorge entlasten und so Freiräume und Anlässe für
den Blick auf strategische Fragen schaffen," sagt Jutta Deffner vom ISOE -
Institut für sozial-ökologische Forschung und Leiterin des
Forschungsprojekts LebensWert. Denn häufig seien Entscheidungsträger*innen
mit dringlichen Aufgaben im Alltagsgeschäft konfrontiert. "Momente, sich
mit etwas Abstand den strategischen Zukunftsfragen der Gemeinde zu widmen,
sind selten und wären aber wichtig, um die Kommunen in einer Region
gemeinsam zukunftsfähig zu machen."

Gemeinsam zukunftsfähig bleiben: Leitfaden für die kommunale Praxis

Dörfer und Kleinstädte wie im Werra-Meißner-Kreis kooperieren bereits
heute miteinander, um die Auswirkungen des demographischen Wandels
abzufedern und die Lebensqualität aufrechtzuerhalten und zu verbessern.
"Wir haben im Rahmen des Forschungsprojekts "Lebenswert", an dem die Stadt
Eschwege und umliegende Gemeinden beteiligt waren, gesehen, wie groß das
Potenzial zur Weiterentwicklung der regionalen Zusammenarbeit ist", sagt
Projektleiter Martin Zimmermann vom ISOE - Institut für sozial-ökologische
Forschung. Das Projektteam hat gemeinsam mit den Verantwortlichen in der
Region Kooperationsmöglichkeiten in den Bereichen Wasserversorgung und
Abwasserbeseitigung, Wohnen und Nahraum untersucht und einen Leitfaden
erstellt, der Wege für ein kooperatives Entwicklungsmanagement sowie
entsprechende organisatorische Strukturen und konkrete Maßnahmen aufzeigt.

Der neue Leitfaden bietet Kommunen eine umfassende Orientierung, wie
bestehende Kooperationen vertieft, gestärkt und verstetigt werden können.
Verantwortliche in Kommunen erhalten damit konkrete Anregungen und
Hilfestellungen, wenn es zum Beispiel darum geht, Lösungen für
Leerstandsimmobilien zu finden oder das Wohnungsangebot einer Kommune
alters- und einkommensgerecht zu gestalten bzw. energetische Sanierungen
im Wohnbereich umzusetzen. "Die Bereiche Wasser, Wohnen und Nahraum stehen
beispielhaft für die Potenziale interkommunaler Zusammenarbeit", sagt
Difu-Wissenschaftler Jan Hendrik Trapp. Die möglichen Formate und
Organisationsformen dafür reichen von Austauschforen und informellen
Netzwerken über Zweckverbände und öffentliche Körperschaften bis hin zu
privatrechtlichen Unternehmensformen.

Der Leitfaden hält für Kommunen viele Beispiele bereit, die zeigen, welche
Organisationsform sich für welches Aufgabengebiet eignet und gibt
Anregungen, die Kooperationen nicht nur aufgabenbezogen und sektoral
anzulegen. Er zeigt auch Möglichkeiten auf, wie eine räumlich integrierte,
handlungsfeldübergreifende kommunale Zusammenarbeit strukturiert und
umgesetzt werden kann. "Eine Zusammenarbeit zwischen Kommunen, die die
unterschiedlichen Handlungsfelder einschließt, ist ein wichtiger Baustein
zur langfristigen Gewährleistung der Daseinsvorsorge. Denn so können
Zukunftsthemen besser identifiziert und die regionale Entwicklung
insgesamt in den Blick genommen werden," so Difu-Wissenschaftler Jan
Hendrik Trapp.


Download Leitfaden (PDF)

"Lebensqualität und Daseinsvorsorge durch interkommunale Kooperation"

https://difu.de/12825

Kurzinformation zum Forschungsprojekt "LebensWert"

Das Forschungsprojekt "LebensWert - Lebenswerte Kleinstädte im
demografischen Wandel - Lebensqualität erhalten durch ein
sektorenübergreifendes interkommunales Entwicklungsmanagement" wurde
innerhalb der Fördermaßnahme "Kommunen innovativ" des Bundesministeriums
für Bildung und Forschung (BMBF) gefördert. Forschungs- und Projektpartner
waren das ISOE - Institut für sozial-ökologische Forschung, Frankfurt am
Main, die Kreisstadt Eschwege, das Deutsche Institut für Urbanistik
(Difu), Berlin sowie COOPERATIVE Infrastruktur und Umwelt, Kassel. Zu den
Praxispartnern zählten die Städte und Gemeinden Bad Sooden-Allendorf,
Berkatal, Eschwege, Hessisch Lichtenau, Meißner, Sontra, Waldkappel,
Wanfried, Weißenborn, Witzenhausen und das Regierungspräsidium Kassel.

https://kommunen-innovativ.de/lebenswert

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution225
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TAGUNG/676: Essen - Migration, Sprache, Identität, 19.-21.09.2019


Universität Duisburg-Essen

Migration - Sprache - Identität - DFG-Tagung



Wie viel Mehrsprachigkeit ist in einer Gesellschaft möglich? Wird
Einsprachigkeit von den Medien konstruiert? Wie gelingt es Zugewanderten,
ihre mitgebrachte Kultur und die des aufnehmenden Landes zu leben, und
werden sie an Entscheidungen in ihrer neuen Heimat beteiligt? Fragen wie
diese werden auf der internationalen Tagung "Approaches to migration,
language and identity" (AMLI) diskutiert. Sie wird federführend von der
Universität Duisburg-Essen (UDE) organisiert und findet vom 19. bis 21.
September im Essener Haus der Technik statt.

Einer der Vortragenden ist UDE-Professor Andreas Niederberger. Er stellt
Forschungsansätze vor, die eine gemeinsame Sprache als Voraussetzung
betrachten, um an öffentlichen Diskursen und politischen Entscheidungen
teilzuhaben. Er stellt sie solchen Konzepten gegenüber, die
Mehrsprachigkeit berücksichtigen und lotet dabei Möglichkeiten und Grenzen
aus.

Professor Piet Van Avermaet (Ghent) aus Belgien analysiert hingegen, wie
die Forderung nach einer 'offiziellen Sprache' in vielen Ländern
strategisch genutzt wird, um den Zuzug zu beschränken: "Die Sprachen von
Immigranten werden unterbewertet, oft kritisiert. Anstatt die
multilingualen Fähigkeiten als Chance zu sehen, werden sie als Hindernis
für die soziale Integration gewertet.". Bevor der Aufnahmeantrag bewilligt
wird, findet ein Sprachtest statt.

Professorin Elizabeth Lanza (Oslo) befasst sich mit mehrsprachiger
Erziehung im digitalen Zeitalter. Viele transnationale Familien sehen es
als wichtig an, ihre Kinder zwei- oder mehrsprachig aufwachsen zu lassen,
und suchen hierzu Rat in Eltern-Blogs und -Vlogs. Diese multilingualen
Online-Medien enthalten nicht nur Erziehungstipps, wird Lanza zeigen,
sondern sagen einiges über sprachliche Ideologien und die Konstruktion von
Identitäten aus.

In verschiedenen Workshops werden zudem Themen wie Familiensprachen, die
Inklusion von schulpflichtigen Zugewanderten und historische Aspekte von
Migration diskutiert.

Die Konferenz richtet sich an Geistes-, Bildungs- und
Sozialwissenschaftler und wird von der Deutschen Forschungsgemeinschaft
gefördert. Organisiert wird sie vom Interdisziplinären Zentrum für
Integrations- und Migrationsforschung der UDE sowie von der Technischen
Universität Dortmund. Anmeldungen sind noch online möglich.


Anmeldung:

https://www.amli2019.de/

Weitere Informationen unter:

https://www.conftool.com/amli2019/register.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, 10.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/1198: Herten - "Pilates und Beckenbodentraining", 14 Termine ab 16. September 2019


Stadt Herten

Pilates und Beckenbodentraining



Effektive Pilates-Übungen sollen die Muskulatur kräftigen und sie
geschmeidig halten. So sollen die Wirbelsäule und die Gelenke an
Beweglichkeit gewinnen. Der Fokus dieses Kurses liegt auf der
Ausarbeitung der Rumpfmuskulatur und der Stärkung des Beckenbodens.

8682

Janet Golde

montags 20.15 - 21.15 Uhr

ab 16. September 2019

14 Termine (19 UStd)

Augustaschule (Turnhalle)

65 Euro (erm. 46 Euro / HP 33 Euro)

Anmeldungen sind bei der VHS nur schriftlich bzw. persönlich möglich -
online, per E-Mail unter vhs@herten.de oder per Anmeldekarte.
Telefonisch werden nur Auskünfte erteilt.

Auskunft:

VHS Herten

 Resser Weg 1

 45699 Herten

 Tel.: (0 23 66) 303 510

 www.vhs-herten.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. September 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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GASTSPIEL/367: Arnsberg - Kathrin Heinrichs mit Vincent Jakobs "Aus dem Takt", 10.10.2019


Stadt Arnsberg

Kathrin Heinrichs mit Vincent Jakobs "Aus dem Takt"



Arnsberg. Vincent Jakobs ist zurück! Zum 20-jährigen Bühnenjubiläum
bringt Kathrin Heinrichs mit "Aus dem Takt" den zehnten Band der
beliebten Sauerland-Krimireihe heraus - Vincent Jakobs ermittelt
diesmal in Chorkreisen und stößt dabei nicht nur gesanglich an seine
Grenzen. Präsentieren wird ihn die Autorin auf Einladung der
Stadtbibliothek Neheim am Donnerstag, 10. Oktober 2019, ab 19 Uhr in
der Aula der ehemaligen Realschule Neheim, Goethestraße 16-18.

Männerstimmen werden dringend gesucht! So dringend, dass selbst
Vincent Jakobs im Chor eine Bereicherung darstellt. Als der Chorleiter
nach der Probe vermisst wird, ahnt niemand, dass eine Drahtfalle dem
Motorradfahrer zum Verhängnis wurde. Ein Denkzettel von Motorrad-Gegnern? 
Oder Eifersucht in Chorkreisen? Vincent jedenfalls hat schon
bald mit jeder Menge Dissonanzen zu kämpfen.

Kathrin Heinrichs' Mix aus Spannung und Humor durchzieht nicht nur
ihren neuen Krimi, sondern auch ihr Leseprogramm "Alles gut?", mit dem
sie das Buch präsentiert. Während im Krimi ja selten alles gut ist,
scheint überall sonst "Alles gut"-Stimmung zu herrschen. Die Autorin
greift das Alltagsphänomen augenzwinkernd auf und verarbeitet es in
herrlichen Szenen. Egal, ob eine Mutter den obligatorischen
Weihnachtsgruß mit Familienüberblick auf köstliche Weise vergeigt oder
ein Mafia-Spross seine Bewährungsprobe wegen Einfühlung verdaddelt -
in Heinrichs' Geschichten schwebt das "Alles gut"-Mantra über allem
und lässt beim Zuhörer die Lachtränen fließen. Trockener Humor und
sauerländische Ausgelassenheit - Kathrin Heinrichs' neues Programm
verspricht beste Unterhaltung - und so wird ja am Ende vielleicht
wirklich alles gut...

Karten für den Abend mit Kathrin Heinrichs gibt es ab sofort in den
drei Standorten der Stadtbibliothek Neheim, Alt-Arnsberg und Hüsten
zum Preis von 10 Euro, ermäßigt 8 Euro, zu kaufen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. September 2019

Stadt Arnsberg

Pressestelle

E-Mail: pressestelle@arnsberg.de
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SPIELPLAN/884: Hamburg - Kampnagel Veranstaltungen September/Oktober 2019


Kampnagel Termine September/Oktober 2019

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste



Zum Start der Spielzeit kommen drei Produktionen auf die große Bühne:
10000 GESTEN von Boris Charmatz, der zur Musik von Mozarts Requiem die
Flüchtigkeit des Tanzes inszeniert, die deutsche Erstaufführung von
MAGGIE THE CAT, einer neuen Arbeit des amerikanischen Choreografen
Trajal Harrell, die in Koproduktion mit dem Manchester International
Festival entstanden ist, sowie Constanza Macras' Bollywood
inspiriertes Tanzhappening CHATSWORTH, in der sie die Diskriminierung
indischer Einwanderer in Südafrika zum Thema macht.

Erinnerungskultur und deutsche Kolonialvergangenheit sind Themen, die
über die gesamte Spielzeit aufgegriffen werden. Zuerst mit dem
Gastspiel HERERO_NAMA vom Schauspiel Köln, einem dokumentarischen
Theaterabend von Nuran David Calis, mit Yolanda Gutierrez'
performativen Stadtspaziergang DECOLONYCITIES durch die Hafencity, die
Sound-Installation RWANDAN RECORDS von Jens Dietrich und Milena
Kipfmüller sowie einem Vortrag der französischen Kunsthistorikerin
Bénédicte Savoy.

Um politische Gegenwart geht es u.a. im dreitägigen Themenfokus über
queere muslimische Subkultur. WE MOKHTALEFS heißt das "performatives
Magazin" überschriebene Format, das verdrängte Diskurse um einen
queeren Islam in Performances, Installationen und Vorträgen aktiviert.
Der ivorische Tänzer Franck Edmond Yao, der vor allem aus seiner
Zusammenarbeit mit Monika Gintersdorfer bekannt ist, nimmt in seiner
ersten eigenen Arbeit auf Kampnagel den Spagat zwischen zwei
Kontinenten einerseits wörtlich und thematisiert ihn im Tanz und lädt
andererseits zur Diskussion über Identität zwischen Afrika und Europa
ein.

Seine eigene Erfahrung thematisiert auch Shahin Sheiko, ein syrischer
Regisseur, der seit 2016 in Deutschland lebt und ebenfalls seine erste
Arbeit auf Kampnagel präsentiert. So wie Justin Shoulder, ein
australischer Performer, der mit CARRION zum ersten Mal mit einer
seiner bildgewaltigen Bühnenarbeiten nach Hamburg eingeladen ist.

Aus der lokalen Hamburger Szene gibt es noch drei Uraufführungen:
Ursina Tossi erforscht in WITCHES die Körpergeschichte der Hexe,
Annika Scharm und Hannah Wischnewski vertiefen sich ins Internet mit
ihrer Katzen-Video-Performance MIEZEN: COPYCATS 2019 und Antje
Pfundtner setzt ihre Tanz-Trilogie über die Beweggründe des Beginnens
mit dem Stück SITZEN IST EINE GUTE IDEE fort.

Das Migrantpolitan auf Kampnagel präsentiert weiter fast täglich ein
eigenes Programm und Serien, die aus der Migrantpolitan Community
entstanden sind, wie ORIENTAL KARAOKE und DUB-KE, der arabische
Techno-Abend werden fortgesetzt. Mit der von DJ WAXS initiierten
Clubreihe AFRO PRIDE kommt außerdem ein neues Format für eine
gerechtere Ausgehlandschaft in Hamburg dazu.


Termine September/Oktober 2019

BORIS CHARMATZ

10.000 GESTEN

FR 27.09. - SO 29.09.

Tanz

URSINA TOSSI

WITCHES

DO 26.09. - SO 29.09.

Tanz

NURAN DAVID CALIS / SCHAUSPIEL KÖLN

HERERO_NAMA - A HISTORY OF VIOLENCE

DO 26.09. - SA 28.09.

Theater / Theorie

BÉNÉDICTE SAVOY

ZURÜCK IN DIE ZUKUNFT

SA 28.09.

Theorie

SOLIDARISCHE INSTITUTION

PODIUMDISKUSSION

DO 26.09.

Theorie

TRAJAL HARRELL

MAGGIE THE CAT

FR 04.10. - SA 05.10.

Tanz

JUSTIN SHOULDER

CARRION

MO 03.10. - SA 05.10.

Tanz

WE MOKHTALEFS

EIN PERFORMATIVES MAGAZIN ZU QUEERER MUSLIMISCHER SUBKULTUR

DO 03.10. - SA 05.10.

Theater & Performance / Musik / Theorie

Yolanda Gutierrez

DECOLONYCITIES

SA 5.10. - SO 06.10.

Tanz

Annika Scharm / Hannah Wischnewski

MIEZEN: COPYCATS 2019

MI 16.10. - SA 19.10.

Performance & Tanz, Uraufführung

Jens Dietrich / Milena Kipfmüller

RWANDAN RECORDS

DO 17.10. - SA 19.10.

Performative Soundinstallation

Franck Edmond Yao

DAS SANDWICH SYNDROM

FR 18.10. - SA 19.10.

Tanz & Performance, Uraufführung

Shahin Sheiko

HAPPY NIGHTMARE

DO 24.10. - SA 26.10.

Performance

Institutioneller Rassismus

TEIL 3: SCHULE mit Saraya Gomez

FR 25.10.

Vortrag & Diskussion

Antje Pfundtner in Gesellschaft

SITZEN IST EINE GUTE IDEE

MI 23.10. - SA 26.10.

Tanz, Uraufführrung

Constanza Macras

CHATSWORTH

DO 24.10. - SA 26.10.

Tanz


KONZERTE

ORIENTAL KARAOKE

FR 27.09.

DUB-KE

Adventures in Arab Techno

FR 04.10.

John Mcentire & Sam Prekop / Stefan Schneider

DO 10.10.

Black Midi

DI 08.10.

Salon Queertronique:

»Les Liaisons Dangereuses«

DO 10.10.

Afro Pride

FR 18.10.

Charlie Cunningham

MO 21.10.

Global Feminist Bad(B)ass Presents:

ONE MOTHER

FR 25.10.

Emel Mathlouthi

SA 26.10.

ÜBERJAZZ FESTIVAL presents:

SUN RA ARKESTRA / THE COMET IS COMING / SALAMI ROSE JOE LOUIS

MI 30.10.


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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TIERVERSUCH/786: USA wollen bis 2035 aus Giftigkeitstests aussteigen (MfT)


Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Pressemitteilung vom 11. September 2019

11. September 2019: USA wollen bis 2035 aus Giftigkeitstests
aussteigen



Der Bundesverband Menschen für Tierrechte begrüßt die aktuelle Initiative
der US-Umweltbehörde EPA zur Reduzierung von Tierversuchen, in dem 2035 als
konkretes Ausstiegsdatum für Giftigkeitstests an Säugetieren genannt wird.
Nach Ansicht des Verbandes ist dies eine "schallende Ohrfeige" für
Deutschland, das sich bisher einem Ausstiegsplan verweigert.

Nach der neuen Richtlinie, die der EPA-Chef Andrew Wheeler am 9. September
2019 unterzeichnete, soll die US-Umweltbehörde die Zahl der
Giftigkeitstests an Säugetieren sowie deren Finanzierung durch Steuergelder
bis 2025 um 30 Prozent zu reduzieren. Bis 2035 sollen die sogenannten
Toxizitätstests in den USA beendet und nur noch in Ausnahmefällen möglich
sein. Die Behörde wurde angewiesen, alle vorhandenen Ressourcen zu nutzen,
um Tierversuche messbar zu reduzieren. Dabei soll der Schutz der
menschlichen Gesundheit und der Umwelt gewährleistet sein. Darüber hinaus
fördert die EPA die Erforschung tierversuchsfreier Methoden mit 4,25
Millionen US-Dollar (1). Schon in diesem Jahr soll die Behörde zudem eine
jährliche Konferenz zu neuen tierfreien Methoden durchführen.

Nur Niederlande haben bisher systematischen Abbauplan
In Europa haben bisher nur die Niederlande 2016 einen systematischen
Abbauplan für Tierversuche vorgelegt (2). Dieser umfasst konkrete
Meilensteine und strategische Maßnahmen, wie ein schrittweiser Ausstieg aus
dem Tierversuch gelingen kann. Danach könnten Tierversuche für
regulatorische Sicherheitstests für Chemikalien, Lebensmittelzusätze,
Pestizide und Tier- und Humanmedizinprodukte unter Einhaltung des gleichen
Sicherheitsniveaus bis 2025 beendet werden, sofern die Entwicklung der
fehlenden komplexen tierversuchsfreien Tests angekurbelt wird.

US-Ausstiegsplan ist "schallende Ohrfeige" für Deutschland
"Nach den Niederlanden haben nun auch die USA ein konkretes Ausstiegsdatum
gesetzt, um die grausamen Giftigkeitstests an Säugetieren zu beenden. Das
ist eine schallende Ohrfeige für den vermeintlichen Tierschutzmusterknaben
Deutschland, das die niederländische Initiative bisher noch nicht einmal
unterstützt, von einem eigenen Ausstiegsplan ganz zu schweigen. Dies ist
aus ethischen Gründen verwerflich. Hinzu kommt, dass die Regierung die
Bevölkerung gefährdet, weil sie immer noch auf eine Risikoabschätzung auf
Basis von unzuverlässigen Tierversuchen setzt. Außerdem droht Deutschland
wissenschaftlich den Anschluss bei der Entwicklung neuer humanspezifischer
Verfahren zu verpassen. Das ist unverantwortlich", kritisiert Christina
Ledermann, Vorsitzende von Menschen für Tierrechte.

Jährlich fallen in Deutschland ungefähr ein Viertel aller "Versuchstiere"
gesetzlich vorgeschriebenen Versuchen zum Opfer. Laut Bundesstatistik waren
das 2017 insgesamt 556.946 Tiere, der Großteil davon Mäuse und Ratten.
Knapp die Hälfte davon starb für Giftigkeits- und Sicherheitsprüfungen.
Der Verband hat vor Jahren schon ein Konzept für einen Ausstieg aus dem
Tierversuch vorgestellt.




Das vollständige Dokument finden Sie unter: 


www. epa.gov


Anmerkungen:

(1) Fünf US-Universitäten erhalten Stipendien aus dem "Science to Achieve
Results Program" zur Erforschung tierversuchsfreier Verfahren. Weitere
Informationen unter: 

https://cfpub.epa.gov/ncer_abstracts/index.cfm/fuseaction/recipients.display/rfa_id/642/records_per_page/ALL
(2) Abbauplan der Niederlande unter: www.ncadierproevenbeleid.nl

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. September 2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Geschäftsstelle: Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de
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MELDUNG/075: Recycling-Potential - Bis 2030 können viele Müllverbrennungsanlagen abgeschaltet werden (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 11. September
2019

NABU veröffentlicht neue Studie zur Müllverbrennung

Miller: Bis 2030 können viele Müllverbrennungsanlagen abgeschaltet
werden - Potenzial beim Recycling nutzen



Berlin - Deutschland verbrennt zu viele Abfälle, die eigentlich gut
recycelt werden könnten. Das sind die Erkenntnisse einer neuen Studie
des Öko-Instituts und Alwast Consulting im Auftrag des NABU, die am
heutigen Mittwochabend in Berlin vorgestellt wird.

Würden wir unsere Abfallgesetze vollständig umsetzen, Müll konsequent
trennen und geltende Recyclingquoten einhalten, müssten wir anstatt
aktuell über 26 Millionen Tonnen nur noch 21 Millionen Tonnen Abfälle
jährlich verbrennen. Von einem Entsorgungsnotstand, von dem aktuell
häufig zu hören ist, wäre dann keine Rede mehr. Über ein Fünftel der
derzeitigen Verbrennungskapazitäten deutscher Müllöfen könnte so
reduziert werden. Im ehrgeizigsten Szenario der Studie sinken die
Abfälle zur Verbrennung sogar um mehr als ein Drittel auf 17 Millionen
Tonnen. Die Kreislaufwirtschaft kann somit ihren Beitrag zum Klima-
und Ressourcenschutz leisten, wenn die Müllverbrennung eine kleinere
Rolle spielt als bisher. Vor allem wird immer noch zu viel Bioabfall
verbrannt, statt diesen für die Strom- und Wärmegewinnung zu nutzen.

"In Deutschland haben wir ein riesiges ungenutztes Recyclingpotenzial,
das wir ohne gravierende Gesetzesänderungen heben könnten. Dafür
brauchen wir aber mehr Kommunen, welche die Biotonne für alle
Haushalte einführen und mehr Kreise, die den Gewerbetreibenden bei der
Mülltrennung genauer auf die Finger schauen. Außerdem darf die
Verbrennung von Plastikabfällen, also von fossilen Energieträgern,
nicht länger steuerfrei bleiben. Das sollte auch im geplanten
Klimaschutzgesetz festgeschrieben werden", sagt
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller.

Gäbe es eine flächendeckende Biotonne in Deutschland, könnten fast
vier Millionen Tonnen des Bio- und Grünguts zu Biogas vergärt und zu
Kompost verwandelt werden, statt in den Verbrennungsöfen zu landen.
Ähnliches gilt für Verpackungsabfälle: Wenn die Recyclingvorgaben des
Verpackungsgesetzes eingehalten würden, könnten eine Viertelmillion
Tonnen Verpackungsabfälle als Recyclingmaterial ein zweites Leben
erhalten. Mit einer flächendeckenden Wertstofftonne, in der neben
Verpackungen auch Produkte aus Kunststoffen und Metallen gesammelt
werden, würden knapp eine Millionen Tonnen Verpackungen in das
Recycling geschleust statt in Verbrennungsanlagen. So ließen sich über
3,3 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr einsparen. Bei Gewerbeabfällen gibt
es gesetzliche Vorgaben für mehr Recycling, die jedoch aufgrund
fehlender Kontrollen der Gewerbetreibenden und Behandlungsanlagen
nicht eingehalten werden. Durch Umsetzung der Gewerbeabfallverordnung
könnte man somit weitere 1,7 Millionen Tonnen Abfälle jährlich der
Verbrennung entziehen und 3,5 Millionen Tonnen CO2 einsparen.

Die Studie zeigt außerdem, dass 49 der 66 Müllverbrennungsanlagen in
Deutschland bis zum Jahr 2030 modernisiert werden müssen. Diese
Modernisierungen, die aufgrund von Materialverschleiß etwa alle 25
Jahre erfolgen müssen, betreffen über 60 Prozent der heutigen
Gesamtkapazitäten. Anstatt Hunderte von Millionen Euro in die
Sanierung alter Anlagen zu stecken, sollten Bund, Länder, Städte,
Kreise und Betreiber auf bessere Getrenntsammlung setzen und
gemeinsame Konzepte für den räumlich sinnvollen Rückbau der
Verbrennungsanlagen erarbeiten. "Das Geld wäre viel besser aufgehoben,
würde man es in eine effektive Entsorgungsinfrastruktur mit mehr
Sortierung und Recycling, mehr Abfallberatung und Maßnahmen zur
generellen Reduzierung unserer Müllmengen stecken," so
NABU-Abfallexperte Michael Jedelhauser.




Zusammenfassung der Studie

www.NABU.de/muellverbrennung-studie

Weiterführende Informationen zum Thema Müllverbrennung:

www.NABU.de/muellverbrennung

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 101/19, 11.09.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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VÖGEL/1135: Vogelsterben am Bodensee (idw)


Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. -
02.09.2019

Vogelsterben am Bodensee

Die Region hat innerhalb von 30 Jahren 120.000 Brutpaare verloren



Amsel, Drossel, Fink und Star - am Bodensee wäre die Vogelschar aus
dem bekannten Kinderlied heute viel kleiner als noch vor 40 Jahren:
Lebten 1980 am Bodensee noch rund 465.000 Brutpaare, waren es 2012 nur
noch 345.000 - ein Verlust von 25 Prozent. Dies ist das Ergebnis einer
Studie von Wissenschaftlern der Ornithologischen Arbeitsgruppe
Bodensee und des Max-Planck-Instituts für Verhaltensbiologie. Einst
häufige Vogelarten wie Haussperling, Amsel oder Star sind besonders
stark zurückgegangen. Viele weitere Arten kommen nur noch in geringen,
oft nicht mehr überlebensfähigen Populationen und an immer weniger
Orten rund um den Bodensee vor.




[image: Amsel im Gras zieht an einem Wurm - Foto: © Max Planck Institut für Ornithologie/Michael Dvorak]

Selbst "Allerweltsvögel wie die Amsel werden immer weniger. Die Vögel
leiden vor allem unter dem Mangel an Insekten und dem Verlust an
Lebensraum.

Foto: © Max Planck Institut für Ornithologie/Michael Dvorak



Auf den ersten Blick erscheint die Bilanz der Zählungen von 1980 bis
2012 ausgewogen: Von den 158 rund um den Bodensee vorkommenden Vögeln
haben 68 Arten zu- und 67 abgenommen, das entspricht jeweils rund 43
Prozent. Die Gesamtzahl an Arten hat sogar leicht zugenommen: Auf acht
ausgestorbene Arten kommen 17, die sich neu oder wieder neu
angesiedelt haben, darunter Weißstorch, Wanderfalke und Uhu, die von
Schutzmaßnahmen profitiert haben.




[image: Infografik 'Auf Feld und Wiese'- 31 Arten: 71% abgenommen, 16% konstant geblieben, 13% zugenommen. Anzahl Brutpaare Rebhuhn -100%, Anzahl Brutpaare Feldlerche -88% -Quelle: © Max-Planck-Gesellschaft]

Unter den auf Wiesen und Feldern lebenden Vögeln haben besonders viele
Arten stark abgenommen.

Quelle: © Max-Planck-Gesellschaft



Der Grund für diesen scheinbaren Widerspruch ist, dass vor allem
häufig vorkommende Arten stark zurückgehen. Von den zehn häufigsten
Vögeln am Bodensee haben sechs massiv abgenommen, zwei blieben
unverändert und nur zwei haben zugenommen. Die Bestände des
Haussperlings - 1980 noch die häufigste Art - sind zum Beispiel
seither um 50 Prozent eingebrochen. "Das sind wirklich erschütternde
Zahlen - vor allem, wenn man bedenkt, dass der Rückgang der Vögel
schon Jahrzehnte vor unserer ersten Datenerhebung 1980 begonnen hat",
erklärt Hans-Günther Bauer vom Max-Planck-Institut für
Verhaltensbiologie. Auf längere Zeit gesehen dürften die
Bestandsverluste also noch wesentlich höher sein.

Vogelfeindliche Agrarlandschaft

Auffällig ist, wie unterschiedlich die verschiedenen Lebensräume
betroffen sind. Der Studie zufolge gehen die Vögel rund um den
Bodensee vor allem in Landschaften zurück, die vom Menschen intensiv
genutzt werden. Dies betrifft vor allem die heutige Agrarlandschaft:
71 Prozent der auf Wiesen und Feldern lebenden Arten verzeichnen zum
Teil drastische Bestandseinbrüche. Das einstmals in der
Agrarlandschaft häufige Rebhuhn zum Beispiel ist rund um den Bodensee
inzwischen ausgestorben. Auch Raubwürger, Wiesenpieper und Steinkauz
gibt es dort heute nicht mehr.

Einer der Hauptgründe für diesen Rückgang ist der Verlust von Nahrung.
So haben den Ornithologen zufolge am Bodensee 75 Prozent der
Fluginsekten-fressenden und 57 Prozent der sich von Landwirbellosen
ernährenden Vogelarten abgenommen. "Dies bestätigt, was wir schon
länger vermutet haben: Das durch den Menschen verursachte
Insektensterben wirkt sich massiv auf unsere Vögel aus", sagt Bauer.
Hinzu kommt, dass die heutigen effizienten Erntemethoden kaum mehr
Sämereien für körnerfressende Arten übriglassen. Außerdem zerstören
das frühe und häufige Abmähen großer Flächen, der Anbau von
Monokulturen, der frühzeitige Aufwuchs des Wintergetreides,
Entwässerungsmaßnahmen und das Fehlen ungenutzter Brachflächen vielen
Arten des Offenlandes den Lebensraum.

Aber nicht nur aus Wiesen und Feldern, auch aus den Dörfern und
Städten rund um den Bodensee verschwinden die Vögel. "Ein gestiegenes
Ordnungsbedürfnis und eine geringere Toleranz gegenüber Lärm und
Schmutz macht den Vögeln zunehmend zu schaffen. Offensichtlich können
die Tiere inmitten der Häuserschluchten, Zierbäume und sauberen
Nutzgärten immer seltener erfolgreich brüten", so Bauer. Selbst
"Allerweltsvögel" wie Amsel (minus 28 Prozent), Buchfink und
Rotkehlchen (jeweils minus 24 Prozent) leiden massiv unter den sich
verschlechternden Lebensbedingungen im Siedlungsbereich.

Gewinner und Verlierer im Wald und an Gewässern

Dagegen scheint es den Waldvögeln am Bodensee vergleichsweise gut zu
gehen: 48 Prozent der im Wald lebenden Arten verzeichnen steigende
Bestände, nur 35 Prozent gehen zurück. Ein Beispiel dafür ist der
Buntspecht mit einem Zuwachs von 84 Prozent. Wie andere Spechte
scheint auch er bislang von den größeren Holzmengen in den Wäldern
profitiert zu haben. Auch rund um die Gewässer am Bodensee haben mehr
Arten zu- als abgenommen. Zu den Gewinnern zählt hier zum Beispiel der
Höckerschwan.

Trotzdem gehen auch in den Wäldern viele Vogelarten zurück. Die
Bestände des Waldlaubsängers sind zum Beispiel um 98 Prozent
eingebrochen, die des Sommergoldhähnchens um 61 Prozent. So macht sich
auch am Bodensee die intensive Holznutzung mit kürzeren
Fällintervallen bemerkbar. Selbst in Schutzgebieten werden Horstbäume
sogar während der Brutzeit gefällt. Ältere Bäume werden häufig aus
Gründen der Verkehrssicherung abgeholzt, in den Wäldern werden neue
Wege angelegt und feuchte Stellen trockengelegt.

Alles in allem dokumentiert die letzte Bestandserfassung 2010-2012
dieselben Entwicklungen und Ursachen wie die vorhergehenden Zählungen.
Teilweise hat sich die Situation im Vergleich jedoch nochmals deutlich
verschlechtert. Es gibt kaum Anzeichen dafür, dass sich die Situation
seither zum Positiven gewandelt hat. "Die Lebensbedingungen für Vögel
rund um den Bodensee haben sich in den letzten sieben Jahren eher
weiter verschlechtert. Die Bestandszahlen sind deshalb inzwischen
vermutlich noch weiter gesunken", so Bauer. Deutschlandweiter Rückgang

Mit seiner vielfältigen Struktur und seiner Lage im Voralpenland
bietet der Bodenseeraum an sich hervorragende Lebensbedingungen für
Vögel. Die Veränderungen seiner Natur in den letzten Jahrzehnten sind
jedoch typisch für dicht besiedelte Gebiete mit intensiver Land- und
Forstwirtschaft. "Der Einbruch in den Bestandszahlen vieler Arten, wie
wir sie am Bodensee festgestellt haben, findet deshalb mit großer
Sicherheit auch in anderen Regionen statt", sagt Bauer.

Die Studie ist eine der wenigen Langzeituntersuchungen über die
Brutvogelbestände in Deutschland, die die Brutvogelbestände mit
derselben Methode über einen so langen Zeitraum dokumentiert. An der
jüngsten Datenerhebung von 2010 bis 2012 haben neben den
Wissenschaftlern auch 90 ehrenamtliche Mitarbeiter teilgenommen und
dabei sämtliche Vögel auf einer Fläche von rund 1.100
Quadratkilometern rund um den Bodensee gezählt. Zuvor hatten die
Ornithologen die Bestände erstmals 1980 bis 1981 und dann im
Zehn-Jahresrhythmus erfasst. Die nächste Zählung soll von 2020 bis
2022 stattfinden.

Maßnahmen gegen Artenschwund

Um den Verlust an Biodiversität aufzuhalten, fordern die
Wissenschaftler ein Umdenken in der Landwirtschafts- und Forstpolitik.
Maßnahmen, die Vögeln zugutekommen würden, sind unter anderem:

Drastische Beschränkung von Insekten- und Unkrautvernichtungsmitteln
in der Land- und Forstwirtschaft, auf öffentlichen Flächen und in
Privatgärten Deutlich weniger Düngung Umwandlung von mindestens zehn
Prozent der Landwirtschaftsfläche zu ökologischen Vorrangflächen Auf
Teilflächen unbearbeitete Äcker und Wiesen während der Brutzeit und im
Winter Spätes Mähen außerhalb der Brutzeit der Wiesenvögel und die
Erhaltung von Blühstreifen und Brachflächen zur Samenproduktion
Mindestens fünf Prozent der Waldfläche sollte völlig nutzungsfrei
bleiben Naturnahe Gärten mit einheimischen Pflanzen einrichten

Originalpublikation:

Hans-Günther Bauer, Georg Heine, Daniel Schmitz, Gernot Segelbacher &
Stefan Werner

Starke Bestandsveränderungen der Brutvogelwelt des Bodenseegebietes -
Ergebnisse aus vier flächendeckenden Brutvogelkartierungen in drei
Jahrzehnten.

Vogelwelt 139: 3 - 29 (2019)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.mpg.de/13848390/vogelsterben-bodensee?c=2191

 Pressemitteilung der Max-Planck-Gesellschaft

https://www.mpg.de/biodiversitaet Themenseite Biodiversität

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news722688

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution207

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften e.V. - 02.09.2019
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AKTION/682: Fehmarnbelt - NABU trägt Ostsee symbolisch zu Grabe (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 11. September 2019

NABU trägt die Ostsee symbolisch zu Grabe

Protestaktion gegen den Fehmarnbelttunnel / Miller: Bauvorhaben könnte
Sargnagel für Ostsee werden



Neumünster/Berlin - Zum Auftakt der Baumesse Nord-Bau im
schleswig-holsteinischen Neumünster, bei der in diesem Jahr die feste
Fehmarnbeltquerung im Mittelpunkt steht, hat der NABU heute mit einer
Protestaktion vor dem Messegelände symbolisch die Ostsee zu Grabe
getragen. Während Schleswig-Holsteins Wirtschaftsminister Bernd
Buchholz auf der Messeeröffnung die angeblichen Chancen von Europas
größtem und teuerstem Infrastrukturprojekt für die regionale
Bauwirtschaft pries, verwies die Protestaktion des NABU auf die
erheblichen ökologischen Risiken durch die jahrelange Bautätigkeit.
Die "feierliche Zeremonie" am offenen Sarg sollte symbolisieren, dass
der Bau der festen Fehmarnbeltquerung zum Sargnagel für das ohnehin
schon sehr beanspruchte Ökosystem werden könnte.

"Viele Bereiche der Ostsee sind durch Überdüngung, Fischerei, Bau von
Windparken und Pipelines stark beeinträchtigt. Der Meeresboden ist
durchpflügt, Seegraswiesen gehen zurück. Schweinswale und Fische
leiden unter Klimakrise und Lärm. Der schlechte Zustand des Meeres ist
seit langem bekannt und wissenschaftlich bewiesen", so Leif Miller,
NABU-Bundesgeschäftsführer. "Es wird Zeit zu handeln und das Vorhaben
feste Fehmarnbeltquerung endlich zu begraben."

Das Projekt ist nach Einschätzung des NABU ohnehin überflüssig. Ein
Verkehrsgutachten der Hamburger Verkehrsexperten von Hanseatic
Transport Consultancy HTC hatte kürzlich nachgewiesen, dass sich die
ursprünglichen Annahmen für die Fehmarnbeltquerung durch diverse
Faktoren seit Planungsbeginn fundamental verändert haben. "Es gibt
schlichtweg keinen Bedarf für ein Vorhaben dieser Größenordnung. Die
Planung zur Fehmarnbeltquerung ist von vorgestern. Die zu erwartenden
negativen ökologischen und finanziellen Auswirkungen eines so
gigantischen Projektes würden jedoch die Generationen von morgen zu
tragen haben", sagt Malte Siegert, NABU-Fehmarnbeltexperte. Es sei
politisch unverantwortlich, angesichts der Diskussion um Klimakrise
und Artensterben derartige Vorhaben nicht umgehend auf den Prüfstand
zu stellen.

Im Zuge seiner Klagebegründung gegen den Planfeststellungsbeschluss
zum Bau der Fehmarnbeltquerung hatte der NABU zudem eklatante
Versäumnisse des Vorhabenträgers nachgewiesen. Artenreiche Riffe
entlang der Trasse wurden übersehen oder ignoriert - ein Verstoß gegen
geltendes Recht. "Die von uns beauftragten Taucher wiesen dort streng
geschützte Riffe nach, wo nach Aussage der dänischen Bau- und
Betreibergesellschaft Femern A/S angeblich außer Schlick und Sand
nichts Schützenswertes zu finden ist. Ohne unsere Überprüfung wären
diese fehlerhaften Untersuchungen niemandem aufgefallen", erläutert
Dr. Kim Detloff, Leiter Meeresschutz beim NABU Bundesverband. Unter
diesen Umständen müsse der drohende Umweltschaden durch das geplante
Vorhaben neu bewertet werden.

Nach Einschätzung des NABU ist es eine gefährliche und fragwürdige
Praxis, dass Vorhabenträger ihre Gutachten selbst beauftragen und in
unterschiedlicher Form Einfluss auf die Ergebnisse nehmen können.

Mehr Infos: www.NABU.de/Fehmarnbelt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.09.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/681: Zero Waste Challenge der NAJU Hamburg erfolgreich beendet (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 9. September 2019

Einen Monat plastikfrei(er) gelebt!

Siegerin der Zero Waste Challenge der NAJU Hamburg verbrauchte gerade
mal 15 g Plastikmüll / Weitermachen: Coastal Cleanup Camp vom
20.-22.9. beschäftigt sich mit Plastikmüll im Meer



Gemeinsam mit 80 Teilnehmenden hat die NAJU Hamburg den August
genutzt, um vier Wochen lang so plastikfrei wie möglich zu leben und
einzukaufen. Von der vierköpfigen Familie, über die Studenten-WG bis
hin zum Ein-Personen-Haushalt - die Teilnehmenden waren in vielen
verschiedenen Lebensaltern und -situationen. Sogar eine Kita-Gruppe
mit zwölf Kindern hat an der Challenge teilgenommen.

Durchschnittlich hat jede/r Teilnehmende 340 g Plastikmüll in den vier
Wochen der Challenge verbraucht. In einem Jahr kämen so knapp über 4
kg pro Person zusammen. Die Gewinnerin der Challenge kam insgesamt auf
lediglich 15 g Plastikmüll. Ein anderer Teilnehmer hatte mit 7 Teilen,
die geringste Anzahl an Plastikmüllteilchen. Größtenteils plastikfrei
zu leben ist also sehr wohl möglich! Allen Teilnehmenden, die bis zum
Ende durchgehalten haben, winkt nun ein toller Preis, der auch bei der
weiteren Vermeidung von Plastik im Alltag helfen soll.

"Danke für diese tolle Challenge", schreibt Teilnehmerin Doreen am
Ende der vier Wochen. "Das hat echt Spaß gemacht und einem richtig die
Augen geöffnet. Ich bin weiterhin (größtenteils) ohne Plastik
unterwegs!"

Zum Vergleich: Im Durchschnitt produziert jeder Deutsche 37 kg
Plastikmüll aus Verpackungen im Jahr. Von diesen Plastikabfällen
werden laut einer Studie des Magazins Die Zeit nur 42% recycelt, der
Rest wird größtenteils verbrannt, deponiert oder landet in der Natur.
Die Verwendung von Plastik als Verpackungsmaterial stellt also nicht
nur eine enorme Ressourcenverschwendung dar, sondern gefährdet auch
unser gesamtes Ökosystem.

Dennoch gibt es beim plastikfreien Leben noch viele unterschiedliche
Herausforderungen. Ob es der Schokoladenheißhunger unterwegs ist, das
spontane Picknick im Park mit Freunden oder die Frage, ob regionale
Milch aus dem Tetrapack nicht vielleicht doch umweltfreundlicher ist,
als die aus der Glasflasche. Das Einkaufsverhalten muss gut
organisiert sein, bzw. es muss mehr Zeit zum Selbermachen aufgebracht
werden, da es für einige Produkte häufig (noch) keine plastikfreien
Alternativen gibt. Das Ergebnis lohnt sich aber und es macht kreativ.

Während der Challenge wurden von den Teilnehmer/innen viele Tipps
gesammelt. Vom Behälter für spontane Einkäufe oder Snacks unterwegs,
über upgecycelte Kaffeefilter oder selbstgemachtem Frischkäse bis hin
zu Alternativen für Deos sind viele verschiedene Ideen
zusammengekommen. Diese werden auch weiterhin unter
www.naju-hamburg.de/ergebnisse verfügbar sein.

Für manche Produkte gibt es jedoch (noch) keine guten Lösungen. "Beim
plastikfreien Leben geht es vor allem darum, sich immer wieder zu
hinterfragen und einfach mal anzufangen", sagt die stellv.
Landesjugendsprecherin der NAJU Hamburg und Initiatorin der Challenge,
Lisa Bieber. Doch fraglich bleibt, ob Verbraucher alleine dieses
Problem lösen können. Auch die Politik ist in der Pflicht, die
Plastikflut endlich zu stoppen und insbesondere für Einwegplastik
Alternativen zu finden und zu fördern.

Plastikmüll im Meer - Thema beim Coastal Cleanup Camp der
NAJU

Wem es nicht reicht einfach nur Plastik zu vermeiden, sondern sich
auch aktiv am Umweltschutz beteiligen möchte und zwischen 16 und 27
Jahren alt ist, der kann sich noch bis zum 12.9. für das Coastal
Cleanup Camp der NAJU Hamburg anmelden. Dort dreht sich ein ganzes
Wochenende, vom 20.-22.9., an der Elbe alles ums Thema Gewässerschutz
und Plastikvermeidung. Höhepunkt der Veranstaltung ist eine große
Müllsammelaktion in verschiedenen Naturschutzgebieten entlang der
Elbe. Mehr Infos unter: www.naju-hamburg.de.



Die NAJU ist die Kinder- und Jugendorganisation des NABU. Sie ist
mit über 80.000 Mitgliedern der führende Verband in der
außerschulischen Umweltbildung sowie im praktischen Naturschutz. In
über 1.000 Gruppen vor Ort setzen sich Kinder und Jugendliche bis 27
Jahre für den Natur- und Umweltschutz ein. Weitere Infos und
Mitmachangebote bietet www.NAJU.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 53/19, 09.09.2019
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ENERGIE/300: Selbstversorgung mit Strom aus Wind und Sonne (idw)


Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 02.09.2019

Selbstversorgung mit Strom aus Wind und Sonne



Das Potenzial von Wind- und Sonnenenergie ist groß genug, um Europa zu
hundert Prozent mit erneuerbarer Elektrizität zu versorgen. Das
Ergebnis einer Studie des Instituts für transformative
Nachhaltigkeitsforschung (IASS) in Potsdam führt zu dem Fazit: Auch
auf regionaler oder lokaler Ebene ist Selbstversorgung ausschließlich
über erneuerbaren Strom in vielen Fällen rechnerisch möglich.
Allerdings wird dies im Ballungsraum von Städten mit einem hohen
Landverbrauch einhergehen.

Das Ergebnis der Studie ist an einer interaktiven Europakarte für jede
europäische Region und Kommune online überprüfbar

(https://timtroendle.github.io/possibility-for-electricity-autarky-map/): 
Es braucht einfach nur in eine Region oder ein Dorf
hineingezoomt werden - egal ob jemand aus Landau in der Pfalz kommt,
Berlin, vom Tegernsee oder der italienischen Hauptstadt Rom - die
Karte zeigt europaweit, welches Potential für die Stromerzeugung aus
erneuerbaren Energien jeweils besteht und ob die Region sich damit
selbst versorgen kann.

"Unsere Ergebnisse zeigen, wie schwierig es ist vor allem in dicht
besiedelten Metropolen wie etwa Berlin den eigenen Strombedarf durch
erneuerbare Energiequellen zu decken", sagt Erstautor Tim Tröndle über
das Ergebnis der Studie - "aber wenn sich Metropolen mit den
umliegenden Regionen zusammenschließen, wäre es machbar, denn
technisch sind wir längst soweit." In ländlichen Regionen, oder
Stadtregionen mit viel ländlichem Umland, ist Autarkie basierend auf
Strom nur aus erneuerbaren Quellen möglich: selbst auf der lokalen
Ebene ist das Potential in 75 Prozent der Kommunen ausreichend, um die
jährliche Nachfrage zu decken.

Autarke Stromversorgung auf vier Ebenen

Die Möglichkeit zur autarken, regenerativen Stromversorgung setzt
voraus, dass genügend Flächen zur Energiegewinnung zur Verfügung
stehen. Die Wissenschaftler stellten sich daher die Frage, in welchen
Teilen von Europa das der Fall ist? Dafür untersuchten sie die
nutzbaren Flächen und die darauf gewinnbare Menge an erneuerbarem
Strom auf kontinentaler, nationaler, regionaler und kommunaler Ebene.

Die Autoren vom IASS und der ETH Zürich unter Leitung von Professor
Johan Lilliestam ermittelten einerseits das technische Potenzial der
Dach- und Freiflächen-Photovoltaik sowie der On- und Offshore-
Windkraftanlagen durch eine Analyse der Verfügbarkeit und Zulässigkeit
von Landflächen. Dafür berücksichtigten sie die aktuelle Landbedeckung
und Landnutzung durch Siedlungen oder Agrarflächen und es flossen
Höhenlagen und lokale klimatische Bedingungen mit ein, die begrenzende
Faktoren für eine Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien sein
können. Sie bestimmten so die Menge an Elektrizität, die unter
Berücksichtigung technischer Aspekte erzeugt werden kann.

Eine nachhaltige und sozial verträgliche Stromerzeugung wird
allerdings das technische Potenzial nicht komplett ausschöpfen können.
Deshalb zogen die Wissenschaftler gewisse Flächen ab: In
Naturschutzgebieten zum Beispiel werden keine technischen Anlagen
errichtet und auf Ackerland nur solche, die die Agrarwirtschaft nicht
verhindern. Als Referenzgröße für den angenommenen Bedarf wurden die
Stromverbrauchszahlen des Jahres 2017 verwendet.

Übereinstimmend mit früheren Analysen konnten die Autoren belegen,
dass das technisch-soziale Potenzial von erneuerbarem Strom größer ist
als die Nachfrage auf kontinentaler und nationaler Ebene. Um eine
Stromautarkie ebenso auf subnationaler Ebene zu erreichen, müssten
Regionen allerdings sehr große Teile oder ihr gesamtes nicht bebautes
Land für die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien nutzen, so das
Studienergebnis.

Möglichkeiten für Europa

Bei Anwendung der Einschränkungen des technisch-sozialen Potenzials
beträgt das Gesamtpotenzial auf kontinentaler Ebene 15.000 TWh/a, was
den heutigen Strombedarf mehr als viermal übersteigt. Selbst bei
strengen sozialen Zwängen, bei denen das technische Potenzial um über
90 Prozent reduziert wird, ist das Potenzial Europas für Strom aus
erneuerbaren Energien immer noch hoch genug, um Stromautarkie auf
kontinentaler Ebene zu erreichen.

Auf regionaler und kommunaler Ebene sehen die Autoren die niedrigsten
relativen Potenziale innerhalb von Stadtgrenzen: Beispielsweise zeige
Oslo das geringste Potenzial auf, da weniger als ein Viertel der
Nachfrage nach Strom durch lokale erneuerbare Energien gedeckt werden
könne. Ebenso haben andere städtische Gebiete ein unzureichendes
technisch-soziales Potenzial, darunter die Regionen ×le-de-France
(Paris), Dublin und Berlin. Um hier trotzdem Autarkie zu erreichen,
könnten diese Städte mit dem Umland kooperieren und so dann doch
autarke Metropolregionen formen. Die Autoren zeigen allerdings, wie
das Streben nach lokaler Autarkie zu Konzentrierung der
Stromproduktion hin zu bereits dicht besiedelten Gebieten führt: das
wäre möglich, aber ob es auch wünschenswert ist, muss jede Region für
sich entscheiden.

"Am Ende ist es ein Abwägen zwischen Selbstversorgung und intensiverer
lokaler Flächennutzung auf der einen Seite und der Akzeptanz von
Importen einhergehend mit stärkerer Kooperation mit anderen Gemeinden,
Regionen und Ländern in Europa auf der anderen Seite", sagt Tröndle.
Aber grundsätzlich sei ein stromautarkes, komplett Erneuerbares Europa
möglich, vor allem wenn zwischen den Regionen und Ländern ein Handel
auf den Weg gebracht wird.

Originalpublikation:

Tim Tröndle, Stefan Pfenninger, Johan Lilliestam: Home-made or
imported:
On the possibility for renewable electricity autarky on all scales in
Europe, Energy Strategy Reviews, 29.08.2019.

https://doi.org/10.1016/j.esr.2019.100388



Weitere Informationen finden Sie unter

Link zur interaktiven Europakarte: 

https://timtroendle.github.io/possibility-for-electricity-autarky-map/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news722701 

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1699
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FORSCHUNG/1542: EU fördert Vorbereitungen für europäische Infrastruktur zur Langzeitforschung an Ökosystemen (idw)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ - 02.09.2019

Die EU fördert Vorbereitungen für europäische Infrastruktur zur
Langzeitforschung an Ökosystemen



Mit der finanziellen Förderung von zwei Projekten in Höhe von
insgesamt 14 Millionen Euro schlägt die EU ein weiteres wichtiges
Kapitel in der Entwicklung einer dauerhaften Infrastruktur für die
Langzeit-Ökosystemforschung in Europa auf. Diese Projektfinanzierung
wird sowohl bedeutende organisatorische Fortschritte ermöglichen als
auch die wissenschaftliche Arbeit an den Standorten und Plattformen
von eLTER erheblich vorantreiben. Insgesamt sind 34 Partner aus 24
Ländern an diesen Projekten beteiligt.

Den Kern der europäischen Forschungsinfrastruktur eLTER RI (European
Long-Term Ecosystem, critical zone and socio-ecological Research
Infrastructure) werden ca. 250 ausgewählte Standorte bilden, die alle
biogeografischen Gebiete in Europa abdecken und in denen biologische,
biogeochemische, hydrologische und sozio-ökologische Daten nach
gemeinsamen Standards erhoben und analysiert werden.




[image: Foto: © Juho Aalto]

Quantifizierung des Gasaustauschs verschiedener Baumarten / SMEAR II,
Hyytiälä-Forststation, Universität Helsinki (Finnland)

Foto: © Juho Aalto



Das vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) koordinierte eLTER
PPP (Preparatory Phase Project) wird die operative, technische und
strategische Entwicklung an den bestehenden Standorten in Europa
vorantreiben, um den Herausforderungen des globalen Wandels mit
ganzheitlicher Beobachtung und Analyse von Umwelttrends zu begegnen.
Harmonisierte Methoden und Forschungsansätze werden entwickelt und
etabliert, der Zugang zu Daten wird erleichtert und eine breite
Palette von Nutzergruppen, von der Forschung bis zur Politik, wird
umfassend unterstützt.




[image: Foto: © ZAMG/Matthias Daxbacher]

Forschung zu den Auswirkungen des Klimawandels auf die Kryosphäre
3.100 Meter über dem Meeresspiegel / Sonnblick-Observatorium im
"Nationalpark Hohe Tauern" (Österreich)
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Das Advanced Community Project, eLTER PLUS, das von der Universität
Helsinki in Finnland koordiniert wird, ermöglicht es, die
Leistungsfähigkeit der entstehenden eLTER Forschungsinfrastruktur bis
hin zum operativen Betrieb im Detail zu prüfen und zu verbessern.
Hierfür werden auf den für das Projekt ausgewählten Standorten und
Plattformen in Land-, Süßwasser- und Küstenökosystemen die Integrität
von Ökosystemen, die Auswirkungen des Klimawandels und die
Beeinflussung von Ökosystemleistungen im europäischen Maßstab
untersucht und bewertet.

Warum füllt eLTER RI eine kritische Lücke?

eLTER RI trägt dem wachsenden Wissensbedarf angesichts einer großen
gesellschaftlichen Herausforderung Rechnung: In einer Welt, die
schnellen globalen Veränderungen wie Klimawandel oder
Landnutzungsänderungen unterworfen ist, wirken mehrere Faktoren
gleichzeitig auf Ökosysteme ein. Dies geschieht in komplexen
räumlichen und zeitlichen Mustern und ist häufig mit erheblichen
Verlusten an Biodiversität und Ökosystemleistungen verbunden. Während
solche Effekte kurzfristig gut untersucht sind, ist wenig zu
Langzeiteffekten auf das Gesamtsystem oder zu übergreifenden
Beziehungen und Rückkopplungen zwischen Klima, Wasserhaushalt,
Pflanzen oder Tieren bekannt.

"In Europa erschwert die heterogene Organisation einer großen Anzahl
von Forschungsstandorten und lokalen Expertenteams wissenschaftlichen
Fortschritt - zum Beispiel durch ausschließlich disziplinäre
Untersuchungen oder Unterschiede in der Erfassung, Qualität und
Archivierung von Daten. Wenn wir Wege finden wollen, die Ökosysteme,
von denen unsere Existenz abhängt, zu schützen, müssen wir dies
dringend ändern", sagt der Ökologe Dr. Michael Mirtl, der das eLTER
PPP koordiniert.

"Qualitativ hochwertige und langjährige Datensätze sind extrem wichtig
für die Entwicklung und Validierung unserer Systemmodelle, mit denen
wir Vorhersagen zur Entwicklung von Ökosystemen machen und damit
politische Entscheidungen unterstützen können", betont Prof. Dr. Georg
Teutsch, Wissenschaftlicher Geschäftsführer des UFZ.

Welche Ergebnisse werden eLTER PPP und eLTER PLUS liefern?

Bis 2024 wird das eLTER-PPP-Team den Weg für die Inbetriebnahme der
eLTER-Forschungsinfrastruktur ebnen. Es wird sich dafür vor allem mit
den notwendigen rechtlichen, finanziellen und organisatorischen
Aspekten der eLTER Forschungsinfrastruktur befassen. Dies erfordert,
die Interessen von derzeit über 160 Institutionen aus 27 Ländern, die
das wissenschaftliche Konzept von eLTER aktiv unterstützen, in
Einklang zu bringen.

Dazu gehört unter anderem, für ca. 250 ausgewählte Standorte ein
standardisiertes Programm für die Umweltbeobachtung zu entwickeln. Um
eine umfassende und systematische Erfassung der wichtigsten
europäischen terrestrischen und Süßwasser-Lebensräume sowie
sozial-ökologischen Zonen zu gewährleisten, werden zur Infrastruktur
sowohl größere multidisziplinäre Plattformen als auch kleinere
Forschungsstandorte gehören. Die erhobenen Umweltdaten werden über ein
zentrales Portal bereitgestellt.

Zentrale Schnittstelle zwischen den Anbietern der Umweltdaten, den
Betreibern der Forschungsstandorte und den Nutzern wird ein
Koordinationsbüro sein, das am UFZ in Leipzig entstehen wird: Hier
werden strategische Fragen geklärt, die internationale Vernetzung
gefördert und ein Serviceportal eingerichtet, das den zentralen
Zugriff auf die Forschungsstandorte und ein breites Spektrum an
Informationen ermöglicht. Darüber hinaus übernehmen sogenannte Topic
Center, die von ausgewählten Institutionen in verschiedenen
europäischen Ländern betrieben werden, die Verantwortung für die
zahlreichen wissenschaftlichen, technischen und organisatorischen
Details, die für den Betrieb der komplexen, verteilten Infrastruktur
erforderlich sind. Dazu gehören Fragen der Datensynthese, der
Datenmodellierung, des Technologie- und Wissenstransfers und der
Vernetzung von Forschern verschiedener Standorte.

Während eLTER PPP vor allem die formale Etablierung und Optimierung
der organisatorischen Abläufe zum Ziel hat, wird eLTER PLUS daran
arbeiten, das beste Fachwissen mit der besten Infrastruktur für die
integrierte Erforschung europäischer Ökosysteme zu kombinieren. Des
Weiteren wird eLTER PLUS die gemeinsame Nutzung von Wissen und
Infrastruktur durch die verschiedenen Nutzergruppen optimieren und
fördern. Die Resultate von eLTER PLUS sind damit auch ein wichtiger
Beitrag für das eLTER PPP-Projekt. Dies gilt insbesondere im Hinblick
auf ein umfassendes Verständnis der Anforderungen der Wissenschaft an
die eLTER Forschungsinfrastruktur, die gemeinsame Abstimmung von
Standards für die Umweltbeobachtung oder die Bereitstellung von
zentralen Dienstleistungen. All das sind unerlässliche Aspekte für den
nachhaltigen paneuropäischen Betrieb der eLTER RI.

Wissenschaftliche Basis von eLTER ist der transdisziplinäre "Whole
Systems"-Ansatz zur Erforschung der Folgen des Klimawandels, des
Verlustes an biologischer Vielfalt, der Sicherung der
Nahrungsmittelproduktion und damit verbundener sozialer Veränderungen.
eLTER PLUS ist gleichzeitig ein Laboratorium, um die Bereitstellung
von Daten zu optimieren und deren wissenschaftliche Verwendung z.B.
für die Fernerkundung zu fördern.

"eLTER PLUS und eLTER PPP ebnen den Weg für eine neue Art von
transdisziplinärer Wissenschaft, die in der Welt der immer stärkeren
Gefährdung unserer Ökosysteme dringend benötigt wird. In den nächsten
fünf Jahren werden wir Abläufe für die Bereitstellung und Verarbeitung
von Daten entwickeln, die der gesamten Gesellschaft zugutekommen und
es uns ermöglichen, unsere Umwelt besser zu schützen", sagt eLTER
PLUS-Koordinatorin Jaana Bäck von der Universität Helsinki, Finnland.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.lter-europe.net/elter-esfri

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news722738

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ - 02.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LUFT/633: Neue Methoden zur Messung der Schadstoffbelastung in urbanen Räumen (idw)


Technische Universität Braunschweig - 02.09.2019

Neue Methoden zur Messung der Schadstoffbelastung in urbanen
Räumen



Bislang werden Emissionen, zum Beispiel im Straßenverkehr, stationär
erfasst. Eine Messung in der Höhe könnte weitere Informationen darüber
liefern, wie sich Partikel und Luftschadstoffe wie Stickstoffdioxid
verteilen. Forscherinnen und Forscher der Technischen Universität
Braunschweig entwickeln deshalb zusammen mit der
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt Braunschweig (PTB), dem
Umweltbundesamt und weiteren Partnern ein neues Messsystem auf der
Basis von Drohnen. Das Projekt wird mit insgesamt 2,27 Millionen Euro
durch das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur
(BMVI) gefördert.

Die Reinhaltung der Luft und die Begrenzung der Schadstoffbelastung
sind von großer Bedeutung für die Sicherung der Lebensqualität.
Schadstoffe werden an verschiedenen Standorten stationär gemessen und
mit Modellen vorhergesagt. Die Verteilung der Schadstoffe in der Höhe
kann jedoch bisher nur mit hohem Aufwand erfasst werden. Um die
Vorhersagen zu optimieren und Maßnahmen zur Schadstoffreduzierung zu
überprüfen, wird im Projekt "MesSBAR" ein flexibel einsetzbares
Messsystem entwickelt, erprobt und angewendet. Das Projekt wird im
Rahmen der Förderrichtlinie Modernitätsfonds ("mFUND") mit insgesamt
2,27 Millionen Euro durch das BMVI über drei Jahre gefördert.

In diesem Projekt arbeiten das Institut für Flugführung (IFF) der TU
Braunschweig, das Leibniz-Institut für Troposphärenforschung, das
Forschungszentrum Jülich, die Firma Leichtwerk Research GmbH, die
Bundesanstalt für Straßenwesen, die Physikalisch-Technische
Bundesanstalt Braunschweig (PTB) und das Umweltbundesamt zusammen.

Das IFF koordiniert das Projekt, betreibt die Drohnen und ist
verantwortlich für die Schnittstelle zwischen Messgeräten und
Flugsystem sowie das Datenmanagement.

Ziel ist, mehrere Drohnen mit miniaturisierter Sensorik für Feinstaub,
Ruß, NOx und Ozon auszustatten. Die Flugsysteme werden die
Schadstoffbelastung im Umfeld von Städten und Ballungsräumen bis in
eine Höhe von einem Kilometer messen. Die Daten werden veröffentlicht
und gehen direkt in Modellrechnungen ein, die die Schadstoffbelastung
vorhersagen. Damit sollen genauere Vorhersagen ermöglicht werden und
Maßnahmen gegen die Schadstoffbelastung können flexibel überprüft
werden.

Über den mFUND des BMVI

Im Rahmen der Forschungsinitiative mFUND fördert das BMVI seit 2016
Forschungs- und Entwicklungsprojekte rund um datenbasierte digitale
Anwendungen für die Mobilität 4.0. Neben der finanziellen Förderung
unterstützt der mFUND mit verschiedenen Veranstaltungsformaten die
Vernetzung zwischen Akteuren aus Politik, Wirtschaft und Forschung
sowie den Zugang zum Datenportal mCLOUD. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.mfund.de.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news722737

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution179

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Braunschweig - 02.09.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEDIEN/202: Aktualisierte Broschüre - Das Einmaleins der energetischen Sanierung (Zukunft Altbau)


Zukunft Altbau

Presseinformation 24/2019

Stuttgart, 9. September 2019

Das Einmaleins der energetischen Sanierung

Aktueller Sanierungsleitfaden bietet Hauseigentümern Orientierungshilfe

Zukunft Altbau veröffentlicht aktualisierte Broschüre.



Mit einer energetischen Sanierung können Hauseigentümer Energiekosten
senken, ihren Wohnkomfort erhöhen und einen Beitrag zum Klimaschutz
leisten. Doch eine gelungene Sanierung verlangt eine umfassende
Planung und eine korrekte Durchführung. Wie Hauseigentümer diese
sicherstellen, zeigt der neue Sanierungsleitfaden von Zukunft Altbau,
dem vom Umweltministerium Baden-Württemberg geförderten
Informationsprogramm. Die aktualisierte Broschüre erklärt in zehn
Schritten, wie Hauseigentümer ihr Sanierungsvorhaben starten und
worauf sie bei der Planung und Umsetzung achten müssen. "Wir haben den
Sanierungsleitfaden an aktuelle Gesetze und Finanzierungsmöglichkeiten
angepasst. Neu sind auch die ausführlicheren Erklärungen zur
Wohngesundheit", erklärt Frank Hettler von Zukunft Altbau. Die 56
Seiten umfassende Broschüre ist kostenfrei abruf- und bestellbar unter
www.zukunftaltbau.de/material.

Neutrale Informationen gibt es auch kostenfrei über das
Beratungstelefon von Zukunft Altbau 08000 12 33 33 oder per E-Mail an
beratungstelefon@zukunftaltbau.de.

Kaufen, erben oder bewohnen Hauseigentümer ein Gebäude, das älter als
25 Jahre ist, ahnen sie meist, dass ihre Immobilie sanierungsbedürftig
ist. Wie sie eine Sanierung am besten angehen, wissen viele Eigentümer
von Wohngebäuden jedoch nicht. "Vor allem bei den ersten Schritten
einer energetischen Sanierung erleben wir viel Unsicherheit", erklärt
Frank Hettler. Mithilfe einer Checkliste können Hauseigentümer deshalb
zunächst feststellen, wie hoch der Sanierungsbedarf ihres Gebäudes
ist. Dann erklärt der neu erschienene Leitfaden, worauf es bei einer
Sanierung ankommt und welche Themen, Baumaterialien und Brennstoffe
wichtig sind. Dabei wird auch beschrieben, worauf bei Dämmstoffen und
Heiztechniken zu achten ist.


Experten hinzuziehen, Förderungen nutzen, Wohngesundheit steigern

In einem weiteren Abschnitt zeigt der Leitfaden, warum eine
qualifizierte Gebäudeenergieberatung bei einer energetischen Sanierung
vorteilhaft ist. Unabhängige Energieberaterinnen und Energieberater
helfen mit ihrer professionellen Beratung, ein ganzheitliches
Sanierungskonzept zu erstellen. Denn häufig machen nicht aufeinander
abgestimmte Einzelmaßnahmen das Sanierungsprojekt teuer und
langwierig. "Das A und O einer energetischen Sanierung ist eine
durchdachte Planung", erklärt Frank Hettler. Dazu gehört eine Vielzahl
von Experten, wie Architekten, Fachingenieure, Handwerker und
Behörden. Der Sanierungsleitfaden erklärt, wer für was zuständig ist
und zu welchem Zeitpunkt eingebunden werden sollte. "Auch Maßnahmen
zur Verbesserung der Barrierefreiheit sollten immer mitbedacht
werden", so der Experte.

Der Leitfaden zeigt auch, für welche Leistungen man unbedingt einen
Energieberater hinzuziehen muss. Dazu zählt insbesondere die
Beantragung von Fördermitteln bei den Geldgebern KfW und BAFA. Wo
Hauseigentümer einen professionellen Energieberater finden und welche
Unterlagen dieser braucht, wird in der neuen Broschüre ebenfalls
erklärt.

Auch das Thema Wohngesundheit wird in der Neuauflage des
Sanierungsleitfadens ausführlich beleuchtet. Grundsätzlich gilt:
Krankmachende Baustoffe wie Asbest dürfen heute nicht mehr verbaut
werden. Allerdings sind in einzelnen Baustoffen Lösungsmittel und
andere Luftschadstoffe enthalten. Diese sollten Hauseigentümer
möglichst vermeiden. Wichtig ist auch, Schimmelbildung durch gezielte
Maßnahmen vorzubeugen und für eine gesunde Raumluft zu sorgen. Dabei
helfen das richtige Verhalten beim Lüften oder geregelte
Lüftungsanlagen.

Gesetze und Nutzerverhalten beachten

Die Einhaltung des öffentlichen Baurechts ist ein weiterer wichtiger
Aspekt. So müssen Eigentümer von Häusern in Baden-Württemberg
beispielsweise beim Austausch der Heizungsanlage das
Erneuerbare-Wärme-Gesetz beachten. Es gibt vor, dass nach dem
Heizungstausch mindestens 15 Prozent der Wärme aus erneuerbaren
Energien stammen müssen. Zudem gelten gesetzliche Bestimmungen zur
Benachrichtigung von Mietern und Nachbarn und zur Erstellung von
Energieausweisen. Der Sanierungsleitfaden zeigt auch, welche
Versicherungen für Hauseigentümer ratsam sind.

Um eine optimale Ausführung sicherzustellen, wird in der Broschüre
erklärt, worauf Hauseigentümer beim Prüfen verschiedener Angebote
achten sollten und was während der Bauzeit wichtig ist. Für die Zeit
nach der Sanierung helfen praktische Tipps, die Energiekosten mit dem
richtigen Nutzer- und Wohnverhalten noch weiter zu senken. Dazu
gehören beispielsweise richtiges Heizen und Lüften. Das schont nicht
nur den Geldbeutel, sondern schützt auch das Klima und steigert den
Wohnkomfort.

Zukunft Altbau informiert Wohnungs- und Gebäudeeigentümer neutral
über den Nutzen einer energetischen Sanierung und wirbt dabei für eine
qualifizierte und ganzheitliche Gebäudeenergieberatung. Das vom
Ministerium für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Württemberg
geförderte Informationsprogramm berät gewerkeneutral, fachübergreifend
und kostenfrei. Zukunft Altbau hat seinen Sitz in Stuttgart und wird
von der KEA Klimaschutz- und Energieagentur Baden-Württemberg GmbH
umgesetzt.

 * 

Quelle:

Zukunft Altbau

Presseinformation 24/2019. 09.09.2019

weitergeleitet durch:

PR-Agentur Solar Consulting GmbH,

Emmy-Noether-Straße 2, 79110 Freiburg

www.solar-consulting.de

Zukunft Altbau

Gutenbergstraße 76, 70176 Stuttgart

www.zukunftaltbau.de
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MILITÄR/089: Kein Sprengstoff-Gift auf den Tisch! (NABU SH)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 10. September 2019

Kein Sprengstoff-Gift auf den Tisch!

NABU fordert umgehende TNT-Untersuchung von Speisefisch aus dem
Fehmarnbelt



Neumünster, 9. September 2019 - Als Folge der in der vergangenen Woche
durchgeführten Munitionssprengungen der NATO und der Bundeswehr im
Fehmarnbelt droht jetzt eine erhebliche Umweltbelastung durch die
massive Freisetzung von TNT und weiteren Reaktionsprodukten einer
unvollständigen Verbrennung. Der NABU fordert die für den
Verbraucherschutz zuständige Justizministerin des Landes
Schleswig-Holstein, Dr. Sabine Sütterlin-Waack auf, sämtlichen aus dem
Fehmarnbelt angelandeten Fisch vor dem Verkauf auf sprengstofftypische
Verbindungen zu untersuchen.

Vergangene Woche wurden auf Veranlassung des Wasserstraßen- und
Schifffahrtsamtes Lübeck (WSA) und der Bundeswehr insgesamt 42
englische Grundminen im Fehmarnbelt durch einen NATO Minenjagdverband
gesprengt. Neben der direkten Gefährdung von Meerestieren wie den
Schweinswalen durch die Schockwelle droht jetzt eine weitere massive
Umweltbelastung durch die freigesetzten Sprengstoffe.

Untersuchungen im Rahmen der interdisziplinären, durch die
Bundesregierung und die EU geförderten Forschungsvorhaben UDEMM und
DAIMON zu Auswirkungen von Munition auf die Meeresumwelt wiesen
kürzlich nach, dass Muscheln verschiedene TNT-Derivate aufnehmen und
im Gewebe anreichern können. Fische, die in
Munitionsversenkungsgebieten gefangen wurden, wiesen
sprengstofftypische Verbindungen auf und hatten eine gegenüber
unbelasteten Fischen erheblich höhere Zahl an Tumoren. Aus den
Ergebnissen des Forschungsprojekts des Kieler universitären Instituts
für Toxikologie ließ sich die Gefährlichkeit von Sprengungen für die
Meeresumwelt ablesen. Auch ergibt sich daraus der Verdacht einer
Gefährdung der Lebensmittelsicherheit. Die Wissenschaftler*innen
fanden in Bereichen, in denen vorher gesprengt wurde, eine um ein
Vielfaches höhere TNT-Belastung der Muscheln als in Bereichen, in
denen zwar Sprengstoff offen lag, aber nicht gesprengt wurde.

Das Ministerium für Justiz, Europa, Verbraucherschutz und
Gleichstellung übt die Fachaufsicht aus für in den Kreisen Ostholstein
und Plön angesiedelte Lebensmittelkontrolle. Der NABU sieht das
Ministerium daher auch in der Pflicht, Verbraucher vor den
gesundheitlichen Folgen von unbedachten Sprengaktionen zu schützen.
"Die Justizministerin muss dafür sorgen, dass entsprechende Proben von
einem einschlägig qualifizierten toxikologischen Institut untersucht
werden und nur Meeresfrüchte in den Verkauf gelangen, die nicht durch
den Sprengstoff kontaminiert wurden", fordert Ingo Ludwichowski,
Landesgeschäftsführer des NABU Schleswig-Holstein. Auch die
entsprechenden dänischen Behörden müssen durch die Ministerin gewarnt
werden, denn der Sprengstoff wird durch Strömungen weiter verteilt.
Dies gilt es mit dem beim Institut für Ostseeforschung im Projekt
UDEMM entwickelten Driftmodell zu analysieren, damit der Bereich, aus
dem Fische und Muscheln untersucht werden müssen, bestimmt werden
kann.

Die 42 in der vergangenen Woche gesprengten Minen enthielten insgesamt
rd. 21 Tonnen TNT. Hinzuzurechnen sind vermutlich noch weitere 10
Tonnen durch die Schlagladungen aus den ferngesteuerten
Minenräumgeräten, mit denen Grundminen üblicherweise zur Explosion
gebracht werden. Sprengladungen setzen sich unter Wasser durch den
fehlenden Sauerstoff nicht vollständig zu - harmlosen - Substanzen wie
Kohlendioxid und Stickstoff um. Gerade bei Sprengstoff, der
jahrzehntelang unter Wasser gelegen hat, erfolgt oft nur eine
unvollständige ('low-order') Detonation oder ein schneller Abbrand
('Deflagration'). Beide Vorgänge kontaminieren die Umwelt erheblich
mit krebserregenden und erbgutschädigenden Substanzen aus den
Sprengstoffen. Selbst eine 'high order' Sprengung erfolgt nicht
schadstofffrei. Auch giftige Schwermetalle sind in der Munition
enthalten. "Niemand weiß exakt, welcher Anteil des Sprengstoffs durch
eine Sprengung im Meer verteilt wird. Nach vorsichtigen Schätzungen
eines diesbezüglichen Anteils von nur 10 bis 20% gehen wir davon aus,
dass insgesamt mehr als 5 Tonnen TNT durch die Detonationen fein im
Wasser des Fehmarnbelts verteilt worden sein können", erläutert
Ludwichowski. Durch die schlagartige Freisetzung des hochgiftigen
Sprengstoffs ist die Meeresumwelt unmittelbar gefährdet, anders etwa
als bei Munitionsablagerungen, deren Inhalt sich nur langsam löst und
daher vor allem eine langfristige Gefahr darstellt.

In den vergangenen Jahren gab es einen erheblichen Wissenszuwachs über
Munition im Meer. Dabei wird immer deutlicher, dass nur die Bergung
von Altmunition mit anschließender Verbrennung in geeigneten
Hochtemperaturöfen eine naturverträgliche Alternative darstellt. Die
Bundesregierung hat die Entwicklung von Robotern für die sichere,
automatische Bergung und Beseitigung von Altmunition aus dem Meer im
Rahmen des RoBEMM-Projektes gefördert. Diese zukunftsorientierten
Lösungen sollten nun zum Einsatz kommen, statt an Methoden des letzten
Jahrtausends festzuhalten.

Weitere Informationen und Hintergründe unter

www.NABU-SH.de

 * 

Quelle:

Presseinformation, 10.09.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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STADT/509: Städte natürlich kühlen (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich),
Medienstelle, 04.09.2019

Städte natürlich kühlen



ETH-Forschende haben untersucht, wie Niederschlag und
Bevölkerungsgrösse die Erwärmung von Städten gegenüber ihrer Umgebung
beeinflussen. Sie zeigen auf, dass mehr Pflanzen auf Stadtgebiet die
Temperatur absenken könnten - jedoch nicht überall.

Urbane Wärmeinsel nennt sich das Phänomen, wenn die Temperatur in der
Stadt höher ist als in ihrer Umgebung. Kommen Hitzewellen hinzu, wie
das Anfang Juli in weiten Teilen Europas der Fall war, kann es für
kranke und schwache Menschen gefährlich werden. Forschende der ETH
Zürich haben diese Wärmeinseln weltweit untersucht und zeigen auf,
dass Strategien zur Wärmereduktion in Städten je nach regionalem Klima
unterschiedlich effizient sind. «Wir wissen, dass Pflanzen das Klima
in einer Stadt angenehmer machen, nun wollten wir herausfinden, wie
viele Grünflächen es tatsächlich braucht, um eine deutlich kühlende
Wirkung zu erzielen», sagt Gabriele Manoli, ehemaliger Postdoc an der
Professur für Hydrologie und Wasserwirtschaft der ETH Zürich und
Erstautor der in Nature publizierten Studie.

Mehr Grünflächen nicht immer effizienteste Lösung

Manoli verglich zusammen mit Kollegen der ETH Zürich, der Universität
Princeton und der Duke University Daten von 30'000 Städten und deren
Umgebung. Dabei berücksichtigten die Forschenden die jeweilige
Durchschnittstemperatur im Sommer, die Bevölkerungsanzahl und den
jährlichen Niederschlag. Das Wärmeinsel-Phänomen nimmt zu, je grösser
eine Stadt ist und je mehr Niederschlag in der Region fällt. Mehr
Niederschlag macht die Umgebung im Allgemeinen pflanzenreicher und
damit kühler als die Stadt. Bei 1500 Millimeter Niederschlag pro Jahr,
wie das in Tokyo der Fall ist, ist dieser Effekt am grössten, steigt
aber mit mehr Niederschlag nicht weiter an.

Zwei Klimaextreme veranschaulichen das Wärmeinsel-Phänomen: einerseits
sehr trockene und andererseits tropische Regionen. Eine Stadt wie
Phoenix in den USA könnte durch gezielte Bepflanzung kühlere
Temperaturen als ihre fast wüstenhafte Umgebung erreichen. Eine von
Tropenwäldern umgebene Stadt wie Singapur hingegen würde erst ab einem
sehr hohen Anteil an zusätzlichen städtischen Grünflächen tatsächlich
kühler, jedoch würde die Luft dadurch auch feuchter. In tropischen
Städten sind daher andere Massnahmen zur Kühlung wie Windzirkulation,
Schatten oder neue hitzeabweisende Materialien effektiver. «Eine
einheitliche Lösung gibt es nicht», sagt Manoli. «Es hängt alles von
der Umgebung und regionalen Klimaeigenschaften ab.»

Nützliche Informationen für Städteplaner

Der Vorteil der Studie sei, dass sie eine erste allgemeine Einordnung
von Städten in Form einer Visualiserung biete, die mögliche Ansätze
zur Minderung von urbanen Wärmeinseln aufzeige, so Manoli. «Wer
stadtspezifische Lösungen entwickeln will, um die Wärme zu reduzieren,
braucht aber zusätzliche Analysen und ein detailliertes Verständnis
des Mikroklimas», sagt Manoli. «Allerdings stehen diese Informationen
Stadtplanern und Entscheidungsträgern nur in wenigen Städten - wie
Zürich, Singapur oder London - zur Verfügung.»

Manoli wertet zurzeit die Daten zu anderen Jahreszeiten aus und
untersucht, welche Arten von Pflanzen sich am besten eignen, um die
Temperatur zu senken. Die Unterstützung des Branco Weiss Fellowships
ermöglichte es dem Umweltingenieur, sich zusammen mit Wissenschaftlern
aus den Bereichen Physik, Städteforschung und Sozialwissenschaften
interdisziplinären Forschungsfragen zu widmen.

Originalpublikation:

Literaturhinweis

Manoli G, Fatichi S, Schläpfer M, Yu K, Crowther TW, Meili N, Burlando
P, Katul GG, Bou-Zeid E: Magnitude of urban heat islands largely
explained by climate and population, Nature, 4 September 2019, 

doi: 10.1038/s41586-019-1512-9

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:
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INITIATIVE/190: Klimaschutz vor Ort - Vernetzt geht es besser (idw)


Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung gGmbH -
05.09.2019

Klimaschutz vor Ort: Vernetzt geht es besser

Klimaschutz ist längst ein Thema für Städte geworden - das
Verbundforschungsprojekt KlimaNetze hat in Bielefeld untersucht, wie
durch das bessere Zusammenwirken von Akteuren der lokale Klimaschutz
vorankommen kann.



KlimaNetze hat erforscht, wie sich die im lokalen Klimaschutz
beteiligten Personen und Organisationen aus Zivilgesellschaft, Politik
und Verwaltung miteinander vernetzen. Gemeinsam haben verschiedene
Akteure konkrete Ideen entwickelt und die Zusammenarbeit im und als
Netzwerk weiter ausgebaut. "Unser Ziel war nicht nur, die
Zusammenarbeit beim städtischen Klimaschutz zu erforschen, sondern
auch zu verbessern", berichtet Projektleiter Dr. Martin Stark vom
Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung (ILS). Die
Ergebnisse werden am morgigen Freitag bei der Abschlussveranstaltung
in Bielefeld vorgestellt und diskutiert.

Das Forschungsprojekt setzte dabei in den vergangenen drei Jahren auf
eine Verbindung von Wissenschaft und Praxis. Mit Hilfe einer sozialen
Netzwerkanalyse entstand zunächst ein Überblick über die an
Klimaschutzaktivitäten beteiligten Personen und Organisationen. Bei
einer Ideen-Werkstatt konnten Bielefelderinnen und Bielefelder ihre
Projekt-Ideen einbringen. Zwei dieser Ideen wurden dann auf einer
Auswahl-Werkstatt von allen Beteiligten als Reallabore ausgewählt.
Dort wurden dann als "Realexperimente" gezielte Interventionen für den
lokalen Klimaschutz entwickelt und erprobt. Reallabore ermöglichen
Forscherinnen und Forschern zum einen weiterführende Erkenntnisse über
soziale Prozesse zu erlangen, zum anderen soll durch die Experimente
als soziale Innovation die Zusammenarbeit von Akteuren vor Ort
verbessert werden.

Ein Blick in die Reallabore

Die Reallabore wurden eigenverantwortlich von den beteiligten
Bielefelder Bürgern und Bürgerinnen entwickelt und umgesetzt. Das
Forschungsteam hat durch Moderation, Konzeptionsworkshops, Reflexion
und Beratung unterstützt. Für eine erfolgreiche Umsetzung der
Reallabore hat das Forschungsteam Kommunikationsstrukturen zwischen
Politik, Verwaltung, Zivilgesellschaft und Forschung geschaffen. Unter
anderem gab es einen Mitarbeiter des Forschungsteams vor Ort in
Bielefeld, welcher als Schnittstelle zwischen den Projektgruppen und
der Bielefelder Politik und Verwaltung fungierte und die relevanten
Akteure und Aktivitäten vernetzte.

Das Reallabor "Verkehrsräume umverteilen" zeigte, wie Verkehrsräume
auch anders als nur für den Autoverkehr genutzt werden können. Bei
einem Aktionstag im September vergangenen Jahres wurde so die zentrale
Wilhelmstraße zu einer Flaniermeile. Dieser erste Auftakt diente dazu,
mit Anwohnern und Anwohnerinnen und der Politik darüber ins Gespräch
zu kommen, wie der öffentliche Raum am Beispiel der Wilhelmstraße
zukünftig genutzt und geteilt werden sollte.

Bei dem Reallabor "MobiNetz" stand in der Projektlaufzeit die
Bündelung des ehrenamtlichen Engagements für nachhaltige Mobilität im
Fokus. Bisher parallel laufende Aktivitäten flossen erfolgreich in
einem Netzwerk zusammen. Es konnte gemeinsam eine Einigung über die
zukünftige Ausgestaltung nachhaltiger Mobilität erzielt werden.
Gemeinsam bereitet das "MobiNetz" nun den "Radentscheid", ein
Bürgerbegehren für die Förderung des Radverkehrs, vor.

Sind die Bielefelder Erkenntnisse übertragbar?

Das Format der Reallabore erwies sich als motivierend für die
Beteiligten. "Schnell zeigte sich im Bielefelder Projekt, dass die
Möglichkeit der Vernetzung gewinnbringend für die Akteure ist und den
Klimaschutz vor Ort voranbringt. Diese Erkenntnis ist sicherlich
übertragbar auf andere Kommunen", so Stark weiter. So konnten zum
Beispiel Akteure aus unterschiedlichen gesellschaftlich Bereichen oder
auch aus verschiedenen Ämtern der Verwaltung über die Zusammenarbeit
ein gegenseitiges Verständnis und Vertrauen aufbauen, welches auch für
zukünftige gemeinsame Projekte im städtischen Klimaschutz von Nutzen
sein kann.

Die Erkenntnisse und praktischen Lösungen aus den Bielefelder
Reallaboren wurden auf einem Workshop mit Klimaschutzaktiven aus
Darmstadt diskutiert. Hier konnten in Hinsicht auf die Zielrichtung
der Reallabore trotz Unterschieden, zum Beispiel in den
Verwaltungsstrukturen, einige parallele Entwicklungen
herausgearbeitet werden. So gab es in Darmstadt bereits einen
Radentscheid und auch eine Initiative zur alternativen Nutzung von
Verkehrsräumen.

Die guten Erfahrungen aus KlimaNetze haben gezeigt, dass große
Potentiale in der unterstützten Umsetzung von zivilgesellschaftlich
motivierten Projektideen im Klimaschutz stecken. In einem Folgeprojekt
sollen deshalb die Erfahrungen aus dem Projekt auf sowohl andere
gesellschaftliche Handlungsfelder, wie beispielweise Konsum und
Ernährung, übertragen werden, als auch auf weitere Kommunen oder
Städte transferiert werden.

KlimaNetze ist ein Verbundprojekt der Städte Bielefeld und Darmstadt
mit dem ILS - Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung und
den Lehrstühlen für Organisationssoziologie sowie Planungstheorie und
Stadtentwicklung der RWTH Aachen University. Außerdem wirken die
Transition Town Initiative Bielefeld, die B.A.U.M Consult GmbH und die
Sennestadt GmbH als Praxispartner im Projekt mit. Das Projekt wurde
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert und ist Teil
des Förderprogrammes "Nachhaltige Transformation urbaner Räume".



Das ILS - Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung ist
ein außeruniversitäres Forschungsinstitut, das die aktuelle und
künftige Entwicklung von Städten interdisziplinär und international
vergleichend untersucht. 

Weitere Informationen auf www.ils-forschung.de.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.klimanetze.de

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news722986

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution815

 * 
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VERBAND/400: Bauernpräsident lädt Landwirtschafts- und Umweltministerin zum Gespräch ein (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 9. September 2019

Bauernpräsident lädt Landwirtschafts- und Umweltministerin zum
Gespräch ein

Rukwied: Bauern verstehen die Politik nicht mehr



Vor dem Hintergrund des in der vergangenen Woche verabschiedeten
Gesetzespakets, lädt der Präsident des Deutschen Bauernverbandes,
Joachim Rukwied, Umweltministerin Svenja Schulze und
Landwirtschaftsministerin Julia Klöckner zu einem Gespräch über die
Zukunft der Landwirtschaft ein. Diese Einladung hat er heute bei einem
Zusammentreffen mit den beiden Ministerinnen anlässlich einer
Betriebsbesichtigung persönlich ausgesprochen: "Wir Bauern wissen um
unsere Verantwortung bei der Artenvielfalt. Insektenschutz in der
Agrarlandschaft geht jedoch nur mit den Bauern. Das
Insektenschutzprogramm der Bundesregierung ist ein Affront gegen das
Engagement von uns Landwirten im Umweltschutz. Denn statt kooperativer
Lösungen wird auf Auflagen gesetzt. Viele Bauern sind verzweifelt und
verstehen diese Politik nicht mehr. Daher lade ich die beiden
Ministerinnen zu einem Gespräch über eine kooperative Zukunft von
Landwirtschaft und Naturschutz am Standort Deutschland ein. Vorbild
können auch Lösungen sein, die im F.R.A.N.Z. Projekt entwickelt
werden."

Die beiden Ministerinnen haben am heutigen Montag einen sogenannten
F.R.A.N.Z.-Betrieb besichtigt, wo seit mehr als zwei Jahren in einem
kooperativen Ansatz, unterstützt durch intensive wissenschaftliche
Forschung und Beratung, gezeigt wird, wie sowohl ertragreich
gewirtschaftet als auch die Artenvielfalt in der Agrarlandschaft
bewahrt und erhöht werden kann.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. September 2019

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030 / 31 904 0, Fax: 030 / 31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LANDWIRTSCHAFT





VERBAND/399: Erfolgreicher Naturschutz braucht Dialog (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 9. September 2019

Erfolgreicher Naturschutz braucht Dialog

Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner und Bundesumweltministerin
Schulze zu Besuch auf F.R.A.N.Z.-Demonstrationsbetrieb im Havelland

Gemeinsame Pressemitteilung der Umweltstiftung Michael Otto, des
Deutschen Bauernverbandes, des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft, des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit



Unter der Prämisse, dass Landwirtschaft und Naturschutz nur im Dialog
vorangebracht werden können, besuchen Bundeslandwirtschaftsministerin
Julia Klöckner und Bundesumweltministerin Svenja Schulze zum ersten
Mal gemeinsam einen Demonstrationsbetrieb des F.R.A.N.Z.-Projektes.
Bei ihrem Besuch auf dem Betrieb im Havelland werden die beiden
Schirmfrauen des Projektes von Prof. Dr. Michael Otto, Stifter der
Umweltstiftung Michael Otto, und Joachim Rukwied, Präsident des
Deutschen Bauernverbandes, begleitet. Im Fokus steht die Frage, wie
eine moderne, wirtschaftlich tragfähige Landwirtschaft gestaltet sein
kann, die mit der Förderung der Biodiversität besser in Einklang
steht.

Bundeslandwirtschaftsministerin Klöckner und Bundesumweltministerin
Schulze haben im Jahr 2018 die gemeinsame Schirmherrschaft für das
Projekt übernommen.

Hierzu Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner: "Für den Erhalt
der Landwirtschaft ist Artenvielfalt entscheidend. Gleichzeitig ist
das Vorkommen vieler Arten untrennbar mit dem Ackerbau verbunden. Die
Demonstrationsbetriebe des F.R.A.N.Z.-Projekts bringen diese beiden
Enden zusammen. Sie zeigen auf, wie Artenvielfalt im Rahmen einer
modernen und leistungsfähigen Landwirtschaft bewahrt und gefördert
werden kann. Das Projekt hat dabei große Strahlkraft und ist
zukunftsweisend für die Branche: Denn die Maßnahmen, die hier
entwickelt und erprobt werden, sollen übertragbar sein. Dafür müssen
sie sich einerseits gut in die alltäglichen betrieblichen Abläufe
integrieren lassen. Andererseits dürfen sie für den Landwirt keine
wirtschaftlichen Einbußen nach sich ziehen. Um Praxistauglichkeit und
die konkrete Anwendung geht es. So kann der Spagat gelingen zwischen
Erntesicherung und Effizienz auf der einen sowie dem Erhalt und Schutz
der Biodiversität auf der anderen Seite. Dafür gilt mein Dank an alle
Beteiligte."

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Ich freue mich, dass es auch
in der konventionellen Landwirtschaft Vorreiter mit Weitblick gibt,
die den Naturschutz so beherzt anpacken. Denn eins ist klar: die
Landwirtschaft muss nachhaltiger werden, damit Umwelt und Natur
erhalten bleiben. Sonst verliert die Landwirtschaft ihre eigenen
Grundlagen. Daher ist es gut, dass Projekte wie F.R.A.N.Z. modellhafte
und praxistaugliche Naturschutzmaßnahmen entwickeln - jetzt auch mit
Fokus auf den Insektenschutz. Das ist ganz im Sinne unseres letzte
Woche vom Kabinett beschlossenen Aktionsprogramms Insektenschutz. Das
sieht neben den umfangreichen Schutzmaßnahmen auch vor, dass es mehr
finanzielle Anreize geben wird für all jene Landwirte, die
Insektenschutz ganz konkret auf ihren Agrarflächen umsetzen werden."

Seit mehr als zwei Jahren zeigt F.R.A.N.Z. durch seinen kooperativen
Ansatz sowie intensive wissenschaftliche Forschung und Beratung, wie
es gelingen kann, sowohl ertragreich zu wirtschaften als auch die
Artenvielfalt in der Agrarlandschaft zu bewahren und zu erhöhen. Die
Monitoring-Ergebnisse für die Jahre 2017 und 2018 auf den zehn
Demonstrationsbetrieben verdeutlichen, dass Extensivgetreideflächen,
Feldlerchenfenster in großen Wintergetreideschlägen und
Feldvogelstreifen im Mais zu höheren Feldvogeldichten geführt haben.
Auch der Anteil von Wildpflanzen im Extensivgetreide und in
Blühstreifen ist deutlich höher als auf Vergleichsäckern oder im
normalen Getreidebestand. "Mit F.R.A.N.Z. haben wir ein Projekt auf
den Weg gebracht, dass den Dialog und die enge Zusammenarbeit von
Naturschutz und Landwirtschaft in den Mittelpunkt stellt. Der
kooperative Ansatz ist ein entscheidender Hebel für die Übertragung
der erfolgreich erprobten Naturschutzmaßnahmen auf andere
landwirtschaftliche Betriebe. Gemeinsam setzen wir damit Impulse für
die Gestaltung zukunftsweisender Lösungen zur Förderung der
Biodiversität in der Agrarlandschaft und leisten einen zentralen
Beitrag zur Erreichung der Agrarbiodiversitätsziele in Deutschland und
Europa", betonte Prof. Dr. Michael Otto.

Der Präsident des Deutschen Bauerverbandes, Joachim Rukwied,
unterstreicht die große Bedeutung des Projekts für die gesamte
Landwirtschaft: "Das F.R.A.N.Z.-Projekt zeigt auf beeindruckende
Weise, wie wichtig es ist, die Landwirte in die Gestaltung der
Naturschutzprogramme mit einzubinden und partnerschaftlich
zusammenzuarbeiten. Erfolgreiche Strategien für den Naturschutz in der
Landwirtschaft erfordern Maßnahmen, die nicht nur die Artenvielfalt
fördern, sondern gleichzeitig auch in die Betriebsabläufe integrierbar
und wirtschaftlich tragfähig sind. Nur so lassen sich in der gesamten
Landwirtschaft biodiversitätsfördernde Maßnahmen umsetzen."

Gemeinsam mit Wissenschaftlern und Betriebsberatern setzt Landwirt
Peter Kaim auf seinem rund 780 Hektar großen Ackerbaubetrieb mit hohem
Grünlandanteil verschiedene Naturschutzmaßnahmen um. Auf rund acht
Prozent seiner Betriebsfläche legt er mehrjährige Blühstreifen,
Feldlerchenfenster, Altgrasstreifen und Brachflächen an und fördert
damit die Lebensgrundlagen für Insekten und Feldvögel. Eine enge
Zusammenarbeit aller beteiligten Akteure aus Landwirtschaft,
Wissenschaft und Politik ist notwendig, um die erfolgreich erprobten,
praxistauglichen und wirtschaftlich tragfähigen Naturschutzmaßnahmen
zukünftig auch in entsprechenden Förderprogrammen zu verankern. Um
sicherzustellen, dass auch viele andere Landwirte die
Naturschutzmaßnahmen auf ihren Betrieben umsetzen, ist die Gestaltung
der politischen Rahmenbedingungen für mehr Biodiversität in der
Agrarlandschaft eine der zentralen Zukunftsaufgaben. Dies beinhaltet
auch, dass eine finanzielle Förderung für die angelegten
Naturschutzmaßnahmen gesichert sowie mehr Flexibilität bei der
Umsetzung der Maßnahmen gegeben ist.

Wissenschaftlich begleitet werden die zehn Demonstrationsbetriebe
durch verschiedene Forschungseinrichtungen und Berater in den
Projektregionen. Die Koordinierungsstelle Brandenburg-Berlin des
Deutschen Verbandes für Landschaftspflege (DVL) und der
Landesbauernverband Brandenburg beraten Landwirt Peter Kaim bei der
Umsetzung der Naturschutzmaßnahmen. Die Förderung des Projekts erfolgt
mit Mitteln der Landwirtschaftlichen Rentenbank, mit besonderer
Unterstützung des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft
und der Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung, sowie durch
das Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit.

Weitere Informationen unter www.franz-projekt.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. September 2019
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STANDPUNKT/1124: Weniger Autos! (ROBIN WOOD)


ROBIN WOOD - Pressemitteilung - Hamburg, den 11. September 2019

Weniger Autos!

ROBIN WOOD-Aktive unterstützen Proteste gegen die IAA / Solidarität
mit "Sand im Getriebe"



Gemeinsam mit zahlreichen anderen Umwelt- und Verkehrsgruppen werden
sich Aktive von ROBIN WOOD an Protesten gegen die Internationale
Automobil-Aussstellung IAA beteiligen, die morgen in Frankfurt am Main
beginnt. Statt einer überholten, fossilen Auto-Industrie die Bühne für
deren Image- und Verkaufs-Shows zu geben, fordert ROBIN WOOD wirksame
Maßnahmen zum Zurückdrängen des Autos und zur Durchsetzung einer
klimafreundlichen Mobilität für alle.

Das Thema Verkehrswende steht ganz oben auf die Agenda der wachsenden
Klimagerechtigkeitsbewegung. Denn der Verkehrssektor in Deutschland
ist maßgeblich daran beteiligt, die Klimakrise zu verschärfen. Die 
CO2-Emissionen durch den Verkehr nehmen seit Jahren sogar noch weiter 
zu, während eine drastische Reduktion notwendig wäre.

Hinzu kommt die Belastung durch Luftschadstoffe wie Stickoxide, die
Menschen krank macht. Betrügerische Autokonzerne konnten über Jahre
ungehindert Abgaswerte manipulieren. Den Dreck atmen insbesondere die
Menschen ein, die an den großen Verkehrsachsen der Innenstädte wohnen.

"Trotz Klimakrise und Dreckluft in den Innenstädten bringen die
Hersteller immer noch mehr und größere Spritfresser auf den Markt, und
die Politik feiert die Autoindustrie dafür. Diese einseitige
Wirtschaftspolitik für den Auto-Standort Deutschland ruiniert
Menschen, Städte und Klima und führt in die Sackgasse. Wir brauchen
weniger Autos, um besser mobil zu sein", sagt Dominique Just, ROBIN
WOOD-Verkehrsreferentin. "Die IAA ist ein Anlass, die Autobosse mit
der Realität ihres Zerstörungswerks zu konfrontieren."

In diesem Jahr werden zahlreiche Organisationen ihren breit
angelegten, bunten Protest gegen die Autoindustrie und für eine
klimagerechte Mobilität vor die Tore der IAA tragen.

Das Bündnis "Sand im Getriebe" ruft in diesem Zusammenhang für
Sonntag, den 15. September 2019, zu einer öffentlich angekündigten
Aktion zivilen Ungehorsams auf. Gemeinsam mit Campact, der Deutschen
Umwelthilfe und dem Umweltinstitut München erklärt sich ROBIN WOOD
solidarisch mit den friedlichen Aktionen von "Sand im Getriebe".

In der Solidaritätserklärung heißt es unter anderem "Wir, die
unterzeichnenden Gruppen und Organisationen, sind erschüttert über die
Tatenlosigkeit der Bundesregierung inmitten einer der größten Krisen
der Menschheit. Wir können es angesichts der drohenden
Klimakatastrophe nachvollziehen, wenn sich Menschen zum zivilen
Ungehorsam gegen den fossilen und autozentrierten Verkehr gezwungen
sehen. [...] 'Sand im Getriebe' sendet als Bewegung ein aufrüttelndes
Signal zum Ausstieg aus einer zerstörerischen Technologie und für den
globalen Erhalt der Umwelt. [...] Daher erklären wir uns solidarisch mit
allen Menschen in ihrem friedlichen Protest gegen den fossilen Verkehr
sowie denen, die sich weltweit für eine lebenswerte Zukunft auf diesem
Planeten einsetzen."



Die Solidaritätserklärung im Wortlaut: 

https://www.robinwood.de/sites/default/files/Solidarit%C3%A4tserkl%C3%A4rung_Sand%20im%20Getriebe.pdf

Mehr Infos zu den Protesten (externe Links):

Website zur IAA-Demo und Sternfahrt am 14.9.2019:

https://www.iaa-demo.de/

Website von Sand im Getriebe:

https://sand-im-getriebe.mobi/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 11.09.2019

Herausgeber:

Robin Wood, Pressestelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: presse@robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de
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INTERVIEW/299: Klima auf der Kippe - sanfte Hand, neues Land ...    Matthias Miersch im Gespräch (SB)


Gespräch am 21. August 2019 in Hamburg



Der Jurist Dr. Matthias Miersch aus Laatzen ist Fachanwalt für
Strafrecht. Seit 2005 vertritt er den Wahlkreis Hannover-Land II im
Deutschen Bundestag. Dort ist er stellvertretender Vorsitzender der
SPD-Bundestagsfraktion für die Bereiche Umwelt, Energie,
Landwirtschaft und Tourismus sowie Sprecher der Parlamentarischen
Linken in der SPD-Bundestagsfraktion.

Bei einer Podiumsdiskussion zum Thema "Klima in der Krise. Welchen
Preis braucht CO2?", die auf Einladung des BUND am 21. August 2019 in
der Freien Akademie der Künste Hamburg stattfand [1], machte Miersch
deutlich, daß der CO2-Ausstoß teurer werden muß, dies aber kein
Allheilmittel sei, sondern nur eine von vielen Klimaschutzmaßnahmen
sein könne. Die Koalition müsse in den kommenden Wochen ein
schlüssiges und wirksames Gesamtkonzept liefern. Dazu gehören das
Klimaschutzgesetz, der Kohleausstieg und die gesetzliche Verankerung
des Ausbaus der erneuerbaren Energien auf mindestens 65 Prozent in
2030.




[image: Stehend beim Gespräch - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Matthias Miersch

Foto: © 2019 by Schattenblick





Schattenblick (SB): Wir haben heute abend sehr viele Vorschläge und
Ideen gehört, die dazu beitragen könnten, der Klimakrise etwas
entgegenzusetzen. Es bleiben jedoch nur noch wenige Jahre, um das zu
schaffen. Inwieweit kann man der Fülle dieser Möglichkeiten überhaupt
gerecht werden und müßte man sich nicht verstärkt auf bestimmte
Schwerpunkte fokussieren?

Matthias Miersch (MM): Wir benötigen nicht jeden Tag neue
Einzelvorschläge, sondern vielmehr ein Gesamtkonzept. Wir haben in der
Vergangenheit erlebt, dass beispielsweise aufgrund der deutschen
Wiedervereinigung im Energiesektor durch die Erneuerung des
Kraftwerkparks der ehemaligen DDR Einsparungen erreicht werden
konnten. Aber in anderen Bereichen, insbesondere beim Verkehr, in der
Landwirtschaft und bei Gebäuden ist viel zu wenig passiert. Deswegen
brauchen wir ein Gesamtkonzept, um in den nächsten 30 Jahren die große
Transformation auf den Weg zu bringen. Das hat sich die internationale
Staatengemeinschaft in Paris zum Ziel gesetzt, und ich hoffe, dass die
Bundesrepublik Deutschland einen großen Anteil dazu beitragen wird.

SB: In der vorangegangenen Diskussion auf dem Podium war immer wieder
von einer Verkopplung von sozialen und ökologischen Fragen die Rede.
In welchem Maße kann die Umverteilung, über die wir dabei gesprochen
haben, überhaupt nennenswert dazu beitragen, die soziale
Ungerechtigkeit zu mildern und die Schere zwischen Arm und Reich zu
schließen?

MM: Wir Sozialdemokraten sprechen deshalb auch immer von einer
sozialökologischen Transformation. Wir haben die Riesenchance, die
Frage der Solidarität im 21. Jahrhundert neu zu stellen, indem wir
nämlich sagen, was der Staat und was die Gemeinschaft zukünftig für
den Einzelnen garantiert. Nehmen wir den Bereich Mobilität, wo ohnehin
riesige Investitionen in den öffentlichen Personenverkehr notwendig
sind. Wenn wir das als zentrales Element öffentlicher Daseinsvorsorge
definieren, jedem Menschen Mobilität zu garantieren, können wir ganz
neue Verkehrssysteme erschließen. Davon profitieren die Menschen und
der Klimaschutz. Das gleiche gilt für Förderprogramme für Gebäude oder
auch die Förderung von neuen Technologien, etwa zur
Energiespeicherung. Wir brauchen ein neues Bewusstsein, dass diese
Transformation nur gemeinschaftlich zu stemmen sein wird. Und dann
müssen die, die mehr haben, auch mehr dazu beitragen.

SB: Viele Vorschläge, die eingebracht werden, beruhen darauf, daß das
Wirtschaftswachstum mehr oder weniger so weitergeht wie bisher. Ist
eine Klimawende überhaupt in einer Wachstumsgesellschaft möglich?

MM: Ich glaube, dass wir uns auch sehr grundsätzlichen Fragen stellen
müssen, beispielsweise über die möglichen Grenzen des Wachstums
diskutieren, wie es der Club of Rome seit langer Zeit tut. Wir
brauchen eine Debatte über das Wirtschaftssystem der Zukunft, und die
heutige Veranstaltung war gewissermaßen ein erster Schritt dafür. Wie
können wir etwa die volkswirtschaftlichen Folgekosten einpreisen,
ihnen einen Wert geben. Und wer trägt diese Kosten? Ich halte nichts
davon, lediglich eine Diskussion um Verzicht zu führen. Denn diese
Transformation kann auch ein Gewinn sein, indem wir zum Beispiel
unendliche Energiequellen wie Sonne und Wind für uns nutzbar machen.
Die Transformation kann auch die Lebensqualität steigern, wenn ich
nicht mehr im Stau stehen muss, weil wir uns eine effiziente und
flächendeckende Verkehrsinfrastruktur geschaffen haben. Ob die
Transformation ein Gewinn für uns wird, das haben wir selbst in der
Hand.

SB: Die AfD behauptet, daß es keinen menschengemachten Klimawandel
gibt, und verspricht den Leuten Zugewinn und Durchsetzungsfähigkeit,
wenn wir die knapper werdenden Ressourcen uns Deutschen vorbehalten
und andere Menschen ausgrenzen, die wir als nicht deutsch definieren.
Ist dieses Argument möglicherweise für viele Menschen als vermeintlich
einfache Lösung attraktiv?

MM: Aus diesem Grund ist die Frage der sozialökologischen
Transformation eine Riesenherausforderung für diese Demokratie und ich
warne auch vor Polarisierung. Wir müssen versuchen, die Gesellschaft
zusammenzuhalten. Deshalb ist es mir so wichtig, nicht einzelne,
isolierte Vorschläge zu machen, die am Ende einige überfordern. Wir
müssen die großen gesellschaftspolitischen Fragestellungen miteinander
lösen. Ein Beispiel, für das ich sehr lange gekämpft habe, ist die
Kohlekommission. Dort hatten wir vom BUND über Prof. Schellenhuber aus
dem Potsdamer Klimainstitut bis zur Industriegewerkschaft IG BCE und
dem Bund der Deutschen Industrie alle zusammen an einem Tisch. Jeder
hätte allein für sich anders entschieden. So aber haben sich alle auf
einen Kompromiss verständigt, der über Jahrzehnte tragen kann. Das
Ergebnis der Kohlekommission zeugt vorbildhaft, wie Gesellschaft
gemeinsam Probleme lösen kann.

SB: Heißt das, daß Ihre Auffassung auch innerhalb der eigenen Partei
und in der Bundespolitik keine isolierte Position ist?

MM: Davon bin ich fest überzeugt, denn wir haben viele dieser Dinge in
den Koalitionsvertrag geschrieben. Natürlich werden sie teilweise
anders interpretiert, aber wir sehen jetzt bei der Einigung der
Kohlekommission zum sogenannten Kohleausstieg, dass hier mühselige
Arbeit Früchte trägt. Das gibt Mut, dass wir tatsächlich diese großen
Herausforderungen als Gesellschaft stemmen werden.

SB: Herr Miersch, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnote:


[1] www.schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0152.html


Berichte und Interviews zur Podiumsdiskussion "Klima auf der
Kippe - Welchen Preis braucht CO₂?" am 21. August in der Freien
Akademie der Künste Hamburg im Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → UMWELT → REPORT:

BERICHT/152: Klima auf der Kippe - systemimmanente Veränderungen ... (SB)

BERICHT/153: Klima auf der Kippe - Maßnahme unzureichend ... (SB)

INTERVIEW/294: Klima auf der Kippe - ändern alles, handeln gleich ...    Ricarda Lang im Gespräch (SB)

INTERVIEW/295: Klima auf der Kippe - wachsender Zorn ...    Nele Brebeck im Gespräch (SB)

INTERVIEW/296: Klima auf der Kippe - Smart Cities und 5G-Netze ...    Anja Schmidt im Gespräch (SB)
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AKTIONSTAGE/1029: Coastal Cleanup in NRW - Spaß haben, Müll sammeln, Leben retten mit der NAJU am 21.9.


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 9. September 2019

Spaß haben, Müll sammeln, Leben retten

Küsten-Cleanup mitten in NRW: Die NAJU organisiert Aufräumaktionen an
örtlichen Gewässern, um die Plastikflut zu stoppen. Direkt vor unserer
Haustür.



Düsseldorf - Anlässlich des International Coastal Cleanup Day am 21.
September stellt die Naturschutzjugend (NAJU) NRW mehrere Aktionen auf
die Beine, bei denen jede helfende Hand gefragt ist. In 10 NRW-Städten
sagen die Freiwilligen dem Müll den Kampf an.

Allein Einwegbecher verursachen in Deutschland pro Jahr 31.000 Tonnen
Abfall. Die dazugehörigen Plastikdeckel weitere 9.000 Tonnen. Müll so
schwer wie 6.666 ausgewachsene afrikanische Elefanten, oder 700 sehr
schwere Pottwale - nur aus Einwegbecher. Kaum einer von uns kann sich
davon freisprechen, so einen Becher in den ersten acht Monaten des
Jahres genutzt zu haben. Durchschnittlich 15 Minuten, bis er im Müll
landet. Und in den Meeren, denn unsere Flüsse vor Ort funktionieren
wie Schnellstraßen. Eine Autobahn für Müll. Das Ziel sind unsere Meere
und die Opfer, die Tiere die darin leben.

Deswegen ruft die NAJU NRW zu Müllsammelaktionen in Oberhausen,
Königswinter, Köln, Düsseldorf, Essen, Bonn, Bochum, Xanten, Bocholt,
Wesel, Hamminkeln und Hagen auf. Jeder kann mithelfen. Keine
Anmeldung, keine Altersgrenzen, keine Voraussetzungen. Kommt vorbei
und helft mit. Wann und wo genau ihr dafür sein müsst und ob sich in
den nächsten Wochen weitere Ortsgruppen anschließen erfahrt ihr immer
aktuell auf unserer Projektwebseite: 

https://www.naju-nrw.de/projekte/trashbusters-nrw.

Das Projekt "Trashbusters NRW - das gehört da nicht R(h)ein" wird
gefördert durch die Stiftung Umwelt und Entwicklung NRW.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 09.09.2019

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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AUSSTELLUNG/495: Bielefeld - Fotografien zur wundersamen Welt der Insekten, 12.9.-8.11.2019


Stadt Bielefeld

Fotoausstellung zur wundersamen Welt der Insekten



Bielefeld (bi). In der VHS im Ravensberger Park sind ab Donnerstag,
12. September, eindrucksvolle Aufnahmen von Mücke, Schmetterling und
Co. zu sehen. Insgesamt 14.000 Fotos sind beim Fotowettbewerb
"Insekten - Lebenskünstler, Überflieger, Schönheiten!" von NABU und
CEWE eingereicht worden. 32 dieser Fotografien, darunter die zehn
Gewinner aus NRW, sind bis zum 8. November in der VHS zu sehen. Die
Ausstellung ist montags bis freitags von 10 bis 18 Uhr und samstags
und sonntags von 11 bis 16 Uhr geöffnet. Geschlossen bleibt die
Ausstellung vom 1. bis 3. November. Der Eintritt zur Fotoausstellung
in der VHS, Ravensberger Park 1, 2. OG, ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. September 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/570: Unna - Foto-Exkursion im Wildwald Voßwinkel am 28.9.2019


Stadt Unna

VHS-Aktuell: Foto-Exkursion im Wildwald Voßwinkel 



Kreisstadt Unna. Am Samstag, 28. September 2019, findet eine
Foto-Exkursion der VHS zum Wildwald Voßwinkel statt. Ende September
beginnt die Brunftzeit der Hirsche und es ist eine gute Gelegenheit,
einzigartige Naturaufnahmen zu bekommen. Der Wildwald Voßwinkel bietet
hierfür ideale Voraussetzungen. Die frei zugänglichen Gehege
garantieren die Möglichkeit, den Tieren nah zu kommen und es stören
keine Zäune und Gitter vor der Linse. Auch Wildschweine, Füchse,
Greifvögel und andere Waldbewohner werden abgelichtet.

Am Mittwoch, 25. September 2019 um 19 Uhr findet eine Vorbesprechung
statt. Hier vermittelt Dozent Michael Heimsath die Grundlagen für den
Exkurs. Er gibt Tipps zur Wahl der richtigen Objektive, Arbeitsblende
sowie Belichtungszeiten.

Bei der Nachbesprechung eine Woche später werden die entstandenen
Fotos in der Kursgruppe diskutiert und analysiert.

Anmeldungen nimmt die VHS unter der Telefonnummer 02303/103-713
oder -714, per E-Mail an vhs-zib@stadt-unna.de oder online unter
www.vhs-zib.de entgegen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. September 2019

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101, Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1284: Bielefeld - "Zauberseminar" für Anfänger am 17. September 2019


Stadt Bielefeld

Zauberseminar für Anfänger



Bielefeld (bi). Die Zauberkunst erlernen Interessierte ab Dienstag,
17. September, in einem Kurs der VHS. Kursleiter Andreas Jotzo zeigt
an fünf Terminen verschiedene Zauberstücke, Profi-Tricks und die Kunst
der Täuschung. Gezaubert wird jeweils dienstags von 19.45 bis 21.15
Uhr im Gymnasium am Waldhof, Raum 10, Waldhof 8. Der Kurs kostet 30
Euro, ermäßigt 15 Euro. Zu dem "Zauberseminar" sind außerdem
Notizblock, Stift und ein Kartenspiel mit 52 Karten mitzubringen.
Anmeldungen und Infos unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521
51-2222.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 5. September 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7500: Lippstadt - Baumspaziergang in der historischen Altstadt am 18.9.2019


Stadt Lippstadt

Baumspaziergang in der historischen Altstadt 

After Work-Stadtführung am 18. September



Lippstadt. Bäume erzählen Stadt- und Kulturgeschichte, enthalten
Mythen und Heilkräfte - dies alles und vieles mehr erfahren die
Teilnehmer des Baumspazierganges durch die historische Altstadt. Den
nächsten öffentlichen Rundgang mit Stadtführer Ulrich Bökenkamp bietet
die Stadtinformation am Mittwoch, dem 18. September, an.

Um auch Berufstätigen die Gelegenheit zur Teilnahme zu bieten, startet
diese Führung um 18 Uhr ab Rathaus, sie dauert rund 90 Minuten.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941-58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl begrenzt ist. Die
Teilnahme an diesem Rundgang kostet 7,00 Euro für Erwachsene, ermäßigt
für Schüler und Studenten 3,50 Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. September 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1

59555 Lippstadt

Telefon: 02941 980 0

Telefax: 02941 78111

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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TOUR/7499: Braunschweig - Themenführung mit dem Rad "Weibsbilder on tour" am 14.9.2019


Stadt Braunschweig

Themenführung mit dem Rad: "Weibsbilder on tour"



Braunschweig. Zu einer Themenführung, diesmal mit dem Rad, unter dem
Titel "Weibsbilder on tour" lädt das Städtische Museum Braunschweig am
Samstag, 14. September, um 14 Uhr ein. Treffpunkt ist am Haus am
Löwenwall, Steintorwall 14. Die spannenden, traurigen und imposanten
Lebens-, Liebes- und Leidensgeschichten der Braunschweiger
"Weibsbilder" sind nun erstmals an den Originalschauplätzen zu hören.
Eine Anmeldung ist erforderlich bis spätestens Donnerstag 12.
September, unter der Telefonnummer 0531/470-4504 oder per E-Mail an
martin.baumgart@braunschweig.de. Die Teilnahmegebühr beträgt fünf
Euro.

Gemeinsam wird entdeckt, wo Emmy Scheyer und Ricarda Huch gelebt,
geliebt und gearbeitet haben. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
erfahren einiges über mutige Braunschweiger Politikerinnen wie Minna
Fasshauer, Martha Fuchs und Marie Mathis. Bisher unscheinbare Orte
erhalten durch die Berichte über Alltag und Leben dieser Frauen eine
neue Bedeutung; die "Weibsbilder-Radtour" wird damit zu einer ganz
besonderen Entdeckungsreise. Seit vielen Jahren erfreut sich die
Themenführung "Weibsbilder" durch die Gemäldesammlung des Städtischen
Museums großer Beliebtheit.

Das Städtische Museum, Haus am Löwenwall, ist dienstags bis sonntags
von 10 bis 17 Uhr geöffnet. Der Eintritt beträgt fünf Euro für
Erwachsene, Ermäßigung (für Schüler, Studierende, Auszubildende,
Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des "Braunschweig
Passes") 2,50 Euro. Kinder von sechs bis 16 Jahren zahlen zwei Euro.
Schulklassen und Kinder bis sechs Jahren haben im Städtischen Museum
freien Eintritt. Das Städtische Museum ist uneingeschränkt
barrierefrei.

Das Städtische Museum nimmt teil an der MuseumsCard der Braunschweiger
Museen. Sie ermöglicht einmalig freien Eintritt sowie dauerhaft
ermäßigten Eintritt bei Folgebesuchen für ein Jahr in den sieben
größten Museen Braunschweigs. Die Museumscard kostet 22 Euro und ist
auch im Städtischen Museum erhältlich. Alle Infos unter
www.braunschweig.de/museumscard.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. September 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 12. September 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/the_pentagon_us_department_of_defense_building.jpg





OEBPS/Images/x-35.jpg





OEBPS/Images/20190809_132723.jpg





OEBPS/Images/mq-1b_predator_unmanned_aircraft.jpg





OEBPS/Images/20190809_122136.jpg
pings & b






OEBPS/Images/wett8738_(c)_2019_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/newsimage318466.jpg





OEBPS/Images/b-61_bomb_rack.jpg





OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/newsimage318499.jpg





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/newsimage318500.jpg





OEBPS/Images/p1170386.jpg





OEBPS/Images/p1170337.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Berihic

v

Texbeties .. Dokumentc

Elekironische Zeitung Schatenblick

Domersag 12 Sepmber 2019

POLITIK/ REPORT

Medicn in Hait-
et i
Volker Brin h
59, vk et

Trumps Amerika -

Riistung und Kriege

William Hartung im Gespriich

Inserview it Willan Hartung am 9. fugust 2019 i New York

(SB) 11, September 2019 - Wi
Hiam Hartung, L
and Security Praject am Center
o emtionl Poiy (CTF) und
liger L

de Resource Center am World Po-
liey nsitue, gehon 7o den

OTV und wechsele spiter zar IG.

Druck und Papier 1975 st er
yirnd s Thighl bim

NDR der RFFU bet - (Scie 9

UMWELT/ REPORT

Klima auf der Kippe -
sanfie Hand, neues Land

i Gegerndes Nl
der s

e g bt der ew Yok

Willian Hartung
Fotor

(58) - Der Jurist Dr. Mattias

ot sove Sy s

Times, i
Bulleinof Atomic Sceniss
TheNaion Am . Avgs e
der Schatten

o g S
Nusbaum an der Upper Wests
de von Manbtan

Schatenblick: Herr Horun
wiexeit hat in den USA dic De-
industalisierung und die Verl

Wilan Hrtng: Zuciisobne
Rk der A

et
soicpkionen m»
Watlenherstelle geg
art und Weiben 1
Rustungsbetricben indet man in
der Regel gt bezahlte Ar-
litze vor, deren Inbs

Linken in der
SPD-Bundestagsfiakion, Bei
e oo 2 The
ma "Klima in der Krise. Welchen
P mmmmrn‘"‘ e Ein-
s 515

serung von
die Volksrepublik China und an-
dere Billiglohwlinder 2u_einer
Starkung des politschen Einflus-
<o des obnchin michiigen Ri-

e sid.Das Wobler
ben dicer i

jener m.m,w.w w fn m.
S

i






OEBPS/Images/sph07025-1.jpg





OEBPS/Images/pac-3_erint_missile.jpg





OEBPS/Images/newsimage318467.jpg
Auf Feld und Wiese

Delnensverng dr Lordwtscaf ot massive
Aumwtongen sl ot benden Vogel Federche
e sonen seleteend e ek
romatischen kg dr Vogel uf Pl
Vhose D Houplgnde s dr Vst vn Acker-
o ken Pestode, b
e et e Maten

abgenommen kunslamgtbhzhen zugenommen

REBHUHN

|4 160
‘IIIIID’IIIIIIII‘IUU
-100%
0

FELDLERCHE
A aetdAARRRAAAdARARRY !
-88% =
600

w0 w2 w0 2

|, 5.000





